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Es  gibt  mittlerweile  eine  Reihe  von  veröffentlichten  Zah-
lenschätzungen  über die  Größe  des  ulternativ-ökonomischen  Sek-
tors  (siehe  unten  Fn.  1).  Die  ursprüngliche  Absicht dieses Ka-
pitels  über  den  Bestand  und  die  Entwicklungsfähigkeit  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  war,  diese Veröffentlichungen  kurz 
zu  referieren.  Die  quantitative  Bedeutung  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  sollte  dadurch  beschrieben  werden,  um  für  die 
in  den  folgenden  Kapiteln  behandelten  qualitativen  Probleme 
immer  eine  realistische Vorstellung  über  ihr  quantitatives Ge-
wicht  zu behalten. 
Eine  kritische  Lektüre  der  einzelnen  Studien  wie  auch  ihr 
Vergleich' miteinander  führte  dann  allerdings  zu  der  Überzeu-
gung,  daß  es mit  einem  einfachen  Referat  der  Ergebnisse  nicht 
sein  Bewenden  haben  konnte.  Selbst  die  aufwendigsten  wissen-
schaftlichen  Erhebungen,  nämlich die  über  Nordrhein-Westfalen 
sowie  ·Uber  Hannover  und  Nürnberg,  waren methodisch nicht  unbe-
denklich.  So  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  der  Zweck  der  Arbeit 
an  diesem  Kapitel  gewandelt:  Er  lief  am  Ende  darauf  hinaus, 
die  aus  der  Lektüre  gewonnene  Oberzeugung  zu  begründen,  daß 
die  Zahlenangaben  über  die  Selbstverwaltungswirtschaft  in  den 
einzelnen  Städten  und  Regionen  mit  Vorsicht  zu  benutzen  sind, 
auch  wenn  sie  nur  als  Schätzungen  gelten  sollen;  die  Gültig-
keit der  Zahlenangaben  und  Schätzungen  unbegründet  zu bestrei-
ten,  wäre  ebenso  unakzeptabel  gewesen  wie  ihre  unkritische 
Obernahme. 
Soweit  es  sich  in  den  einzelnen  Studien  nur  darum  handelt, 
daß  sie  voneinander  verschiedene Definitionskriterien  für  Pro-
jekte  und  Betriebe  haben,  ist  ihre  jeweilige  Aussagequalität 
über  strukturelle Eigenschaften der  alternativen  Ökonomie  nor-
malerweise  gar  nicht  ber·ührt.  Insofern  handelt  es  sich  z. B. 
bei  der  NRW-Studie  um  eine  verdienstvolle  Bestandsaufnahme 
alternativ-ökonomischer  Projekte  und  Betriebe  und  bieten  die 
Studien  über  Hannover  und  Nürnberg  sowie  die  über  Harnburg  zu-
sätzlich  informationsreiche  Einblicke  in  wirtschaftliche  und 
soziale  Verhältnisse  der  alternativ-ökonomischen  Betriebe  so-- 6  -
tie  insbesondere  Einstellungen  ihrer  Mitglieder  zu  einer Viel-
zahl  von  Rahmenbedingungen  ihrer  Arbeit.  Es  kann  also  nicht 
die  Rede  davon  sein,  diese  ersten  empirischen  Erhebungen  im 
Feld der  Alternativ5konomie  und  Selbstverwaltungswirtschaft  in 
Bausch  und  Bogen  abzutun.  Wegen  statistischer  On schärfen,  die 
wenigstens  ihren  Ursprung meist  in den  enormen  Schwierigkeiten 
der  Feldarbeit  haben,  k5nnen  diese  Ergebnisse  nur  nicht  mit 
dem  Gütesiegel  der  quantitativen  Exaktheit  versehen  werden. 
Bei  Einblicken  in  Strukturen  ist das meist  weniger  bedenklich 
als  gerade  bei  absoluten  Gesamtzahlen  über  die  Existenz  von 
selbstverwalteten  Betrieben.  Das  Ergebnis  unserer  Analyse  wird 
jedenfalls sein,  daß  man  aus  dem  bisher vorliegenden  Zahlenma-
terial  keine  einigermaßen  exakte  Zahlenvorstellung  über  den 
Umfang  der  Selbstverwaltungswirtschaft der  BRD  gewinnen  kann. 
Eine  solche  ihrerseits vielleicht  wieder  kritikwürdige  Kritik 
..... 
an  solchen  Zahlenwerken  erschein-t  um  so  angebrachter,  als doch 
sehr  schnell  jede  einzelne  solcher  Zahlenangaben  verallgemei-
nert  wird,  zu  Durchschnittsberechnungen mit  anderen  zusammen-
faßt  und  insbesondere  zu  Hochrechnungen  auf die  Bundesrepublik 
Deutschland  verwendet  werden  kann,  wobei  sich die  Fehlermarge 
dann m5glicherweise  noch  vergrößert. 
Was  eine  nüchterne  Analyse  selbst  der  quantitativen  Bedeu-
tung  der  Selbstverwaltungswirtschaft  angeht,  ist  man  aller-
dings  auf  eine  exakte  Festlegung  des  status  quo  gar  nicht  an-
gewiesen  - im  Gegenteil:  Sie  k5nnte  den  Blick  auf  wichtige 
Dinge  verstellen.  Am  Ende  dieses Kapitels  wird  bereits der  Ge-
danke  aufgegriffen,  dem  eine  tragende  Rolle  in  allen  anderen 
Kapiteln  des  Deutschlandberichts  zukommt:  daß  nänlich der  sta 
tus  quo,  wo  immer  er  exakt liegen mag,  ein  Ausdruck  recht  küm-
merlicher  und  jedenfalls stark verbesserungswürdiger  Existenz-
bedingungen  der  Selbstverwaltungswirtschaft  ist,  so  daß  sich 
die  Förderungswürdigkeit  dieser  Lebens- und  Wirtschaftsfonn, 
auch  die  5konomische  F5rderungswürdigkeit,  präzise  erst  nach 
vollzogenen  Strukturverbesserungen  und  gewährter  Förderung  er-
weist  und  nicht bereits  run  Anfang  von  statistischen  Zahlen  ab-
gelesen  we'rden  kann. - 7  -
1.  Kurzbeschreibungen  der  veröffentlichten  empirischen  Erhe-
bungen  oder  Schätzungen  über  alternative  Projekte  in  der 
Bundesrepublik  Deutschland. 
Bis  zur  Anfertigung  dieses  Manuskripts  im  Frühjahr  1985 
sind  dem  Verfasser  aus  einer  größeren  Zahl  von  Veröffentli-
chungen  über  die  Verbreitung  al  ternativ-Ökonotni scher  Betriebe 
(höchstens)  7  voneinander  unabhängige  empirische  Erhebungen 
oder  Schätzungen1  bekannt geworden.  Die  empirischen  Daten  sind 
alle  nur  in  bestimmten  Regionen  oder  Städten  erhoben  worden. 
Sie  dienten  dann  in  mehreren  Fällen  zu  Schätzungen  über  die 
Zahl  der  Betriebe  und  ihrer  Mitglieder  im  gesamten  Gebiet  der 
BRD.  Eine  repräsentative  Pr irnärerhebung  über  die  alternativ-
ökonomischen  Betriebe der  BRD  liegt bis jetzt noch nicht vor. 
Huber:  West-Berlin,  1980 
Der  früheste  Versuch,  den  quantitativen  Umfang  der  Alternativ-
bewegung  zu  erfassen,  wurde  von  Huber  unternommen  (s.  Fn.  1). 
Seine  Zahlen  basieren  auf  "Auswertungen  des  Berliner  Stadt-
buch  1978,  des  Alternativen  Adressbuchs  1979,  der  gesrunmelten 
Projektunterlagen  im  Netzwerk  Selbsthilfe  1978-1979-April  1980 
und  vergleichsinteressehalber des englischen Projektehandbuchs 
In  the  Making  1979"2.  Huber  hat eine  auf diesen Quellen basie-
rende  Hochrechnung  präsentiert.  Danach  schätzt  er  für  1980 
11.500  Projekte  in  der  BRD  und  bei  einer  durchschnittlichen 
Mi tg liederzahl.  von  7  "eine  Zahl  von  80.000  Leuten,  die  in 
Alternativprojekten  engagiert  sind"3.  Dabei  ist  Huber  davon 
ausgegangen,  daß  es  pro  Einwohner  in  Berlin  doppelt  so  viele 
Projekte gibt  wie  im  Bundesgebiet.  Bei  "veränderten  Annahmen" 
würde  nach  Huber  die  Zahl  der  Projekte  zwi sehen  6. 000  und 
15.000,  die  Zahl  der  Mitglieder  zwischen  30.000  und  135.000 
schwanken  können4.  Die  geschätzte  Zahl  der  alternativen  Pro-
jekte  umschließt  damit  bereits  eine  riesige  Spanne.  In  einer 
Tabelle  werden  die  Projekte  nach  ihren  verschiedenen  Zielen 
prozentual  aufgeteilt;  das  reicht von  Produktionsbetrieben bis 
hin  zu  Bürgerinitiativen.  Dieser  Aufstellung  ist nicht  zu  ent-
nehmen,  welche  Projekte  als  ökonomi sehe  Projekte  anzusehen 
sind;  auch  eine  weitere  Aufteilung  in  professionelle,  duale 
und  Freizeit- sowie  EigenarbeitsprojekteS  ist  zu grob,  um  eine - 8  -
Isolierung  der  alternativen  Betriebe  vornehmen  zu  können. 
Dienlicher  ist der  Hinweis,  daß  die  Einnahmen  "bei  nur  knapp 
40%  der  Projekte  überwiegend  aus  eigenständig  erwirtschafteten 
Erlösen"6  stammen.  Danach  würde  es  in  der  BRD  1980  ungefähr 
4.500  alternative  Wirtschaftsbetriebe gegeben  haben.  Außer  den 
"überwiegend  eigenständig  erwirtschafteten  Erlösen  nennt  Huber 
allerdings  keine  weitereren  Kriterien,  nach  denen  er  die 
Zuordnung  zu  den  wirtschaftlichen  Alternativbetrieben  vorge-
nommen  hat.  So  kann  die  Zahl  nicht "überprüft  werden.  Im  übri-
gen  m"üßte  sie  innerhalb  derselben  riesigen  Schwankungsbreite 
gesehen  werden,  die  für  die  Gesamtzahl  der  Projekte  angegeben 
wird.  Schließlich  sind  die  Zahlen  für  eine  Beschreibung  des 
augenblicklichen  Standes  der  Selbstverwaltungswirtschaft  be-
reits etwas  zu  alt. 
Arbeitskreis  "Finanzierung  von Alternativgruppen" 
Zahlen des  Arbeitskreises  "Finanzierung  von  Alternativgruppen" 
für  West-Berlin  1980  sollen  hier  nur  erwähnt  werden,  weil  sie 
als  eigenständige  Schätzung  in  einschlägigen  Veröffentlichun-
gen  zitiert  we rden7.  In  der  eigenen  Veröffentlichung  des  Ar-
bei  tskreises  findet  sich  dieser  Schätzwert  ( 1 .200  bis  1. 500 
Projekte  mit  insgesamt  10.000  bis  15.000  festen,  d.h.  ständig 
aktiven  Mi tgliedern8  für  das  Jahr  1980  in  West-Berlin)  ohne 
Angabe  von  Kriterien,  aufgrund  derer  man  zu  einem  solchen  Er-
gebnis gekommen  ist. Weitere  Angaben  über  strukturelle Auftei-
lung  der  Projekte  auf  die  verschiedenen  Tätigkeitsfelder  sind 
fast  identisch mit  entsprechenden  Angaben  von  Huber  aus dessen 
erwähnter Veröffentlichung.  Auch  ihre Aufteilung  in  professio-
nelle,  duale  und  Freizeit- sowie  Eigenarbeitsprojekte  ent-
spricht der  von  Huber9  und  ist auch  nicht aufschlußreicher. 
Kohlenherger  und  Schwarz:  West-Berlin  1982 
Im  Oktober  1982  wurde  der  Abschlußbericht  eines  Projekts  "zum 
Problern  einer  'Zweiten Kultur'  in  west-Berlin"  veröffentlicht, 
worin  Kohlenherger  und  Schwarz  als  Zahl  von  Projekten  in  West-
Berlin  1982  1.200  angeben10.  Eine  Kontrolle  des  Kriterienge-
brauchs  sowie  insbesondere  eine  Unterscheidung  zwischen  wirt-
schaftlichen  und  nicht-wirtschaftlichen Projekten  ist offenbar 
auch  hier  nicht möglich. - 9  -
Kreutz,  Fröhlich  und  Maly:  Hannover  und  Nürnberg  1982 
Der  1985  veröffentlichte  Abschlußbericht  eines  Forschungsauf-
trages von  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  präsentiert Daten  aus  den 
Regionen  Hannover  und  Nürnberg,  die  mindestens  während  eines 
Halbjahreszeitraums  bis  zum  Sommer  1982  gesammelt  wurden.  Der 
Forschungsbericht  erlaubt,  Methode  und  Schlußfolgerungen  hin-
sichtlich  der  Zahlenangaben  über  die  Selbstverwaltungswirt-
schaft  nachzuvollziehen.  Deswegen  soll  diese  Studie  gesondert 
kritisch gewürdigt  werden  (s.  unten). 
Beywl,  Brombach  und  Engelbert:  NRW  1984 
Dasselbe  gilt  für  die  Untersuchung  des  Landes  NRW.  Diese 
zeichnet  sich  zusätzlich durch eine besondere  zeitliche  Aktua-
1 i tät  aus:  Die  Daten  wurden  zwi sehen  dem  1 5. 12. 1983  und  dem 
15.03.1984  gesammelt11.  Auch  diese  Studie  soll  gesondert 
gewürdigt  werden. 
Grottian  und  Kück:  West-Berlin  1982 
Eine  relativ  neue  Schätzung  gibt  es  auch  für  Berl in.  Danach 
gab  es  1982  in  West-Berlin  7. 500  Mitarbeiter  in  830  Gruppen, 
wobei  davon  260  Gruppen  mit  1.400  Mitarbeitern  auf  den  alter-
nativ-ökonomischen  Sektor  entfallen  12.  Leider  sind  hier  die 
Auswahlkriterien  wieder  nicht ganz  nachzuvollziehen,  z.T.  auch 
erkennbar  dehnbar.  Z.B.  wird  in der  Dissertation  von  Kück  auf 
fünf  vorher  ge~annte Auswahlkriterien  verwiesen  (Selbstverwal-
tung,  neutralisierte  Eigentumsform,  Orientierung  der  Betriebe 
am  Rotationsprinzip,  Prlinat der Dezentralität  und  Wirtschaften 
nach  dem  Kostendeckungsprinzip) 13,  jedoch  mit  der  Anmerkung, 
man  habe  "besonders Gewicht  auf  das  Kennzeichen  'Selbstverwal-
tung'  gelegt"14,  gleichzeitig  angedeutet,  daß  die  anderen  Kri-
terien  nicht  in  jedem  Fall  mitentscheidende  Bedeutung  haben. 
Im  übrigen  ist  beispielsweise  mit  Kapitalneutralisierung  so, 
wie  sie  definiert  wird15,  eher  eine  programmatische  Zielvor-
stellung  gemeint  als  ein  gegebener  Zustand;  sonst  hätte  ver-
mutlich  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  Projekte  überhaupt  be-
rücksichtigt  werden  können.  Auch  daß  Grottian  und  Kück  vom 
alternativ-ökonomischen  Sektor  annehmen,  "daß  die  Zahl  von -10 -
1.400  Mitarbeitern  in  etwa  auch  der  Zahl  der  real  vorhandenen 
und  bezahlten  Arbeitsplätze  entspricht"16,  ist  mit  den  Er-
kenntnissen  anderer  empirischer  ForAchungen  nicht  in  Einklang 
zu  bringen,  wonach  auch  im  alternativ-ökonomischen  Sektor  oft 
nur  ein Teil  der  Beschäftigten  von  der  Arbeit  im  Betrieb leben 
kann  { vgl.  die  Arbeiten  von  Beywl,  Brombach  und  Engelbert  so-
wie  von  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly,  wo  diese  Tatsache  ja  u.a. 
zum  Definitionskriterium erhoben  wurde). 
Unter  Verwendung  ihrer  eigenen  Daten  über  Berlin  sowie  der 
Daten über  Hannover  und  Nürnberg  von  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly 
schätzt  Kück  die  Zahl  der  "Projekte  und  Betriebe"  sowie  ihrer 
Mitarbeiter  für  die  Bundesrepublik  Deutschland  im  Jahre  1983 
{siehe die  Tabelle  1). 
Tab.  1:  Die  Größe  des  alternativen  Sektors  in der  Bundesrepu-
blik  Deutschland·1983  (Schätzung)  * 
Anzahl  der  Projekte  Anzahl  der  Anzahl  der 
~ 
Projekte  und  Mitarbeiter 
Betriebe  (Arbeitsplätze) 
' 
Alternative  Sozial- I 
dlenstlelstungen  10.000  80.000 
I  Alternativ-ökonomi- I 
scher  Sektor·  4.000  24.000 
I 
G  e  s  a  m  t  14.000  104.000 
-- -
*  Quelle:  M.  Kück,  Neue  Finanzierungsstrategien  •.• ,  a.a.o., 
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Diese  Hochrechnung  ist jedoch mit einer  Reihe  von  Fragezei-
chen  zu  versehen.  Die  Schätzung  der  alternativen  Projekte  und 
Betriebe  wird  eingeleitet mit  dem  Satz:  "Schätzt  man  nun  auf 
der  Basis  der  erhobenen  Regionaldaten,  unter  BerUcksichtigung 
von  Besonderheiten  ("Nord-Süd-Gefälle"),  die  Zahl  der  alterna-
tiven  Projekte  und  Betriebe  ( inkl.  dem  Mi tarbei  terpotential), 
so  erhält  man  folgendes  Ergebnis  (ohne  kulturelle  Projek-
te).  n17  Es  ist leider  nicht  zu  erkennen,  in  welcher  Weise  fUr 
diese  Schätzung  die  Ausgangsdaten  aus  den  drei  Regionen  be-
nutzt  wurden.  Es  scheint  demgegenUber  sicher  zu  sein,  daß  der 
Schätzung  zu  den  Regionen  Hannover  und  Nürnberg  falsche  Daten 
zugrunde  liegen.  Denn  eine  Aufteilung  in  einen  Sozialdienst-
leistungssektor  und  einen  alternativ-ökonomischen  Sektor  und 
sonstiges  (Kulturbereich  etc.)  wird  von  Kreutz,  Fröhlich  und 
Maly  in  der  von  Kück  zitierten  Quelle  nicht  vorgenommen  und 
ist  wahrscheinlich  aus  einer  Grobgliederung  nach  Wirtschafts-
zweigen  berechnet  worden18.  Es  ist jedoch  zweifelhaft,  ob  die-
se  Gliederung  in  eine  solche  nach  Sozialdienstleistung  einer-
seits  und  ökonomischer  Orientierung  andererseits  umzugruppie-
ren  ist.  Schließlich lassen  sich  wahrscheinlich  aus  dem  Mate-
rial  von  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  die  alternativen  Wirt-
schaftsbetriebe  (nämlich  solche,  die  fUr  wenigstens einen  Teil 
der  Belegschaft  den  Lebensunterhai  t  aus  Marktleistungen  be-
streiten  helfen)  Uberhaupt  nicht  herausfiltern;  sie  sprechen 
zwar  von  der  Erwerbsfunktion  des Projekts als  einem  notwendi-
gen  Definitionsmerkmal,  sie  scheinen  jedoch auch die  Bezahlung 
von  Stellen  durch  den  Staat,  also  die  Subvention,  mit dazuge-
zählt  zu  haben  (vgl.  hierzu den  Abschnitt  Uber  die  Studie  von 
Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  weiter  unten). 
Personn  und  Tiefenthal:  Harnburg  1983 
Personn  und  Tiefenthai  haben  in  ihrer  Studie  über  Harnburg 
einerseits relativ  stark einschränkende  Auswahlkriterien  ange-
legt19.  Sie  interessierten  sich  nur  für  marktorientierte  Pro-
jekte,  nennen  auch  nur  diese  alternativ-ökonomisch.  Projekte 
des  "Sozialdienstleistungssektors"20  wurden  nicht  in  die 
Untersuchung  einbezogen.  Das  ist eine  strengere  Aussortierung 
als beispielsweise bei  Fröhlich,  vermutlich  auch eine  strenge-
re  als  dem  eigenen  Einteilungsziel  entspricht,  und  zwar  immer 
dann,  wenn  in  diesem  Sektor  doch  einrnal  Dienstleistungen  am 
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Markt  angeboten  und  auch  vom  Markt  entlohnt  werden.  Außerdem 
mußten  diese  Betriebe  mindestens  einen  Vollzeitarbeitsplatz 
bieten  und  mindestens  zwei  Mi tg 1 ieder  haben.  Andererseits 
haben  sie  nicht  die  in  ihren  Augen  "sehr  strengen"  Netzwerk-
Selbsthilfe-Kriterien  angewandt,  sondern  waren  zufrieden,  wenn 
die  Projekte  sich  entweder  durch  die  Art  der  Produkte  und 
Dienstleistungen  oder  durch  alternative  Organisationsstruktu-
ren  auszeichneten.  Selbstverwaltung  war  also  nicht  zwingend 
Voraussetzung  dafür,  gezählt  und  befragt  zu  werden.  Was  das 
Alternative  der  Produkte  {wohl  auch  der  Produktion)  angeht, 
haben  die  Verfasser  die  Selbsteinschätzung  der  Befragten 
zugrunde gelegt.  Das  Daterunaterial  wurde  auf die  übliche  Weise 
erhoben:  Netzwerkkartei,  alternativer  Stadtführer,  der  zu 
jener  Zeit  als  veraltet  bezeichnet  wurde,  Anzeigen,  Beiträge 
in  Szene-Blättern,  Branchen-Fernsprechbuch  und  andere  Quel-
len21.  Die  Interviews  wurden  vom  September  1982  bis  März  1983 
durchgeführt22.  Nach  eigener  Aussage  haben  die  Verfasser  ihre 
Adressenliste  "im  Laufe  der  Untersuchung  ständig  ergänzt"23, 
die  Daten  geben  also  den  relativ  neuen  Stand  vom  Frühjahr  1983 
an.  Nach  einer  ersten  Sichtung  der  Adressen  "ergab  sich  eine 
Liste mit 80  Adressen  von  Projekten,  die mit  hoher  Wahrschein-
lichkeit  unseren  subjektiven  'Kriterien'  entsprachen"24.  Nach 
telefonischen  Kontakten  mit  den  erwähnten  80  Betrieben  redu-
zierte  sich  die  Zahl  auf  70.  Die  Verfasser  sprechen  jedoch, 
ohne  das  zu  erläutern,  an  anderer  Stelle  von  124  Projekten  im 
Hamburg2 5.  Von  den  70  Projekten  existierten  6  nicht  mehr, 
weitere 6  konnten  nicht erreicht  werden;  es ist nicht  klar,  ob 
diese  Korrekturen  auf die  Gesamtzahl  der  Hamburger  alternativ-
ökonomi sehen  Betriebe  hochgerechnet  wurde.  Unter  den  44 
Befragten  Projekten  {zu  den  12  nicht  mehr  existierenden  oder 
nicht  auffindbaren Projekten  kamen  weiter  14,  die die  Teilnah-
me  verweigerten)  gab  es  schliei3lich  11,  also  25%,  die  'nur' 
ein  alternatives Produkt  anboten,  also  keine  alternative Orga-
nisationsstruktur  hatten  {ge1neinsames  Eigentum,  demokratische 
Selbstverwaltung  usw.) •  Diese  11  {oder  gar  2 5%  von  124  bei 
einer  Hochrechnung?)  müßten  von  der  Gesruntzahl  abgezogen 
werden,  wenn  man  den  in  allen  anderen  Studien  angelegten 
Kriterienkatalog  zugrunde  legt.  Diese  kritische  Anmerkung  ist 
auch  deswegen  wichtig,  weil  Beywl,  Brombach  und  Engelbert 
ihrer  Schätzung  für  die  BRD  die  Zahl  von  124  Betrieben  für 
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Harnburg  zugrunde  legen,  um  die  dortige  Projektdichte  pro  Ein-
wohner  zu  berechnen. 
Die  beiden bisher  statistisch größten  und  methodisch diffe-
renziertesten  und  genauesten  empirischen  Erhebungen  sind  die 
von  Beywl,  Brombach  und  Engelbert  sowie  von  Kreutz,  Fröhlich 
und  Maly;  diese  Studien  sollen  nun  jeweils  einer  gründlichen 
Betrachtung  unter zogen  werden. 
2.  Die  NRW-Studie  von  Beywl,  Brombach  und  Engelbert 
2.1.  Zur  definitorischen  Eing renzung  des  Untersuchungsgegen-
standes 
Die  Verfasser  trennen  zunächst  zwischen  einem  Widerspruchs-
sektor,  dem  sie  Bürgerinitiativen,  Bürgerkomitees  und  partei-
artige  Gruppen  zuordnen,  und  dem  Rest,  dem  sogenannten 
"Selbsthilfesektor",  den  sie  den  "Güter  und  Dienstleistungen 
produzierenden  Teil"26  nennen.  Das  ist  insofern  verwirrend, 
als  mit  dem  Begriff  "Selbsthilfe"  ungangssprachlich  eher  eine 
Selbstversorgung  mit  Gütern  und  Diensten  gemeint  ist als  die 
Produktion  von  Gütern  und  Diensten  für  den  Markt,  die  unter 
ihren  Begriff  subsumiert  wird.  In  einem  anderen  Zusammenhang, 
wo  es  um  den  Unterschied  zwischen  alternativ-ökonomischen Pro-
jekten  und  alternativen  Verbraucherzusammenschlüssen  geht, 
nennen  die Verfasser  denn  auch  nur  die  letzteren "Selbsthilfe-
zusammenschlüsse"! 27 
Nach  einer  sehr  umfangreichen  Aufzählung  von  Ideen,  an 
denen  sich die  alternativ-ökonomischen Projekte orientieren28, 
nennen  sie  fünf  Minimalkriterien,  die  ihrer  Erhebung  als 
Abgrenzungsmerkmale  für  alternativ-ökonomische  Projekte 
zugrunde  liegen29: 
1.  Identität  von  Trägern  und  Mitarbeitern  (Eigentum  der  Pro-
du.ktionsmittel  liegt bei  den  Arbeitenden), 
2.  gleiches Entscheidungsrecht, 
3.  Mindestzahl  von  3  Mitgliedern, 
4.  Selbstverständnis  und  Selbstdarstellung  als alternativ-öko-
nomisches  Projekt  ("Wir  sprechen  von  einem  alternativ-öko-- 14  -
nomischen  Projekt  dann,  wenn  sich  in  seinen  schriftlichen 
und  mündlichen  Selbstdarstellungen  zumindest  Ansätze  dafür 
finden,  modellhaft  Perspektiven  für  ein  verändertes  Leben 
und  Arbeiten  ·zu  eröffnen. n30) 
5.  Erwi rtschaftung  des  Lebensunterhai ts der  Mitarbeiter/  innen 
Dieses  5. 
11 Merkmal  1 iegt  dann  vor,  wenn  z. B.  LÖhne  oder 
'Taschengeld'  an  die  Mitglieder  ausgezahlt  werden  oder  wenn 
das  Lebensnotwendige  in  Naturalien  durch  die  Wirtschafts-
und  Lebensgemeinschaft bereitgestellt wird" .31 
In  gewisser  Weise  bemerkenswert  ist das  4.  Abgrenzungskri-
terium.  Mit  den  ersten  beiden,  nämlich  dem  gemeinschaftlichen 
Eigentun  und  der  demokratischen  Entscheidungsstruktur  sind 
doch  schon  wesentliche 
11Perspektiven  für  ein verändertes  Leben 
und  Arbeiten"  vorhanden,  zwei  Grundmerkmale  alternativer  Öko-
nomie.  Auch  in  diesen  beiden  Merkmalen  kommt  bereits  eine 
11 gesellschaftliche  Funktion  ..  zum  Ausdruck,  für  die die  Autoren 
offenbar  aber  nur  zusätzliche  Zielsetzungen  gelten  lassen 
wollten32.  Je  gründlicher  sie  das  getan  haben,  um  so  wahr-
scheinlicher  haben  sie  dann  Betriebe  unberücksichtigt  gelas-
sen,  die  von  anderen  ohne  weiteres  zur  alternativen  Ökonomie 
gerechnet  werden. 
Das  5.  Abgrenzungskriterium,  mit  Hilfe dessen  für  den  Markt 
produzierende  Betriebe  von  eigenbedarfsorientierten  Betrieben 
unterschieden  werden  sollten,  macht  die  ganze  Schwierigkeit 
der  definitorischen  Abgrenzung  deutlich:  Es  gibt  fließende 
Obergänge  zwis~hen Wirtschaftsbetrieben  und  Selbsthilfeprojek-
ten,  und  jede  Grenzziehung  ist  willkürlich.  Beywl,  Brombach 
und  Engelbert definieren bei diesem  Kriterium  allerdings  recht 
locker:  Schon  das  Taschengeld  oder  die  Selbstversorgung  mit 
Naturalien  reicht  aus,  um  eine  Gruppe  als  Wirtschaftsbetrieb 
zu  kennzeichnen. 
Demgegenüber  ist die  notwendige  Voraussetzung  von  drei  Mit-
gliedern  im  Vergleich  zu  anderen  empirischen  Erhebungen  wiede-
rum  recht  restriktiv.  So  zeigt  sich,  daß  einerseits restrikti-
ve,  andererseits  großzügige  Definitionen  quantitative  Auswir-
kungen  auf  die  Erfassung  des  Gegenstands  haben,  die  nicht mehr 
exakt  quantifiziert  werden  können. - 15  -
2.2.  Schritte,  Schwachstellen  und  Ergebnisse 
Zunächst  wurden  regionale  und  überregionale  Adressenver-
zeichnisse  zusammengestellt  (Stadtbucher,  lokale Verzeichnisse 
mit  Kurzbeschreibungen  der  Projekte,  für  einige  Branchen  bun-
desweite  Gesamtverzeichnisse,  die  262  Projekte  repräsentie-
ren) •  Sodann  wurden  Informationen  von  "Vernetzungspersonen  und 
-gruppen",  sogenannten  Drehpunkteinrichtungen  und  -personen, 
eingeholt.  Schwierigkeiten  bestanden  hier  darin,  daß  diese 
keine vollständigen  Karteien  hatten  und  manchmal  Ausgrenzungen 
vornehmen,  die  nach  den  Kriterien  der  Verfasser  nicht  vorge-
nommen  worden  wären.  Manche  1 ändl iche  Region  hatte  überhaupt 
keine  Vernetzungsinfrastruktur,  was  zu  weißen  Flecken  auf  der 
Projektlandkarte  führte.  Außerdem  wuchs  bei  einigen  Mi tglie-
dern  der  Szene  das  Mißtrauen  unüberwindlich  hoch:  Teilweise 
gaben  sie  anonymisierte  Daten,  was  die  Oberprüfung  der  Krite-
rien  unmöglich machte.  Die  erhobenen  Projekte  wurden  daraufhin 
eingestuft33,  ob  sie  im  Sinne der  Kriterien  Produktionskollek-
tive  sind;  sofern  unvollständige  Angaben  vorlagen,  wurden  vor-
her,  soweit das möglich  war,  telefonisch ergänzende  Informati-
onen  eingeholt. 
Persönliche  Recherchen  gab  es.in  neun  Schwerpunktgebieten; 
außerhalb dieser  Gebiete  wurden  die  Auskünfte  seitens  Vernet-
zungseinrichtungen  zugrunde  gelegt.  In  den  intensiv  untersuch-
ten  Regionen  fand  man  relativ mehr  Projekte,  was  man  auf  höhe-
re Erhebungsintensität  zurückführt.  Die  unterschiedliche  Erhe-
bungsintensität  wurde  bei  der  Hochrechnung  der  Erfassungsge-
samtheit  zu  einer  geschätzten  Grundgesamtheit  der  Region  be-
rücksichtigt34.  Insgesamt  wurden  656  Projekte  erfaßt.  Davon 
ausgehend  nimmt  man  an,  daß  es  in  NRW  800  Projekte gibt. 
2.3.  Regionalvergleiche  als  Ausgangspunkt  f·ür  eine  Hochrech-
nung  auf die  Bundesrepublik  Deutschland 
Zum  Vergleich  mit  Berlin  und  Harnburg  rechnen  Beywl,  Brom-
bach  und  Engelbert  bei  sich  ihre  sogenannten  "persönlichen 
Dienstleistungsprojekte"  heraus35.  wenn  dies  Betriebe  mit 
eindeutig  wirtschaftlichem  Charakter  sein  sollten,  mag  das - 16  -
zwar  zur  Herstellung  der  Vergleichbarkeit  von  Projektdichte 
angemessen  sein.  Die  Schätzung  einer  durchschnittlichen  Pro-
jektdichte  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  darf  dann  aber 
nicht von  den drei  gewonnenen  Werten  ausgehen  (Berlin  14,  Harn-
burg  8,  NRW  4  Projekte  pro  1 00.000  Einwohner) 3 6;  der  Durch-
schnittsberechnung  müßten  vielmehr  die  geschätzte  Gesamtsmrune 
an  Projekten  in  NRW  ( 800)  und  bei  den  anderen  nach  oben  hin 
korrigierte  Schätzwerte  zugrunde  gelegt  werden.  Aus  einem 
anderen  Grund  liegt  allerdings  der  Schätzwert  über  die  Pro-
jektdichte  in  Harnburg  tendenziell  zu  hoch:  Dort  sind  ja - so 
er  innere  man  sich  - auch  nicht-selbstverwaltete  Betriebe  zur 
Alternativökonomie  hinzugezählt  worden. 
Die  Verfasser geben  nicht  an,  wie  sie  aus den  von  ihnen be-
nutzten  Zahlen  eine  für  die  Bundesrepublik  Deutschland  gelten-
de  Projektdichte  von  ungefähr  6  pro  100.000  Einwohner  berech-
nen.  Wahrscheinlich  haben  sie  die  relativ  niedrigere  für  NRW 
als typisch  f"ür  eine  Mischung  aus  Stadt- und  Landregion  ange-
sehen  und  den  w=rt  für  die  Bundesrepublik  Deutschland  wegen 
der  vorhandenen  Zentren  z. B.  von  Harnburg  und  Berl in  aufge-
stockt.  NRW  wird  aber  von  ihnen  selbst  beschrieben  als  ein 
Land,  in  dem  es  kaum  eine  Vernetzung,  geschweige  denn  eine 
kommunikationsfördernde  Infrastruktur gibt,  z.B.  keine überre-
gional  bedeutende  alternative  Zeitung37.  Wenn  man  jedoch 
solche  Strukturen  nicht  einfach  als  das  Ergebnis  des  Vorhan-
denseins  alternativer  Wirtschaft,  sondern  auch  als  Vorausset-
zung  für  ihre  Entwicklungsfähigkeit  ansieht38,  dann  ist  NRW 
eine  nicht  für  die  gesamte  Bundesrepublik  Deutschland  verall-
gemeinerungsfähige  Region.  Man  denke  in  diesem  Zusammenhang 
z.B.  an die lebendigere  Alternativwirtschaft  in  Hessen  und  den 
höheren  Grad  strukturellen  Zus~nmenhangs dort. 
Beywl,  Branbach  und  Engelbert  haben  für  NRW  eine Arbeit ge-
leistet,  wie  sie  unter  den  gegebenen  Bedingungen  z. Z.  wohl 
nicht  gründlicher  gemacht  werden  kann.  Dennoch  liegt der  Zahl 
von  800  alternativen  Wirtschaftseinheiten  eine  Reihe  von 
Schätzungen  zugrunde,  weil  eine Vollerfassung  der  Grundgesamt-
heit  nicht möglich  war;  und  die  Hochrechnung  mit  Hilfe  einer 
angenommenen  Projektdichte  von  ungefähr  6  pro  100.000  Einwoh-
ner  beruht  auf  einer  heroischen  Annahme.  Die  Schätzung  von - 17  -
3.  500  Mitgliedern  darf  also  nicht  als  irgendwie  gesicherte 
Zahl  angesehen  werden:  In diesem  Sinne  erweckt  auch die  Anmer-
kung,  ihre  eigene  frUhere  Schitzung  von  6.000  liege  "deutlich 
zu  hoch"39,  nur  filschlich den  Eindruck  von  Exaktheit. 
So  unterliegt die  Hochrechnung  von  Mitgliederzahlen  für  den 
Bereich  der  alternativen  Ökonomie  zunächst  einmal  all densel-
ben  Unsicherheiten,  die  für  die  Zahl  der  Projekte  selbst gel-
ten.  Es  kommen  jedoch  noch  zwei  weitere  Unsicherheitsfaktoren 
hinzu.  Die  Verfasser  haben,  wie  ihrer  Aufstellung  der  erhobe-
nen  und  geschitzten  Grundgesamtheit  für  die  einzelnen  Haupt-
und  Einzelbranchen  zu  entnehmen  ist40,  nicht von  allen erhobe-
nen  656  Projekten  Mitgliederangaben  erhalten,  sondern  nur  von 
54541.  Das  sind  ungefähr  83%;  wenn  man  davon  ausgeht,  daß  der 
Rest  sich  ziemlich  gleichm"äßig  auf  kleinere  und  größere  Be-
triebe  verteilt,  bitte  dieser  Informationsmangel  keinen  nen-
nenswerten  Einfluß.  Dieselbe  Annahme  sollte  man  jedoch  nicht 
für  die  Hochrechnung  von  656  auf  800  machen:  Es  ist  wahr-
scheinlich,  daß  unter  den  nichtidentifizierten  Betrieben  eine 
Uberdurchschnittlich große  Anzahl  von  kleinen ist. 
Am  wichtigsten ist jedoch,  von  der  Mitgliederzahl  nicht auf 
"Arbeitsplitze"  zu  schließen.  Die  Verfasser  selber  unterschei-
den  zwi sehen  angemessenen  LÖhnen,  Niedriglöhnen  und  Taschen-
geld,  erwähnen  Schätzungen,  nach  denen  das  Verhältnis  da-
zwischen  bei  30  :  30  :  40  liegen  soll  und  gehen  allerdings 
wohl  zu  Recht  davon  aus,  daß  in  ihrer  Auswahl  von  auf  den 
Lebensunterhalt orientierten Projekten das  Verhältnis  sich  zu-
gunsten  der  angemessenen  Entlohnung  verschieben  d"ürfte.  Es 
bleibt  jedoch  die  Tatsache  bestehen,  daß  über  die  Zahl  der 
Arbeitsplätze  so  keine  exakte  datengestUtzte  Vorstellung  zu 
gewinnen  ist. 
3.  Die  Studie  Uber  die  Regionen  Hannover  und  NÜrnberg  von 
Kreutz,  Fröhlich  und  Maly 
3.1.  Erste definitorische  Eingrenzungen 
Um  die  Erhebungsergebnisse  richtig  einschätzen  zu  können, 
müssen  auch  für  diese  Studie die definitorischen  Eingrenzungen - 18  -
des  Untersuchungsgegenstandes  "alternatives  Projekt"  und  die 
Methode  der  empirischen  Erfassung  nachvollzogen  werden.  Wegen 
einiger  möglicher  oder  tatsächlicher  Widersprüche  ist  beides 
nicht ganz leicht.  Hinzu  kommt  die  'l;atsache,  daß  die Verfasser 
zunächst  versucht  haben,  alle  alternativen  Projekte  in  den 
Großräumen  Hannover  und  Nürnberg  (die  beiden  Städte  mit  einem 
Umfeld  von  55  km  ab  Stadtgrenze) 4 2  zusammenzustellen,  um  aus 
dieser  Grundgesamtheit  eine  repräsentative  geschichtete 
Stichprobe  zu  ziehen43,  wobei  dann  diesen  Projekten  noch  ein-
mal  auch  Fragen  zur  definitorischen  Ausgrenzung  gestellt  wer-
den44.  Es  gilt  also,  auf  zwei  verschiedenen  Ebenen  den  Unter-
suchungsgegenstand  durch  Definitionen einzugrenzen. 
In der  Zusammenfassung  werden  zunächst45  alle  jene  Projekte 
als alternativ  bezeichnet,  die  eine  auf  Dauer  gestellte Tätig-
keit  auf  der  Basis  eines  selbstinitiierten  Zusammenschlusses 
mehrerer  Personen  sind  und  u.a.  die  Zielsetzung  haben,  zumin-
dest  für  ein  Mitglied  den  Verdienst  für  den  Lebensunterhai  t 
anzustreben.  Eine  Begriffsbestimmung  auf  der  Grundlage  objek-
tiver  Merkmale  der  Projekte  und  des  Selbstverständnisses ihrer 
Mitglieder46  hört  sich  etwas  anders  an:  Hier  wird  eine  "ein-
deutige  Erwerbsfunktion  f·ür  ihre  Mitglieder"  vorausgesetzt; 
hinzu  kommt,  "auch  bei  starker  Einschränkung  dieser  Erwerbs-
funktion",  ein  alternativer  Anspruch  der  Projekte.  Später  im 
Text47  wird  folgende  "Arbeitsdefinition  von  'Alternativpro-
jekt', die  der  Adressensammlung  und  der  Abgrenzung  der  Grund-
gesantheit  zugrunde  lag",  unter  der  Abschnittüberschrift  "Ob-
jektive  Definitionsmerkmale  alternativer  Projekte"  genannt; 
"'S  e  1  b  s  t  in i  t  i  i  e  r  t  e'  z  u  s  a  m  m  e  n-
v  o  n  P  e  r  s  o  n  e  n,  in  denen  Tätig-
keiten  festgesteilt  werden  können,  die  g  a  n  z  0  d  e  r  t  e 
i  1  w  e  i  s  e  an  d  i  e  s  t  e  1  1  e  h  e  r  k  ö  m  m - 1  i 
c  h  e  r  B  e  r  u  f  s  t  ä  t  i  g  k  e  i  t  e  n  getreten  sind, 
und  deren  Mitglieder  einen  a  1  t  e  r  n  a  t  i  V  e  n  A  n  s 
p  r  u  c  h  erheben
11 48.  Bei  dem  Definitionsmerkmal  "selbstini-
tiiert"  haben die  Verfasser  "lediglich den  Anspruch der  Betei-
1 igten  als Grundlage  der  Zuo rdnuny "4 9  genommen.  Dieses  Merkmal 
soll  hier  nicht  weiter verfolgt  werden.  Der  Begriff  von  Tätig-
keiten,  die  ganz  oder  teilweise  an  die  Stelle  herkömmlicher - 19  -
Berufstätigkeiten  treten,  wird  noch  einmal  ausdrücklich  im 
Sinne  von  auf  Dauer  gestellter  ErwerbsfunktionSO  interpre-
tiert:  "Der  Terminus  'Alternativprojekt'  bleibt  also  den  in 
unserer  Stichprobe  er  faßten  'auf  Dauer  gestellten  Projekten 
mit Erwerbsfunktion'  vorbehalten,  während  wir  für  alle sonsti-
gen  alternativen  Initiativen  (z.B.  Selbsthilfegruppen,  politi-
sche  Gruppen mit  alternativem  Anspruch)  den  Terminus  '  A  1  -
t  e  r  n  a  t  i  v  g  r  u  p  p  e'  oder  auch  'a 1  t  e  r  n  a  t  i-
v  e  A  k  t  i  v  i  t  ä  t'  verwenden ... 
3.2.  Zur  Anwendung  der  Definitionskriterien  in der  Feldarbeit 
In  welchem  Umfang  sind diese  Definitionselemente,  insbeson-
dere das Vorliegen  einer  Erwerbsfunktion  und  mehr  als ein  Mit-
glied  im  Projekt,  bei  der  empirischen  Erhebung  berücksichtigt 
worden?  Die  Verfasser  zeichneten  sich  zunächst  einmal  dadurch 
aus,  daß  sie  "über  vielfältige  Kontakte  zu  alternativen  Pro-
jekten"51  verfügten.  Die  einzelnen  Schritte  der  Adressensamm-
lung  waren  folgende52: 
Auswertung  sämtlicher  alternativer  Publikationen  in  der  je-
weiligen  Region  über  einen  Zeitraum  von  6  Monaten, 
- Auswertung  der  Anschläge  in  alternativen  Kommunikationszen-
tren,  Projekten,  "Szenen-Kneipen"  und  Hochschulen, 
- Besuch  von  Infonnationsständen  von  Projekten,  Netzwerken  und 
Stadtteilinitiativen auf  Netzwerkveranstaltungen,  Stadtteil-
und  Straßenfesten, 
- Teilnahme  an  Tagungen, 
- systemati  sehe· Begehung  von  Stadtvierteln, 
I 
- Besuch  von  Märkten. 
Da  die  Verfasser  viele  Projekte  nur  indirekt  kennengelernt 
hatten  und  oft  keine  letzte  Klarheit  darüber  bestehen  konnte, 
ob  die  objektiven  Definitionsmerkmale  vorliegen,  wurden  die 
"Adressen  . . .  mit  kooperationsbereiten  'Alternativ-Experten' 
(wie  NetzweriDnitgliedern,  Mitarbeitern  von  Alternativzeit-
schriften,  grün-alternativen  Mandatsträgern)überprüft,  wobei 
versucht  wurde,  die  Adressen  nach  'etabliert-alternativ'  und 
'fraglich-alternativ'  zu  unterscheiden"53.  In  Zweifelsfällen 
unterschieden  die  zu  Rate  gezogenen  Experten;  Projekte,  die 
nicht  als  alternativ  angesehen  wurden,  wurden  nicht  in  die 
Grundgesamtheit  aufgenommen54.  Bei  einem  Widerspruch  zwischen - 20  -
der  Selbsteinschätzung  der  Projekte  und  der  Bewertung  durch 
die  Experten  wurden  die  Projekte  als  fraglich  alternativ  in 
die Grundgesamtheit  aufgenommen.  Dieses Verfahren  wurde  nur  in 
den  Großstadtregionen  angewandt.  Da  sich  hier  jedoch  der 
größte Teil  der  Projekte  konzentriert,  konnten  420  Adressen  in 
"etabliert-alternativ"  und  "fraglich-alternativ"  eingeteilt 
werden.  "Des  weiteren  wurde  versucht,  auf  der  Basis  der  vor-
liegenden  Informationen  Aktivitäten,  die  nur  von  einer  einzi-
gen  Person  betrieben  wurden,  auszugrenzen."55  So  wurden  305 
solcher  Einmann-Betriebe  aussortiert56.  Es  mögen  aber  auch 
noch  eine  Reihe  solcher  Betriebe  in  der  Grundgesamtheit  ge-
blieben  sein;  denn  die  vorliegenden  Informationen  waren  ja 
nicht vollständig. 
Nach  all diesen  Eing renzungsbem.ühungen  blieb eine  "Grundge-
samtheit  von  767  Adressen,  die  sich  auf  Alternativ-Projekte 
beziehen"S 7,  übrig. 
3. 3.  Zur  Stichprobe  und  zu  ihrem  Einfluß  auf  die  Zahlenschät-
zung 
Man  darf  diese  Zahl  entgegen  dem  Wortlaut  jedoch  nicht  als 
die der  alternativen  Projekte  im  Sinne der definitorischen  Ab-
grenzung  (s.o.)  nehmen.  Die  Verfasser  selber  schätzen  unter 
Berücksichtigung  ihrer  Stichprobe  die  Zahl  der  alternativen 
Projekte  im  Raum  Hannover  auf  rund  420  und  im  Raum  Nürnberg 
auf  rund  1905 8,  zusammengenommen  also  610,  das  sind  "rund  80% 
der  vorwiegend. auf  der  Basis  schriftlicher Quellen  gesammelten 
Adressen  n5 9. 
plätzen,  die 
Im  Zusammenhang  mit  der  Berechnung  von  Arbeits-
im  alternativen  Sektor  zur  Verfügung  gestellt 
werden,  wird  wiederum  eine  andere  Gesamtzahl  von  Projekten ge-
nannt,  die  sich  aus  einer  Hochrechnung  der  Stichprobe ergibt, 
nämlich  574  60.  Es  ist  nicht  einfach,  dieses  Zahlenergebnis 
nachzuvollziehen.  In  die  Stichprobe  waren  zunächst  116  Projek-
te  aufgenommen  worden61.  Kontakt  aufgenommen  wurde  zu  92  Pro-
jekten62.  Von  Nürnberg  wird  gesagt,  daß  sich  "13%  (N  = 61)  der 
aufgrund  von  schriftlichen  Unterlagen  nachgewiesenen  Projekte 
als nicht  (mehr)  existent"  erwiesen,  "im  Raum  Hannover  sind  es 
nur  4%  (n  =  55) n63.  Da  kein  systematischer  Kontakt  zu  allen - 21  -
aufgrund  von  schriftlichen Unterlagen  nachgewiesenen  Projekten 
aufgenomnen  wurde,  handelt es  sich hier  wohl  um  eine  Hochrech-
nung  aus  der  Stichprobe.  Die  genannten  absoluten  Zahlen  sind 
aber  nicht  mit .den  Prozentsätzen  der  jeweiligen  Grundgesamt-
heit  vereinbar:  4%  der  erfaßten  Projekte  im  Raum  Hannover 
wären  20  Projekte  und  13%  in  Nürnberg  wären  35  Projekte.  Des 
weiteren  wird  berichtet,  daß  von  den  92  Projekten  83  an  der 
Befragung  teilnahmen;  andererseits  ist  davon  aber  die  Rede, 
daß  nach  einer  neuerlichen  Erhebung  objektiver Definitionskr i-
ter  ien  und  von  Selbsteinschätzungen  12  Projekte  weder  unter 
objektiven  noch  unter  subjektiven Gesichtspunkten  als  Alterna-
tivprojekte  bezeichnet  werden  konnten  und  in  den  Tabellen 
nicht  berücksichtigt  worden  se ien64;  jedoch  die  absolute  Zahl 
der  in  den  Tabellen  erscheinenden  Projekte  ist bei  83  stehen-
geblieben65.  Diese  neuerliche  Erhebung  der  Definitionskrite-
rien  führte  zu  einer  Dreiteilung,  in  der  auch  die  Kategorie 
'objektiv  nicht  alternativ'/' subjektiv  alternativ/oder  Misch-
lage'  enthalten ist66.  Objektiv  alternativ  wurde  in diesem  Zu-
sammenhang  noch  einmal  folgendermaßen definiert:  "1.  'Erwerbs-
funktion',  d.h.  mindestens  1  Mitglied  im  Projekt  kann  von  der 
Projektarbeit  (ohne  zusätzliche  Einnahmen)  leben  und  2. 
'Dauer', d.h.  das  befragte  Projektmitglied betrachtet die  Pro-
jektmitarbeit  nicht  als  Obergangsstadiun  bzw.  es  betrachtet 
die  Projektmitarbeit  zwar  als  Obergangsstadium,  das  Projekt 
besteht  aber  aus  mindestens  3  Mi tg liedern"6 7.  Es  sind  in  der 
Stichprobe  28  Betriebe  erhoben  und  weiter  in  der  Untersuchung 
belassen  -worden,  die  diesen  Definitionskriterien  nicht  genü-
gen.  Ziemlich genau ein  Drittel aller  in die  Stichprobe gefal-
lenen  und  folglich  genau  untersuchten  Projekte  genügt  nicht 
dem  eingangs  festgelegten  Defini tionskri teri  um  'Erwerbsfunk-
tion' ,  ganz  abgesehen  davon,  daß  mit  der  Handhabung  des  Be-
griffs 
110bergangsstadi  um
11  die  Definition  aufgeweicht  worden 
ist:  Die  Fortdauer der Tätigkeit ist nun  nicht mehr  notwendige 
Voraussetzung  der  Erwerbsfunktion.  Läßt  man  dies  einmal  bei-
seite,  dann  müßten  aber  doch  wenigstens  die  28  nicht  alterna-
tiven· Projekte  auf  die  Grundgesamtheit  ho~hgerechnet  werden; 
28  sind  von  83  ziemlich  genau  ein  Drittel.  Bereinigt  man  lill 
dieses  Drittel  die  Grundgesamtheit,  dann  bleiben  von  767  nur 
noch  506  Projekte übrig,  nicht  aber  610,  von  denen die Verfas-
ser  ausgehen.  W"ürde  man  die  Zahl  767  vorher  noch  um  einen - 22  -
bestimmten  Prozentsatz  von  nicht existenten Projekten bereini-
gen  (s.o.),  dann  wäre  die  hochgerechnete  Zahl  der  übr igblei-
benden  Alternativ-Projekte  noch  kleiner.  Desweiteren  förderte 
die  Stichprobe  23%  Alleininhaber  (Einzelunternehmer)  zuta-
ge68.  Die  Verfasser  erläutern,  es  handele  sich  hierbei  haupt-
sächlich  um  kleine  Läden,  die  aufgrund  der  Einzelinitiative 
ihrer  Inhaber  eröffnet  w::> rden  seien  und  in  denen  inzwi sehen 
Angestellte,  Teilzeitkräfte  oder  Aushilfen  beschäftigt  wlir-
den6 9.  Die  Rechtsform  dieser  Läden  steht  aber  im  Widerspruch 
zu  sonst  gängigen  Kriterien  der  Selbstverwaltungswirtschaft, 
nä..nlich  dem  gemeinschaftlichen  Eigentum  und  der  demokratischen 
Selbstverwaltung.  Die  von  Kre utz,  Fröhlich  und  Maly  erhobene 
Zahl  von  Betrieben  in  den  Räumen  Hannover  und  NÜrnberg  hätte 
also  zur  Verwendung  f"ür  eine  Hochrechnung  (bei  ihnen  selbst 
wie  z.B.  auch  bei  Kück)  aus  Gründen  der  Vergleichbarkeit  un 
ein  knappes  Viertel verkleinert  werden müssen. 
Eine letzte  Ungereimtheit betrifft die  Zahl  der  Projektmit-
glieder.  In  allen  Definitionen  war  direkt  oder  indirekt  von 
Personenzusammenschlüssen  die  Rede;  Einmannbetriebe  sind  auch 
bei  der  kritischen  Sichtung  des  sehr iftl  ichen  Datenmaterials 
auszuschließen versucht  worden.  In der  Stichprobe  tauchen  aber 
11  "Projekte"  mit  nur  einem  Mitglied  auf  und  bleiben  in  der 
Untersuchung  drin70.  Auch  um  diesen  Prozentsatz  (13%)  müßte 
man  die  Grundgesamtheit  für  die  Region  Hannover  und  NÜrnberg 
wohl  bereinigen,  insbesondere,  wenn  man  Vergleiche mit  anderen 
statistischen Erhebungen,  z.B.  mit der  von  Beywl,  Brombach  und 
Engelbert  ziehen  will,  wo  ja  sogar  eine  Mitglieder zahl  von 
drei  zwingend  vorausgesetzt  wurde. 
3.4.  Zur  Hochrechnung  auf die  BRD 
Es  zeigt  sich,  daß  die  Zahl  von  610  Projekten,  die die  Ver-
fasser  unter  Berücksichtigung  ihrer  Spichprobenuntersuchung 
einer·Hochrechnung  für die  Bundesrepublik  Deutschland  zugrunde 
gelegt  haben,  un  eine  Reihe  von  Faktoren  in  nennenswertent  Um-
fang  bereinigt  werden  müßte,  wobei  es  nicht  möglich  ist,  aus 
den  vorhandenen  Zahlenmaterial  auf  eine  exakte  kleinere  Zahl 
zu  schließen.  Nach  den  vorgetragenen  Oberlegungen  müßte  sie - 23  -
aber  wohl  weit  unter  500  liegen.  Die  Zahl  von  12.000  Projekten 
in  der  Bundesrepublik  Deutschland,  die  die  Verfasser  selbst 
ausdrück! ich  nicht  als  "tatsächliche  Schätzung",  sondern  nur 
"als ersten  Orientierungswert"71  ~ezeichnen, geht  jedoch mit 
610  in  den  Rämnen  Hannover  und  Nürnberg  vorhandenen  Projekten 
von  einer  zu  hohen  Zahl  aus. 
Aul3erdem  ist  die  Projektdichte  in  den  zwei  untersuchten 
Rämnen  sehr  unterschiedlich:  im  Raum  Hannover  doppelt  so  hoch 
wie  im  Raum  Nürnberg72.  Auch  wenn  die  Verfasser  ein  unabhängig 
erhobenes  Nord-Süd-Ge fälle  "hinsieht!  ich  politischer  Eng age-
mentbereitschaft,  Affinität  zu  neuen  sozialen  Bewegungen"  usw. 
konsta·tieren7 3  und  diese  Faktoren  für  den  Projektgründungen 
förderlich halten,  kann  man  nicht einfach einen  Durchschnitts-
wert  aus  den  erhobenen  Räumen  der  Hochrechnung  zugrunde  legen: 
Weil  es  sich  um  Einzelfälle  handelt,  sind  andere,  möglicher-
weise  bedeutende  Einflußfaktoren  nicht  auszuschließen,  so  daß 
es  überhaupt  fraglich  ist,  aufgrund  dieser  Studie  von  einem 
Nord-Süd-Gefälle  zu  sprechen.  Der  Durchschnitt  der  Projekt-
dichte  könnte  also genausogut  in der  Nähe  des  Wertes  vom  Raum 
Hannover  liegen  wie  auch  ungekehrt  in  der  Nähe  des  Wertes  vom 
Raum  N"ürnberg,  was  erhebliche  Auswirkungen  auf  die  Hochrech-
nung  hätte.  Die  Summe  der  besprochenen  Bereinigungs- und  Unsi-
cherbei  tsfaktoren  führt  ohne  weiteres  zu  einer  möglichen  Ab-
we ichung  um  mehrere  tausend  Projekte  von  der  Zahl  1 2. 000,  eher 
nach  unten  als nach  oben. 
Schließlich  muß  noch  einmal  der  Begriff  "Erwerbsfunktion
11 
aufgegriffen  werden.  Bei  oberflächlicher  Betrachtung  hat  es 
den  Anschein,  als  ob damit gesagt  sei, es  handele  sich bei den 
untersuchten  Projekten  um  solche,  die  Marktleistungen  anbie-
ten.  Damit  würde die  Hochrechnung  als  Aussage  über  alternativ-
Ökonomische  Betriebe  (Projekte)  zu  verstehen  sein  und  dürfte 
nicht  mit  der  um  ein  Vielfaches  größeren  Zahl  von  Projekten 
insgesamt  verwechselt  werden,  zu  denen  u.a.  der  große  Block 
der  Projekte  zählt,  die  dem  Sozialdienstleistungssektor  zuzu-
ordnen  sind  und  entweder  vom  Idealismus  der  Mitglieder  oder 
durch  staatliche  Subventionen  in  Form  oft  nur  ein  er  kleinen 
Planstelle  erhalten  werden.  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  teilen 
die  Projekte  in  vier  Grundtypen  ein:  Enklave,  Sekte,  Ge-- 24  -
brauchsproduzent,  Träger  der  Bewegung74.  Zum  vierten  Grundty-
pus  wird  ausgef"ührt:  "Da  der  wesentliche  Teil  dieser  Projekte 
die  Vertretung  der  Interessen  von  Randgruppen  und  von  Benach-
teiligten  ztnn  Ziel  hat  und  diese  Gruppen  selbst  über  relativ 
geringe  Mittel  verfügen,  liegt  es  nahe,  die  Finanzierung  auf 
dem  Weg  der  politisch durchgesetzten  Umverteilung  von  Steuer-
mitteln  zu  erreichen."75  so  scheint  also  auch  Projekten,  die 
von  staatlichen  Unterstützungen leben,  Erwerbsfunktion  für die 
entsprechenden  Mitglieder  zugesprochen  worden  zu  sein,  was mit 
der  sonst  üblichen  Zweiteilung  zwi sehen  ökonorni sehen  und  nicht 
Ökonomischen  Projekten  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist. 
4.  Abschließende  Bemerkungen  zu  den  quantitativen  Bestands-
aufnahmen 
In  der  definitorischen  Abgrenzung  des  Gegenstandsbereichs 
sind  die  einzelnen  Erhebungen  in  den  verschiedenen  Regionen 
und  Städten  der  BRD  z .T.  sehr  unterschiedlich:  und  bei  der 
praktischen  Anwendung  der  Definition  mußten  in  den  Einzelstu-
dien meist gleich mehrere,  oft  unterschiedliche  Zugeständnisse 
an  die  Machbarkei  t  gemacht  werden,  deren  quantitative  Auswir-
kung  allenfalls  grob  geschätzt  werden  könnte.  Ein  großes  Pro-
blem  ist die  Trennung  zwischen  solchen  Projekten,  die  Markt-
leistungen  anbieten  und  deren  Erlöse  wenigstens  für  einen Teil 
der  Mitglieder  zur  Deckung  des  Lebensunterhalts dienen  (alter-
nativ-ökonomische  Projekte,  alternative  Betriebe),  und  den 
anderen  Projekten,  die  entweder  ganz  von  freiwilligen  und 
unentgeltlichen  Arbeitsleistungen  ihrer  Mitglieder  leben  oder 
auf  monatliche  Zahlungen  des  Staates  (z.B.  in  Form  von  ABM-
Geldern)  zur"ückgreifen  können.  Zwar  kann  man  die  einzelnen 
Projekte  jeweils  recht  gut  bestirrunten  Beschäftigungssektoren 
zuordnen:  jedoch  kann  man  .diese  Sektoren  wiederum  nicht  klar 
zur  Einteilung  in marktbezogene  und  nichtmarktbezogene  Projek-
te  benutzen.  Genau  dies  wird  jedoch  gemacht,  wenn  der  soge-
nannte  Sozialdienstleistungssektor  ausgegrenzt  wird,  un  so  die 
marktbezogenen  Projekte  (die  alternativ-ökonomischen Projekte, 
die  alternativen  Betriebe)  übrigzubehalten.  Das  ist  der  Fall 
in der  Hamburger  Studie,  offenbar  in der  neueren  Berlin-Studie 
sowie  in der  Aufbereitung  des  Datenmaterials  von  Hannover  und - 25  -
Nürnberg  durch  KÜck  für  ihre  Hochrechnung  auf  die  BRD76.  Da 
der  sogenannte  Sozialdienstleistungssektor  regelmäßig  ein 
Vielfaches  des  al  ternativ-ökonomi sehen  Sektors  beträgt,  rei-
chen  schon  geringere  Prozentsätze  falscher  Zuordnungen  (wenn 
also  in  diesem  Sektor  marktbezogene  Betriebe  stecken)  aus,  um 
die  Zahlenvorstellungen  über  den  alternativ-ökonomischen  Be-
reich  deutlich  zu  verzerren.  Im  Grunde  genommen  m"üßte  man  je-
des  identifizierte  Projekt  (mindestens  aus  den  unbestimmten 
Tätigkeitsbereichen)  fragen,  ob  es  Geld  für  den  Unterhalt  von 
Mitgliedern erhält  und  wo  dieses  Geld  herkommt.  Bei  keiner der 
bis heute  vorgenommenen  empirischen  Erhebungen  ist dieses Pro-
blein  zufriedenstellend gelöst  worden. 
Nimmt  man  alle  vorgefundenen  Unterschiedlichkeiten  in  der 
Abgrenzung  des Gegenstandes  und  in der  Genauigkeit bei der  An-
wendung  der  Auswahlkriterien  zusammen,  dann  scheint  es  nicht 
zweciDnäßig,  eine der  Studien oder  auch  eine der  Hochrechnungen 
oder  Schätzungen  für die  BRD  besonders  hervorzuheben  oder  etwa 
den  Schätzungen  eine  neue  hinzuzufügen.  Nur  nachrichtlich  sei 
noch  erwähnt,  daß  die  Zahl  der  "selbstverwal  teten  Betriebe"  in 
Bremen mit 5077,  der  "selbstverwalteten gewerblichen  Betriebe" 
im  Saarland mit  4Q78  angegeben  wird  - ohne  nähere  Erläuterun-
gen  über  die  Abg renzungskr i ter  ien.  Das  entspräche  in  Bremen 
einer  Betriebsdichte  von  7  auf  100.000  Einwohner,  im  Saarland 
von  4  auf  100.000  Einwohner.  Es  muß  jedem  Leser  überlassen 
bleiben,  seine  eigene  wahrscheinlichste  Schätzung  über  die 
Selbstverwaltungswirtschaft  in der  BRD  zu  machen. 
5.  Zur  Entwicklungsfähigkeit  des  alternativ-ökonomischen 
Sektors 
Unabhängig  vom  augenblicklichen  Bestand  an  selbstverwalte-
ten  Betrieben  stellt  sich  die  Frage  nach  der  Entwicklungsfä-
higkeit  der  Selbstverwaltungswirtschaft.  Dazu  empfiehlt  es 
sich  zunächst,  ihre dynamische  Entwicklung  in der  letzten  Zeit 
nachzuzeichnen.  Das  Bild  ist  uneinheitlich,  wobei  die  negati-
ven  Eindrücke  leicht überwiegen:  Stagnation  ist diagnostiziert 
worden  für  Berlin,  Harnburg  und  den  Raum  Nürnberg,  eine  starke 
Aufwärtsentwicklung  für  den  Raum  Hannover,  und  relativ  viele 
Neugründungen  sind  auch  in  Bremen  entdeckt  ~  rden. - 26  -
Auf  den  ersten  Blick  sieht die  Bilanz  der  letzten Jahre  in 
Berlin  gegenüber  der  vorhergehenden  Zeit  tatsächlich  dürftig 
aus.  Die  Zahlen  sind  so  zu  lesen,  daß  in  den  Jahren  1981  und 
1982  die  Zuwachsraten  nur  noch  2,1%  und  0,8%  waren  (vgl.  das 
Schaubild) • 
Schaubild  1:  Entwicklung  der  Zahl  der  Mitglieder  im  Selbsthil-
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s. 1 32. 
Zusätzliche  Zahlenangaben  und  die  erläuternden  Anmerkungen 
von  Grottian  und  Kück79  erlauben  jedoch,  die  Entwicklung  in 
einem  günstigeren  Licht  zu  sehen.  Mehr  als  zwei  Drittel  der 
Projekte,  die  hinter  den  7. 500  Mitgliedern  stehen,  sind  Pro-
jekte des  Sozialdienstleistungssektors,  die  zumeist  nichtwirt-
schaftliche  Projekte  sind;  es  sind  sogar  mehr  als  80%  aller 
Mitarbeiter,  die  diesem  Sektor  zugeordnet  werden.  Die  Zahlen - 27  -
sagen  also  etwas über  die  Entwicklung  der  alternativen Projek-
te  insges&nt  und  dürfen  nicht  in eine  Aussage  über die  selbst-
verwalteten  Betriebe  uminterpretiert  werden.  Unter  den  Erklä-
rungen,  die  die  Verfasser  für  die  nachlassende  Expansion  in 
den  80er  Jahren  angeben,  ist  der  Hinweis  darauf,  daß  die 
direkte  und  indirekte  finanzielle  Förderung  durch den  Staat  in 
dieser  Zeit  rückläufig  war,  am  plausibelsten.  Da  hiervon 
hauptsächlich die  Projekte  im  Sozialdienstleistungssektor  be-
troffen  wurden,  ließe  sich indirekt  sogar  die Vermutung  ablei-
ten,  daß  die  Stagnation der  Gesamtentwicklung  in  erster  Linie 
von  diesen Projekten geprägt  ist. 
Personn  und  Tiefenthal  schließen  sich  in der  Interpretation 
der  Hamburger  Entwicklung  weitgehend  Grottian  und  Kück  an  und 
sprechen  so  wie  diese  von  einer  großen  Projektgründungswelle 
zwischen  1976  und  1980,  die  danach  abebbt80.  Doch  auch  die 
Hamburger  Entwicklung  läßt  sich  etwas  weniger  im  Sinn  einer 
Stagnation  interpretieren,  als  das  ihre  Verfasser  selber  tun, 
allerdings  aus  anderen  Gründen  als  in  Berlin.  In  Harnburg  han-
delt  es  sich  ja nur  um  wirtschaftliche  Betriebe,  so  daß  das 
Argument  der  besonderen  Betroffenheit  des  Sozialdienstlei-
stungssektors  hier  entfällt.  Bedenken  sind  hier  vielmehr 
gegenüber  der  statistischen  Interpretation des  Daterunaterials 
anzumelden. 
Tab.  2: 
Summe 
Entwicklung  des  alternativ-ökonomischen  Sektors  in 
Hamburg* 
Gründungsjahr  Anzahl1  Prozent 
vor  1976  9  ( 1 5)  20,4%  (19,8%) 
1976-1980  23  ( 4 0)  52,3%  (52, 6%) 
nach  1980  12  ( 21  )  27,3%  (27 ,6%) 
44  ( 7 6)  1 00  %  ( 1 00  %) 
1)  Bezogen  auf  die  44  interviewten  Projekte.  Tendenz 
bestätigt  sich  jedoch  bei  32  Angaben  der 
11 Sekundär-
auswertung  .. ,  (Angaben  in  Klammern  =  Sekundär- und 
Pr imärdaten) 
*Quelle:  Ch.  Personn  und  0.  Tiefenthal,  a.a.O.,  S.SO. - 28  -
Zählt  man  zu  dem  mittleren  Zeitraum  das Jahr  1980  mit  hin-
zu,  entfallen  auf  einen  Zeitratnn  von  5  Jahren  40  Neugründun-
gen,  was  durchschnittlich  8  pro  Jahr  bedeuten  würde.  Die  Zeit 
nach  1980  würde  dann die  Jahre  1981  bis  zum  Herbst  1983  tnnfas-
sen81,  also  einen  Zeitraum  von  2,75  Jahren,  was  mehr  als  7,5 
Neugründungen  pro  Jahr  bedeuten  würde.  Wenn  man  das  Jahr  1980 
zum  letzten  Zeitraum  zählt,  verändern  sich  die  Zahlen  so:  10 
pro  Jahr  von  1976  bis  1979,  gut  5,5  pro  Jahr  von  1980  bis 
1983.  (Die  Zahlen  von  Personn  und  Tiefenthai  lassen  eine  Be-
rechnung  von  jährlichen  Wachstumsraten  nicht  zu.  Das  ist  kein 
Nachteil,  wenn  man  eine  wachstunsratenberechnung  ohnehin  für 
unangebracht  hält,  wofür  einiges spricht82.) 
Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  stellen  in  ihrer  Studie  für  Han-
nover  und  NÜrnberg  völlig  unterschiedliche  Entwicklungstenden-
zen  heraus.  Aufgrund  plausibler  Annahmen  über  die  Zahl  der 
a ufg eg ebenen  Projekte  im  Jahr  der  Be frag ung  und  über  die  Neu-
zugänge  desselben  Jahres  kownen  die  Verfasser  zu  dem  Ergebnis, 
da.J'3  in  Nürnberg  die  Bewegung  stagniert,  in  Hannover  die  Zahl 
der  Neugründungen  die  Zahl  der  Auflösungen  um  ein  Mehrfaches 
übersteigt83.  Aufgrund  einer  Hochrechnung  aus  ihrer  Stichprobe 
schätzen  die  Verfasser,  daß  in  Hannover  im  Jahre  1981  zu 
einem  Bestand  von  224  75  hinzugekommen  sind,  im  Jahre  1982  zu 
einem  Bestand  von  299  99  Projekte84.  Das  sieht  nach  einer 
stürmischen  Aufwärtsentwicklung  aus  in  einer  Zeit,  für  die  in 
Harnburg,  Berlin  und  Nürnberg  Stagnation diagnostiziert  wird. 
Auch  f·ür  Bremen  zeichnet  sich  eher  eine  lebendige  Grün-
dungsaktivität  in  den  letzten Jahren  ab85.  Von  den  auf  50  ge-
schätzten  selbstverwalteten  Betrieben  sind  20  bis  30  locker  im 
nArbeitskreis  von  Betrieben  in  Selbstverwaltung"  assoziiert. 
Von  diesen  wiederum  haben  15  Betriebe  im  Herbst  1984  einen 
anonymen  Fragebogen  ausgefüllt.  Es  stellte  sich  heraus,  daß 
von  diesen  15  Betrieben  12  in  den  vergangenen  3  Jahren  ent-
standen  sind.  Diese  Zahlen  können  natürlich  nicht  zu  einer 
Hochrechnung  auf die  Gesamtsituation  in  Bremen  benutzt  werden, 
können  aber  auch  nicht  im  Sinne  einer  Stagnation der  Entwick-
lung  interpretiert  werden. - 29  -
Unter  5  Städten  bzw.  Regionen  sind  also  für  3  deutliche 
Hinweise  auf  eine  Stagnation,  f·ür  2  auf  eine  dynamische  Ent-
wicklung  herausgestellt  worden,  z.T.  mit  Mängeln  in der  Aussa-
gekraft der  Daten.  Es  muß  nicht verwundern,  wenn  die mitgelie-
ferten  Erklärungen  für  die  einzelnen  Entwicklungen  jeweils  so 
widersprüchlich  sind  wie  die  Entwicklungen  selber.  Grottian 
und  Kück  sowie  Personn  und  Tiefenthai  sehen  einerseits  eine 
Parallelität  zwischen  der  Zunahme  von  Alternativprojekten  und 
-betrieben  und  der  Zunahme  der  Arbeitslosigkeit86,  können 
diese  Vorstellungen  aber  angesichts der  tatsächlichen  Entwick-
lung  der  Projekte  und  Betriebe nicht durchhalten.  Grottian  und 
und  Kück  sprechen  von  einer  Parallelität nur  bis  1980,  erklä-
ren  die  rasante  Zunahme  von  1977  bis  1979  aber  schon mit einer 
"Neuorientierung  alternativer  Arbeits- und  Lebensformen"  als 
zusätzlicher  Schubkraft.  Die  stürmischste  Entwicklungsphase 
fällt  im  übrigen  in  eine  Zeit  noch  relativ  stagnierender  Ar-
beitslosenzahlen.  Die  Stagnation  nach  1980  wird- wie  oben 
bereits  erwähnt  - mit  dem  Ausbleiben  staatlicher  und  anderer 
Unterstützungsgelder  erklärt,  was  für  die  Projekte  un  Soziai-
dienstleistungssektor durchaus  plausibel ist. 
Bei  Personn  und  Tiefenthai  sieht  der  Einfluß  des  Arbeits-
marktes  auf  andere  Weise  differenziert  aus.  "Die  durch  den 
'Öl schock'  von  1973  ausgelöste  Energie- und  Konjunkturkrise 
und  die  damit  verbundene  wachsende  Ar bei tsl  osigke  i t  wirkten 
auf  potentielle  Projektgründer  eher  abschreckend  ••• n87.  Erst 
als  man  die  Krise  als  dauerhaft  erkannt  habe,  seien  mehr  Pro-
jektgründungen  zustande  gekommen.  Die  Neugründungen  werden 
aber  rür  denselben  Zeitraun  zusätzlich  mit  einem  vers·tärkten 
ökonomischen  Bewußtsein  erklärt.  FÜr  die  Zeit  nach  1980  geben 
Personn  und  Tiefenthal  dieselbe  Erklärung  wie  Grottian  und 
Kück.  Doch  wo  bleibt  bei  beiden  in  diesen  Jahren  der  Einfluß 
des  Arbeitsmarktes,  wo  doch  gerade  in dieser  Zeit die  Arbeits-
losigkeit  sprunghaft  zunimmt?  Der  Einfluß  mag  durch  den  stär-
keren  gegenläufigen  Faktor  der  Finanz1nisere  ganz  unterdrückt 
worden  sein;  belegen läßt es  sich jedenfalls aus  dem  Zahlenma-
terial  nicht. 
Die  Bremer  haben  wiederwn  keine  Schwierigkeiten,  die  er-
kannte  Welle  der  Neugründungen  gerade  der  letzten  Jahre  mit - 30  -
der  Notwendigkeit  zu  erklären,  sich  eine  eigene  Existenz  zu 
schaffen88,  eine  Notwendigkeit,  die  ja doch größer  wird  in dem 
Maße,  wie  einem  auf  dem  Arbeitsnarkt  weniger  angeboten  wird. 
Da  die  allgemeine  Finanzmisere  in  bremen  nicht  anders  war  als 
in  Harnburg  und  Berlin  (das  1,2  Millionen-Programm  konnte  aus 
Zeitgründen  noch  keine  Wirkung  gehabt  haben),  müßte  aus 
irgendeinem  Grund  hier  die  Wirkung  des  Ar bei  tsrnarktes  überwo-
gen  haben. 
Zum  Arbeitsmarkteinfluß  1 äßt  sich  zusammenfassend  sagen, 
daß  ein positiver Einfluß  von  Arbeitslosigkeit  und  allgemeiner 
wirtschaftlicher  Krise  auf  die  Entwicklung  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  auch  nach  einer  genaueren  Analyse  des  Zahlen-
materials  nach  wir  vor  plausibel  ist89,  aber  auch  nicht  als 
besonders  durchschlagend  angesehen  werden  kann.  Diese  Inter-
pretation deckt  sich mit  dem  Ergebnis der  Hamburger  Befragung, 
wonach  z.B.  gegenüber  dem  sehr  verbreiteten  Wunsch  nach  "Ge-
meinsamkeit  ..  (75%)  nur  relativ  wenige  die  drohende  Arbeitslo-
sigkeit  ( 11%)  als  Motiv  für  die  Betriebsgründung  angaben90; 
die  absolute  Zahl  der  der  Analyse  zugrunde  liegenden  Betriebe 
ist mit  44  allerdings  zu  klein  und  die  Auswahl  unter  den  124 
Harnburger  Projekten  auch  keine  z.ufallsauswahl,  so  daß  dieses 
Ergebnis nicht als  repräsentativ  angesehen  werden  kann. 
An statt  aus  der  Sicht  der  Selbstverwalteten  Betriebe  kann 
man  den  Einfluß  der  Arbeitslosigkeit  auch  aus  der  Sicht  der 
Arbeitslosen  sehen,  eine  ganz  andere  Population.  Anderthalb 
Jahre  nach  Beginn  ihrer  Arbeitslosigkeit  wurde  25  Jahre  alten 
und  älteren  Pe.rsonen  die  Frage  gestellt91,  ob  sie mit  dem  Ge-
danken  an  selbstverwaltete  und  ökologisch orientierte  Betriebe 
sympathisieren.  Positiv  eingestellt  sind  fast  10%  derjenigen, 
die  inzwischen  wieder  Arbeit  gefunden  haben,  und  fast  13%  der 
immer  noch  Arbeitslosen;  der  statistische Unterschied  ist fast 
zu  vernachlässigen.  Interessant  ist  demgegenüber,  daß  unter 
den  einmal  von  Arbeitslosigkeit  Betroffenen  eine  doch  nicht 
unerhebliche  Zahl  von  Menschen  sich  mit  dem  Gedanken  an 
Selbstverwaltung  und  ~kolog  ie  beschäftigen.  Leider  gibt  es 
keine  Vergleichsgruppe,  so  daß  man  nicht  sicher  sein  kann,  ob 
das  an  der  Arbeitslosigkeit liegt. - 31  -
Dennoch  scheinen  immaterielle  Motive  nach  wie  vor  einen 
größeren  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  zu  haben  als  materielle.  Sollte  die  Arbeitslosig-
keit  vielleicht  einmal  wieder  ner.nenswert  klein  er  sein  als 
heute,  ist  also  nicht  zu  befürchten,  daß  deswegen  die  Selbst-
verwaltungswirtschaft  wieder  arn  Ende  wäre92. 
Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  enthalten  sich  angesichts  der 
gegensätzlichen  Entwicklung  in  Nürnberg  und  Hannover  ganz 
einer  Erklärung mit  Hilfe des  Arbeitsnarktarguments.  Sie  haben 
die größere Projektdichte  und  dynrunischere  Entwicklung  im  Raum 
Har1nover  gegenüber  dem  Raum  N·Ürnberg  immer  wieder  als  Unter-
schied  zwi sehen  Norden  und  SÜden  interpretiert9  3,  der  bereits 
als 
11Nord-Süd-Gefällen94  Eingang  in  die  Literatur  gefunden 
hat,  wobei  die  Berliner  Projektdichte  mit  hinzugezogen  wird. 
Eine  solche  Schlußfolgerung  läßt  sich  methodelogisch  nicht 
halten.  Es  handelt  sich  wn  ganz  wenige,  für  die  Begründung  der 
These  bei  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  sogar  nur  um  zwei  Wirt-
schaftsräume.  Sie  repräsentieren  jeweils  nur  einen  kleinen 
Teil  des  Nordens  und  Südens;  darüber  hinaus  ist  es  viel  zu 
wahrscheinlich,  daß  es  Räume  mit  je  eigenen  historischen  Ent-
wicklungen  der  Bedingungskonstellationen  sind,  die  mit  einem 
Nord-Süd-Gefälle  nichts  zu  tun  haben.  Für  Berlin  ist  eine 
solche  Charakterisierung  wohl  auch  allgemein  anerkannt.  Auch 
der  Hinweis,  das  Nord-Süd-Gefälle  gründe  sich 
11auf  der  Tat-
sache,  daß  sowohl  allgemeine  Bevölkerungsbefragungen,  als auch 
insbesondere  Jugenduntersuchungen  stets  ein  solches  Gefälle 
hinsichtlich  politischer  Engagernentbereitschaft,  Affinität  zu 
neuen  sozialen  Bewegungen  •.•  konstatieren  .. 95,  kann  nur. als 
ad-hoc-Erklärung  angesehen  werden:  Die  genannten  Fälle bleiben 
individuelle  Fälle  ohne  Repräsentativität.  Im  übrigen  ist von 
Beywl,  Brombach  und  Engelbert  ja  für  NRW,  für  ein  nördliches 
Bundesland,  eine  relativ  dürftige  Projektdichte  von  4  pro 
100.000  Einwohner  erhoben  worden,  die  ins 
11 Nord-Süd-Gefälle  .. 
nicht hineinpaßt. 
Es  scheint  wohl  angebracht  zu  sein,  für  die  Unterschiede  in 
den  einzelnen  Regionen  jeweils  historische  und  strukturelle 
Besonderheiten  von  allgemeinerer  Natur  heranzuziehen.  Für  NRW 
haben  Beywl,  Brombach  und  Engelbert  eine  überdurchschnitt-- 32  -
liehe  Projektdichte  gleichzeitig  in  Ballungsräumen  und  in  Ge-
bieten  mit  hohem  Studentenanteil  festgesteil  t96,  wobei  beide 
Erscheinungsfennen  oft  zusammenfallen,  so  daß  dann  nicht  aus-
einanderzuhalten ist,  welcher  Faktor  statistisch dominiert.  Es 
gibt  allerdings  ein  Beispiel  für  eine  hoch  verdichte  Region, 
nämlich  Düsseldorf/Wuppertal,  in  der  der  Studentenanteil 
gering  ist (14  auf  1.000  Einwohner  gegenüber  Berlin mit  38  auf 
1.000  und  insbesondere  Aachen  mit  160  auf  1.000)97  und  in  der 
die Projektdichte ebenfalls gering  ist  (3  auf  100.000).  Und  in 
Aachen,  der  Stadt  mit  dem  wohl  höchstens  Studentenanteil  an 
der  Bevölkerung,  liegt  die  Projektdichte  mit  22  je  100.000 
Einwohner  sehr  hoch98.  Oberhaupt  befinden  sich  in  NRW  "in  14 
Hochschulstädten mit einem  Drittel der  Landeseinwohner  •.. ca. 
54%  aller  er  faßten  Projekte"99.  Vermutlich  zu  recht  weisen 
Beywl,  Brombach  und  Engelbert  in  diesem  Zusammenhang  auf  ein 
Ergebnis der  Harnburgstudie  von  Personn  und  Tiefenthai  hin,  wo-
nach  22%  der  Projektmitglieder  ein  abgeschlossenes  Hochschul-
studium  haben  und  weitere  15%  Studenten  und  Schüler  sind, 
meist  Fachhochschüler  und  Gymnasiasten  100.  Der  Prozentanteil 
der  Projekte,  die  aufgrund  der  Initiativen  aus  diesem  Kreis 
der  Mitglieder  zustande  gekommen  sind,  dürfte  noch  erheblich 
höher  liegen.  Man  sollte  den  Studentenanteil  an  der  Bevölke-
rung  als  Faktor  nicht  zu  hoch  veranschlagen,  sondern  eher  eine 
gewisse  nennenswerte  Zahl  an  Studenten,  die  in  einem  über-
sehaubaren  Gebiet  -wohnen,  für  wichtig  halten:  Diese  Bedingung 
ist in  fast allen  Universitätsstädten gegeben,  und  Düsseldorf/ 
Wuppertal  als  "Ausreißer"  ließe  sich vielleicht dadurch erklä-
ren,  daß  die  Studenten  hier mehr  als  anderswo  aus einer größe-
ren  unliegenden  Region  täglich anreisen.  Es  ist plausibel,  daß 
erst die  räumliche  Konzentration  jene  Kulturszene  schafft, die 
dann  als  letzte Voraussetzung  für  die  Entstehung  von  alterna-
tiven  Projekten  und  Betrieben  angesehen  werden  kann.  Mehr  als 
so  vage  Faktoren  wie  Norden  und  Süden  scheint  es  also  bisher 
auf  einen  der  Gr·ündung  einer  alternativen  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  förderlichen  Personenkreis  angekommen  zu  sein,  närn-
lich  ·in  erster  Linie  Hochschüler  und  Hochschulabsolventen. 
Diese  Personen  müssen  zu  einem  Kreis  mit  relativ  intensivem 
Informations- und  Gedankenaustausch  zusammengefunden  haben. 
Drei  Dinge  scheinen  das  besonders  gut  zu  ermöglichen:  histo-
risch vorgelagerte  Ereignisse  (Hausbesetzungen,  andere  politi-- 33  -
sehe  Protestbewegungen  der  70er Jahre),  Kommunikation mit  Hil-
fe  von  Presseorganen  (z.B.  die  von  Beywl,  Brombach  und  Engel-
bert  erwähnte  Alternativzeitung  "Klenkes"  in  Aachen)  und  eine 
ursprüngliche  räumliche  Konzentration  (so  die  kleineren  Uni-
versitätsstädte  und  innerhalb  der  größeren  Universitätsstädte 
Regionen  wie  Kreuzberg/Schöneberg  in  Berlin  und  Eimsbüttel, 
Altona  und  Winterhude  in  Hamburg). 
Was  in  den  Anfängen  der  Geschichte  der  alternativen  Ökono-
mie  zunächst  spontan  zustande  gekommen  ist  (mindestens  die 
Hälfte  der  von  Grottian  und  KÜck  erfaßten  Projekte  wurden  vor 
der  Gr"ündung  des  Netzwerks  im  Jahre  1978  gegründet  101),  mag  in 
anderen  Städten  und  mag  insbesondere  in  Zukunft  durch  eine 
ver stärkte  Organisation  der  Selbstverwaltungswirtschaft  z. B. 
im  Sinne einer  arbeitsfähigen  regionalen  und  Branchenrepräsen-
tanz  gefördert  werden.  Auch  der  1984  entstandenen  Monatszei-
tung  CON'rRASTE  wird  in  Netzwerkkreisen  und  unter  den  Mitglie-
dern  der  Projekte  und  Selbstverwalteten  Betriebe  eine  starke 
Wirkung  zuerkannt,  was  die  organisatorische  und  politische 
Stärkung  der  alternativen  Projekte  und  Selbstverwaltungswirt-
schaft  anbetrifft.  Es  kommt  hinzu,  daß  auch  die  finanziellen 
Voraussetzungen  für  die  Entstehung  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  in  den  einzelnen Städten  sehr  unterschiedlich waren  und 
noch  sind.  Berlin  ist  die  einzige  Stadt  mit  einer  längeren 
Tradition  öffentlicher  Förderung  alternativer  Projekte,  und 
Berlin ist die  Geburtsstadt des  Netzwerk  Selbsthilfe102.  Seine 
möglicherweise  überdurchschnittliche  Zahl  an  selbstverwalteten 
Betrieben  sollte  durchaus  als  Hinweis  darauf  verstanden  wer-
den,  daß  in  anderen  Städten  und  Regionen  noch  ein  "Nachhol  be-
darf"  an  Betriebsgründungen  vorhanden  ist. 
Noch  in  einem  zweiten  Sinn  sagt der  status  quo  nichts  über 
die  Entwicklungsfähigkeit der  Selbstverwaltungswirtschaft aus, 
und  zwar  ebenso  wenig  die  Zahl  der  Betriebe  heute  wie  die  Ent-
wicklung  in  den  letzten Jahren:  Die  strukturellen  Rahmenbedin-
gungen  für  die  Entwicklung  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
sind  Über  vorhandene  Unterschiede  zwischen  einzelnen  Regionen 
hinwey  schlecht.  Eine  Reihe  von  gesetzlichen  Bestimmungen, 
z .B.  auf  dem  Gebiet  des  Gewerbe- und  des  Steuerrechts,  sowie 
insbesondere die  allgemeine  finanzielle  Lage  der  Selbstverwal-- 34  -
tungswirtschaft  könnten  wesentlich  verbessert  werden.  Das 
könnte  dann  der  Selbstverwaltungswirtschaft  helfen,  sich  wei-
ter  zu  entfalten103. 
Die  Kapitel  über  die  Kooperation  in  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft,  Recht  und  Rechtspraxis  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  und  ihre  Ver sorg  ung  mit  Fremdkapital  sowie  Betriebs-
fortführungen  durch  die  Belegschaften  in  Krisenunternehmen 
sind  vor  allem  Darstellungen  von  Entwicklungshindernissen. 
Ihre  Beseitigung  bietet  zwar  keine  Gewähr  für  eine  dynamische 
Entwicklung  der  Selbstverwaltungswirtschaft,  ist  aber  eine 
notwendige  Voraussetzung  dazu.  Und  vieles  spricht  dafür,  daß 
die  Aussicht  auf  sichereren  und  größeren  wirtschaftlichen 
Erfolg  die  Anziehungskraft  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
erheblich steigern dürfte. - 35  -
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1.  Vorbemerkungen 
Die Selbstverwaltungswirtschaft ist entstanden  und  wächst  zu-
nächst  noch  weiter  in  einer  wirtschaftlichen  Krisenzeit.  Die 
Selbstverwaltungswirtschaft  hat  zwar  ihre  Wurzeln  in  einer 
Vielfalt  nicht-ökonomischer  Motive 1;  doch  Idealismus  allein 
sichert  nicht  den  Fortbestand.  Angesichts  der  Vielfalt  von 
zum  Teil  sehr  handgreiflichen  Behinderungen  (wie  z.B.  Quali-
f ikationsdefizi  ten,  Kapitalmangel  und  stiefmütterlicher  Be-
handlung  durch  den  Staat  auf  allen gebietskörperschaftliehen 
Ebenen)  stellt sich  von  selbst die Aufgabe,  die Oberlebensbe-
dingungen der  Selbstverwaltungswirtschaft strukturell  zu  ver-
bessern.  In  diesem  Kapitel  über  die  innere  Struktur  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  stehen  nicht  die  strukturellen 
Ve rbesserungsmög lichke  i ten  innerhalb  der  einzelnen  Betriebe 
zur  Diskussion,  ·sondern  wird  auf  das  Ergebnis  hin  argumen-
tiert,  daß  eine  intensive  wirtschaftliche  und  politische  Zu-
sammenarbeit  auf  der  Grundlage  verbindlicher  Abmachungen  und 
in  festgefügten  Organisationen  die  Oberlebenschancen  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  wesentlich  verbessern  kann,  mehr 
noch:  daß  ohne  dies  ein  Überleben  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft langfristig ernsthaft  in  Frage gestellt ist. 
Das  gilt  natürlich  besonders  für  wirtschaftliche  Krisenzei-
ten.  FÜr  die  Zeit  danach,  wenn  denn  im  kapitalistisch-markt-
wirtschaftlichen  Sektor  wieder  ausreichend  Arbeitsplätze  zur 
Verfügung  stehen sollten  und  die Unternehmen  durchschnittlich 
gute  Gewinne  machen,  hat  Oppenheimer  mit  seinem  "Transforma-
tionsgesetz"  für  Genossenschaften  eine  Gefahr  eigener  Art 
diagnostiziert:  die  Gefahr,  am  Erfolg  zu  scheitern.  Mit  dem 
Aufleben  einer  neuen  Form  alternativer  Ökonomie  in  den  70er 
Jahren  ist  diese  theoretische  Erklärung  für  das  Scheitern 
früherer Genossenschaftsbewegungen  wieder  bekannter  geworden. 
In  Zeiten  wirtschaftlicher  Prosperität  wird  danach  f·ür  die 
Genossenschaften die Versuchung  zu  groß,  die  konstituierenden 
ideellen  Grundeinsteilungen  zur  alternativen  Ökonomie  zu 
verraten  und  durch  Umwandlung  des  Betriebes  in  eine  privat-- 46  -
kapitalistische  Unternehrnensfo rm  die  gestiegene  und  weiter 
steigende  Ertragskraft  des  Unternehmens  dem  jeweiligen  Mit-
gliederkreis  zu  reservieren2. 
Zunächst· einmal  muß  man  jedoch  nüchtern  feststellen,  daß  die 
hinter  dem  Oppenheimerschen  "Transformationsgesetz"  stehende 
Kausalanalyse  eine  Interpretation  historischer  Daten  ist  und 
keinen  Anspruch  auf  Gewißheit  hat.  Es  mag  eine  Scheinkorre-
1 ation  sein,  und/oder  es  mögen  andere  treibende  Kräfte  da-
hinter  stehen  als  die  diagnostizierten;  dennoch  gebietet  es 
die  Klugheit,  das  "Gesetz",  ein  Ergebnis  gründlicher  wissen-
schaftlicher  Arbeit  eines  Mannes  mit  großer  praktischer  Er-
fahrung,  als  Warnsignal  zu  nehmen. 
Mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  das  "Gesetz"  nur  "für  das  iso-
lierte Einzelunternehmen,  das  den  dynamischen  Zwängen  der 
Konkurrenz  und  Rentabilität  ausgesetzt  ist"3,  gelte,  weist 
Novy  auf  in  seinen  Augen  notwendige  und  durchaus  mögliche 
Strukturveränderungen hin,  die  auch  in  Zeiten der Prosperität 
einen  Existenzschutz  für  die  alternative  Ökonomie  bieten 
könnten,  so  daß  sich  die  Geschichte  nicht  gesetzmäßig  zu 
wiederholen bräuchte.  Novy  denkt  hauptsächlich  an  einen  eige-
nen Kreislauf der Selbstverwaltungswirtschaft,  womit  die Kon-
trolle durch  den  Markt  zunehmend  entfalle4.  Man  kann  auch  an 
einfachere  Formen  überbetrieblicher  Kooperation  oder  an  Neu-
tralisierung  des  Kapitals  denken.  Jedenfalls  sollte  man  den 
ernsthaften  Versuch  machen,  strukturelle  Voraussetzungen  zu 
schaffen,  die  das  Oppenheimersche  "Gesetz"  gar  nicht  erst 
wirksam  werden· lassen.  Auch  diesem  Zweck  dient  eine  Analyse 
der  inneren  Struktur der  Selbstverwaltungswirtschaft  im  Sinne 
einer  tatsächlichen  und  wünschenswerten  Kooperation.  Be-
stimmte  Strukturen  könnten  also  zwei  Zielen  gleichzeitig 
dienen:  die  Überlebenskraft  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
in  schwierigen  Zeiten  zu  verbessern  und  in  besseren  Zeiten 
nicht  nur  die  wirtschaftliche  Existenz  der  einzelnen  Betrie-
be,  sondern  auch  die  Identität  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  als  ganzer  zu  wahren. 
Man  kommt  in  einer  Diskussion  dieses  Sachverhalts  allerdings 
nicht  an  einem oft geäußerten  Einwand  vorbei,  daß  nämlich  be-- 47  -
stimmte  Fo rrnen  der  Organisation 
Identitätsverlust  verbunden  sind. 
bereits  selber  mit  einem 
Es  ist  theroretisch  denk-
bar,  d~ß  zur  Stärkung  der  Übergreif~nden Organisationen  die 
einzelnen  Betriebe  doch  in  erheblichem  Umfang  auf  betriebs-
individuelle  Autonomie  verzichten  müssen;  und  so  manche  Mit-
glieder  der  Selbstverwaltungswirtschaft  befürchten  das,  wie 
der Verfasser  nach  der Teilnahme  an  einer  Reihe  von  Tagungen 
der  Selbstverwaltungswirtschaft  aus  Erfahrung  weiß.  Man  darf 
diese  Furcht  auch  als  Ausdruck  der  Tatsache  sehen,  daß  sich 
das  Ausmaß  der  MÖglichkeiten  von  Basisdemokratie  oft - umge-
kehrt  proportional  zur  Höhe  des  Organisationsgrades  einer 
Gruppe  verhält.  Bei  der  Zurückhaltung  gegenüber  dem  Aufbau 
einer  organisierten  Kooperation  kann  es  sich  also  ebenso  um 
die  Verteidigung  von  Autonomie  handeln,  die  sich  aus  den 
Prinzipien der Selbstverwaltungswirtschaft ableiten läßt,  wie 
um  "reine  Betriebsindividualismen",  die  sich  zu  den  Prinzipi-
en  der  Selbstverwaltungswirtschaft  geradezu  anachronistisch 
verhalten.  Wer  der  Selbstverwaltungswirtschaft  Organisation 
empfiehlt,  muß  dieses Problem  sehen  und  berücksichtigen. 
2.  Einstellungen  zur  Kooperation 
"Selbsthilfe - Netzwerk",  "Netzwerk  - Selbsthilfe"  oder  kurz 
- wie  im  folgenden  bezeichnet  - "Netzwerk"  ist  in  der  BRD 
diejenige  Organisation,  die  als  erste  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  kann,  das  theoretische  und  praktische  Modell  der 
Selbstverwaltun9swirtschaft  zu  formulieren  - und  das,  obwohl 
es  keine  Organisation  der  Selbstverwaltungswirtschaft  selber 
ist5,  sondern  trotz  gelegentlicher  Mitgliedschaft  von 
Selbstverwaltungsbetrieben  im  Prinzip  ein  organisatorischer 
Oberbau6.  FÜr  die  Verteilung  von  Geldern,  eine  der  Hauptauf-
gaben  des  Netzwerk,  braucht  es  natürlich  Kriterien,  die  in 
den  32  Netzwerkvereinen,  die es  im  Frühjahr  1985  gibt,  "rela-
tiv  identisch" 7  sind.  Zu  mehreren  anderen  zählt  die  in  unse-
rem  Zusammenhang  so  wichtige  Frage:  "Orientiert sich das  Pro-
jekt  am  Prinzip  der  Kooperation  statt  an  dem  der  Konkur-
renz?"8  Kooperation  zählt  also  nach  den  Vorstellungen  der 
deutschen  Netzwerke  zu  den  konstituierenden  Merkmalen  der 
Selbstverwaltungswirtschaft. - 48  -
Das  Netzwerk  steht mit dieser Vorstellung  im  Einklang  mit der 
International  Co-operative  Alliance  (ICA),  die  Kooperativen 
jeden  Typs  repräsensiert  und  1966  in  einer  Neufassung  von 
Prinzipien  für  ihr  angeschlossene  Kooperativen  verankerte: 
"  co-operatives  cooperate  in  every  practical  way  wi th 
other  co-operatives  at  local,  national,  and  international 
levels.  ug 
Die  satzungsmäßige  Festlegung  des  Prinzips  der  Kooperation 
kann  zwei  Gründe  haben:  Entweder  ist sie  Ausdruck einer  Wert-
haltung,  wie  eine Reihe  anderer Prinzipien  auch,  also  Ziel  an 
sich,  oder  sie  wird  als  Instrument  zur  besseren  Durchsetzung 
von  Zielen  angesehen.  Wahrscheinlich  ist  beides  der  Fall, 
nach  dem  Grundsatz:  Gemeinschaft  macht  stark,  wo  ja  eben-
falls  Ziel- und  Mittelcharakter  der  Gemeinschaft  oft  nicht 
genau  auseinanderzuhalten  ist.  Der  instrumentelle  Nutzen  von 
Kooperation  wird  jedenfalls  oft  hervorgehoben.  Im  Rahmen 
eines  Berichts  über  Betriebsfortführungen  in  den  70er  Jahren 
in  Großbritannien  wird  das  Resümee  gezogen: 
11 
•••  experience 
elsewhere  suggest  that  where  the  job-saving  co-operatives 
failed  it  was  less  from  factors  internal  to  themselves  than 
from  the  lack of  an  established  and  pervasive  infrastructure, 
••• 
11 10.  Und  angesichtsder  späteren Gründung  der  CDA  und  der 
ICOM11  kommt  Mathews  zu  dem  Schluß,  daß 
11 formation  of  new 
co-operatives  has  been  able  to  go  ahead  wi th  immeasurably 
enhanced  prospects  of  success
1112.  Doch  dieser  Organisations-
stand  ist  Young  and  Rigge,  Verfasser  einer  praxisbezogenen 
Monographie  üb~r die  britischen  Kooperativen,  noch  nicht  ge-
nug;  sie  halten  aus  verschiedenen Gründen  eine  nationale  FÖ-
deration  für  notwendig13.  In  Frankreich,  Italien  und  Spanien 
(Mondragon)  hat die Selbstverwaltungswirtschaft seit längerem 
einen organisatierischen  Rahmen,  dessen  starke  und  durch  Sat-
zung  festgelegte  Bindungen  zwischen  den  Kooperativen  positiv 
bewertet  werden14. 
Auch  in  der  deutschen  Literatur  finden  sich  regelmäßig  Plä-
doyers  für  die  Kooperation.  Für  Huber  gilt,  daß  "Wettbewerb 
und  einzelwirtschaftliche  Effektivität  selbstverständlich der 
Ergänzung  durch  planvolle  und  geregelte  Zusammenarbeit  auf 
übergeordneter  Ebene"15  bedürfen.  Hol1stein  und  Pendt meinen: - 49  -
"Gerade  das  Problem  des  Aufbaus  von  Verbindungen  unter  den 
Projekten entscheidet mit darüber,  inwieweit  selbstverwaltete 
Kollektive  ein  stabiler  ökonomischer  und  politischer  Faktor 
in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  und  gegen  sie  werden 
k5nnen."16  Personn  und  Tiefenthal  lassen  sich  von  ihren  eher 
entmutigenden  empirischen  Erfahrungen  in  Harnburg  in  ihrer 
positiven  Einschätzung  von  "Kooperations- und  Vernetzungs-
strategien"  nicht beirren,  denn:  "Allein eine entpolitisierte 
Selbstveränderung  kleiner,  dezentraler  'Inseln  im  Kapitalis-
mus'  birgt die  Gefahr,  zu  'Sozialagenturen'  der  von  der  Ge-
samtgesellschaft  Ausgegrenzten  zu  verkümmern. "17  Und  Beywl, 
Brombach  und  Engelbert  kommen  im  Anschluß  an  ihre  empirische 
Studie über Nordrhein-Westfalen  zu  dem  Schluß:  "Sollte es  dem 
alternativ-ökonomischen  Sektor •••  gelingen,  verbindliche  •.• 
Vernetzungsstrukturen  auszubilden  •••  - so  k5nnte  die  Ent-
wicklung  •••  qualitativ gesicherter verlaufen."18 
Auch  in der  Selbstverwaltungswirtschaft  selber,  wen  sollte es 
wundern,  werden  immer  wieder  Stimmen  laut,  die  eine  Koopera-
tion  überlebenswichtig  nennen.  Bergmann  und  Schröter beklagen 
sich  über  die  Zunahme  von  Konkurrenz  in  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  und  meinen:  "Um  eine  solche mehr  als  schwach-
sinnige  Entwicklung  zu  verhindern,  werden  wir  alle  uns  nicht 
dar  um  herumdrücken  können,  uns  über  unseren  kleinen,  ver-
schmierten  Tellerrand  hinaus  gemeinsam  Gedanken  für  die  Zu-
kunft  zu  machen,  in  Richtung  einer  gemeinsamen  Offensive 
aller  selbstverwalteten  Betriebe  einer  Branche,  ."19 
Auch  Bartning  ist  überzeugt:  "  das,  was  jetzt  kommen 
müßte,  ist wieder  ein  neuer  Schritt,  fast  so  schwer,  wie  die 
Gründung  der  Kollektiven  selbst,  und  an  seiner  Notwendigkeit 
bestehen  (keine)  Zweifel:  Oberbetriebliche Kooperation."20 
3.  Ziele der Kooperation 
Vorbemerkung 
In der  Selbstverwaltungswirtschaft gibt es  Ansätze  von  Koope-
ration,  sei  es  in  einzelnen  Branchen  oder  in  verschiedenen 
Regionen.  Darüber  wird  im  Abschnitt  4  ein  Oberblick  ver-
schafft.  Um  von  dieser  Bestandsaufnahme  besser  sagen  zu  kÖn-
nen,  ob  sie viel  oder  wenig  Kooperation  dokumentiert,  sollen - 50  -
vorab  in  einem  systematischen  Oberblick  die  möglichen  Ziele 
der  Kooperation  zusammengestellt  werden.  Diese  Liste von  Zie-
len  und  Begründungen  zur  Zusammena~beit ist das  Ergebnis  von 
Anregungen  aus  den  vorgefundenen  Kooperationsansätzen  und 
weiteren Überlegungen  darüber,  wozu  eine  Zusammenarbeit  nütz-
lich  sein  könnte.  Die  Zusammenstellung  wird  also  nicht  voll-
ständig  sein;  dennoch  wird  sie  benutzt,  um  einen  Soll-Ist-
Vergleich  zu  machen:  Was  für  Kooperation  könnte  es  zum  Nutzen 
der  Selbstverwaltungswirtschaft  geben,  und  was  für  Koopera-
tion gibt es  wirklich? 
Abschwächung  der  Konkurrenz 
Sowohl  aus  den  ideologi sehen  Grundlagen  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft,  in  denen  eine  übertriebliehe  Kooperation 
verankert  ist,  wie  aus  rein  wirtschaftlichen Interessen  her-
aus  kann  ein  Ziel  der  Zusammenarbeit  darin  gesehen  werden, 
die  Konkurrenz  zwischen  den  einzelnen  Betrieben  zu  mildern. 
Im  einzelnen  könnte  man  daran denken,  in den  relevanten  Grup-
pen,  hier  z.B.  Branchen,  gemeinsam  zu  entscheiden,  ob  in 
einer  bestimmten  Region  überhaupt  ein  weiterer  Betrieb  der 
jeweiligen  Branche  eröffnet  werden  soll  oder  nicht.  Es  geht 
dabei dar um,  die  regionale  Besetzungsdichte von  Betrieben mit 
g leiehern  Angebot  zu  regeln,  um  besonders  Oberkapazitäten  zu 
vermeiden.  Außerdem  könnte  ein  Versuch,  gleichartige  Kosten-
und  Preiskalkulationen  zu  erarbeiten,  ruinöse  Konkurrenz  ver-
meiden  helfen.  Soweit  z.B.  die  einen  Betriebe  in  irgendeiner 
Form  äußere Unterstützung  haben  (seien  es  staatliche Subven-
tionen  in  Form.von verlorenen  Zuschüssen  oder billigen Kredi-
ten oder  sei  es  freiwillige  und  unbezahlte  Mitarbeit)  und  die 
anderen  Betriebe nicht,  unterscheiden  sich die  realen  Produk-
tionskosten.  Unbezahlte  Arbeit  und  zinslose  oder  verlorene 
Finanzzuschüsse  aber  sind  im  betr iebswirtschaftl ichen  Sinne 
künstliche Produktionskostensenkungen,  sie verzerren die  Kon-
kurrenzbeziehung  zwischen  verschiedenen  Betrieben.  Im  Extrem-
fall  könnte  es dazu  kommen,  daß  kostenlos  arbeitende Anbieter 
anderen die  Arbeitsplätze  wegnehmen. 
Wirtschaftliche  Zusammenarbeit 
Die  MÖglichkeiten  wirtschaftlicher  Zusammenarbeit  im  engeren 
Sinne  erstrecken  sich  auf  eine  ganze  Reihe  von  Feldern.  Da - 51  -
ist  zunächst  an  gemeinsamen  Einkauf  zu  denken,  nicht  nur,  um 
durch  Großaufträge  günstigere  Preise  zu  erzielen,  sondern 
auch,  um  den  Lieferanten  Auflagen  machen  zu  können,  z .B.  im 
Bereich  der  ökologischen  Vertretbarbeit  von  Produktansmetho-
den  und  Produkten.  Auch  gemeinsamer  Absatz  empfiehlt  sich 
schon  allein  aus  allgemeinen  Kostenvorteilen  heraus.  Eine 
Reihe  von  intensiveren  Zusammenarbeitsmöglichkeiten  liegen  im 
Bereich  der  Produktion:  Gegenseitige  Hilfe  bei  technischen 
Schwierigkeiten,  gemeinsame  Erledigung  von Großaufträgen,  die 
ein  Einzelner  nicht  annehmen  könnnte,  Verschiebung  von  Auf-
trägen  zwi sehen  einzelnen  Betrieben  aus  produktionstechni-
schen  oder  Kapazitätsgründen  sowie  überhaupt  grundsätzliche 
Aufteilung  des  Produktionsprogramms  aus  Gründen  der  Größen-
und  Auflagendegression  gehören  dazu.  Neben  diesen  innerhalb 
der  einzelnen  Branchen  anfallenden  Kooperationsmöglichkeiten 
gibt  es  das  vertikale  Verbundsystem,  die  Kooperation  durch 
Marktbeziehung  zwischen  Unternehmen  mit  verschiedenen Produk-
ten  und  auf  verschiedenen  Produktionsstufen.  Dies  ist die  Zu-
sammenarbeit,  die  im  Extremfall  den  in der Literatur  manchmal 
erwähnten  geschlossenen  Kreislauf  von  Wirtschaftbeziehungen 
mit  sich  bringen  würde,  was  allerdings. ohne  einen  quantita-
tiv  riesigen  Umfang  der  Selbstverwaltungswirtschaft  immer 
Utopie bleiben muß  und  wohl  aus  wirtschaftlichen Gründen  her-
aus  nicht einmal  wünschenswert  ist. 
Produktion,  Austausch  und  wirtschaftliche Verwaltung  von  Wis-
sen 
Der  Austausch  von  Wissen  erstreckt  sich  zunächst  darauf,  was 
bereits bekannt ist und  praktiziert wird.  Es  ginge  darum,  daß 
man  über  solche  Dinge  wie  Produktionstechniken  im  weitesten 
Sinne,  Produkte,  Produktgestaltung,  Absatz- und  Werbemethoden 
Kenntnisse  austauscht  in der  Hoffnung,  aus  einer Vielzahl  von 
gangbaren  Wegen  die  jeweils  erfolgreichsten  auswählen  zu  kön-
nen.  Zum  anderen  aber  ginge  es  darum,  entweder  für  einzelne 
Branchen  oder  gar  für  die  Selbstverwaltungswirtschaft  als 
Ganze  ein  Zentrum  für  den  technischen  Fortschritt einzurich-
ten.  Die  Ergebnisse  dieser  Entwicklungsarbeit  müßten  dann 
allen  Mitgliedern  zur  Verfügung  stehen,  und  es  könnte  sicher-
gestellt werden,  daß  alle entsprechenden  Betriebe  jeweils  auf 
dem  neuesten  technologischen  Niveau  arbeiten  könnten.  Grund-- 52  -
sätzlich  und  besonders  für  den  Fall,  daß  bestimmte  technolo-
gische  Neuerungen  nicht  in  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
verwertet  werden  können,  sollte  auch  kollektiv  geregelt  tNer-
den,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  kapi talisti  sehen 
Unternehmen  verkauft  werden  können. 
Ausbildung 
Angesichts  der  oft  eingeschränkten  Produktpalette  und  Pro-
duktionstechniken einzelner Betriebe läßt  sich  in  vielen  Fäl-
len  das  Problem,  eine  qualitativ  gute  Ausbildung  vermitteln 
zu  können,  nur  im  Verbund  durch  Rotation  der  Ausbildungsbe-
triebe  lösen.  Das  hat  den  zusätzlichen Vorteil,  daß  die  Aus-
bildung  für  den  einzelnen  Betrieb  finanziell  weniger  be-
lastend ist. 
Finanzierung 
Eine  MÖglichkeit,  Finanzierungsschwierigkeiten durch  Koopera-
tion  zu  überwinden,  besteht  darin,  gemeinsame  Haftung  für 
aufgenommene  Kredite  zu  übernehmen:  Gelder  sind  dann  leichter 
zu  beschaffen.  Eine  andere  MÖglichkeit  bietet  sich  in  der 
Gründung  von Leasing-Gesellschaften  an. 
Soziale Absicherung 
Die  Mitglieder  der  Selbstverwaltungswirtschaft  haben  große 
Schwierigkeiten  mit  ihrer  sozialen  Absicherung,  weil  sie 
rechtlich  nicht  mehr  als  lohnabhängig  Tätige  angesehen  wer-
den.  Es  besteht  die  MÖglichkeit,  eigene  Versicherungssysteme 
aufzubauen,  aber  nur  auf  dem  Wege  der  finanziellen  Koopera-
tion,  entweder·  innerhalb  großer  Branchen  oder  besser  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  als  Ganzer. 
Festigung  des  ideologischen Unterbaus 
Die  Selbstverwaltungswirtschaft  verfolgt  Prinzipien,  die  von 
dem  Grundprinzip der  kapitalistischen Wirtschaft,  nämlich der 
betriebsindividuellen  Gewinnmaximierung,  abweichen.  Die  Ent-
scheidung  für  ein  ideelles  Ziel  ist nicht  in  jedem  Fall  mit 
wirtschaftlichen  Nachteilen  verbunden;  tendenziell  bedeutet 
jedoch eine  Ansiedelung  auf der  Skala  "Ökonomismus  - Idealis-
mus"  in  der  Nähe  des  Ideal  i sm u s po 1 es  eine  Ve r teuer  ung  der 
Produktion.  Das  zeitliche  Ausmaß  der  demokratischen  Selbst-- 53  -
verwaltung  und  der  praktische  Vollzug  des  Gedankens  einer 
entspezialisierten  Arbeitsweise  läßt  sich  wohl  kaum  einheit-
lich  regeln,  andere Dinge  aus  diesem  Bereich  der  Wirtschafts-
moral  lassen  sich  jedoch  sehr  wohl  und  zum  Nutzen  aller  kodi-
fizieren.  Z.B.  lassen  sich  die  ökologischen  Standards  der 
Produktionstechniken  und  Produkte  vereinheitlichen.  Es  läßt 
sich  auch  die  Vorstellung  über  die  Beschäftigung  von  Ange-
stellten  (Lohnarbeit),  insbesondere  in  Form  von  Teilzeit- und 
Aushilfskräften  regeln.  Solange  es  in diesen Punkten  nicht  zu 
einer  Festlegung  von  Mindeststandards  kommt,  dürfte  es  bei 
einigen  Betrieben  und  zu  Zeiten  schlechter  Wirtschaftslage 
immer  Tendenzen  geben,  informell  geltende  Prinzipien  zu  ver-
letzen.  Das  hat  zwei  Nachteile:  Erstens  verliert die  Selbst-
verwaltungswirtschaft  einen  Teil  ihres  Charakters,  und  zwei-
tens  werden  Betriebe benachteiligt,  die die Standards  einhal-
ten  und  dadurch  höhere  Kosten  in  Kauf  nehmen  müssen.  Auf 
freiwilliger  Basis  darf  man  keine  sichere  Einhaltung  solcher 
Standards  erwarten;  man  ist  also  zur  Lösung  dieses  Problems 
auf  verbindliche  kooperative  Abmachungen  angewiesen.  Auch  für 
Markenzeichen  und  Kollektivzeichen  (für  Betriebe  in  Selbst-
verwaltung)  sind  solche  Abmachungen  wichtig,  weil  die  Käufer 
von  Produkten eines bestimmten  Markenzeichens  oder  eines  Kol-
lektivzeichens mit  den Produkten  und  Betrieben eine bestimmte 
Identität verbinden  können  müssen.  Schon  das  zeigt,  daß  Mar-
ken- und  Kollektivzeichen,  weitere Elemente  zur  Festigung  des 
ideolog  i sehen  Zusammenhai ts  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
und  als  solche  der  Absicht  nach  werbewirksam,  nicht  ohne  or-
ganisierte  Zusammenarbeit  zur  Geltung  kommen  können. 
Geschlossenes  und  versiertes  Auftreten  gegenüber  anderen  In-
stitutionen der Gesellschaft 
Wenn  es  um  Verhandlungsführung  mit  Finanzämtern,  Kammern,  Ge-
werkschaften,  Parteien,  Regierungen  und  Gesetzgebern  geht, 
ist ein  geschlossenes  Auftreten  notwendig  vorauszusetzen,  um 
die  gewünschte  Wirkung  zu  erzielen;  als  Einzelkämpfer  werden 
die  Betriebe  nicht  viel  ausrichten  können.  Sie  werden  solche 
Kontakte  nicht  so  informiert  und  nicht mit  so  viel  strategi-
schem  Sachverstand  bestreiten  können  wie  als  Gruppen,  beson-
ders  wenn  sie  zu  diesem  Zweck  Stabstellen  einrichten,  die  im - 54  -
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  spezialisiertes  Wissen  anhäufen 
können.  Solche  Stabstellen  sind  außerdem  unbedingt  erforder-
lich,  um  das  für  die einzelnen Betriebe oft  undurchdringliche 
Gestrüpp  bestehender  Gesetze  und  Durchführungsverordnungen, 
insbesondere über  staatliche Förderprogramme,  zu  durchforsten 
und  den  Betrieben  überschaubar  zu  machen.  Das  gilt  um  so 
mehr,  als  solche  Gesetze  und  Durchführungsverordnungen  in 
letzter  Zeit  des  öfteren  geändert  wurden21.  Eine  Branchen-
oder  regionale  Kooperation  ist  also  aus  diesen  Gründen  sehr 
zu  empfehlen.  Für  den  Fall,  daß  bestimmte  Ziele  erreicht  wor-
den  sind,  müssen  sie  manchmal  von  den  Selbstverwaltungsbe-
trieben verwirklicht  werden,  z.B.  die  Verteilung  und  Verwal-
tung  staatlicher  Förderprogramme  oder  von  Kreditfonds.  Auch 
diese  Aufgabe  zu  erfüllen  verlangt  eine  organisierte 
Zusammenarbeit  in der Selbstverwaltungswirtschaft. 
Sicherung  des  Fortbestandes der  selbstverwalteten Wirtehaft 
Das  oben  erwähnte  Oppenheimersche  Transformationsgesetz  ist 
u. a.  durch  bestimmte  Prinzipien  und  Systeme  der  Kapi talneu-
tralisierung  zu  unterlaufen22.  Wenn  die  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  als  Ganze  vor  den  Gefahren  dieses  Gesetzes  ge-
schützt  werden  soll,  bedarf  es  einer  einheitlichen  Regelung 
hierzu,  die  nur  auf  dem  Wege  der  Kooperation  zu  erreichen 
ist.  Von  erheblichem  Vorteil  ist  auch,  wenn  Kapitalien,  die 
durch  Konkurse  frei  werden,  nicht  in die  normale  Konkursmasse 
fallen,  sondern  auf  Auffanggesellschaften  wie  z.B.  die  Ber-
liner  Leasing-GmbH  übergehen.  Um  ein  solches  Ziel  zu  verfol-
gen,  bedarf  es  einer  für  Alle  gültigen  rechtlichen  Regelung, 
also der  Kooperation. 
4.  Zum  Stand  der  Entwicklung  von  Kooperation  und  Organisa-
tion in der Selbstverwaltungswirtschaft 
Der  diesem  Abschnitt  zugrunde  liegende  Begriff  von  Koopera-
tion  ist  wei tgef aßt;  er  reicht  von  informellen  Treffen  und 
lockerer  Zusammenarbeit  über  fest  vereinbarte Kooperation bis 
hin  zu  in  Organisationen  institutionalisierter  Kooperation. 
Es  muß  zwi sehen  drei  Formen  von  Kooperation  unterschieden 
werden: - 55  -
1.  Kooperation  in  einzelnen  Branchen,  jeweils  regional  be-
grenzt  oder  bundesweit  (horizontale  Kooperation,  Branchenko-
ope ration)', 
2.  Kooperation  zwi sehen  Betrieben  unter  schied! icher  Branchen 
im  Sinne  von Kauf- und Verkaufbeziehungen  (vertikale Koopera-
tion), 
3.  Kooperation  zwischen  selbstverwalteten Betrieben  aus  allen 
Branchen,  ebenfalls  regional  begrenzt  oder  bundesweit  (regio-
nale Kooperation). 
Vertikale Kooperation  ist nicht  vorgefunden  worden,  so  daß  im 
folgenden  nur  von  Branchen- und  von  regionaler  Kooperation 
die Rede  sein wird. 
Die  verarbeiteten  Informationen  über  Kooperation  stammen  zum 
größten  Teil  aus  einer  Quelle,  nämlich  der  seit  Oktober  1984 
monatlich  erscheinenden  "Zeitung  für  Selbstverwaltung".  Die 
Infor~ationen sind  also vermutlich nicht vollständig,  dennoch 
scheinen  sie  einen  einigermaßen  repräsentativen  Einblick  in 
Ausmaß·  und  Formen  der  Kooperation  zuzulassen.  Der  Schlußbe-
trachtung  zur  Branchenkooperation  liegen  empirische  Daten 
über  die  Energiegruppen,  das  Baugewerbe,  die  Holzbetriebe, 
Elektriker,  Schreiner,  Umweltschutzpapierbetriebe  und  graphi-
schen  Betriebe  zugrunde.  Der  Schlußbetrachtung  zur  regionalen 
Kooperation  liegen  Informationen  über  Nordbaden,  Hunsrück, 
Nordniedersachsen,  Bremen,  Saarland  und  Hessen  zugrunde.  Alle 
diese  empirischen Materialien sind  in  einer Vorstudie  erfaßt, 
und  die  in den  Schlußbetrachtungen vorgetragenen Verallgemei-
nerungen  und  Urteile  gründen  sich  auf  dieses  Material.  Das 
Dilemma,  die  Schlußfolgerungen  nachvollziehbar  zu  machen  und 
zu  diesem  Zweck  alle  einzelnen  regionalen  und  Branchenkoope-
rationen darstellen  zu  müssen,  mit  einer  solchen  Darstellung 
jedoch  den  Bericht  über  Kooperation  insbesondere  für  einen 
internationalen  Leserkreis  zu  überfrachten,  ist  zugunsten 
einer  besseren  Lesbarkeit  gelöst  worden.  Es  werden  lediglich 
zwei  Branchenkooperationen  und  zwei  regionale  Kooperationen 
beschrieben,  um  jeweils  einerseits  bereits  erreichte,  also 
mögliche  Formen  der  Kooperationen  und  andererseits  Schwierig-
keiten,  aber  auch  hoffnungsvolle  Ansätze  von  Kooperation 
exemplarisch darstellen  zu  können. - 56  -
Diese  Darstellung  dient  nicht  nur  der  Schilderung  und  Kritik 
der  Zustände  als  solcher;  sie  soll  vielmehr  erstens  zeigen, 
wie  groß  die  Differenz  zwischen  m0glicher  und  tatsächlicher 
Kooperation  ist  {im  Vergleich  mit  Abschnitt  3) ,  es  dabei 
zweitens  als  notwendig  erscheinen  lassen,  den  Mangel  an  Ko-
operation  theoretisch  zu  analysieren  {Abschnitt  5)  und  drit-
tens  abschließende  Betrachtungen über  die  Chance  der Koopera-
tion vorbereiten  {Abschnitt 6). 
4.1.  Branchenkooperation 
Verbund  selbstverwalteter Betriebe  für  Umweltschutzpapier 
Die  wohl  fortgeschrittenste  Kooperation  findet  sich  im  Ver-
bund  selbstverwalteter Betriebe  für  Umweltschutzpapier  (vup), 
der  etwas  ausführlicher dargestellt  werden  soll23.  Den  Anfang 
der Produktion  von Umweltschutzpapier  hat die  Schweizer  Firma 
Stoecklin gemacht.  Die  heutigen vup-Betriebe  sind  aus  Umwelt-
schutzinitiativen  entstanden,  die  ein  Gewerbe  anmeldeten,  um 
das  Papier  vertreiben  zu  können.  Die  ersten  Anstöße  zu  über-
regionaler  Zusammenarbeit  waren  wirtschaftlicher  Natur:  Man 
schloß  sich  zusammen  und  erreichte  erstens  günstigere  Rin-
kaufspreise  bei  der  Schweizer  Firma  und  zweitens  günstigere 
Bedingungen  in der  Weiterverarbeitung des  Papiers  zu  den ver-
schiedensten Papierprodukten.  Die  Aufträge  gingen  in Großauf-
lage  zunächst  noch  an  kommerzielle  Firmen.  Erst danach gelang 
es,  durch  Abnahmegarantien  und  Oberbrückungskredi te  in  je-
weils  einzelnen der  dem  Verbund  angeschlossenen  Betriebe  In-
vestionen  durchzuführen,  die  es  erlaubten,  die  meisten  vom 
Verbund  vertriebenen  Papierprodukte  auch  selbst  herzustel-
len.  Nachdem  man  sich  in der  Weiterverarbeitung  von  kapitali-
stischen  Unternehmen  abgenabelt  hatte,  bestand  ein  weiterer 
Sehr  i tt  in  der  Ve rwi rkl ich  ung  alternativ-ökonomischer  Ziele 
darin,  Papierlieferanten  erfolgreich  aufzufordern,  bei  der 
Produktion  von  Umweltschutzpapier  bestimmte  umweltschonende 
Verfahren  anzuwenden,  die  zuvor  im  vup  festgelegt  worden 
waren24.  Lieferant wird  nur,  wer  diese Kriterien einhält;  der 
Verband  kontoll iert die  Einhaltung  im  Rahmen  sein  er  MÖglich-
kei  ten.  Nur  das  unter  diesen  Umständen  hergestellte  Papier 
erhält  das  gesetzlich  geschützte  Warenzeichen  "vup",  das - 57  -
gleichzeitig  als  Signal  für  die  Käufer  dienen  soll,  ihr Geld 
selbstverwalteten  Betrieben  zu  geben.  "Aus  dem  hier  Geschi 1-
derten  wird  deutlich,  daß  die  Koo;;>eration  zwischen  kleinen 
Einheiten  zur  Stärkung  des  Zusammenhangs,  aber  auch  zur  Stär-
kung  der  Ökonomie  jedes  einzelnen  Betriebes  führt.  Zum  einen 
können  durch  gemeinsamen  Einkauf  und  Produktion  günstigere 
Preise  erzielt  werden.  Gegenseitige  Abnahmegarantien  und 
finanzielle  Unterstützung  vermindern das  Risiko des  einzelnen 
Betriebs,  wenn  er  sich  auf  kostspielige  Investitionen  ein-
läßt.  In der  Werbung/Öffentlichkeitsarbeit ermöglicht  uns  das 
Warenzeichen  - für  Selbstverwaltete  Betriebe  - neue  Wege  zu 
gehen,  die  regionalen  oder  auf  bestimmte  Zielgruppen  gerich-
teten  arbeitsteilig  angegangenen  Werbeaktivitäten  summieren 
sich  und  kommen  jedem  einzelnen  Betrieb  zugute."25  Um  die 
Lagerhaltung  zu  senken,  ist  eine  Standardisierung  der  Um-
schlaggestaltung  geplant.  Den  Schritt  zu  einem  einzigen  "Ko-
operationsbetrieb  mit  verschiedenen  Regionalstellen"  behin-
dert  im  Augenblick  noch  der  fehlgeschlagene  Versuch  einer 
gemeinsamen Preisgestaltung.  Schließlich  sehen die  Mitglieder 
des  Verbundes  selbstverwalteter  Betriebe  für  Umweltschutzpa-
pier  ihr  Ziel  in  der  Obernahme  auch  der  Papierproduktion, 
auch  wenn  sie  damit  erstmals  in  Betriebsgr"ößen  vordringen 
müssen,  die  nach  ihrer eigenen Erfahrung  nur  noch  schwer  nach 
den  basi sdemokrati sehen  Prinzipien  der  Selbstverwaltung  zu 
führen  sind26;  man  würde  jedoch  "als  ernstzunehmender gesell-
schaftspolitisch  innovativer  Faktor  unglaubwürdig",  wenn  man 
sich  darauf  beschränke,  sich  in  den  "kleinen behaglichen Ni-
schen"  einzurichten. 
Zusammenfassend  läßt sich  sagen: 
1.  Die  verbindliche  Kooperation  hat  gr"ößere  Nachfrage- und 
Produktionsmengen  ermöglicht. 
2.  Sie  hat  dadurch  die  wirtschaftliche  Stellung  gegenüber 
.Rohstofflieferanten  und  Weiterverarbeitern gestärkt. 
3.  Das  hat  dazu  geführt,  daß  nach  und  nach  zu  günstigeren 
Preisen  eingekauft  und  verkauft  werden  konnte  und  immer 
mehr  Produktansaktivitäten  aus  dem  kapitalistischen 
Markt  ausgegliedert  und  in  eigene  Regie  Übernommen  wer-
den  konnten. - 58  -
4.  Eine  Spezialisierung  der  einzelnen  Betriebe  auf  jeweils 
unterschiedliche  Teile  des  gesamten  Produktionssorti-
ments  hat  zur  Kostendegression der Produktion geführt. 
5.  Außerdem  konnte  der  Verbund  innerhalb  der  nach  wie  vor 
kapitalistisch  betriebenen  Papierfabrikation  eine  um-
weltfreundlichere  Produktion durchsetzen. 
6.  Kooperation  und  damit  Verzicht  auf  Autonomie  hat  also 
die  Selbstverwaltungswirtschaft  ohne  Aufgabe  auch  nur 
eines  ihrer Prinzipien gestärkt. 
So  positiv  das  Ergebnis  der  Kooperation  auch  einzuschätzen 
ist:  die  Entwicklung  dahin  verlief  nicht  ohne  Probleme. 
"Vielmehr  galt  es  häufig,  sich  mit  Betriebsegoismen  und 
Ängsten  vor  dem Verlust der betrieblichen  Autonomie  auseinan-
derzusetzen."  Nur  "gegenseitiges Kennenlernen  und Vertrauen, 
ohne  das  "überhaupt  nichts  geht",  hat  die  intensive  Koopera-
tion möglich  gemacht. 
Graphische Betriebe 
Die  graphischen  Betriebe gehören  zu  den  ältesten der  Selbst-
verwaltungswirtschaft.  Auf  den  Berliner  Wintertagen  1985  kam 
nach  eigener  Schätzung  ungefähr  ein  Drittel  der  Teilnehmer 
aus  dieser  Branche27,  und  Ende  April  gab  es  bereits ein  wei-
teres  Branchentreffen  in  Frankfurt.  Schon diese  Tatsachen ge-
ben der  Branche  ein besonderes Gewicht. 
Auf  den  erwähnten  letzten  beiden  Branchentreffen  wurde  in 
einer  Vielzahl  von  Arbeitsgruppen  über  wichtige  Themen,  u.a. 
über  Kooperation  und  Konkurrenz,  über  Ausbildung  und  gefähr-
liche  Arbeitsstoffe, diskutiert.  Was  das  Berliner  Treffen  an-
geht,  wird  zunächst  ein  Beschluß  darüber  positiv  vermerkt, 
die  Centraste  als  Anzeigenmedium  für  gebrauchte  Geräte  zu  be-
nutzen28.  Mitglieder  des  einen  oder  anderen  graphischen  Be-
triebes  waren bereit,  Einführungen  in  spezielle berufsprakti-
sche  Themen  zu  geben29.  LJber  gemeinsame  Ausbildung  wurde 
diskutiert mit  dem  Ergebnis,  daß  eine  Liste  von  Interessenten 
zusammengestellt  werden  soll.  Gemeinsame  Materialeinkäufe 
"wurden  andiskutiert  und  sofort  wieder  verworfen"30.  Öber-
legungen  über  eine  gemeinsame  Herstellungsgesellschaft  zur 
gemeinsamen  Produktion,  Risikoteilung  und  Bildung  eines - 59  -
Fonds,  um  mit Marktbetrieben hinsichtlich der Vorfinanzierung 
von  Produktion  gleichziehen  zu  können  - Oberlegungen  dieser 
Art,  die  seit  längerer  Zeit  angestellt  wurden,  führten  auch 
in  Berlin  zu  keinem  Ergebnis. 
Einen  Schwerpunkt  auf den  letzten beiden großen  Branchentref-
fen  bildete  das  Thema  "Gefährliche  Arbeitsstoffe".  Nach  der 
Erkenntnis,  von  den  meisten  Stoffen  wenig  oder  nichts  über 
ihre  Gefährlichkeit  für  die  Mitarbeiter  und  die  Umwelt  zu 
wissen,  waren  in  Berlin  schnell  zwei  Personen  bereit-,  eine 
Stelle für  die Sammlung,  systematische  Ordnung  und Verteilung 
von  entsprechenden  Informationen  einzurichten  und  zu  füh-
ren31.  An  120  Betriebe  wurde  ein  Fragebogen  verschickt,  im 
April  waren  aber  erst  20  davon  ausgefüllt  zurückgeschickt32. 
Auf  dem  Branchentreffen  im  April  wurden  dann  die  Ergebnisse 
dieser  Befragung  und  weiterer  Nachforschungen  vorgestellt. 
Das  Thema  wurde,  wie  ein  Bericht mit  einer  FÜlle  von  Einzel-
heiten33  belegt,  gründlich  diskutiert;  es  gab  viele  Emp-
fehlungen,  aber  offenbar  noch  keine Vereinbarungen.  Erste  An-
sätze  für  eine  feste  Organisation  der  Sammelstelle  sind  in 
der  Aufforderung  an  die  einzelnen  Betriebe  der  Branche  er-
kennbar,  einen  Dauerauftrag  über 20,- DM  an die  Sammelstelle 
einzur ichten34. 
Ein  Vorschlag,  bundesweite  Kooperation  zustande  zu  bringen, 
wenigstens  erst einmal  einen  Verein  zur  Förderung  von  Koope-
rationsmöglichkeiten  zu  gründen,  wurde  zunächst  einmal  abge-
lehnt3 5.  Dieser  Vorschlag  stand  übrigens  im  Zusammenhang  mit 
intensiven  Bemühungen,  den  graphischen  Betrieben  ein  Marken-
zeichen  für  Kollektivarbeit  zu  geben.  Die  Diskussion  über  ein 
Markenzeichen  für  Produkte  aus  kollektiver  Produktion,  Pro-
dukte  der  Selbstverwaltungswirtschaft,  ist spätestens  auf der 
Projektemesse  im  Sommer  1984  in Gang  gekommen36.  Bartning  als 
Befürworter  dieser  Idee  hat  dann  in  der  Oktoberausgabe  des 
Wandelsblatts  einen  längeren Artikel  geschrieben37,  in  dem  er 
zunächst  darauf  au fmerksarn  macht,  daß  die  Besonderheiten  der 
Produkte  meist  deswegen  kein  bleibendes  Unterscheidungs-
merkmal  der  Selbstverwaltungswirtschaft  seien,  weil  in- vielen 
Fällen  normale  kapitalistische  Betriebe  diese  oder  ähnliche - 60  -
Produkte  in  ihr  Angebot  aufnähmen.  Das  dauerhaft  Spezifische 
seien  Produktiveigentum,  kollektiv  selbständige  Arbeit  und 
kollektive  Entscheidungen.  Bevor  ee  jedoch  zu  einem  geltenden 
Markenzeichen  kommen  kann,  sind  einige  Fragen  zu  klären:  Was 
ist ein  Kollektivbetrieb?  Wie  rein  müssen  die Prinzipien der 
Selbstverwaltungswirtschaft  erfüllt  sein?  Welche  Qualitäts-
normen  hinsichtlich  der  Produktion  und  der  Produkte  müssen 
erfüllt  sein?  Und  braucht  man  eine  Organisation,  eventuell 
einen Verein,  zur  Vergabe  des  Markenzeichens  und  zur  Kontrol-
le  der  Einhaltung  der  Voraussetzungen38?  Auf  den  Berliner 
Wintertagen  wurde  über  das  Kollektivzeichen  diskutiert,  ohne 
jedoch  zu  einem  positiven  Ergebnis  zu  kommen.  Die  Vorteile39 
reichten  nicht  aus,  und  Gegenargumente  setzten  sich  (zu-
nächst)  durch,  u.a.  folgende: 
1. Die  Qualität  und  Zuverlässigkeit  vieler  Betriebe  ist  noch 
nicht  gut  genug,  um  ein  Markenzeichen  mit  einigermaßen  at-
traktiven Qualitätsstandards  durchzuhalten.  Unter  den  gegebe-
nen  Umständen  könnte  das  Markenzeichen  eher  zu  einem  Warn-
zeichen  werden. 
2.  Würde  man  höhere  Qualitätsstandards  dennoch  durchsetzen, 
würden  sich  die  Bedingungen  für  die  schwächeren  Kollektivbe-
triebe  noch  verschlechtern. 
3.  Außerdem  würden  Eingriffe  in  die  Autonomie  der  Betriebe 
notwendig  werden  für  die  Vergabe,  Verwaltung  und  Kontrolle 
des  Markenzeichens40. 
Bartning  hat  daraufhin  in  der  Märzausgabe  der  Centraste  noch 
einmal  für  ein  Markenzeichen  plädiert  und  aufgefordert,  auf 
dem  nächsten  Branchentreffen  im  April  darüber  zu  reden41. 
Neben  dem  konkreten  Vorschlag,  einen  Verein  mit  klar  festge-
legten  Zugangskriterien  aus  dem  Feld  der  Prinzipien  der 
Selbstverwaltung  zu  gründen  und  zur  Abwicklung  der  Aufgaben 
eine  Geschäftsstelle  einzurichten,  werden  Vorschläge  zu  ge-
naueren  Qualitätskennzeichen  unterbreitet.  Die  unterschiedli-
chen Qualitätsniveaus  in  den  einzelnen  Betrieben  sollen  nun-
mehr  durch  differenzierte  Kennzeichnungen  ähnlich  denen  der 
Sterne  in Hotelführern kenntlich  gemacht  werden. - 61  -
Im  April  wurde  jedoch  Über  das  Kollektivzeichen  nicht  mehr 
viel  geredet,  andere  Dinge  standen  im  Vordergrund.  Vielmehr 
erschienen  im  April  im  Vorgriff  a•1f  das  Treffen  und  im  Mai 
als  Bericht darüber  zwei  Artikel  in "Contraste",  die von  Geg-
nern  der  Markenzeichenidee  verfaßt  wurden.  Im  ersten  Arti-
kel42  wurden  auch  die  differenzierten  Qualitätskriterien  ab-
gelehnt mit  dem  Argument,  die Druckbetriebe  und  ihre  jeweili-
gen  Ansprüche  an  sich  selbst  sowie  die  Ansprüche  der  Kunden 
seien  zu  verschieden,  um  in  ein  solches  Kriterienraster  zu 
passen.  Im  übrigen  sei die  Idee der  Produktion von  Gebrauchs-
werten,  also  die  Idee  der  bedürfnisorientierten  Produktion, 
mit  der  Existenz  des  geplanten  Verbandes  nicht  zu  vereinba-
ren.  Dieser  letzte Gedanke  scheint  aber  schon  stark  von  ideo-
logischen Vorstellungen geprägt  zu  sein,  für  die das  folgende 
längere  Zitat  ein  Beleg  sein  soll:  "Was  hat  diese  Berufsver-
bandskiste  mit  dem  von  Dir  so  genannten  'M  a  r  k  e  n  z  e  i-
c  h  e  n  f  ü  r  K  o  1  1  e  k  t  i  v  a  r  b  e  i  t'  zu  tun? 
Alles.  Meiner  Meinung  nach  ist  das  Markenzeichen  überhaupt 
nur  der  fadenscheinige  Rock,  der  dem  Wunsch  nach  einem  Be-
rufsverband  umgehängt  wurde.  Es  gibt  keine  andere  Idee,  kein 
anderes  Problem  außer  dem  des  Markenzeichens,  das  einen  gra-
phischen  alternativen  Berufsverband  jetzt  zwingend  notwendig 
machen  würde.  Aber  gerade  d  i  e  Struktur  eines  denkbaren 
Verbandes,  die  durch  das  Markenzeichen  zwingend  . gefordert 
ist:  zentralistisch,  bürokratisch,  totalitär  (von  wegen  drei 
Sterne  und  so)  gerade  diese  Struktur  ist  für  mich  das 
Hauptargument  gegen  das  Markenzeichen."43 
Im  zweiten  Artikel4 4  wird  noch  einmal  auf  die  traditionell 
unterschiedlichen  Qualitätsanforderungen  an  Arbeitsplatz  und 
Produkte  und  auf  differierende  inhaltliche  und  politische 
Vorstellungen  hingewiesen:  " .•.  solch  einer  Versammlung  einen 
organisatorischen  Deckel  zu  verpassen,  mußte  scheitern,  und 
wenn  ich  m  i r  vor  s t e 11  e ,  a 11  g eme i n  g ül  t i g e  R ich  t 1 in  i e n  und 
Kontrollen  auf  alle diese  Betriebe  (auch  unseren  eigenen)  an-
zuwenden,  wende  ich  mich  ab  mit  Grausen."  Im  übrigen  refe-
riert  der  Artikel  jedoch  über  konkrete  Zusammenarbeit  zwi-
schen  graphischen  Betrieben  im  Raum  Stuttgart:  Z.B.  werden 
Aufträge  weitergegeben,  wenn  ein  Betrieb  sie  aus  technischen 
oder  Kapazitätsgründen  nicht erfüllen  kann,  und  es  wird  Hilfe - 62  -
bei  technischen Schwierigkeiten geleistet- und  das  alles  in-
formell,  nachdem  man  auf  zehn  Treffen  versucht  hat,  Koopera-
tion  zu  institutionalisieren.  Aus  diesen  persönlichen positi-
ven  Erfahrungen  heraus  werden  auch die  Wirtschaftskontakte  zu 
Organisationen  wie  Gewerkschaften  und  Umweltgruppen  beur-
teilt:  Sie  m"üßten  "vor  allem  über  persönliche  Beziehungen  und 
Diskussionen  geknüpft  werden". 
Dem  Verfasser  mögen  seine  persönlichen  positiven  Erfahrungen 
mit  den  Druckerbetrieben  im  Raum  Stuttgart  zugute  gehalten 
werden.  Doch  diese  informelle,  recht  weitgehende  Zusammenar-
beit darf  nicht  als  repräsentativ  angesehen  werden.  Sie  kann 
auch  kein  Modell  für  die Lösung  wirtschaftlicher Probleme  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  sein.  Auch  die  Vorstellung,  bei 
der  Zusammenarbeit  müsse  Sympathie  mit  im  Spiel  sein,  ist py-
chologisch  verständlich;  zum  allgemeinen  Handlungsgrundsatz 
erhoben  würde  diese Vorstellung  jedoch  die Kooperation  in der 
Selbstverwaltungswirtschaft  viel  zu  stark  beschränken.  Sie 
geht  an  den  Realitäten  und  Anforderungen  an  die  Kooperation 
in größeren  Gruppen  vorbei.  Derselbe  Verfasser  nennt  in  einem 
Bericht  Über  eine  Arbeitsgruppe  Über  Kooperation  zwischen 
linken  Verlagen  und  Druckerkollektiven  wiederum  neben  gegen-
seitigem Kennenlernen  als  Basis  für  Verläßlichkeit  und  ähnli-
chen  Arbeitsvorstellungen  auch  bestimmte  technische  Möglich-
keiten  (Quali tätsstandards)  als  Voraussetzung  für  eine  ge-
meinsame  Produktion  und  gegenseitige  Auftragszuschiebung45. 
Dies  würde  bedeuten,  daß  innerhalb  der  graphischen  Branche 
ein  Zwei- oder  Mehrklassensystem  entstehen  würde,  das mit  dem 
Grundgedanken  der  Selbstverwaltungswirtschaft  kaum  vereinbar 
sein dürfte  und  auch  keine  Integrationswirkung  hat. 
Ein  Resümee  für  die  graphischen  Betriebe  f"ällt  nicht  gerade 
positiv  aus.  Es  gibt  einzelne  Personen,  die  von  der  Notwen-
digkeit  der  überregionalen  Kooperation  und  gleichermaßen  von 
der  organisatorischen  Verbindlichkeit  der  Zusammenarbeit 
überzeugt  sind.  Doch  solche  Initiativen  konnten  sich  bisher 
nicht  durchsetzen.  Die  Einwände  sind  zum  Teil  technischer 
Natur  und  nicht  einfach  von  der  Hand  zu  weisen;  zum  Teil 
drücken  sie  aber  auch  relativ  unverhohlen  Werturteile  aus, 
mit  denen  eine  gewisse  ~entralisierung  und  BÜrokratisierung, - 63  -
also  ein  gewisser  Autonomieverlust  der  einzelnen  Betriebe, 
nicht  vereinbar  ist.  Tatsächlich  beschränkt  sich  Kooperation 
auf  Informationsaustausch  während  der  Branchentreffen  selber 
und  auf  wenige  Initiativen  wie  zum  Beispiel  die  Einrichtung 
der  Datensammelstelle,  die  zunächst  noch  vom  Altruismus  ein-
zelner  Personen  lebt - und  das  alles trotz des  hohen  Niveaus, 
das  die  Beschäftigung  mit  dem  Aspekt  der  Kooperation  im 
graphischen  Gewerbe  erreicht hat,  so  daß  man  diese  Diskussion 
fast  als  stellvertretend  für  die  Selbstverwaltungswirtschaft 
ansehen  kann. 
Die  Kooperation  auf  den Berliner Wintertagen  1985 
Auch  resümierende  Anmerkungen  zu  den  Berliner  Wintertagen 
1985  lassen etwas  über  den  Stand der  Kooperation  zwischen den 
selbstverwalteten  Betrieben  erkennen.  Da  werden  nämlich  "so 
massiv  auftretende  Branchen  wie die  Fahrradläden  und  die gra-
phischen Betriebe"  erwähnt,  die  "quasi  einen Parallel-Kongreß 
aufgezogen  haben"46,  während  die  Nachmittagsarbeitsgruppen 
mit  ihren  inhaltlich  übergreifenden  Themen  als  "müde  be-
sucht  n4 7  bezeichnet  wurden,  was  zu  dem  sarkasti  sehen  Ausruf 
Anlaß  gab:  "Kleinunternehmer  aller  Länder  vereinigt 
euch ••• "48  Andererseits  wird  jedoch beklagt,  es  gäbe  "in  der 
selbstverwalteten  Wirtschaft  verschiedenste  Branchen,  die 
sich  mangels  Masse  (oder  Interesse)  gar  nicht  erst  trafen. 
Eine  Neuauflage  der  Wintertage  könnte  man  dann  auch  getrost 
ein Tischler-Drucker-Planer-BeraterTreffen nennen,  wenn  nicht 
die  vielen  anderen  Erwerbszweige  mal  in  die  Gänge  kommen, 
sich  mindestens  auf  einer  praktischen  Kooperationsebene  an-
fangen  auszutauschen."49  Es  lassen  sich  also  zwei  Erscheinun-
gen  erkennen:  Hinsichtlich  der  Teilnahme  dominierten  die 
Branchentreffen  gegen  üb er  den  Arbeitsgruppen  mit  inhaltlich 
übergreifenden  Themen,  es  gab  andererseits  aber  nur  relativ 
wenige  Branchen,  die  sich  jeweils  in  Arbeitsgruppen  zusam-
menfanden. 
Kooperation  in Harnburg 
Schließlich  hat die  Hamburger  Befragung  unter  den  Alternativ-
betrieben  ein  recht  trübes  Bild  der  Kooperation  ergebenSO. 
Die  Projekte  "wurden  befragt,  ob  eine  wirtschaftliche  Koope-
ration  z.B.  durch  Nettotausch  von  Waren,  gemeinsamen  Einkauf - 64  -
oder  eine  gemeinsame  Buchführung  durchgeführt  wurde.  Es  zeigt 
sich,  daß  kontinuierlich  eine  auf  Kooperation  gestützte  Zu-
sammenarbeit  kaum  vorhanden  war."  Einige  Versuche  waren  an 
schlechter  Organisation,  ideologischen  und  politischen  Diffe-
renzen  sowie  zunehmendem  Konkurrenzdruck  gescheitert.  Bei  17 
von  40  Betrieben  gab  es  "unverbindliche  informelle  Zusammen-
arbeit",  z.B.  regelm~ßige  Verbandstreffen  mit  politischer 
Zielrichtung  und  sporadische  Ladentreffen,  bei  23  auch  das 
nicht.  Personn  und  Tiefenthai  urteilen,  daß  die Strategie der 
Vernetzung  kaum  realisiert  worden  sei.  Die  Betriebe  sähen, 
wenn  sie  einigermaßen  zurechtzukommen  scheinen,  die  Vernet-
zung  als  nicht  notwendig  an,  "die  ideologischen  Differenzen 
und  die  Organisationsfeindlichkeit  verhindern  dazu  eher  eine 
ökonomische  Kooperation,  als  daß  sie  durch  Sachzw~nge geför-
dert  werden  würde".  Personn  und  Tiefenthai  reden  sogar  von 
einem  "Bestreben  der  Projekte,  von  Vernetzungsstrukturen  und 
Kooperation  unabhängig  zu  bleiben",  und  sehen  die  Strategie 
der  Vernetzung  als  "vorerst  gescheitert"51  an.  In  diesem 
Urteil  wird  ja  schon  nicht  mehr  genau  zwischen  Branchen- und 
regionaler  Kooperation  unterschieden.  Deswegen  sei  es  erlaubt 
- praktisch  im  Vorgriff  auf  die Analyse  der  regionalen Koope-
ration  - darauf  hinzuweisen,  daß  auch  das  Netzwerk  Harnburg 
noch  im  Sommer  1985  in  einer  selbstkritischen  Bilanz  seiner 
eigenen  Position  in  der  Selbstverwaltungswirtschaft  zu  dem 
Ergebnis  gekommen  ist,  "daß  eine  Vernetz  ung  der  Projekte  im 
Sinne  von  Kooperation,  gemeinsamer  Interessen,  sozialer  Ver-
bindlichkeit nicht gelungen  ist"52. 
Schlußbetrachu-ng 
Bei  den  vorgefundenen  Erscheinungen  von  Zusammenarbeit  fällt 
auf,  daß  es  sich  in  jedem  Fall  um  Kooperation  zwischen  Be-
trieben handelt,  die  jeweils  über  das  ganze  Bundesgebiet ver-
streut  sind  und  nicht  etwa  in  einer  Stadt  liegen.  Da  sie 
darüber  hinaus  meist  einen  regional  begrenzten  Kundenkreis 
haben,  sind  es  also  Betriebe,  die  sich  meist  nicht  gegensei-
tig Konkurrenz  machen.  Praktisch  könnte  es genauso  gut  Koope-
ration  innerhalb  kleiner Regionen,  der  Städte  oder  von  Stadt-
teilen geben,  aber  es  scheint  so,  daß  auf  dieser  Ebene  rela-
tiv  selten  eine  funktionierende  Kooperation  zustande  kommt. 
Natürlich  tritt  die  überregionale  Kooperation  etwas  stärker - 65  -
in  Erscheinung,  weil  sie  oft  überregionale  Treffen  wie  Pro-
jektmesse  und  Berliner  Wintertage  zum  Anlaß  nimmt  und  dann 
zum  Gegenstand  von  Berichten  wird;  aber  längst  nicht  alle be-
sehr  iebenen  Kooperationen  brauchten  die  großen  allgemeinen 
Treffen  als  Anstoß.  In  Harnburg  z .B.  gibt  es  eine  Reihe  von 
selbstverwalteten  Buchläden,  doch  nach  Auskunft  aus  Netzwerk-
kreisen  funktioniert  die  Zusammenarbeit  überhaupt  nicht  und 
gibt es  an  Stelle  dessen  vitale  Konkurrenzbeziehung~n53.  Ob-
wohl  es  auch  in  diesem  Fall  Kooperationsmöglichkeiten  zum 
Wohl  aller  Beteiligten gäbe,  scheint  sich die  objektive  Kon-
kurrenzsituation  als  trennender  Faktor  durchzusetzen54.  Es 
gibt  überdies  ein  überregionales  Beispiel  von  versuchter  Zu-
sammenarbeit,  nämlich  die  Bundesarbeitsgemeinschaft  Biogas, 
die  ebenfalls  wegen  der  Konkurrenzbeziehung,  die  hier  trotz 
Oberregionalität vorliegt,  nicht  funktioniert  hat55. 
Die  Mitglieder  des  vup  sind  zu  einer  doch  sehr  weitgehenden 
Zusammenarbeit bis hin  zur  ökonomischen  Verschmelzung  der  Be-
triebe  vorangeschritten;  daß  sie  Vertrauen  als  notwendige 
Voraussetzung  nennen,  braucht  nicht  zu  verwundern.  Daß  jedoch 
in  anderen  Fällen,  wo  die  einzelnen  Betriebe  für  ihre  Zusam-
menarbeit  kein bißchen  Autonomie  opfern müssen,  dennoch  keine 
Zusammenarbeit  zustande  kommt,  war  nicht  ohne  weiteres  zu  er-
warten. 
Am  häufigsten  kommt  es  zum  Informationsaustausch  zwischen  den 
Betrieben.  Es  handelt  sich  dabei  u.a.  um  Fragen  der  Ökologie 
bei  Produkten  und  Produktion  oder  um  techni sehe  Kenntnisse; 
teils geht  es ·in  den Gesprächen  aber  auch  nur  um  die  innerbe-
t r i e b 1 i c he  Si tu  a t i o n ,  wo h 1  in  erster  Linie  ,  um  d i e  je  we i 1 s 
eigene Lage  besser  einordnen  zu  können.  Diese  formlose  Zusam-
menarbeit  läßt  sich  leicht damit  erklären,  daß  sie  außer  den 
Treffen,  auf  denen  sie  stattfindet,  keiner  organisatorischen 
Vorkehrungen bedarf.  Und  wegen  des  höheren  Aufwandes  an  Orga-
nisation  und  Verbindlichkeit  sind  weitergehende  Formen  der 
Zusammenarbeit  auf  dem  Gebiete  der  Information,  wie  z.B.  ge-
meinsame  Forschung,  bei  der  ja  auch  der  Nutzen  sehr  viel 
später  als die  Kosten  anfällt, meist  noch  im  Stadium der  Pla-
nung;  vermutlich  werden  viele  dort  steckenbleiben.  Es  gibt 
aber  Ausnahmefälle,  wohl  am  ehesten  dann,  wenn  es  sich  um - 66  -
ideelle  Ziele  der  Selbstverwaltungswirtschaft  handelt,  wie 
z.B.  bei der eingerichteten  Datensammelstelle  für  gefährliche 
Stoffe  in  der  graphischen  Branche,  wo  es  um  Umweltschutz  und 
die  Gesundheit  der  Mitarbeiter  selbst  geht.  Solche  Ausnahme-
fälle  zehren  dann  von  der  Initiative  und  dem  Einsatz  einzel-
ner  Personen  und  Betriebe.  Da  es  um  ideelle  Ziele  geht,  be-
steht die  Kehrseite  der  Medaille  darin,  daß  meist  keine  öko-
nomischen  Vorteile  daraus  erwachsen,  jedenfalls  keine  direk-
ten.  Es  fragt  sich,  wie  lange  solche  Bemühungen  aufrechter-
halten  werden  können.  Die  Informationsstelle  hat  allerdings 
ihre  Chance  auf  Dauerhaftigkeit  dadurch  erhöht,  daß  sie  die 
Informationsnehmer  zu  Daueraufträgen  zur  Deckung  der  Kosten 
aufgefordert  hat.  Wenn  sich  dieses  Finanzierungsmodell  durch 
starke  Beteiligung  durchsetzt,  ist  allerdings  der  erste 
Schritt  zur  Organisation getan. 
Die  verabredete  überregionale  Werbung,  gegenseitige  Fracht-
vermittlung  und  Hilfe  bei  der  Suche  nach  RÜckfrachten  {unter 
den  Umzugsbetrieben)  dienen  allein  der  Umsatzsteigerung  der 
beteiligten  Betriebe,  ohne  daß  für  sie  nennenswerte  Kosten 
anfielen.  Kooperation  zwi sehen  Betrieben  mit  verschiedenen 
Produkten  in  Form  von  Lieferbeziehungen  {meist  als  vertikale 
Kooperation)  - eine Kooperation,  die  in  der Literatur  noch  am 
ehesten  als  lebenserhaltendes  Element  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  empfohlen  wird  mit  Begriffen  wie  "geschlossener 
Kreis  der  Selbstverwaltungswirtschaft"  {Novy)- gibt  es  prak-
tisch  Überhaupt  noch  nicht.  Oberlegungen  über  eine  Zusammen-
arbeit  zwischen  linken  Verlagen  und  einigen  Druckerbetrieben 
sind  ein  erster  Ansatz;  die  Leistungspalette  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  ist  wohl  einfach  noch  zu  klein  dazu,  so 
daß  von  einem  geschlossenen  Kreislauf  und  Unabhängigkeit  vom 
kapitalistischen  Sektor  überhaupt  keine  Rede  sein  kann. 
Schließlich gibt  es  - auch  über  den  vup  hinaus  - Bestrebun-
gen,  einen Verband  oder  gar  einen Verbund  {bei  dem  wenigstens 
zum  Teil  Ökonomische  Autonomie  aufgegeber.  werden  muß}  zu 
gründen.  In  diesen  Fällen  dreht  sich  die  Diskussion  automa-
tisch  um  den  Entwurf  von  Kriterien  der  Verbands- oder  Ver-
bundszugehörigkeit,  und  zwar  auf  zwei  Ebenen:  auf  der  Ebene 
der  Regeln  für  die  Produktion  und  Produkte  und  auf  der  Ebene - 67  -
der  Definition  von  Selbstverwaltung.  Auch  die  Markenzeichen-
diskussion  kann  dazugerechnet  werden;  bei  ihr  hat  sich  nur 
die  Reihenfolge  vertauscht:  Ausgangspunkt  sind  meist  wirt-
schaftliche  Oberlegungen  über  den  Nutzen  eines  solchen  Zei-
chens,  und  am  Ende  redet  man  Über  die  Festlegung  von  wirt-
schaftlichen  und  Selbstverwaltungskriterien  als  Instrument, 
um  Über  die  Berechtigung  zu  entscheiden,  ein  solches  Marken-
zeichen  zu  führen.  Man  sieht:  Eine  Markenzeichengemeinschaft 
ist automatisch  ein Verband. 
In  einem  Fall ist die Gründung  eines Verbundes  bereits gelun-
gen,  in  einem  Fall  wird  sie  angestrebt  (bei  den  Holzbetrie-
ben),  und  in  der  Druckerbranche  wurde  über  das  Markenzeichen 
eine  verbandsartige  Organisation  ins  Auge  gefaßt,  inzwischen 
aber  erst einmal  ad  acta gelegt.  Die Vorteile  von  Kooperation 
werden  von  vielen  klar  erkannt  und  dargestellt,  aber  auf  den 
Branchentreffen  offenbar  weniger  stark  gewichtet  als  die 
Schwierigkeiten  und  die  Aversionen  gegen  die  Begleitumstände 
der  Erhöhung  des  Organisationsg rades.  Gerade  am  Beispiel  der 
Diskussion  über  ein  Markenzeichen  für  Kollektivarbeit  werden 
neben  den Vorteilen,  die  an  anderer Stelle genannt  wurden,  in 
der  Mentalität  der  Mitglieder  liegende  Aversionen  besonders 
deutlich.  Die  Vorteil·e  wären  es  wert,  sich  mit  großer  Geduld 
um  die  techni sch-organi sator  i sehen  Schwierigkeiten  insbeson-
dere  im  Zusammenhang  mit  der  Festlegung  der  Quali tätsstan-
dards  zu  kümmern,  um  prakti  sehe  Kompromisse  zu  finden,  die 
einerseits  die  Gründung  einer  Organisation  für  die  Vergabe, 
Verwaltung  und  Kontrolle  des  Markenzeichen  ermöglichen,  ande-
rerseits aber  auch  keine  allzu große Kontrollorganisation er-
forderlich  machen  und  keine  unüberwindlichen  Hürden  für  den 
Zutritt  bedeuten.  Im  übrigen  sei  daran  erinnert,  daß  das 
Prinzip  der  Selbstverwaltung  schließlich  auch  implizieren 
dürfte,  den  Betrieben,  die  augenblicklich die  notwendige  Qua-
litätsstandards nicht bieten,  zu  helfen,  sie  zu  erreichen. 
Es  gibt  also  Branchenkooperation;  sie  tritt  jedoch  meist  in 
recht  unverbindlicher  Form  auf  und  erstreckt  sich  entweder 
auf  Gegenstände,  bei  denen  die  Kostenvorteile  für  alle  auf 
der  Hand  liegen  und  sofort  wirksam  werden,  oder  auf  ideelle - 68  -
Ziele,  die  dann  in  aller  Regel  von  einzelnen  altruistischen 
Personen verfolgt  werden.  Selbst auf diesen  Ebenen  haben  sich 
längst  nicht alle  Branchen  koordiniert  (man  denke  noch  einmal 
an  das  Resümee  zu  den  letzten  Berliner  Wintertagen).  Koopera-
tionsformen,  die  organisatorisch  komplizierter  sind,  stecken 
fast  alle  noch  im  Stadium  der  Planung. 
4.2.  Regionale Kooperation 
Saarland 
Im  Saarland  haben  ein  paar  Initiatoren  im  Oktober  1 984  die 
"selbstbestimmten Projekte"  zu  einer Vollversammlung  einberu-
fen56.  Eine  Vereinigung  oder  Arbeitsgemeinschaft  gab  es  zu 
diesem  Zeitpunkt  noch  nicht.  Das  Ziel  war,  den  Projekten  ge-
meinschaftliches  Handeln  durch  möglichst  "geschlossene  Ver-
netzung"  zu  empfehlen,  um  bei  einer  erwarteten  staatlichen 
Mittelzuweisung  nach  den  Landtagswahlen  im  Frühjahr  1985 
"Bremer  Verhäl tnisse"5  7  zu  vermeiden  und  statt  dessen  nach 
eigenen  Richtlinien  und  in  eigenen  Ausschüssen  über  die  Mit-
telvergabe  entscheiden  zu  können.  Die  Vollversammlung  war  nur 
mäßig  besucht,  und  trotz  allgemeiner  Zustimmung  zu  den  vorge-
schlagenen  Zielen  war  die  Neigung  zur  Mitarbeit  in  einem  kon-
tinuierlich tagenden Arbeitskreis gering;  fünf  Mitglieder  er-
klärten  sich  schließlich dazu bereit.  Es  kam  zur  Ausarbeitung 
eines  umfassenden  Förderungskatalogs,  der  zu  Beginn  des 
Jahres  1985  in  einer  Podiumsdiskussion  vor  200  Zuhörern  mit 
Spitzenpolitikern der  damaligen  saarländischen Opposition  er-
örtert  wurde.  Ein  für  den  hier  erörterten  Zusammenhang  wich-
tiges  Ergebnis  war  folgende  Aussage  von  H.  Hoffmann,  SPD: 
"Ich  denke  auch,  daß  man  einig  werden  kann  darüber,  daß  die 
BÜrgschaften beispielsweise  oder  die Kredite  bis  zu  einem  be-
stimmten  'Plafond'  selbstverwaltet  sein  können."  Diese  Bemer-
kung  wird  vom  Verfasser  des  Berichtsartikels  so  interpre-
tiert,  daß  sich  dadurch  "Ansätze  für  die  Entwicklung  einer 
eigenen  Selbstverwaltungswirtschaft"  böten,  wobei  der  eigen-
verantwortlichen  Verwaltung  der  staatlichen  FÖrdermittel  ein 
existentieller  Rang  zugeschrieben  wird.  Zwei  weitere 
Vollversammlungen,  auf  denen  über  weitere  Kontakte  des  Ar-- 69  -
beitskreises  mit  der  Stadt  Saarbrücken  berichtet  und  disku-
tiert  wurde,  wie  man  die  für  die  Übernahme  der  angedeuteten 
Aufgabe  "fehlenden  Infrastrukturen  und  eine  tiefergehende 
inhaltliche  Auseinandersetzung  und  Weiterentwicklung  mit  der 
Thematik"  erreichen  könnte,  führte  zu  folgenden  praktischen 
Ergebnissen:  Absicht,  ein  Büro  als  Informations- und  Koordi-
nierungsstelle  einzurichten,  einen  zusätzlichen  Arbeitskreis 
zur  Sammlung  von  Adressen,  Selbstdarstellungen  und  (mit  Hilfe 
eines  Fragebogens}  von  Angaben  über  den  Bedarf  an  materiellen 
und  immateriellen  Unterstützungen  einzurichten,  durch  Koope-
ration mit  dem  Netzwerk  (und  der  Zukunftswerkstatt}  Unterneh-. 
mensberatung  und  Kreditvermittlung  aufzubauen. 
Der  Verfasser des  Artikels  selbst ist einerseits nüchtern  und 
skeptisch:  "Eine  homogene  Selbstverwaltungs-Bewegung,  die 
tatsächlich  in  der  I.age  wäre,  auch  in  überbetrieblichen  In-
frastrukturen  effektiv  gemeinsam  zu  handeln,  gibt es  im  Saar-
land  nicht.  Eine  Handvoll  Aktivisten  und  ein  Haufen  beschrie-
benes  Papier  können  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  daß  die 
Realisierung  unserer  Forderungen  uns  selber  größere  Schwie-
rigkeiten  bereitet,  als  dies  auf  seiten  der  Politiker  der 
Fall  zu  sein  scheint."  Andererseits  erkennt  man  angesichts 
der  Entwicklung  und  der  Pläne  eine  gewisse  frohe  Erwartung: 
"Wir  stehen  hier  im  Saarland  ganz  am  Anfang,  und  noch  kann 
keiner  von  uns  sagen,  wie  sich  das  jetzt  tatsächlich  weiter 
entwickeln  wird.  Wir  sind  sehr  daran  interessiert,  möglichst 
schnell  in  einen  Lern- und  Erfahrungsaustausch  mit  Projekten 
und  Initiativen  in  anderen  Bundesländern  zu  kommen,  " 
Ein  kleiner  Kreis  von  idealistischen  Aktivisten  hat  also  an-
gesichts der  erwarteten Möglichkeit  von  staatlicher  Förderung 
ei~e  Basisbewegung  unter  den  saarländischen  Projekten  in  Gang 
zu  setzen  versucht.  Angesichts  der  MÖglichkeit,  staatliche 
Fördergelder  zum  Teil  selbst verwalten  und  verteilen  zu  kön-
nen,  hat  man  die  Notwendigkeit  empfunden,  eine  Organisa-
tion  aufzubauen,  die  über  eine  lockere  Zusammenarbeit  hinaus-
reicht.  Daneben  sind  die  wenigen  Zusammenkünfte  genutzt  wor-
den,  auch  andere  Ziele der  Kooperation  wie  den  Aufbau  von  Be-
ratung  und  Kreditvermittlung  zu  verfolgen.  Die  Beteiligung 
der  Basis  war  am  Anfang  deprimierend  gering  und  am  Ende  of-
fenbar  auch  nicht viel  besser. - 70  -
Nach  Abschluß  des  Manuskripts  im  Juli  1985  kam  die  0-Nummer 
der  "Betriebszeitung",  der  "Zeitung  der  selbstverwalteten  Be-
triebe  im  Saarland"  heraus.  Sie  ist das  Organ  für  den  in  der 
Zwischenzeit  gegrUndeten  "Arbeitskreis  der  selbstverwalteten 
Betriebe  im  Saarland".  In  einem  aufrufartigen  Kommentar  auf 
den  ersten  beiden  Seiten58  wird  noch  einrnal  auf  die  Notwen-
digkeit  und  den  Sinn  von  Kooperation  hingewiesen.  Zur  Ober-
windung  der  verschiedensten  betriebsindividuellen  Schwierig-
keiten  "müssen  wir  weiter  arbeiten  auf  eine Kooperation"  hin. 
"Die  Zeit  der  Entwicklung  vereinzelter  Betriebe  ist  fast  an 
ihre Grenzen  gestoßen:  Es  muß  heute  um  die·gezielte  und  plan-
volle  Entwicklung  der  Wirtschaftsbeziehungen  zwischen  selbst-
verwalteten  Betrieben,  um  den  Aufbau  einer  Infrastruktur  zum 
Ausbau der  Selbstverwaltung  ... gehen." 
Für  den  Herbst  1984  war  eine  Zahl  der  selbstverwalteten  Be-
triebe  im  Saarland  von  ungefähr  4 0  angegeben  worden  (vgl. 
das  Kapitel  "Zum  Bestand  und  zur  Entwicklungsfähigkeit  der 
Selbstverwaltungswirtschaft,  Abschnitt  4).  Auf  der  letzten 
Seite der  neuen  Zeitung  stehen  20  Adressen  von  Betrieben,  aus 
denen  sich  die  aktiven  Mitglieder  des  Arbeitskreises  rekru-
tieren,  die  mit  ungefähr  15  einerseits  den  ursprUngliehen 
Initiatorenkreis  weit  überschreiten,  andererseits  aber,  ge-
messen  an den  40  selbstverwalteten  Betrieben,  auch  wieder  nur 
ein Drittel der Gesamtheit  bilden.  Der  Arbeitskreis  ist orga-
nisatorisch  dem  Netzwerk  Selbsthilfe  Saar  angeschlossen  und 
hat  folglich  kein  eigenes  Statut.  Seine  Hauptaufgabe  im  Au-
genblick  besteht  in  der  Vorbereitung  einer  kompetenten  Ver-
handlung  mit  9em  saarländischen  Wirtschaftsminister  über  Um-
fang  und  Modalitäten  staatlicher  Finanzförderung  der  selbst-
verwalteten  Betriebe59.  Es  gibt  also  im  Augenblick  die  Ent-
wicklung  zu  einer  intensiveren  Zusammenarbeit  (die  insbeson-
dere  auf  ein  konkretes  Ziel  hin  ausgerichtet  ist),  die  aber 
nach  wie  vor  in der  Form  eines  informellen  Arbeitskreises mit 
unverbindlicher Mitarbeit  zustande  kommt  und  nach  wie  vor  auf 
einen  kleinen  Kreis  der  Gesamtheit beschränkt ist. 
Hessen 
Auch  das  Land  Hessen  ist ein  schönes  Beispiel  dafür,  wie  die 
Aussicht  auf  Staatsgelder den  entscheidenden  Anstoß  zur  orga-- 71  -
nisierten,  institutionalisierten  Zusammenarbeit  gibt60.  Im 
Herbst  1983  konkretisierte  sich  auf  Initiative der  Grünen  im 
hessischen  Landtag  hin  innerhalb  kurzer  Zeit  ein  Angebot  auf 
FÖrderung  der  selbstverwalteten  Betriebe  und  Projekte  in  HÖhe 
von  7  Mio.  DM.  für  die  Schaffung  von  250  neuen  Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen.  Bisherige  Bestrebungen,  "eine organisier-
te  Form  unserer  Vernetzung,  einen Verband  zu  gründen",  waren 
an  der  uneinheitlichen  Einstellung  dazu  gescheitert,  wobei 
grundsätzliche  Aversionen  gegen  "Vereinsmeierei"  und  "Macht" 
negativ  den  Ausschlag  gaben.  Bis  dahin  hatten die  Befürworter 
vermutlich  den Ergeiz,  nur  bei  ziemlich  einmütiger  Zustimmung 
einen  Verband  zu  gründen.  Doch  angesichts  der  erwähnten  Ent-
wicklungen  wollten  die  Befürworter  auf  jeden  Fall  einen Ver-
band,  "und  am  3. 1 2. 8 3  wurde  von  immerhin  1 9  Betrieben der  er-
ste  Regionalverband  selbstverwalteter  Betriebe  in  Hessen  ge-
gründet".  Man  hat versucht,  das  Machtproblem  durch  eine  Rota-
tion  der  FÜhrung  des  Verbandsbüros  und  durch  die  alleinige 
Entscheidungsbefugnis der  Mitgliederversammlung  zu  lösen.  Dem 
Verband  wird  ausdrücklich  die  Wirkung  zugeschrieben,  persan-
liehe  Kontakte  zwischen  den  beteiligten  Betrieben  nicht  sel-
ten erst hergestellt  zu  haben.  Er  ist gerade  rechtzeitig  ent-
standen,  um  zu  verhindern,  daß  in  Hessen  die  einzelnen  Be-
triebe  isoliert  voneinander  Anträge  auf  Staatsgelder  stell-
ten:  Der  auf  Südhessen  regional  begrenzte  Verband  lud  zu 
einem  hessenweiten  Treffen  ein,  auf  dem  eine  Zwölfer-Kommis-
sion,  die  sogenannte  Staatsknete-Kommission,  bestehend  aus 
drei Vertretern Süd-,  Mittel- und  Nordhessens  sowie  drei Ver-
treterinnen der  autonomen  Frauenprojekte,  gebildet  wurde,  die 
als  Repräsentant  der  hessischen  Betriebe  vom  Staat  anerkannt 
wurde. 
wer  die  potentiellen  Empfänger  der  Staatsgelder  sein  sollten 
und  welche  Form  von  finanzieller  F5rderung  angestrebt  werden 
sollte - darüber  gab  es  keine  Einigkeit:  Die  Nord- und  Mit-
telhessen  wollten  die  sozialen  und  kulturellen Projekte  ein-
schließen  und  möglichst  viele  verlorene  Zuschüsse  vergeben, 
die  Südhessen,  ohnehin  schon  nur  ein  Verband  von  Betrieben, 
genau  das  Gegenteil. - 72  -
Als  Resümee  zu  der  Projektemesse  im  Sommer  1984  wird  diese 
Kontroverse  aus  der  Sicht  der  Kritiker  überspitzt  folgender-
maßen  zusammengefaßt:  "Der  VsB  (Verband  selbstverwalteter  Be-
triebe  in  Hessen,  J.  D.)  besteht  aus  einer  Bande  machtgeiler 
und  geldgieriger Macher  aus  produzierenden  Betrieben,  die  nur 
wirtschaftliche  Gedanken  im  Kopf  haben  und  speziell  jetzt 
möglichst  viel  Geld  aus  dem  'Hessentopf'  einsacken  möchten. 
Alle  übrigen  Bereiche,  politisch-kulturelle  Arbeit  u.ä., 
kommen  zu  kurz,  obwohl  dies  auch  zum  Selbstverständnis  ge-
hört.  Diese  Kritik  kommt  aus  vielen  Ecken,  auch  und  vor  allem 
aus  den übrigen  hessischen Regionen."61 
Aus  einem  solchen  Gegensatz  ergibt  sich  natürlich  auch  eine 
Meinungsdifferenz  über  die  Zusammensetzung  von  Verbänden.  So 
ist  die  Gründung  eines  "Verbandes  der  selbstverwalteten  Be-
triebe  und  Projekte  Hessen-Nord"62  als  logische  Konsequenz 
anzusehen,  nachdem  "der Versuch,  die  anstehenden Probleme  der 
sozial-kulturellen-wirtschaftlichen  Projekte  des  Selbstver-
waltungssektors  mittels  einer  übergreifenden  Diskussion  zu 
lösen,  ..•  als gescheitert"  angesehen  wurde.  Die  Gründer  be-
klagen  sich  über  zuwenig  Solidarität  und  Konsensbereitschaft 
in  der  "Staatsknete-Kommission",  in  der  nach  ihrer  Meinung 
die besondere Situation Nordhessens  als  strukturschwacher  Re-
gion  nicht  genügend  Anerkennung  gefunden  habe.  Auf  dieser 
Ebene  ging  es  wohl  schon  ganz  speziell  um  einen Verteilungs-
kampf  zwischen  den  Betrieben  der  verschiedenen  hessischen 
Teilregionen;  aber  es  ging  wohl  wenigstens  auch  um  die  Frage 
der  Integration  der  Projekte.  (Dies  scheint  im  übrigen  ein 
strategisches  Problem  des  Selbstverwaltungssektors  von  viel-
schichtiger  Bedeutung  zu  sein,  das  dennoch  z. B.  angesichts 
von  staatlichen  Finanzierungsprogrammen  so  oder  so  gelöst 
werden  muß.  Im  Kapitel  über  Finanzierungstaktiken  und  -stra-
tegien werden  dazu  einige  Ausführungen  gemacht.) 
Zusammenfassend  kann  man  feststellen,  daß  mindestens  in  Süd-
hessen  die  Grenze  zwischen  informeller  Kooperation  und  orga-
nisiertem  Verband  (mit  Satzung  und  Verbandsbüro)  überschrit-
ten  wurde.  Der  Verband  ist  nach  einer  längeren  Versuchsphase 
mit  ungelösten  Kontroversen  dann  angesichts  der  "drohenden" 
Staatsfinanzierung von  den  besonders  Interessierten  ins  Leben - 73  -
gerufen  worden.  Er  wnfaßt  wohl  nicht  alle  Betriebe  der  Regi-
on,  ist aber  bereits  als  wirksames  Instrument  der  Vertretung 
von Gruppeninteressen tätig  gewesen. 
Schlußbetrachtung 
Zunächst  einmal  müssen  die  geschilderten  Fälle  in  einen  grö-
ßeren  Rahmen  gestellt  werden.  Es  ist bemerkenswert,  wieviele 
Länder  und  Regionen  noch  übrig  bleiben,  von  denen  es  keine 
Berichte  über  regionale  Zusammenarbeit  gibt.  Regionale 
Zusammenarbeit  scheint  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  auch 
1985  noch  eher  die  Ausnahme  als  die  Regel  zu  sein;  nicht 
e inrnal  jeder  der  aufgetretenen  Fälle  ist  als  wirksame  Zu-
sammenarbeit  zu  interpretieren,  andere  müssen  erst  noch  ihre 
Bewährungsprobe  bestehen. 
In  mindestens  4  von  6  Fällen  spielen Staatsgelder  wenigstens 
eine  indirekte  Rolle,  geben  sie  den  Anstoß  für  Bem"ühungen  um 
eine  regionale  Zusammenarbeit.  Es  sind  immer  wenige  Einzelne, 
die  von  der  Oberlebensnotwendigkeit  einer  Kooperation  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft "überzeugt  sind  und  die  Initiative 
ergreifen.  Ihre  Furcht,  daß  die  Selbstverwaltungswirtschaft 
als  "Bewegung"  auseinanderdividiert  werden  könnte,  wenn  sie 
staatlichen  Förderungen  unvorbereitet  und  uneinhei tlich  ge-
genübertritt,  wird  offenbar  von  vielen Mitgliedern  in  den  Be-
trieben  wenn  nicht  ausdrücklich  geteilt,  so  doch  wenigstens 
vage  mitempfunden,  und  das,  obwohl  der  bisherige Grad  der  Ko-
operation  den  Begriff  "Bewegung"  als  einen  Euphemismus  er-
scheinen  läßt~  Jenseits  des  Anstoßes  der  Staatsfinanzierung 
ist die  Vorstellung  von  der  Notwendigkeit  einer  Kooperation 
wenig  verbreitet.  Die  Beteiligung  am  Aufbau  einer  konkreten 
Kooperation  ist  meist  gering.  In  zwei  Fällen  hat  es  schon 
seit  und  vor  Jahren  Versuche  zu  einer  Kooperation  gegeben, 
die  aber  im  Sande  verlaufen  sind.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß 
es  weitere  solcher  Fälle  gibt;  es gibt  nur  wenig  Grund,  dar-
"über  zu  berichten.  Und  auch  bei  den  Neuauflagen  und  in  den 
anderen  Fällen lassen die  Betriebe  sich  nur  zum  Teil  erfassen 
und  zu  einem  noch  geringeren  Teil  zur  Mitarbeit  bewegen.  Bis 
auf  den  Verband  in  Südhessen  gibt  es  keinen  einzigen  Fall 
eines  regionalen  Verbandes,  der  wenigstens  Ansätze  von  orga-- 74  -
nisatorischem Eigenleben  hätte  (der  Fall Nordhessen  ist unter 
diesem  Gesichtspunkt  allerdings  nicht  eindeutig  zu  beurtei-
len).  Meist bleibt es bei  unverbindlichen Arbeitsgemeinschaf-
ten;  man  nimmt  Rücksicht  auf  eine  weitverbreitete  Aversion 
gegen  einen  höheren Organisationsgrad. 
Schließlich  muß  man  die Verbreitung  der  regionalen Kooperati-
on  messen  an  dem,  was  möglich  wäre.  Die  sechs  untersuchten 
Fälle  decken  ja  nur  einen  geringen  Teil  der  Fläche  der  Bun-
desrepublik  Deutschland  ab.  Wegen  der  zugrunde  liegenden  Da-
tenbasis  kann  zwar  nicht  behauptet  werden,  in  keinem  außer 
den  geschilderten  Fällen  gäbe  es  regionale  Zusammenarbeit; 
wohl  aber  darf  mit  großer  Sicherheit  angenommen  werden,  daß 
es  keinen  organisierten Verband  als  institutionelles  Dach  für 
systematische  Kooperation  in  der  Bundesrepublik  gibt,  außer 
dem  Ansatz  dazu  in  Hessen. 
Gemessen  an  den  Zielen,  die durch  regionale  Verbände  verfolgt 
werden  könnten,  ist  das  ein  ernüchterndes  Ergebnis:  Von  den 
in  Abschnitt  3  genannten  Zielen  der  Kooperation  könnten  z.B. 
die  Finanzierung,  die  Sozialversicherung,  die  Festigung  des 
ideologischen  Unterbaus,  das  geschlossene  und  versierte  Auf-
treten gegenüber  anderen Institutionen der Gesellschaft  sowie 
die  Sicherung  des  Fortbestandes  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  mit  den  jeweils  genannten  konkreten  Einzelmaßnahmen 
alle durch  eine  regionale  Kooperation  verfolgt  werden.  Wirk-
lich  ernüchternd  ist der  Stand  der  Dinge  aber  eigentlich  nur 
für  jemanden,  der  sich  in gewisser  Weise  Illusionen  über  die 
Leichtigkeit  ~acht,  mit  der  Kooperation  in Gruppen  überhaupt 
zustande  kommen  kann.  Demgegenüber  klärt  uns  die  Theorie  über 
die Logik  des  kollektiven Handelns  darüber  auf,  welche  struk-
turellen  Gegebenheiten  Gruppen  daran  hindern,  selbst  dann  zu 
kooperieren,  wenn  es  im  allgemeinen  Interesse  liegt. 
5.  Zur  Logik  des  kollektiven Handelns 
5.1.  Kurzdarstellung  der Theorie  von  M.  Olson 
Es  ist  nicht  selbstverständlich,  in  vielen  Fällen  sogar  sehr 
unwahrscheinlich,  daß  Gruppen  von  Menschen,  die ein gemeinsa-
mes  Ziel  haben,  sich  in  die  Lage  versetzen,  dieses  Ziel  zu - 75  -
erreichen.  Diesen Satz  kann  man  als  die Quintessenz  der Theo-
rie  über  "Die  Logik  des  kollektiven  Handelns"63  bezeichnen. 
Diese  Theorie  hat  bis  heute  nichts  von  ihrem  Nutzen  als 
Schlüssel  zum  Verständnis  von  Grupenverhalten verloren.Da die 
einzelnen  Branchen  der  Selbstverwaltungswirtschaft,  die 
selbstverwalteten  Betriebe  in  Bundesländern  oder  auch  die 
Selbstverwaltungswirtschaft  insgesamt  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland  als  solche  Gruppen  mit  gemeinsamen  Interessen  an-
gesehen  werden  können,  ist  die  Theorie  von  Olson  relevant, 
wenn  man  analysieren will,  wie  die  selbstverwalteten  Betriebe 
ihre Interessen verfolgen  oder  gerade  nicht  verfolgen  und  was 
man  ihnen  empfehlen  könnte,  um  zu  einer  konsequenteren  Ver-
folgung  ihrer  Interessen  zu  kommen.  Olson  beschränkt  sich  in 
seiner  Untersuchung  auf  wirtschaftliche  Interessen  und  auf 
die wirtschaftlichen Interessen der Gruppenmitglieder  selbst, 
nicht  also  auf  Interessen,  die  sich auf  den  Dienst  an  anderen 
Menschen  richten.  In  beidem  liegt  keine  Einschränkung  der 
theoretischen  Brauchbarbeit  für  unseren  Fall,  weil  die 
selbstverwalteten Betriebe  zwar  einerseits  auch  ideelle  Ziele 
verfolgen,  jedoch  in erster Linie  ihre eigene  wirtschaftliche 
Lage  wichtig  ist,  wenn  es  um  die  Beurteilung  ihrer  Oberle-
bensfähigkeit geht. 
Für  das  Verständnis  der  Logik  des  Gruppenverhai tens  nehmen 
die  Begriffe  der  Gruppe  selbst  wie  des  Kollektivguts  eine 
zentrale  Position ein.  Als  Gruppe  werden  in  diesem  Zusammen-
hang  jeweils  jene  Menschen  angesehen,  die  gemeinsame  Interes-
sen  haben.  Der  Begriff  "gemeinsame  Interessen"  ist  mit  dem 
theoretischen  Begriff  des  Kollektivgutes  verbunden.  Ein  Kol-
lektivgut,  auch  Gemeingut  oder  öffentliches  Gut  genannt, 
kommt  immer  zwingend  Gruppenmitgliedern  zugute,  wenn  es  über-
haupt  konsumiert  oder  angeboten  wird.  Der  in  der  Finanzwis-
senschaft  gängige  Begriff  dient  dort  z.B.  zur  Analyse  des 
Staatsangebotes  solcher  Kollektivgüter  wie  Rechtssystem,  Po-
l ize iwe sen,  RÜstungsausgaben  usw.  So  bildet  ein  Staatsvolk 
beispielsweise  eine  Gruppe  in  bezug  auf  das  staatliche 
Rechtssystem:  Wenn  es  eines  gibt,  gelten  seine  Wirkungen  für 
alle.  "Personen  ..•  haben  gemeinsame  Interessen  in  dem  Maße, 
wie  sie  an  einer  Angelegenheit  teilhaben,  die  sie  alle 
unteilbar  verbindet."  64.  Wenn  Gruppen  sich  organisiert  ha-- 76 
ben,  gehört  es 
11 zum  Wesen  einer  Organisation,  daß  sie  einen 
unteilbar  allen  zugute  kommenden  Vorteil  bietetn65.  Die 
interessante  Frage  ist  nun,  ob  und  wenn  ja:  wie  sich Gruppen 
mit  solchen  Kollektivgütern versorgen. 
1.  Die  wichtigste  Strukturbedingung  ist die  Gruppengröße:  In 
kleinen  Gruppen  kommt  es  oft  und  oft  auch  ohne  informelle 
oder  gar  formale  Obereinkunft  zur  Bereitstellung  eines 
Kollektivguts.  In  mittleren  Gruppen  bedarf  es  wenigstens 
einer  informellen  Einigung,  die  dann  allerdings  meist  Be-
stand  hat.  Größere  Gruppen  müssen  sich  eine  formale  Orga-
nisation  geben,  um  sich mit  einem  Kollektivgut  zu  versor-
gen. 
2.  Wenn  eine  formale  Organisation  nötig  ist  und  diese  nicht 
durch  äußeren  Zwang,  z.B.  durch  Gesetz,  zustande  kommt, 
spielen  selektive  Anreize  eine  entscheidende  Rolle,  und 
zwar  sowohl  für  den  Aufbau  der  Organisation,  für  die  Auf-
rechterhaltung  der  Organisation  wie  auch  für  die  permanen-
te Bereitstellung  des Kollektivguts. 
3.  Beim  Aufbau  der  Orgnisation,  dem  wichtigsten  Schritt  von 
der  latenten  zur  orgnisierten  Gruppe,  können  im  Gegensatz 
zu  allen  anderen  Situationen  auch  ideelle,  altruistische 
Motive  den  entscheidenden  Anstoß  geben,  auch  ohne  daß  da-
für  Dank  oder  andere  positive  Reaktionen  erwartet  werden 
müssen.  Für  den  Bestand  der Organisation  und  für  die  Sorge 
um  die  regelmäßige  Bereitstellung  des  Kollektivguts  dürf-
ten soziale Anreize  und  altruistische Verhaltensweisen  auf 
die  Dauer  nicht ausreichen. 
5.2.  Außmaß  und  Formen  der  Kooperation  im  Lichte  der  Theorie 
von  Olson 
Gegenstand  von  Olsons  Theorie  sind  wirtschaftliche  Gruppen, 
also  Gruppen  von  Menschen,  deren  Interessen  sich  auf  wi rt-
schaftliche  Ziele  richten.  Unter  wirtschaftlichen  Zielen müs-
sen  jene  v e r standen  we r den ,  von  denen  ,  we n n  sie  er  r e ich  t 
sind,  jeder einzelne einen materiellen  und  zurechenbaren  Vor-
teil  hat.  Es  sind  Vorteile,  die  den  einzelnen  Betrieben  zu-
gute  kommen,  die  ihrerseits  wiederum  für  ihre  Mitglieder  eine 
öko nomi sehe  Existenzgrundlage  bilden  sollen.  Dies  ist  genau - 7 7 
der Gegenstandsbereich,  für  den Olson  seine Theorie  entworfen 
hat.  Es  soll  bald  geprüft  werden,  ob  die  empirischen  Ergeb-
nisse  über  die  Kooperation  mit  der  Theorie  harmonieren.  Doch 
zunächst  soll  ein  Aspekt  erörtert  werden,  für  den die  ~heorie 
von Olson  nicht direkt  anwendbar  ist. 
Wie  die  Zusammenstellung  von  Zielen  der  Kooperation  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  zeigt,  gibt  es  eine  ganze  Reihe 
von  solchen wirtschaftlichen  Zielen  auch  in  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft.  Auf  der  anderen  Seite  ist die  Selbstverwal-
tungswirtschaft  auch  eine  Bewegung:  Jedenfalls  gibt  es  bei 
vielen,  in der  Gründergeneration  eher  als bei  den  später  Hin-
zugekommenen,  nicht  nur  den  Wunsch,  selber  unter  den  bekann-
ten  alternativen  Bedingungen  zu  arbeiten  und  zu  leben,  son-
dern  auch  den  Wunsch,  diese  Prinzipien  so  weit  wie  möglich 
die Gesellschaft durchdringen  zu  lassen.  Eines dieser  Prinzi-
pien  besteht  sogar  in  der  Kooperation  als  solcher,  also  in 
der  praktizierten  Gruppenzusammengehörigkeit,  um  die  ethisch 
abgelehnte  Konkurrenz  zu  beseitigen.  Spätestens  dann,  wenn  es 
um  diese  Ziele  geht,  kann  man  nicht  mehr  von  einem  wirt-
-schaftliehen  Ziel  im  Sinne  von  Olson  sprechen;  die  Mitglieder 
der  Selbstverwaltungswirtschaft  bilden  in  bezug  auf  diese 
Ziele  also  auch  keine  wirtschaftliche Gruppe  mehr. 
Allerdings  ist das  ideelle  Ziel  der  Gesellschaftsveränderung 
nicht  zu  erreichen,  ohne  das  Überleben der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  zu  sichern,  was  in  vielerlei  Hinsicht  ein  wirt-
schaftliches  Problem  ist.  Auf  diese  Weise  hängen  auch  die 
ideellen  Ziele· eng  mit  den  wirtschaftlichen  zusammen.  Um  es 
am  Beispiel der  Kooperation  noch  einmal  zu  verdeutlichen:  Ko-
operation  ist einerseits  ein  ideelles  Ziel  an  sich,  als  sol-
ches  sogar  in  Grundlagensatzungen  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  festgelegt,  und  Kooperation  als  gemeinsame  Verfolgung 
von  Gruppenzielen  kann  andererseits  als  Instrument  zur  Ver-
besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  aller  Mitglieder  der 
Gruppe  verstanden  werden.  Im  zweiten  KonteÄt  tut  man  gut  da-
ran,  mit  Olson  realistisch  nur  die  Maximierung  des  betrieb-
lichen  Eigennutzes  als  Verhalten  vorauszusetzen,  doch  im  er-
sten Kontext  neigt  man  dazu,  normalerweise  von  allen Mitglie-
dern  mehr  oder  weniger  ausgeprägt  altruistisches Verhalten  zu - 7 8 
erwarten.  Sollte man  also  nicht  allein deswegen  annehmen,  daß 
Kooperation  zustande  kommt,  weil  sie  ein  von  vielen  Mitglie-
dern  der  Selbstverwaltungswirtschaft  geteiltes  ideelles  Ziel 
ist?  Es  zeigt  sich,  daß  auch  diese  objektive  Lage  nicht  aus-
reicht,  weil  sich  auch  auf  der  subjektiven  Ebene  der  ideelle 
und  der  wirtschaftliche  Kontext  in  verschiedener  Hinsicht 
miteinander  verbinden. 
1.  Selbst  wenn  es  um  die Verfolgung  von  ideellen  Zielen geht, 
kann  man  nicht  erwarten,  daß  sich  alle  danach  drängen,  mög-
lichst viel  dafür  zu  tun:  Solange  das  Leben  attraktive Alter-
nativen bereithält, gehört  es  zu  den  normalen  Reaktionen,  daß 
man  zunächst  einmal  oder  überhaupt  hofft,  die  ideellen.ziele 
durch  den  Einsatz  anderer  erreicht  zu  sehen.  Selbst  auf  ide-
eller  Ebene  muß  man  also  mit  Verhaltensweisen  rechnen,  die 
denen  in  rein  ökonomischen  Zusammenhängen  ähnlich  sind. 
2.  Hinzukommt,  daß  die  Mitglieder  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  die  kollektiven  Ziele  nicht  als  Verbraucher  aus  einem 
feststehenden  Einkommen  und  in  ihrer  feststehenden  Freizeit 
verfolgen  können;  wegen  der  freien  Wahl  über  ihren  Arbeits-
einsatz  und  wegen  der  tatsächlich  oft  starken  beruf! ichen 
Zeitbelastung  steht vielmehr  der Einsatz  für  kollektive  Ziele 
in  elementarer  Konkurrenz  zum  beruflichen Überlebenskampf66. 
3.  Schließlich ergibt  sich  aus  dem  oben  bereits  angedeuteten 
Zusammenhang  zwischen  ideellen  Zielen  und  der  Notwendigkeit 
des  Überlebens  konkret,  daß  C!JJ.Ch  die  ideellen  Ziele  zum  gro-
ßen  Teil  durch  wirtschaftliche  Kollektivgüter  verfolgt  wer-
den,  die  wirtschaftlichen  Ziele  also  Instrumentalcharakter 
für  die  ideellen  Ziele  haben. 
Man  sollte  also  annehmen,  daß  die  Mitglieder  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  aus  normalen  "menschlichen  Schwächen",  aus 
Not  und  aus  völlig  zweckrationalen  Oberlegungen  heraus  sich 
stark  zurückhalten,  selbst  wenn  es letztlich  um  ideelle  Ziele 
der  Selbstverwaltungswirtschaft  geht.  Und  tatsächlich  wird 
darüber verbreitet  Klage  geführt,  typischerweise  von  langjäh-
rigen  Mitgliedern  der  Selbstverwaltungswirtschaft  und  ihren 
ideologischen Vordenkern67. - 7 9 
Was  hier  diskutiert  wird,  sind  nichts  anderes  als  die  oben 
erwähnten  moral i sehen  Anreize,  von  denen  für  den  Regel fall 
der  wirtschaftlichen  Gruppe  gesagt  werden  konnte,  daß  sie 
normalerweise  nicht  zur  Bereitstellung  von  Kollektivgütern 
führen.  Obwohl  das  Rollenverhalten der  Mitglieder  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  wegen  ihrer  Mischung  aus  wirtschaftli-
chen  und  we 1 tanschaul ichen  Zielen  nicht  so  eindimensional 
ist,  hat  sich  herausgestellt,  daß  die  Situation  nicht  grund-
sätzlich  anders  ist68. 
Nach  den  hier  angestellten  Überlegungen  sollte  man  die  be-
klagte  Trägheit  unter  den  Mitgliedern  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft,  deren  fehlenden  Willen  zu  zwischenbetrieblicher 
Zusammenarbeit  und  gemeinsamer  Verfolgung  von  Zielen,  nicht 
als  Ausdruck  eines  falschen  Bewußtseins  betrachten.  Bei  Huber 
findet  sich  z.B.  ein  Zitat,  nach  dem  daß  "Gruppenbewußtsein, 
welches  sich  anhand  des  Besitzes  und  der  Akkumulation  von  Ka-
pital  bildet,  das  Besitzbewußtsein  kollektiver  Kleinunter-
nehmer"  sei69,  woran  Huber  selbst  die  Bemerkung  anschließt, 
daß  "die  Konkurrenz  gegen über  der  planvollen  Zusammenarbeit 
die  Oberhand  zu  haben"  scheine,  aber  nicht  behalten  müsse, 
wobei  er besonders  an  eine  in  seinen  Augen  bisher vernachläs-
sigte  Form  der  Zusammenarbeit  denkt,  an  gemeinsame  Lobbies70. 
Damit  schließt sich der  Kreis;  denn  die Lobbies  sind  doch  nur 
eine  Ausdrucksform  der  Zusammenarbeit,  deren  Fehlen  gerade 
beklagt  wird.  So  gesehen  läuft  die  Empfehlung  also  darauf 
hinaus,  fehlende  Zusammenarbeit  durch  Zusammenarbeit  zu  er-
setzen.  Wer  den  Mangel  an  übergreifender  Zusammenarbeit  mit 
falschem  Bewußtsein  erklärt,  nährt  die  Hoffnung,  man  brauche 
nur  für  ein  richtiges  Bewußtsein  zu  sorgen,  und  schon  würden 
die einzelnen  Betriebe  aus der  neu  gewonnenen  Einsicht  heraus 
die  Zusammenarbeit  beginnen.  Die  obigen  Ausführungen  sollten 
plausibel  machen,  daß  dies,  selbst  wenn  es  sich  um  ideelle 
Ziele  handelt,  generell  eine  falsche  Hoffnung  ist. 
Andererseits - um  nun  zu  den  wirtschaftlichen  Zielen  im  enge-
ren  Sinne  zurückzukommen  - braucht  man  altruistischen Einsatz 
für  idealistische  Ziele  und  die  Überwindung  des  individuali-
stisch-egoistis~hen  Denkens  gar  nicht  vorauszusetzen,  um  der - 80 
Verfolgung  kollektiver  Ziele  Chancen  einzuräumen.  Idealismus 
und  Solidarität  sind  also  weder  hinreichende  noch  notwendige 
Bedingungen.  Olson  baut  seine  Theorie  auf  dem  statistisch 
häufiger  vorkommenden  hauptsächlich  an  sein eigenes  Wohl  den-
kenden  Menschen  auf  und  setzt  für  größere  Gruppen  zusätzlich 
eine  gut  funktionierende  Organisation  voraus.  Wie  ist  also 
die Kooperation  aus  dieser Sicht heraus  zu  beurteilen? 
Es  fällt  zunächst  ganz  allgemein  auf,  daß  Branchenkooperation 
häufiger  vorkommt,  häufiger  angestrebt  und  diskutiert  wird 
als  regionale  Kooperation.  tlberregionale,  nicht  auf  Branchen 
bezogene  Kooperation  gibt  es  überhaupt  noch  nicht.  Wenn  man 
aus  der Sicht von Olson  zunächst  einmal  die  echten Kollektiv-
güter  unter den  Zielen der  Kooperation  herausgreift,  und  zwar 
diejenigen der  großen Gruppen,  dann  muß  man  feststellen:  Kei-
nes  wird  bereitgestellt.  Zu  den  echten  Kollektivgütern  für 
die  große  Gruppe  zählen  alle Verbesserungen  der  rechtlichen, 
steuerlichen  und  finanziellen  Rahmenbedingungen,  die  auf 
einer  der  drei  gebietskörperschaftliehen  Ebenen  und  nur  für 
alle  Selbstverwaltungsbetriebe geregelt  werden  können.  Da  die 
Empfängergruppe  für  diese  Staatsleistungen  auf  rechtlichem 
und  materiellem Gebiet  groß  ist,  bräuchte  man,  um  die  Inter-
essen  wirkungsvoll  zu  vertreten,  formale  Organisationen,  die 
es  jedoch nicht gibt. 
Weniger  echte  Kollektivg-üter  sind  ein  System  der  sozialen 
Sicherung  und  die  Steigerung  der Attraktivität der  Selbstver-
waltungswirtschaft,  z. B.  durch  Festlegung  ökologischer  Stan-
dards,  Marken- und  Kollektivzeichen:  Sie  sind  ein  Mittelding 
aus  Kollektivgut  und  selektivem Anreiz.  Ihre  positive  Wirkung 
strahlt  auf  alle,  aber  nur  auf  diejenigen,  die  Mitglieder  des 
Verbandes  sind.  Immerhin  sind  solche  Regelungen  nicht  ohne 
formale  Organisation  möglich.  Auch  eine  gemeinsame  Haftung, 
um  die  Kreditwürdigkeit  der  einzelnen  Selbstverwaltungsbe-
triebe  zu  erhöhen,  dürfte,  wenn  sie  von  den  Betrieben  selbst 
in die  Hand  genommen  werden  soll,  nur  im  großen  Rahmen  durch-
schlagende  Wirkung  haben,  also  auch  nicht  ohne  eine Organisa-
tion,  in der  der  "Beitrag"  das  gete  i 1 te  Risiko  ist,  erreich-
bar  sein.  (Im  folgenden  Kapitel  Über  Finanzierungsfragen 
empfehlen  wir  allerdings,  Haftung  weniger  unter  dem Gesichts-- 81 
punkt  eines  anstrebbaren  Kollektivguts  zu  betrachten  als 
vielmehr  unter  dem  Gesichtspunkt  eines  zentralen  selektiven 
Anreizes,  der  eine  Organisation  stärkt,  die  bereits  exi-
stiert.)  Die  Reg ul ier  ung  der  Besetzungsdichte  auf  Märkten 
schließlich  kann  nur  funktionieren,  wenn  die  8xistenzsicher-
he i t  der  e i n z e 1 n e n  Be t r i eb  e  we s e n tl  ich  d ur  c h  d i e  s e 1 e k t i v e n 
Anreize  einer  Orgnisation  gewährleistet  wird,  Außenseiter 
also  nur  schlechte  Chancen  haben.  Damit  ist  auch  für  diesen 
Fall  des  Kollektivguts  (alle  existierenden  Betriebe  genießen 
den  Schutz  vor  ruinöser  Konkurrenz)  eine  Organisation  zwin-
gend  vorauszusetzen. 
Für  alle  genannten  konkreten  Ziele  gilt:  Sie  werden  nicht 
aktiv  v•erfolgt,  und  es  gibt  keine  Orgnisation,  die  das  tun 
könnte.  Mit  Olson  kann  man  sagen:  Sie  können  nicht  aktiv  ver-
folgt  werden,  weil  sich die latenten Gruppen  noch  nicht orga-
nisiert  haben.  Daß  in  Bremen  und  in  einigen  Kommunen  Staats-
gelder  an  selbstverwaltete  Betriebe verteilt werden,  ist kein 
Gegenbeweis,  sondern  zeigt  nur,  daß  die  Selbstverwaltungs-
wirtschaft manchmal  auch  durch die  Fürsorge  Dritter  (Bemühun-
gen  des  Netzwerk)  und  die  Suche  mancher  Parteien  nach  konkre-
ten  Ausdrucksformen  ihrer  Politik  (die  Grünen  und  die  SPD) 
auch  ohne  eigenes  Zutun  Interessen bedient  bekommen  kann.  Man 
darf  das  jedoch  nicht  mit  einer  eigenen  Strategie  des  Han-
delns  verwechseln. 
In  diesem  Sinne  von  einer  eher  passiven  Rolle  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  zu  sprechen,  bleibt  auch  berechtigt,  wenn 
man  an  den  Hes~enverband  (Hessen  - Süd}  und  an  den  Arbeits-
kreis der  selbstverwalteten  Betriebe  im  Saarland denkt:  Beide 
sind  in  Erwartung  staatlicher  FÖrderungsmaßnahmen  gegründet 
worden.  Auch  in  Bremen  ging  der  Zusamrnenarbei  t  der  Betriebe 
eine staatliche Initiative  zu  ihrer  FÖrderung  voraus. 
Daß  keine  eigenständigen Handlungsstrategien  vorliegen,  liegt 
natürlich  entscheidend  am  Fehlen  einer  formalen  Organisa-
tion.  Bei  einigen  Verbänden  drückt  sich  das  schon  im  Namen 
"Arbeitsgemeinschaft"  aus;  meistens  bestehen  auch  keine  ver-
bindlichen  Mi tg liederpfl ichten,  insbesondere  nicht  in  Form 
von  festen  Mitgliederbeiträgen.  Wo  ein Verbandsbüro  existiert - 82 
wie  z.B.  in Hessen,  ist dessen Existenz  nicht  langfristig  ge-
sichert,  weil  es  nach  einem  frei  vereinbarten  Rota.tionspr in-
zip  besetzt  wird.  Erst  die  Beiträge  als  kalkulierbare  Mittel 
könnten  eine  beständige  Verfolgung  kollektiver  Ziele  möglich 
machen. 
Ansätze  zu  regionaler  Verbandsorganisation  drehen  sich  fast 
immer  um  staatliche  Finanzierungsprogramme.  Das  ist kein  Wun-
der,  ist man  doch  am  ehesten bereit,  sich  in  einer  Gruppe  zu 
engagieren,  wenn  der  Lohn  für  Einsatz  und  Mühe  in  konkreter 
und  wirtschaftlich greifbarer  Form  anfällt.  Viel  häufiger  als 
für  die  in  Regionen  zusammenfaßbaren  Betriebe  aller  Branchen 
ist  das  innerhalb  der  einzelnen  Branchen  der  Fall.  Beige-
meinsamen  Einkäufen  oder  gegenseitigen  Frachtvermittlungen 
z.B.  kann  man  wirtschaftliche Vorteile  schnell  und  ohne  große 
Vorleistungen erreichen.  Außerdem  sind die  Branchen  höchstens 
mittelgroße  oder  sogar  nur  kleine Gruppen  im  Sinne  von  Olson: 
Es  bedarf  oft  keiner  formalen  Organisation,  um  Gruppenziele 
zu  verfolgen.  Aus  beiden  Gründen  zusammengenommen  läßt  sich 
das  Übergewicht  von  erfolgreicher  oder  wenigstens  versuchter 
Branchenkooperation  leicht  erklären.  Schließlich  findet  man 
das  bisher  einzige  Beispiel  für  gut  funktionierende  und  um-
fassende  Kooperation mit  dem  vup  nicht  von  ungefähr  unter  den 
Branchen. 
Als  gleichzeitig  erleichterndes  und  erschwerendes  Element 
kommt  hinzu,  daß  die  Branchenkooperation  meist  zwischen  Be-
trieben  aus  verschiedenen  Städten  stattfindet  oder  stattfin-
den  müßte.  Das·  schafft  natürlich  praktische  Verständigungs-
probleme,  die  allerdings  durch  die  regelmäßigen  nationalen 
Treffen der Selbstverwaltungswirtschaft gemildert  werden.  Aus 
der  Sicht  von  Olson  hingegen  werden  die  Wege  zu  einer  Koope-
ration geebnet,  weil  es  keine  exklusiven Gruppen  sind,  in de-
nen  der  Vorteil  des  einen  auch  der  Nachteil  des  anderen  ist. 
Zwischen  Betrieben,  deren  Absatzmärkte  sich  nicht überschnei-
den,  kann  es  z.B.  einen  freien  Informatio~saustausch  geben, 
ohne  daß  der  Informant  einen Wettbewerbsvorteil  aufgibt. 
Solange  der  Informationsaustausch  jedoch  nicht  institutionell 
verankert  ist,  beruht  er  immer  nur  auf  der  privaten  Motiva-- 8 3 
tion jedes  Einzelnen.  Wieviel  jeder gibt  und  nicht  nur  nimmt, 
hängt  in  erster  Linie  von  seiner  Solidarität  ab.  Die  volle 
Ausschöpfung  des  in  der  Summe  der  Betriebe  in  den  jeweiligen 
Branchen  vorhandenen  technischen  Wissens  würde  mindestens 
einen  vom  Verband  bezahlten  Technologiebeauftragten  verlan-
gen,  den  es  ebenso  wie  das  viel  anspruchsvollere  technologi-
sche  Forschungszentrum  deswegen  nicht  gibt,  weil  es  die Ver-
bandsorganisation nicht gibt,  aus  der  heraus  das  bezahlt  wer-
den  könnte.  Damit  erweist  sich  in  einem  ersten  Fall  selbst 
für die  kleineren  und  mittelgroßen  Gruppen  eine  formale  Orga-
nisation  als  zweckmäßig.  Weitere  Fälle  sind  der  Entwurf  ver-
bindlicher  Rahmenvorgaben  für  eine  Kostenkalkulation  sowie 
die  Feststellung  Ökonomischer  Mi ndeststandards  der  Produk-
tion,  soweit  sie die  Aufgabe  erfüllen sollen,  ruinöse  Konkur-
renz  zu  vermeiden:  Im  Sinne  einer  wirksamen  Norm  ist  es  zu 
beidem  noch  nicht  gekommen,  weil  die  dazu  nötige  Kontrollin-
stanz  fehlt. 
Andererseits  gibt  es  doch  eine  Reihe  von  Zusammenarbeitsmög-
lichkeiten,  besonders  im  Bereich  der  Produktion  (Zusammenar-
beit bei Großaufträgen,  Verschiebung  oder  Aufteilung  von  Auf-
trägen,  Aufteilung  von  Produktionsprogrammen)  wo  sich oft nur 
wenige  Betriebe  zusammenzutun  brauchen:  Die  Gruppengröße  ist 
variabel  und  nicht  wie  bei  Olsons  Kollektivgütern  durch  die 
Zahl  der  Betriebe  mit  gemeinsamen  Interessen  von  Anfang  an 
festgelegt.  Trotzdem  kann  man  die  durch  Kooperation  gewonne-
nen  Vorteile  als  die  Bereitstellung  von  Kollektivgütern  ver-
stehen.  Es  handelt  sich  hier  in  jedem  Fall  um  privilegierte 
Gruppen,  und  da  es  in  solchen  Fällen  relativ  leicht  ist,  ge-
meinsame  Ziele  in  die  Tat  umzusetzen,  sollte  man  sich  wun-
dern,  daß  bisher  nicht  mehr  Kooperation  zustande  gekommen 
ist.  Aus  der  "normalen"  Logik  des  kollektiven  Handelns  heraus 
läßt  sich  dieser  Mangel  an  Kooperation  nicht  mehr  erklären. 
Dieser  "normalen"  Logik  entspricht viel  eher die Vielzahl  von 
Wirtschaftsverbänden  und  Branchenorganisationen,  die  wir  in 
der  privaten  Wirtschaft vorfinden - auch  wenn  bei  ihnen  heute 
die Lobbyfunktion  im  Vordergrund  steht. 
nes  Rätsels  LÖsung  mag  man  darin  sehen,  daß  in der  Selbstver-
waltungswirtschaft  nicht  nur  eine  ablehnende  Haltung  gegen-- 8 4 
über  Organisation  bis  hin  zur  Organisationsfeindlichkeit, 
sondern  sogar  eine  Abneigung  gegenüber  Zusammenarbeit  kein 
Ausnahmefall  ist.  Selbstdarstellungen  (die  der  Verfasser  auf 
verschiedenen  Treffen  der  Selbstverwaltungsbetriebe  hören 
konnte},  Äußerungen  in  der  Literatur  und  empirische  Erhebun-
gen  unter  den  Mitgliedern  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
legen davon  Zeugnis  ab.  Personn  und  Tiefenthal  diagnotstizie-
ren  "Organisationsfeindlichkeit",  z.T.  begründet  in  ideologi-
schen  Differenzen71.  Hol1stein  und  Penth  sehen  die  Koopera-
tionsschwäche  weniger  in  einer  Anlehnung  von  Organisation, 
als  in  einem  positiven  Wunsch:  "Das  eigene Projekt  will  aus-
gebaut  sein, die  eigene Kultur  entwickelt  werden."72 
Die  besondere  Zurückhaltung  gegenüber  verbindlicher  Koopera-
tion  läßt  sich  plausibel  aus  der  Entstehungsgeschichte  der 
deutschen  Selbstverwaltungswirtschaft  und  einer  damit  zusam-
menhängenden  typischen  psychischen  Verfassung  ihrer  Mitglie-
der  ableiten.  Die  Selbstverwaltungswirtschaft  hat  ihre  ideo-
logischen  Wurzeln  in  der  studentischen  Revolte  Ende  der  60er 
Jahre.  Mit  der  Gründung  selbstverwalteter  Betriebe  wollte  man 
sich  absetzen  von  herrschenden  Prinzipien  des  Wirtschaftens, 
Arbeitens  und  der  Einkommensverteilung.  Das  ZÖgern  gegenüber 
verbindlicher Kooperation  läßt  sich  aus  einem  psychologischen 
Widerspruch  heraus  erklären:  Einerseits hat die  Selbstverwal-
tungswirtschaft  u.a.  zum  Ziel,  Konkurrenz,  Individualismus 
und  Isolation  zu  überwinden  und  in  selbstverwalteten  Betrie-
ben  neue  Formen  solidarischer  Gemeinschaft  zu  verwirklichen. 
Solche  Ziele  stehen  im  Gegensatz  zu  den  herrschenden  Formen 
des  Wi rtschaftens;  und  diese  Ziele  verwirklichen  wollen  be-
deutet,  einen  dornigen  Weg  zu  beschreiten.  Beides  sind  also 
andererseits  individuelle Entscheidungen,  die  meist  von  unan-
gepaßten,  starken  und  freiheitsbewußten  Menschen  getroffen 
werden.  Der  Widerspruch  besteht  also  zwischen  Autonomiestre-
ben  und  Wunsch  nach  Solidarität.  Er  läßt  sich  praktisch  auf-
lösen,  wenn  man  den  selbstverwalteten  Betrieb  als  die  Nische 
ansieht,  die  gleichzeitig  Autonomie  und  Solidarität  bietet. 
Jedoch  hat die  Selbstverwaltungswirtschaft  auch  einen politi-
schen,  gesellschaftsverändernden  Impuls;  darum  kann  auch  nach 
dem  Selbstverständnis  ihrer  (meisten)  Mitglieder  die  Solida-
rität  nicht  beim  einzelnen  Selbstverwaltungsbetrieb  stehen - 8 5 
bleiben.  Mehr  Kooperation  und  Solidarität  auf  höherer  Ebene 
liegen auf der  ideologischen  Linie der  Selbstverwaltungswirt-
schaft;  sie haben  es  nur  schwer,  sich durchzusetzen,  weil  auf 
der  emotionalen  Ebene  Individualismus  und  Autonomiebedürfnis 
dagegenstehen.  Dieser  Charakterzug  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  muß  als die  Schattenseite  des  Individualismus  angese-
hen  werden:  Wenn  die  politische  Reflexion  bei  einer  Kritik 
der  herrschenden  Gesellschaft  stehen bleibt,  führt  das  leicht 
dazu,  in  der  individuellen  Abkehr  von  dieser  Gesellschaft 
bereits das  Ziel  erreicht  zu  sehen. 
6.  Mögliche Schritte  zur  Kooperation 
Im  Zusammenhang  mit  den  "echten"  Kollektivgütern  von  großen 
Gruppen  würde  es  sich  regelmäßig  um  inklusive73  Gruppen  han-
deln.  Tatsächlich  sind  auch  in allen Fällen,  wo  sich Verbände 
oder  Arbeitsgemeinschaften gegründet  haben,  längst  nicht  alle 
Selbstverwaltungsbetriebe  Mitglieder  geworden.  In  inklusiven 
Gruppen  sind  leichter  Organisationen  aufzubauen,  weil  der 
Zwang  zur  Einmütigkeit  fehlt.  Diese  Chancen  sollte  man  aus-
nutzen  und  einen  objektiv  nicht  vorhandenen  Zwang  nicht  sel-
ber  erst  schaffen,  in  dem  man  Einmütigkeit  zu  einem  Prinzip 
des  Gruppenhandeins  erhebt.  Genau  das  ist  jedoch  oft  gesche-
hen,· wie  eine Analyse  der Verbandsgründungen  und  insbesondere 
der  bisher  ergebnislosen  Bemühungen  zeigt.  Die  Selbstverwal-
tungswirtschaft  tut  sich  schwer  mit  Mehrheitsentscheidungen; 
man  möchte  auch  auf  der  zwischenbetrieblichen  Ebene  ähnlich 
wie  im  Betrieb  selbst  möglichst  unkontrovers  Entscheidungen 
fällen,  so  daß  man  niemanden  majorisieren  muß.  Eine  solche 
Werthaltung  erweist  sich  jedoch  als  ein  schweres  Hindernis 
für  den  Aufbau  von  Organisationen. 
Es  ist  auch  eine  Illusion,  anzunehmen,  in  großen  Gruppen 
seien  durch  Diskussion  alle  Gegensätze  auszuräumen;  selbst 
mit  unterschiedlichen  Ansichten  Über  Teilaspekte  von  Grund-
sätzen  muß  man  leben  können.  Vermutlich  sind  die  Prinzipien 
der  Selbstverwaltung  die  wichtigsten.  Also  sollte  man  versu-
chen,  sie  arn  genauestens  zu  klären.  Aber  selbst  hier  kÖnnte 
man  das  eine  oder  andere  offen  lassen,  z.B.  die  Einstellung - 8 6 
zur  Lohnarbeit,  das  Ausmaß  der  Kapital neutral  i sierung  oder 
die  Mindestmitgliederzabl  in  den  Selbstverwaltungsbetrieben. 
Dies  ließe  sich  auch  nach  der  Gründung,  wenn  die Verbandsor-
ganisation  erst  einmal  Fuß  gefaßt  hat,  regeln.  Ökologiestan-
dards  kann  man  in  einem  großen  Verband  ohnehin  nur  allgemein 
und  grundsätzlich  behandeln;  man  muß  es  den  einzelnen  Bran-
chen überlassen,  ihre  jeweiligen Mindestanforderungen  festzu-
legen.  Es  gibt  im  übrigen  keinen  Grund,  von  den  Definitions-
kriterien  im  Zusammenhang  mit  Förderungsrichtlinien der Netz-
werke  keinen  Gebrauch  zu  machen. 
Am  deutlichsten  wird  das  Verlangen  nach  Einmütigkeit  bei  den 
Grundsatzeinsteilungen  zu  festen Organisationsformen  zu  einem 
Hemmschuh  der  Entwicklung.  Da  es  hierzu  aus  den  oben  be-
sehr iebenen  Gründen  vorerst  kaum  überwindbare  .Einstellungs-
unterschiede  gibt,  würde  der  Versuch,  Harmonie  herzustellen, 
die Gründung  von Organisationen dauerhaft  verhindern.  Was  die 
staatlichen  wirtschaftlichen  Unterstützungen  angeht,  ist  in 
der  sogenannten Staatsknete-Diskussion sogar  an  einem  inhalt-
lichen  Einzelproblem  eine  Grundsatzdiskussion  mit  äußerst 
kontroversen  Standpunkten  entbrannt  und  bis  heute  nicht  zu 
einem  harmonischen  Ende  gekommen.  Auch  in  dieser  Frage  emp-
fiehlt  sich  denjenigen,  die  Kontakte  zum  Staat  nicht  grund-
sätzlich  ablehnen,  sich  zusammenzutun  und  zu  organisieren, 
wie  sie das  in  einigen Ländern  ja  auch  schon  getan  haben. 
Es  dürften  keine  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  bestehen, 
Verbände  zu  gründen,  wenn  man  es  will:  Idealistischer  Einsatz 
dafür  läßt oder  ließe  sich  in der  Selbstverwaltungswirtschaft 
im  ausreichenden  Maße  mobilisieren.  Dies  ist ein  unschätzba-
rer Vorteil,  den  die  Selbstverwaltungswirtschaft  wegen  ihres 
Doppelcharakters  als  wirtschaftliche  und  ideelle  Gruppe  ge-
genüber  den 
Gruppen  hat. 
nur  an  wirtschaftlichen  Interessen  orientierten 
Die  einzige  wichtige  Frage,  die  übrigt  bleibt, 
ist:  Können  die  Verbandsorganisationen  so  viel  Anziehungs-
kraft  entwickeln,  daß  ziemlich  bald  eine  ausreichende  Zahl 
von  Betrieben  aus  freien  Stücken  dem  Verband  beitritt  und 
Beiträge  zahlt?  Es  kann  also  nicht  darum  gehen,  mit  "sanftem 
Druck"  zu  arbeiten  und  den  Betrieben  die  Verbände  "überzu-
stülpen"74.  Gerade  bei  der  nicht  wenig  verbreiteten  Animo-- 8 7 
sität  gegenüber  beherrschenden  Organisationen  läßt  sich  mit 
Druck  wohl  nichts erreichen,  sondern  man  muß  im  Sinne  politi-
scher  Überzeugungsarbeit  mit  dem  Gesichtspunkt  der  Überle-
bensnotwendigkeit  von  formalen  Organisationen  werben.  Das 
alles  entscheidende  Moment  wird  jedoch  sein,  ob  die  entste-
henden  Verbände  genügend  selektive  Anreize bieten  können.  Da-
zu  bieten sich  eine  Reihe  von  MÖglichkeiten  an. 
Zunächst  einmal  sollte versucht  werden,  bereits über  die  Bei-
träge  so  viel  Finanzmittel  zusammenzubekommen,  daß  ein  Ver-
bandsbüro  nicht  nur  besetzt  werden  kann,  sondern  eine  Reihe 
von  Serviceleistungen  für  die  angeschlossenen  Betriebe  über-
nehmen  kann.  Aus  diesem  Grund  sollte  man  gegenüber  der  Grün-
dung  von  Branchenverbänden  zuerst  eher  an  die  Gründung  von 
Regionalverbänden  denken:  Sie  umfassen  in  aller Regel  weitaus 
mehr  Betriebe.  Wenn  man  unter  den  Regionen  z. B.  die  Bundes-
länder  versteht,  dann  liegt  die  Verbandsorganisation  auf 
dieser  Ebene  schon  deswegen  näher,  weil  dort  häufiger  echte 
Kollektivgüter  anzustreben  sind.  Eine  große  Zahl  von  potenti-
ellen  Mitgliedern  ist  auch  deswegen  besonders  wichtig,  weil 
den  einzelnen  angesichts  ihrer  meist  angespannten  Wirt-
schaftslage  keine  großen  Beiträge  abverlangt  werden  können. 
Sodann  sollte  man  anfangen,  über  einen  Wandel  der  Funktion 
des  Netzwerk  Selbsthilfe  nachzudenken.  Im  Mai  und  Juni  1985 
zog  das  Netzwerk  Harnburg  eine  interne  Erfolgsbilanz  seiner 
Arbeit.  Das  Resümee  war  nicht  gerade  gut:  "Netzwerk  wird  von 
seiten der  Projekte  fast  ausschließlich  als  Dienstleistungs-
unternehmen  gesehen.  Es  wird  benutzt  für  'privatwirtschaft-
liehe  Interessen ••• '.  Es  wird  nicht  genutzt  als  Forum  für 
mittelfristige  sozial- und  wirtschaftspolitische  Fragestel-
lungen  und  Ziele  von  Alternativökonomie  im  umfassenden 
Sinn."75.  Die  Verbreitung  einer  solchen  Grundhaltung  muß  man 
auf die  Dauer  für  realistisch halten;  den  Verbänden dürfte es 
im  Prinzip  nicht  anders  gehen,  deswegen  ja  auch  gerade  die 
besondere  Bedeutung  der  selektiven  Anreize.  Es  soll  hier 
nicht  der  Vorschlag  gemacht  werden,  daß  das  Netzwerk  seine 
Beratungs- und  sonstigen  Hilfsdienste  nur  gegen  Entgelt  abge-
ben  soll,  aber  solange  diese  Dienste  vom  Netzwerk  kostenlos 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  können  sie  von  den  Verbänden - 88 
nicht als  selektive  Anreize  benutzt  werden.  Es  gibt  zwei  MÖg-
lichkeiten,  die  Beziehung  zwischen  Netzwerk  und  Verbänden  so 
zu  verändern,  daß  die  Verbände  dadurch  attraktiver  werden: 
Das  Netzwerk  zieht  sich  aus  der  Hilfe  an  Selbstverwaltungsbe-
triebe  ganz  zurück  und  beschränkt  sich  auf  die  sozialen  und 
kulturellen  Projekte,  um  dadurch  den  Betrieben  ganz  deutlich 
zu  machen,  daß  sie  ihre  eigene  Sache  betreiben  müssen,  oder 
das  Netzwerk bietet seine  Dienste  an  Selbstverwaltungsbetrie-
be  nur  noch  über  die Verbände  an.  Das  letztere wäre  aus  prag-
matischen  Gründen  vorzuziehen:  Die  Verbände  hätten  zusätzli-
che  selektive Anreize,  ohne  dafür  selbst  Finanzmittel  bereit-
zustellen  zu  müssen. 
Außerdem  sollte  man  alles  daransetzen,  die  staatlichen  Fi-
nanzmi ttel,  die  hier  und  da  gewährt  werden  oder  werden  sol-
len,  als  selektive  Anreize  benutzen  zu  können.  Dazu  wäre  er-
stens  notwendig,  das,  was  im  Saarland  von  der  Arbeitsgemein-
schaft  angestrebt  wird  ( s.  oben)  und  in  Nürnberg  weitgehend 
verwirklicht  ist76,  zum  allgemeinen  Grundsatz  zu  machen: 
staatliche  Finanzierungsmittel  nur,  wenn  die  Selbstverwal-
tungswirtschaft  selbst  darüber  verfügen  kann!  Dazu  müßte  der 
Verband  als  einziges  Vertretungsorgan  der  selbstverwalteten 
Betriebe  anerkannt  werden.  Zweitens  müßte  der  unsentimentale 
Entschluß  gefaßt  werden,  Gelder  aus  diesem  Fonds  nur  Mitglie-
dern  der  Verbände  zu  geben.  Dies  dürfte  der  denkbar  attrak-
tivste  selektive  Anreiz  sein,  den  es gibt77. 
Schließlich  sollte  der  Verband  soweit  wie  möglich  auch  mit 
nicht  direkt  materiellen  selektiven  Anreizen  arbeiten.  Das 
Kollektivzeichen  bietet  sich  dazu  an.  Wenn  es  den  Verbänden 
gelingt,  relativ  schnell  für  die  einzelnen  selbstverwalteten 
Betriebe  wirtschaftlich  attraktiv  zu  werden,  also  auch  tat-
sächlich  zu  deren  Unterstützung  einiges  tun  zu  kÖnnen,  würde 
das  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  anheben.  Im  selben  Umfang  würde  das  Kollek-
tivzeichen dann  auch  eher  ein  positives  Etikett  sein  als  ein 
abschreckendes  Warnzeichen.  Im  übrigen  sollte  man  den  Mut 
haben,  daran  zu  glauben,  daß  die  Selbstverwaltung  auch  jen-
seits der  wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit  etwas  ist,  was 
von  vielen  Nachfragern  unterstützt  werden  möchte.  Unter - 8 9 
diesen Umständen  ist das Kollektivzeichen ein  notwendiges  Er-
kennungszeichen  auch  für  die  Steigerung  des  wirtschaftlichen 
Erfolges.  Es  dürfte  nur  von  Betrieben  geführt  werden  können, 
die  Mitglieder  von  Verbänden  sind  und  die  entsprechende  Auf-
nahmebedingungen  erfüllt  haben. 
Es  soll  noch  einmal  klar  herausgestellt  werden,  daß  die  Ver-
bandsgründungen  nicht  primär  das  Ziel  haben,  an  staatliche 
Gelder  heranzukommen  - obwohl  auch  das  für  etwas  pragmati-
scher  denkende  Menschen  Grund  genug  sein  kÖnnte  die 
Staatsgelder  in  diesem  Zusammenhang  vielmehr  den  Instrumen-
talcharakter78  haben,  als  selektive  Anreize  für  den  Eintritt 
in  Verbände  zu  dienen.  Die  Verbände  sollen  dann  über  die 
Verteilung  der  Staatsgelder  hinaus  nach  und  nach  alle  jene 
Kooperationsziele  verfolgen,  die  oben  in  Abschnitt  2.3 
zusammengetragen  und  als  überlebensfördernd  bezeichnet  worden 
sind.  Dabei  steht  zu  hoffen,  daß  erfolgreiche  Kooperation  in 
regionalen  Verbänden  als gutes  Beispiel  ausstrahlende  Wirkung 
hat  und  zu  einer  weiten Verbreitung  auch  von  Branchenkoopera-
tion  führt.  Alle  diese  Formen  von  Kooperation  sollen  nicht 
etwa  den Geist der  Selbstverwaltungswirtschaft verraten,  son-
dern  sie  ökonomisch  in  die  Lage  versetzen,  ihre  politische 
Identität  zu  wahren.  Nur  eine  wirtschaftlich  starke  Selbst-
verwaltungswirtschaft  kann  sich leisten,  Ideale  zu  haben. - 90  -
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werden,  siehe N.N.  (Johannes  und  Peter),  Nichts  Neues  von 
der  Grau front?,  in:  Wandelsblatt,  November  1 9 8 4,  8. 12; 
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S.35ff.) 
74)  In diesem  Sinne  äußerten  sich einige  Fürsprecher  von  Ver-
bandsorganisationen  auf  einer Diskussion  über  den  Sinn 
und  die  Notwendigkeit  von  Verbänden  auf der  Projektemesse 
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1.  Zum  Fremdkapitalbedarf 
Der  Fremdkapitalbedarf  der  Selbstverwaltungswirtschaft  ist 
außer  einem  speziellen  betrieblichen  Problem  auch  ein  allge-
meines  Problem,  nämlich  der  Selbstverwaltungswirtschaft  als 
eines  eigenständigen  Sektors.  Im  kapitalistischen  Marktsektor 
tritt ein  allgemeines  Kapitalversorgungsproblem  normalerweise 
gar  nicht  auf:  Was  immer- es  an  Kapitalbedarf  gibt,  wird  zu 
Marktzinsen bei  den  privatwirtschaftliehen Kreditinstituten  zu 
decken  sein;  Kapitalbedarf  ist  also  kein  gesamtwirtschaftli-
ches  Mengenproblem.  Da  der  Gang  zur  Bank,  wie  noch  des  näheren 
erläutert  wird,  den  selbstverwalteten  Betrieben  normalerweise 
verschlossen  ist,  bleibt  neben  staatlichen  Krediten  nur  die 
Möglichkeit,  sich  mit  "eigenen"  Kapitalversorgungsinstituten 
auszustatten.  Und  in  diesem  Zusammenhang  kann  die  Kapitalver-
sorgung  zu  einem  Mengenproblem  werden:  Die  Frage  ist,  ob  ver-
schiedene  denkbare  praktische  Lösungen  der  Kapitalversorgung 
dem  jeweiligen  Kapitalbedarf  gerecht  werden  können.  Deswegen 
müssen  auch  ein  paar Oberlegungen  über  den  Umfang  des  Kapital-
bedarfs  in der  Selbstverwaltungswirtschaft angestellt  werden. 
Wie  die  Analyse  der  vorliegenden  empirischen  Arbeiten  zum 
quantitativen Stand  der Selbstverwaltungswirtschaft  in  der  BRD 
gezeigt  hat,  ist  eine  einigermaßen  genaue  Schätzung  darüber 
noch  nicht möglich.  Auch  der  Entwicklungsprozeß  ist uneinheit-
lich,  so  daß  weder  Vorstellungen  einer  Stagnation  noch  solche 
einer  dynamischen  Aufwärtsentwicklung  vom  vorliegenden  Daten-
material  gestützt  und  verallgemeinert  werden  können.  Darin 
liegt  jedoch  kein  großer  Nachteil;  denn  der  augenblickliche 
Entwicklungsstand  wie  auch  die  momentane  Entwicklungstendenz 
ließen  ohnehin  keine  Trendextrapolation  der  Entwicklung  zu. 
Das  liegt daran,  daß  der  Zustand  der  Kapitalversorgung  selber 
einen  nicht  genau  quantifizierbaren,  aber  wohl  kaum  zu  unter-
schätzenden  Einfluß  auf die  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft hat. - 102  -
Um  dieses  Argument  zu  stützen,  muß  erneut  vorweggenommen  wer-
den,  daß  die  Kapitalversorgungsmöglichkeiten der  selbstverwal-
teten  Betriebe  schlecht  sind.  Die  Eigenkapitalbasis  ist meist 
sehr  klein,  die  Banken  geben  keinen  Kredit,  und  ein  Netz  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  zur  eigenen  Kapitalversorgung  ist 
trotz  Netzwerk  und  verschiedener  regionaler  Direktkreditver-
mittlungsstellen  {noch)  nicht  voll  entwickelt.  Der  Fall  der 
Berliner  STATTwerke,  wo  es manchmal  Schwierigkeiten macht,  für 
die  vorhandenen  Gelder  kreditwürdige  Betriebe  zu  finden,  ist 
·wohl  eher  ein  Sonderfall.  Demgegenüber  dürfte  ein  allgemeiner 
Kapitalmangel  seinen Ausdruck  darin  finden,  daß 
- eine  Reihe  von  Betrieben  gar  nicht  erst  gegründet  werden 
können,  weil  die  benötigten Gelder  trotz  passabler  Entwick-
lungsaussichten nicht aufzutreiben  sind, 
- Betriebsübernahmen  in Arbeitnehmerhand  ebenfalls  an  Fremdka-
pitalmangel  scheitern1. 
Beides  hat  negative  Auswirkungen  auf  die  quantitative  Ent-
wicklung  der  Selbstverwaltungswirtschaft.  Im  ersten  Fall  kann 
man  nur  mit  Dunkelziffern  rechnen,  weil  die  aus  kluger  Ein-
sicht  von  vornherein  unterlassenen  Betriebsgründungsversuche 
nicht gezählt  werden  können.  FÜr  den  zweiten  Fall gibt es  Bei-
spiele2.  Besonders  Betriebsfortführungen  sind  oft nur mit  Kre-
diten  möglich,  die  im  Vergleich  zu  den  in  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  üblichen  sehr  hoch  sein  müssen.  Dieser  Aspekt 
verdient besondere  Aufmerksamkeit  im  Zusammenhang  mit  der  Fra-
ge,  welche  institutionelle Lösung  einer  eigenen  Kapitalversor-
gung  der  Selbstverwaltungswirtschaft  gewählt  werden  soll.  Im 
übrigen  sind  beide  Phänomene,  die  unterlassenen  Betriebsgrün-
dungsversuche  ebenso  wie  gescheiterte  Betriebsfortführungen, 
Fälle  von  einem  Kapitalbedarf,  der  in  der  tatsächlichen  Ent-
wicklung  der  Selbstverwaltungswirtschaft  gar  nicht  zum  Aus-
druck  kommen  kann,  weil  es  wegen  der  mangelhaften  Kapitalver-
sorgung  weder  zum  einen  noch  zum  anderen  gekommen  ist. 
Auch  ein  Blick  auf  die  Branchenzugehörigkeit der  selbstver-
walteten  Betriebe  l·aßt  vermuten,  daß  der  status  quo  bereits 
ein Ausdruck  der  schlechten Kapitallage  ist.  Nach  wie  vor  sind 
Handel  und  andere  Dienstleistungsbranchen  ganz  stark  und  der 
Produktionssektor  ganz  schwach  besetzt.  Auch  wenn  man  berück-
sichtigt,  daß  die  vorliegenden  empirischen  Erhebungen  nicht - 103  -
exakt  miteinander  vergleichbar  und  auch  für  sich  genommen 
nicht  in  jedem  Fall  repräsentativ  sind3,  sprechen  ihre  Zahlen 
eine  deutliche  Sprache.  Für  Harnburg  ist  ein  Verhältnis  zwi-
schen  Produktion  und  Dienstleistungen von  25  :  75  erhoben  wor-
den4,  für  die  Räume  Hannover  und  Nürnberg  liegen die  Nennungen 
für  Handwerk  und  Gewerbe  (ohne  Dienstleistungen)  unter  20%5, 
und  in Nordrhein-Westfalen  wird  der  Bereich  der Produktion  so-
gar  nur  mit gut  16%  angegeben6.  Und  obwohl  sich auf  jeden  Fall 
bei  den  Zahlen  über  Berlin  die  Prozentwerte  auf  eine  Gesamt-
heit  beziehen,  in  der  auch  alternative  Projekt  stecken,  die 
nicht  als  selbstverwaltete  Wirtschaftsbetriebe  zählen,  dürfte 
die  Zahl  von  8%  für  den  Anteil  des  verarbeiteten  Gewerbes  7 
ebenfalls  den  geringen  Anteil  des  Produktionssektors  demon-. 
strieren.  Wichtiger  als  die  Zahlenverhältnisse  selbst  ist  je-
doch  die  übliche  Interpretation,  die  mit  ihnen  verbunden 
wird.  Ztml  einen  wird  zwar  darauf  hingewiesen,  daß  wegen  man-
gelhafter  Qualifikation  für  Tätigkeiten  im  Produktions- und 
Handwerksbereich oft auf den  Dienstleistungssektor  ausgewichen 
werden  muß.  Zum  anderen  wird  jedoch  auch  gerade  der  Kapital-
mange!  dafür  verantwortlich  gemacht,  daß  schwerpunktmäßig  Tä-
tigkeiten  zum  Beruf  gewählt  werden,  für  die  weniger  Kapital 
nötig  ist8.  Wer  sich dieser  Interpretation anschließt,  darf  im 
Umkehrschluß  sagen:  wäre  die Kapitalversorgung  besser,  gäbe  es 
sehr viel mehr  Produktionsbetriebe,  also  solche,  die  nicht nur 
ein  größeres  Startkapital  brauchen,  sondern  wegen  der  durch-
schnittlich  höheren  Kapitalausstattung  auch  in  der  Folgezeit 
für  Ersatz-,  Erweiterungs- und  Modernisierungsinvestitionen 
mehr  Kapital  benötigen.  Erst  wenn  man  also  die  Branchenstruk-
tur  der Selbstverwaltungswirtschaft  nicht  als  Spiegel  berufli-
cher  Präferenzen  nimmt,  sondern  als  durch  äußere  Umstände  er-
zwungen  erkennt,  kann  man  sie  als  Ausdruck  für  einen  latenten 
Kapitalbedarf  interpretieren,  der  aus  der  gegebenen  Struktur 
selber  gar  nicht  abzulesen  ist - im  Gegenteil:  Ohne  eine  sol-
che  Interpretation  würde  man  vom  Schwergewicht  in  den  relativ 
arbeitsintensiven Dienstleistungen  fälschlicherweise  auf  einen 
nur  schwachen  Kapitalbedarf  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
schließen müssen. 
Zwar  war  in  den  bisherigen  Ausführungen  schon  einmal  vom 
Gang  zu  den  Banken  und  von  Krediten  die  Rede,  jedoch  nicht - 104  -
ausdrücklich  zwischen  Eigenfinanzierung  und  Fremdfinanzierung 
unterschieden  worden.  Das  ist  jedoch  nötig,  wenn  man  den 
Fremdkapitalbedarf,  sozusagen  die  Außenabhängigkeit  der  Be-
triebe,  einschätzen  will.  Dem  herrschenden  Sprachgebrauch  fol-
gend,  soll  unter  Eigenfinanzierung  die  Beteiligungsfinanzie-
rung  (wenn  Betriebsmitglieder  Einlagen  aus  ihrem  Privatvermö-
gen  machen  oder  Dritte  Kapitalanteile  erwerben}  und  die 
Selbstfinanzierung  (aus  den  Gewinnen  des  Betriebes},  unter 
Fremdfinanzierung  die  Darlehensfinanzierung  "in  jeglicher  ju-
ristischer  Form  der  Gewährung  und  Sicherung,  wie  auch  in  völ-
lig  unterschiedlicher  Terminierung"9  verstanden  werden.  FÜr 
die  Betriebsgründung  kann  die  Selbstfinanzierung  noch  keine 
Rolle  spielen;  es  geht  also  zunächst  nur  um  die  Beteiligungs-
finanzierung  und  die  Fremdfinanzierung. 
Die  Beteiligungsfinanzierung  durch  Dritte  wäre  möglich  bei 
Kapitalgesellschaften  und  Personengesellschaften.  Aus  mehreren 
Gründen  hat  jedoch  diese  Beteiligungsfinanzierung  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  keine  Bedeutung.  Aktiengesell-
schaften gibt  es  nicht,  weil  sie  den  Grundsätzen  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  widersprechen.  Aber  auch Personengesell-
schaften  wie  GmbH,  oHG  und  KG  gibt es  nur  relativ  selten10  und 
werden  außerdem  auch  nicht  als  die  den  Idealen  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  angemessensten  Rechtsformen  angesehen11.  Im 
übrigen  wird  die  Hereinnahme  von  Beteiligungskapital  als 
schwierig  eingestuft,  weil  es dafür  keinen  organisierten  Markt 
gibt  12.  Schließlich  widerspricht  die  Beteiligungsfinanzierung 
durch  Dritte  auch  da,  wo  sie möglich  wäre,  den  Prinzipien  der 
Selbstverwaltungswirtschaft,  wo  doch  das  Identitätsprinzip die 
Identität von  Eigentümer  und  Mitarbeiter verlangt.  Eine  Betei-
1 igung  Dritter  ganz  besonderer  Art  ist  die  Beteiligung  als 
atypischer  stiller Gesellschafter  einer  GmbH,  bei  der  die  Be-
teiligung  den  Zweck  der Verlustzuweisung  an  den Gesellschafter 
hat,  damit  dieser  Steuerersparnisse  hat13  ..  Doch  auch  diese 
Möglichkeit  ist  aus  mehreren  Gründen  (noch}  kein  verallgemei-
nerungsfähiges  Modell  für  die  Selbstverwaltungswirtschaft: 
Erstens  setzt  es  abschreibungsfähige  Investitionen der Gesell-
schaft  voraus, 
zweitens  gilt 
woran  es  bei  vielen  Betrieben  schon  hapert; 
auch  in  diesem  Zusammenhang  das  oben  erwähnte 
"Marktarg ument"  von  Kück,  wonach  es  für  normale  selbstverwal-- 1  OS  -
tete  Betriebe  schwierig  sein  dürfte,  eine  ausreichende  Zahl 
von  stillen  Gesellschaftern  zu  finden;  und  drittens  steht  im 
Augenblick  vermutlich  noch  eine  verbreitete  Mentalität  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  einer  solchen  raffinierten  Form 
der  Finanzierung  entgegen  und  bedürfte  es  zumindest  einer  in-
stitutionell  ausgebauten  und  versierten  Finanzberatung,  die 
momentan  noch  nicht  vorhanden  ist. 
So  bleibt  also  als  Beteiligungsfinanzierung  nur  die  Finan-
zierung  in  Form  von  Einlagen  der  Betriebsgründer  selber 
übrig.  Diese  haben  nun  üblicherweise  nur  sehr  wenig  Kapital, 
was  wiederum  an  dem  Personenkreis  liegt,  aus  dem  sie  sich  re-
krutieren14.  Kreutz,  Fröhlich  und  Maly  unterscheiden  nicht 
zwischen  Eigenfinanzierung  und  Selbstfinanzierung;  insofern 
sind  ihre  Zahlen  für  ein  Urteil  über  die  Gründungssituation 
nicht  ganz  passend  und  der  genannte  Satz  von  72%  von  Selbst-
oder  Eigenfinanzierung  wohl  etwa  zu  hoch  gegriffen15.  Dennoch 
mag  er  zunächst  einmal  im  Sinne  einer  relativ  soliden  Finan-
zierung  der  Betriebe  interpretiert  werden.  Das  wäre  jedoch 
falsch.  Der  geringe  Anteil  von  Fremdkapital  ist  zum  großen 
Teil  Ausdruck  der  Schwierigkeiten,  Fremdkapital  zur  Finanzie-
rung  mit  heranzuziehen  (siehe  unten);  der  große  Anteil  an  ei-
genen  Mitteln  sagt  gar  nichts  darüber  aus,  ob  der  Betrieb  ab-
solut  ausreichend  mit  Eigenkapital  versorgt  ist  oder  nicht; 
und  in  den  "Eigenmi tteln"  stecken  des  öfteren  Darlehen  von 
Verwandten  und  Bekannten,  die  nicht,  wie  es  eigentlich  sein 
m·Üßte,  als  Fremdkapital  ausgewiesen  oder  verstanden  werden16. 
Klagen  über  Kapitalmangel  sind  weit  verbreitet  und  insofern 
ein beredter Ausdrück  für  die Übliche Unterkapitalisierung  der 
selbstverwalteten  Betriebe17.  Auch  die  praktischen  Schwierig-
keiten,  an  Fremdkapital  heranzukommen,  weisen  auf  einen  ekla-
tanten  Eigenkapitalmangel  hin,  insofern  als  die  Kredite  oft 
mit  dem  Hinweis  auf  nicht  ausreichende  Sicherheiten  in  Form 
von  Eigenmitteln verweigert  werden18. 
Mit  diesem  letzten  Gesichtspunkt  gerät  nun  die  zweite  MÖg-
lichkeit  der  Eigenfinanzierung  ins  Blickfeld,  nämlich  die 
Selbstfinanzierung  über  den  Preis  in  Form  von  Gewinnen.  Eine 
sehr  knappe  Beteiligungsfinanzierung  ließe  sich  ja theoretisch 
im  Laufe  der  Jahre  nach  der  Betriebsgründung  durch  Selbstfi-- 106  -
nanzierung  ersetzen.  Doch  bekanntlich  liegt  es  auch  damit  im 
argen.  Durchschnittlich  werden  nur  sehr  niedrige  Löhne  ge-
zahlt  19.  Außerdem  ist  eine  Mischung  aus  bezahlter  und  unbe-
zahlter  Arbeit  üblich20.  Beide  Erscheinungen  weisen  deutlich 
auf  die  durchschnittlich  schwache  Ertragskraft  der  selbstver-
walteten  Betriebe  hin.  Als  Folge  davon  sind  auch  Selbstfinan-
zierungsmöglichkeiten  nicht  in  ausreichendem  Maße  vorhanden. 
Kück  erwähnt  noch  als  stille  Selbstfinanzierung  die  MÖglich-
keit,  in  der  Bewertung  von  Produktionsmitteln  den  zu  versteu-
ernden  Gewinn  zu  verkleinern,  doch  weist  sie  selber  auch  da-
rauf  hin,  daß  die  Ausnutzung  dieser  MÖglichkeit  neben  Gewinnen 
überhaupt  einen  hohen  Kapitalbestand  aus  möglichst  neu  gekauf-
ten  Gegenständen  voraussetzt21  alles  Dinge,  die  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  nicht  Üblich  sind.  Im  Gegenteil 
ist die Übliche Verwendung  bereits gebrauchter  Maschinen22  so-
wohl  Ausdruck  der  schlechten  Finanzlage  wie  auch  Grund  dafür, 
daß  die Produktivität  unterdurchschnittlich  hoch  ist,  was  wie-
derum  nicht  zur  Verbesserung  der  Ertragslage  und  Steigerung 
der  Selbstfinanzierungsmöglichkeiten  beiträgt  - ein  Teufels-
kreis  also23. 
Fassen  wir  zusammen: 
1.  Der  gegebene  und  zukünftige  Fremdkapitalbedarf  kann  nicht 
am  quantitativen  Entwicklungsstand  oder  an  den  Entwick-
lungstendenzen  der  Selbstverwaltungswirtschaft  abgelesen 
werden,  weil  beide  ihrerseits  Spiegelbild  der  mangelhaften 
Kapitalversorgung  sind:  Betriebe  werden  gar  nicht  erst  ge-
gründet  und  Betriebsfortführungen  scheitern,  weil  das  not-
wendige  Eigenkapital  nicht vorhanden  ist. 
2.  Der  Schwerpunkt  der  Selbstverwaltungswirtschaft  in  den  ar-
beitsintensiven  Dienstleistungsberufen  darf  nicht  als  Zei-
chen  für  nur  schwachen  Kapitalbedarf,  sondern  muß  ebenfalls 
als  Ausdruck  eines  ur sprüng liehen  Kapitalmangels  interpre-
tiert  werden,  der  einen  verstärkten  Einstieg  in  kapitalin-
tensivere  Branchen  unmöglich  macht. 
3.  Die  Eigenfinanzierungsmöglichkeiten  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  sind  äußerst  begrenzt:  Beteiligungsfinanzierung - 107  -
seitens  Dritter  verbietet  sich  weitgehend  aus  dem  Selbst-
verständnis  der  deutschen  Selbstverwaltungswirtschaft  her-
aus;  die  Beteiligungsfinanzierung  durch  die  Betriebsgründer 
selber  krankt  an  fehlendem  Kapitaibesitz,  der  typisch  ist 
für  diesen  Personenkreis;  die  Selbstfinanzierung  über  den 
Preis  in  Form  von  Gewinnen  scheitert  an  der  schwachen  Er-
tragskraft der  Betriebe,  die  ihren Ausdruck  in  sehr  niedri-
gen  Löhnen  und  zum  Teil  unbezahlter  Arbeit  findet.  Und  we-
gen  des  geringen  Bestandes  an  neu  gekauften  Kapitalgütern 
kann  die  Selbstfinanzierung  auch  über  legale  Steuermanipu-
lation  nicht  verbessert  werden.  Im  Gegenteil:  Modernisie-
rungen des  Kapitalbestandes  sind oft dringend  erforderlich, 
um  die Produktivität der  Betriebe  zu  steigern. 
Die  Schlußfolgerung  ist  zwingend:  Die  Selbstverwaltungs-
wirtschaft hat  einen  hohen  Bedarf  an  Fremdfinanzierung. 
2.  Zu  den Möglichkeiten der Fremdfinanzierung  auf  den  herkömm-
lichen Wegen 
Unter  den  herkömmlichen  Instrumenten  der  Fremdfinanzierung 
werden  Kredite  von  "normalen"  Banken  und  Sparkassen  sowie  die 
traditionellen  allgemeinen  staatlichen  Förderungsprogramme 
verstanden.  Bisehoff  und  Damm  widmen  in  ihrem  ausdrücklich  für 
al  ternati  v-ökonomi sehe  Betriebe  gedachte  Finanzierungslei  tfa-
den diesen  Banken  gerade  eine halbe Seite,  auf  der  sie  auf  die 
notwendigen  sachlichen  Sicherheiten des  Kredits  und  die erfor-
derliche  persönliche  Kreditwürdigkeit  des  Kredi tnehmers  hin-
weisen  und  ihre  Ausführungen  dann  abschließen  mit  der  Bemer-
kung,  daß  "viele  Initiatoren  selbstverwalteter  Betriebe 
schlechte  Erfahrungen  mit  Banken  gemacht  haben"24.  Anderer-
seits  beschreiben  sie  genau  die  verschiedenen  staatlichen 
Wirtschaftsförderungsprograrnme25  und  erwecken dadurch  den  Ein-
druck,  als  ob  die  Chancen  der Teilhabe  hier  größer  wären.  Das 
ist  jedoch  nicht der  Fall:  vielmehr  ist auch  für  die  staatli-
Nadelöhr,  durch  das  der  selbstverwaltete  Betrieb  meist  nicht 
hindurchkommt.  Deswegen  soll  es  mit  einer  kurzen  Aufzählung 
der  allgemeinen  staatlichen  FÖrderprogramme  sein  Bewenden  ha-
ben,  ehe die generellen  Schwierigkeiten  kurz  erläutert  werden, 
an Kredite  und  staatliche  Förderungen  heranzukommen. 2. 1 • 
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Die  gängigsten  Formen  staatlicher  Wirtschaftsförderung 
der  kleinen  und  mittleren Unternehmen26 
Bei  der  Darstellung  der  vielen  staatlichen  Förderungsmaß-
nahmen  werden  nur  solche  Einzelheiten  berichtet,  die  für  die 
Anwendung  auf  selbstverwaltete  Betriebe  wichtig  sind.  Insbe-
sondere  werden  die  meist  günstigen  Konditionen  nicht  erwähnt. 
Außerdem  wird  auf  spezielle  Programme  wie  z.B.  Bürgschaften 
der  Lastenausgleichsbank  nur  für  freie  Berufe,  zeitlich befri-
stete FÖrderung  von  technologie-orientierten Unternehrnensgrün-
dungen,  das  ERP-Regionalprogramm  zur  Verbesserung  der  regiona-
len Wirtschaftsstruktur  und  das  ERP-Standortprograrnm  zur  Stär-
kung  neuer  oder  neu-geordneter  Ortsteile nicht  näher  eingegan-
gen:  Sie  kommen  jeweils  nur  speziellen Adressaten  zugute,  kön-
nen  also  keinen  Beitrag  zur  allgerneinen  Verbesserung  der 
Fremdkapitalversorgung  leisten,  und  die  Mittel  werden  im  übri-
gen  regelm"äß ig  unter  denselben  Bedingungen  vergeben  wie  bei 
den geschilderten Programmen. 
Eigenkapitalhilfe 
MÖchte  jemand  zur  Existenzgründung  einen  Kredit  aufnehmen  und 
reicht  in  den  Augen  der  Bank  sein  Eigenkapitalanteil  nicht 
aus,  kann  er  Eigenkapitalhife  erhalten.  Dann  muß  sein  eigener 
Eigenkapitalanteil  nur  noch  mindestens  12%  der  Investitions-
summe  betragen  (sonst mindestens  20%,  eher  mehr).  Die  Investi-
tionssumme  muß  mindestens  40  000  DM  betragen,  und  der  Eigenka-
pitalanteil  kann·  durch  die  Hilfe  auf  höchstens  40%  der  Inve-
sti  tionss  umrne  aufgestockt  werden.  "Das  Vorhaben  muß  eine  nach-
haltige  tragfähige Vollexistenz  erwarten  lassen. "27 
Existenzgründungsdarlehen  und  Ergänzungsprogramm 
Aus  Mitteln  des  ERP-Sondervermögens  werden  zinsgünstige 
Darlehen mit  relativ  langer  Laufzeit  innerhalb  von  drei  Jahren 
nach  Betriebseröffnung  gezahlt.  Sie  dienen  der Errichtung  oder 
dem  Erwerb  von  Betrieben,  Beteiligungen  oder  der  Beschaffung 
eines  ersten  Warenlagers  oder  einer  ersten  Büroausstattung. 
Alle  ERP-Darlehen  müssen  über  die  Bank  beantragt  werden,  die - 109  -
ihre übliche Kreditwürdigkeitsprüfung  macht.  Ergänzend  zu  die-
sem  Programm  gewährt die  Lastenausgleichsbank  Nachwuchskräften 
der  gewerblichen  Wirtschaft  aus  eigenen  Mitteln  Darlehen  zur 
Existenzgründung  oder -sicherung. 
Bürgschaften  von Kreditgarantiegemeinschaften 
"Fehlen  einem  Existenzgründer  bankübliche  Sicherheiten  zur 
Besicherung  von  Bankkrediten  bzw.  öffentlichen Darlehen,  kann 
er eine  Bürgschaft bei  einer  Kreditgarantie-Gemeinschaft bean-
tragen.  Dies  sind Selbsthilfeeinrichtungen der  Wirtschaft,  die 
von  Bund  und  Ländern  gefördert  werden.  Es  gibt  sie  in  allen 
Bundesländern;  sie sind  weitgehend  nach  Wirtschaftszweigen  or-
ganisiert.  Die  BÜrgschaften  decken  bis  zu  80%  des  Kreditbe-
darfs  ab ... Die  Abwicklung  erfolgt  Über  die  Hausbank."28 
Wie  der  Titel  der  ministeriellen  Broschüre,  aus  der  hier 
zitiert  wurde,  schon  anzeigt,  handelt  es  sich  bis  auf  eine 
schwache  Ausnahme  (das  Lastenausgleichsdarlehen  zur  Existenz-
sicherung)  lediglich  um  Betriebsgründungshilfen;  spätestens 
drei  Jahre  nach  der  Betriebsgründung  können  alle  genannten 
Programme  nicht  mehr  in  Anspruch  genommen  werden.  Nach  dieser 
Zeit  sind  die  Betriebe  beispielsweise  für  den  gängigen  Fall 
einer  Erweiterungs- oder  Modernisierungsinvestition  im  Rahmen 
der  herkömmlichen  Kreditfinanzierung  allein  auf  die  privaten 
Banken  angewiesen.  Die  öffentlichen  Programme  zur  Wirtschafts-
förderung  könnten  also  nur  den  Start  erleichtern  und  danach 
auf den  strukturellen Kapitalmangel  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft keinen Einfluß  mehr  haben. 
2. 2.  Die  Kreditwürdigkeitsprüfung  der  privaten  Banken  für 
eigene  und  staatliche Kredite 
Alle  Kreditanträge  müssen  über  eine  private  Bank  laufen. 
Dadurch  gewinnt  die  Bank  auf  die  Kreditversorgung,  auch  wenn 
diese  aus  staatlichen  Förderprog rammen  gesichert  werden  könn-
te,  einen entscheidenden Einfluß.  Knapper  als  im  folgenden  Zi-
tat  l"ä.ßt  sich  dieser  Einfluß  nicht  schildern:  "Jedes  Kredit-
institut  verlangt  bankübliche  Sicherheiten  für  seine  Darle-
hen.  Das  gilt  übrigens  auch  für  die  öffentlichen  Kredite,  für - 110  -
deren  RÜckzahlung  die  eingeschaltete  Hausbank  geradestehen 
muß.  Es  kann  also  vorkommen,  daß  Sie  zwar  Anspruch  auf  staat-
liche Starthilfe haben,  aber  mangels  Sicherheiten  {Immobilien, 
Wertpapiere,  Lebensversicherungen,  BÜrgschaft  eines  Verwand-
ten)  leer  ausgehen.  Auch  Öffentliche  BÜrgschaften ••.  können 
nicht völlig  als  Ersatz  für  fehlende  Sicherheiten,  sondern  nur 
zur  Ergänzung  vorhandener  Sicherheiten  eingesetzt  werden •.. 
Einzig  für  die  Eigenkapitalhilfe  des  Bundes •.••  genügt  eine 
Selbstschuldnerische  Bürgschaft  des  Antragstellers  und  seiner 
Ehefrau."29 
Was  in  diesem  Text  zunächst  als  Entspannung  der  Situation 
angesehen  werden  könnte,  ist  bei  näherem  Hinsehen  keine.  Die 
Lockerungen  der  Sicherheitsbedingungen  bei  der  Eigenkapital-
hilfe  nützt  nicht  viel,  weil  die  Bank  für  den  Rest  {60%  der 
Investi  tionss  umrne)  ihre  normalen  Sicherheiten  verlangt.  Und 
auch  die  Bürgschaften  setzen  gründ!iche  Prüfungen  voraus  und 
belassen  im  übrigen  ein  Restrisiko ·~-~n  20%  bei  der  Bank,  das 
ebenfalls  verhindert,  daß  etwa  die  Kreditwürdigkeitsprüfung 
ausgesetzt  würde. 
Was  nun  die  Kreditwürdigkeitsprüfungen  der  Bank  angehen, 
gilt neben  dem  Bedarf  an materiellen Sicherheiten als  oberster 
Grundsatz  bei  der  Beurteilung  der  Pläne:  "Das  Vorhaben  muß 
eine  nachhaltige  tragfähige  Vollexistenz  erwarten  lassen."30 
Um  einem  Mißverständnis  vorzubeugen:  Es  gibt  weder  hier  noch 
sonstwo  in  der  Literatur  ein  ernstzunehmendes  Plädoyer  dafür, 
nicht  kreditwürdigen  selbstverwalteten  Betrieben  Kredite  zu 
verschaffen.  Gariz  gleich,  ob  die  selbstverwalteten  Betriebe 
von  privaten  Banken  oder  von  alternativen,  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  zugehörigen  oder  nahestehenden  Instanzen  Kre-
dite  erhalten  wollen  - es  muß  eine  gute  Prognose  über  die 
Rückzahlungsfähigkeit  der  Kreditnehmer  gestellt  werden  kön-
nen31.  Alles  anderes  liefe  auf  eine  Praxis  hinaus,  die  die 
wirtschaftliche Existenz  der Kreditinstitute  bedrohen  und  eine 
volkswirtschaftliche  Verschwendung  von  Ressourcen  bedeuten 
würde.  Die  Frage  kann  nur  lauten,  ob  die  Grundsätze,  Maßstäbe 
und  Methoden der  Kreditwürdigkeitsprüfung  seitens der  privaten 
Banken  den  Selbstverwalteten  Betrieben  angemessen  sind,  also 
möglicherweise  ihnen  Fremdkapital  vorenthalten  wird,  obwohl - 111  -
die  Prognose  über  die  Rückzahlungsfähigkeit  "eigentlich•  gut 
ist. 
Es  geht bei der  Kreditwürdigkeitsprüfung  um  zwei  Fälle,  die 
man  wegen  der  verschiedenen  benötigten  Unterlagen  unterschei-
den  muß:  um  Kreditanträge  für die  Betriebsgründung  und  für  die 
Betriebserweiterung.  und  -modernisierung  auch  nach  Ablauf  der 
Dreijahrefrist.  Der  erstere  Fall tritt  im  Rahmen  der  oben  be-
schriebenen  staatlichen  FÖrderungsmaßnahmen  auf,  der  zweite 
ist - entgegen  dem  bisherigen  Schwerpunkt  der  Erörterung  - der 
häufigere.  Für  den  ersten  braucht  man  eine  möglichst  reali-
stische  Beschreibung  der  Erfolgsaussichten,  ohne  auf bisherige 
Entwicklungen  verweisen  zu  können.  Bisehoff  und  Damm  beschrei-
ben  den  notwendigen  Prüfungsaufwand  als  so  "erheblich",  daß  er 
"im  Regelfall  nur  mit  Unterstützung  eines  erfahrenen  Steuer-
und  Betriebsberaters  zu  bestehen  sein  wird"32.  Man  muß  jeden-
falls  vom  Kreditantragsteller  eine  soweit  wie  möglich  solide 
Informationsbasis  erwarten  können.  Kück  gibt allerdings  zu  be-
denken,  daß  die  Unternehmensziele  in  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  oft  in  Marktlücken  liegen,  in  denen  der  künftige 
Erfolg  noch  schlechter  als  sonst üblich  abzuschätzen  ist,  wes-
wegen  man  geradezu  von  "Risikokapital"  sprechen  könnte33.  Es 
kommt  erschwerend  hinzu,  daß  sich  der  Bedarf  an  Sicherheiten 
umgekehrt  proportional  zu  den  zu  diagnostizierenden  Erfolgs-
aussichten des  Unternehmens  verhalten dürfte. 
Wenn  es  im  zweiten  Fall  nur  darum  ginge,  daß  die  selbstver-
walteten  Betriebe  eine  solche  Rechnungslegung  vorweisen,  aus 
der  Vermögensstatus  und  Erfolgsbilanz  der  Vergangenheit  zwei-
felsfrei  ablesbar  wären,  müßten  sie  sich  wohl  dazu  bequemen; 
die Rechnungslegung  ist Voraussetzung  für  eine ganze  Reihe  von 
Zahlenwerken,  die  als  notwendige  Hilfsinstrumente  zur  Beurtei-
lung  der  Kreditwürdigkeit  dienen.  Daß  die  Rechnungslegung 
meist  nicht  so  gut  ist,  um  solchen  Ansprüchen  zu  genügen,  ist 
ein  Nachteil,  der  für  eine  solide  Kreditwürdigkeitsprüfung 
auch  im·  Rahmen  alternativer Kreditinstitutionen beseitigt  wer-
den  sollte. 
Nehmen  wir  an,  die  selbstverwalteten  Betriebe  können  die 
entsprechenden  Unterlagen  vorlegen.  In  den  allermeisten  Fällen - 112  -
werden  nun  die  entscheidenden  Hindernisse  sichtbar.  Ein  ent-
scheidendes  Hindernis  besteht  in  Qualifikationsvoraussetzungen 
(Handwerk:  Meisterbrief;  Handel:  Kaufmannsgehilfenbrief),  die 
die meisten  selbstverwalteten  Betriebe  nicht bieten  könne.  Ein 
geringeres  Hindernis  dürfte  eigentlich  das  sogenannte  Resten-
deckungsprinzip  als  Gegensatz  zum  Profitmaximierungsprinzip 
sein,  von  dem  allerdings  Kück  sagt,  daß  es  "das  Urteil  der 
Banken  und  der  öffentlichen  Kreditgeber  über  die  Kredit- bzw. 
Förderungswürdigkeit  dieser  Betriebe  äußerst  negativ"  beein-
fl  usse3 5.  Extrem  interpretiert  könnte  dieses  Prinzip  darauf 
hinauslaufen,  daß  die  Betriebe  keinen  Gewinn  machen  wollten 
und  es  in  diesem  Sinne  an  einem  entscheidenden  Wirtschaftsmo-
tiv  zur  Sicherstellung  der  Kreditrückzahlung  mangeln  ließen. 
Rein  logisch  stimmt  das  schon  deswegen  nicht,  weil  der  Anteil 
der  Einnarunen,  der  der  Kreditrückzahlung  dient,  betriebswirt-
schaftlich  Kosten  und  nicht  Gewinnanteil  ist.  Außerdem  darf es 
auch  in der  Selbstverwaltungswirtschaft überhaupt  kein Resten-
deckungsprinzip  geben:  Es  müssen  Überschüsse  erwirtschaftet 
werden,  um  die  Fortexistenz  des  Unternehmens  durch  die  MÖg-
lichkeit der  Selbstfinanzierung  sicherstellen  zu  können36.  Das 
Eigenkapital  des  Betriebes  muß  also  wachsen  können.  Selbst 
wenn  man  in  einem  Gedankenexperiment  darauf  einmal  verzichten 
wollte,  müßten  zufällig  zustande  gekommene  Überschüsse  sofort 
entweder  in  Preissenkungen  umgesetzt  werden  oder  zu  erhöhten 
Lohnauszahlungen  führen  oder  aber  durch  Neueinstellung  von 
weiteren  Mitarbeitern  bei  gleichbleibendem  Produktionsumfang 
umverteilt  und  aufgezehrt  werden.  Die  Lohnerhöhungen  würden 
jenseits aller  juristischen Überlegungen bis  zu  einer gewissen 
Mindesthöhe,  die  in  den  meisten  selbstverwalteten  Betrieben 
noch  lange  nicht erreicht ist, als  Kostensteigerung  bezeichnet 
werden  können.  Insofern  ließe  sich  der  Erfolg  des  Unternehmens 
durch  "Kostensteigerung"  wieder  "weg rechnen".  Aber  darüber 
hinausgehende  Lohnausschüttungen  können  die  Erzielung  von  Ge-
winnen  nicht  mehr  vertuschen.  Spätestens  dann  mY1ßte  es  also 
zur  Neueinstellung  von  Mitarbeitern  kommen.  Es  ist müßig,  da-
rüber  zu  streiten,  ob  eine  solche  Praxis  als  Kostensteigerung 
oder  als  Gewinnverwendung  bezeichnet  YJerden  sollte:  Deutlich 
wird,  daß  das  Kostendeckungsprinzip  nicht  beim  Wort  genommen, 
sondern  eher  als  Absichtserklärung  interpretiert  werden  muß, 
die  Gunst  des  Marktes  nicht  zur  persönlichen  Bereicherung  aus-- 113  -
nutzen  zu  wollen37.  Dann  dürfte  es  allerqings  für  die  Kredit-
würdigkeitsprüfung  gar  keine  Rolle  mehr  spielen,  ob  man  als 
Vertreter des Kostendeckungsprinzips  auftritt oder  nicht;  denn 
der  erzielbare  wirtschaftliche  Unternehmenserfolg  wird  von 
diesem Prinzip nicht berührt.  Die  Schwierigkeiten hinsichtlich 
des  "Kostendeckungsprinzips
11  dürften  wohl  eher  im  Atmosphäri-
schen  liegen  und  werden  auch  mit  den  demokratischen  Entschei-
dungsstrukturen  in  den  Betrieben  in  Zusammenhang  gebracht38. 
Tatsächlich  macht  nicht  das  fehlende  Gewinnprinzip,  sondern 
der  fehlende  Gewinn  die  eigentlichen  Schwierigkeiten.  Der 
Sachverhalt  ist so  einfach  wie  folgenschwer:  Der  Grund  für  den 
hohen  Fremdkapitalbedarf,  nämlich die  fehlende  Möglichkeit der 
Selbstfinanzierung  aus  Gewinnen,  macht  selber  die  Chance  zu-
nichte,  an  Kredit  heranzukommen;  denn  nur  die  Selbstfinanzie-
rung  kann- von  der  Beteiligungsfinanzierung  bei  Betriebsgrün-
dung  abgesehen - das  Eigenkapital  schaffen,  das  als  Sicherheit 
bei  neuen  Krediten  dienen  könnte39.  Das  Kreditwesen  folgt  der 
Logik:  Wer  hat,  dem  wird  gegeben.  Man  kann  nicht einmal  sagen, 
daß  es  eine  kleinliche Logik  ist,  weil  im  anonymen  Wirtschaft-
sverkehr die  Banken  als  Wirtschaftsunternehmen  sich  so  gut  wie 
möglich  gegen Risiken  absichern wollen  und  müssen. 
Geht  man  davon  aus,  daß  die  formale  fachliche Qualifikation 
überbewertet  wird,  eine  emotionale  Aversion,  z.B.  gegen  nicht 
erkennbare  Profitmaximierungsabsichten  und  gegen  die  rechtli-
che  Eigentumsverfassung  der  Betriebe,  hinzukommt  und  die  wirt-
schaftlichen Erfolgsaussichten  sowie  die  Rückzahlungsmoral  der 
selbstverwalteten  Betriebe  gegenüber  den  fehlenden  sachlichen 
Sicherheiten  zu  ·wenig  ins  Gewicht  fallen,  dann  ergeben  sich 
unter  strukturell  anderen  Bedingungen  gute  Gründe  zur  Kredi-
tierung  der  selbstverwalteten  Betriebe.  Da  die  Selbstverwal-
tungswirtschaft  eine  Subkultur  im  herrschenden  tt\firtschaftssy-
stem,  ihrem  Selbstverständnis  nach  z .T.  auch  eine Gegenkultur 
ist,  muß  man  von  einer  weitreichenden  Unverträglichkeit  von 
Denk-,  Urteils- und  Lebensformen  ausgehen;  bei  den  selbstver-
walteten  Betrieben  und  den  privaten  Banken  treffen verschiede-
ne  Welten  aufeinander40.  Der  Aufbau  Paternkinscher  DÖrfer  auf 
Seiten  der  selbstverwalteten  Betriebe  dürfte  auf  der  sachli-
chen  Ebene  kaum  gelingen;  dagegen  steht  die  versierte  Prü-
fung.  Und  die  indirekte  Empfehlung,  sich einen  richtigen  Anzug - 114  -
anzuziehen41,  erinnert  an  den  Kreide  fressenden  Wolf  in  dem 
Märchen  vom  Wolf  und  den  sieben  Geißlein,  kann  aber  nicht  als 
ernsthafter  Vorschlag  gemeint  sein.  Vorspiegelung  falscher 
Tatsachen  ist  im  Prinzip  unakzeptabel  und  dürfte  normalerweise 
auch  durchschaut  werden. 
Andererseits  kann  man  nicht  erwarten,  daß  die  entscheiden-
den  Mitarbeiter  in  den  vielen  einzelnen  Banken  umdenken  und 
ihre gewohnten  Maßstäbe  der Kreditwürdigkeit über  Bord  werfen, 
auch  wenn  das  sachlich gerechtfertigt  wäre.  Eine  Änderung  der 
Überprüfungspraxis  läßt  sich  nicht dekretieren,  besonders  dann 
nicht,  wenn  sie  harmonisch  in ein traditionelles wirtschaftli-
ches  Denkmuster  eingebettet ist. 
Unter  Berücksichtigung  aller  Argumente  scheint  es  wenig 
wahrscheinlich  zu  sein,  daß  sich  auf  privatwirtschaftlicher 
Ebene  die  beiden Kulturen  einander  annähern.  "Dolmetscherstel-
len"  zu  etablieren,  die eine  Verbindung  zwischen  den  etablier-
ten  Einrichtungen  und  dem  Alternativ- und  Selbsthilfesektor 
herstellen  sollen"42,  scheint  deshalb  nur  für  die  direkte  Be-
ziehung  zwischen  der  Selbstverwaltungswirtschaft  und  den 
staatlichen  Förderiostanzen  und  dem  Gesetzgeber  erfolgreich  zu 
sein.  Staatliche Förderrichtlinien ließen  sich  ja  im  Gegensatz 
zu  der  Praxis der  Kreditwürdigkeitsprüfung  der  privaten  Banken 
tatsächlich  auf  gesetzlichem  Wege  ändern.  Aber  man  muß  zu-
nächst  i~mer wieder  festhalten:  Im  herrschenden  Förderprograrnm 
würde  der  Geltungsbereich  auf  die  Existenzgründungsphase  be-
schränkt  bleiben.  Und  außerdem  dürfte  es  nicht  allzu  leicht 
sein:  Wer  für  eine  Anpassung  der  Kriterien  der  Kreditvergabe 
aus  dem  ERP-Sondervermögen  plädiert43,  muß  sich entgegenhalten 
lassen,  daß  das  ERP-Programm  überhaupt  keine  eigenen Kriterien 
hat,  sondern die  Mittel  nach  den  Kriterien der  Banken vergibt, 
man  also  alternative  Bewilligungsinstitutionen  schaffen  müß-
te44. 
Es  kommen  Berührungsängste  auf  Seiten der  selbstverwalteten 
Betriebe  hinzu:  die  Angst,  durch  Kreditbeziehungen  mit  dem 
Bankensystem  oder  dem  Staat  Unabhängigkeit  zu  verlieren.  Man 
man  diese  Ängste  für  sachlich  unbegründet  halten,  sie  sind 
dennoch  eine  psychische  Realität,  mit der  man  rechnen  muß45. - 115  -
Nach  all  diesen  Überlegungen  ist  das  private  Bankensystem 
als  Versorgungsreservoir  für  den  laufenden  Fremdkapitalbedarf 
mittelfristig  vorsichtig  ausgedrückt  sehr  skeptisch  zu  beur-
teilen.  Das  staatliche  Förderprogramm  ist bisher  nur  auf  die 
Existenzgründungsphase  gerichtet.  Es  bleiben  prinzipiell  zwei 
weitere  MÖglichkeiten  Übrig,  die  Finanzmisere  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  zu  beheben:  staatliche  Sonderprogramme  und 
im  weitesten  Sinne  "eigene"  Kreditinstitutionen der  Selbstver-
waltungswirtschaft.  Es  soll  hier  wieder  einmal  - wie  auch  im 
Kapital  über  die  Kooperation  in  der  Selbstverwal  tungswirt-
schaft - darauf  hingewiesen  werden,  daß  ein  eigenes  System  der 
Kapitalversorgung  als besonders erstrebenswert  angesehen  wird, 
wenn  es  in  seiner Ausgestaltung  der  Kooperation  in der  Selbst-
verwaltungswirtschaft direkt  förderlich ist.  Das  schließt eine 
positive  Beurteilung  spezieller  staatlicher  Förderprogramme 
nicht  aus,  führt  allerdings dazu,  diese  bereits  aus  einer  be-
sonderen Perspektive  zu  betrachten  (s.  unten). 
3.  "Eigene"  oder  sympatisierende  Kapitalversorgungsinsti-
tutionen der Selbstverwaltungswirtschaft 
3. 1.  Das  Netzwerk Selbsthilfe 
Die  Bedeutung  des  Netzwerk  Selbsthilfe  in  der  Bundesrepu-
blik  Deutschland  und  in  Westberlin  für  die  Versorgung  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  mit  Fremdkapital  ist  schnell  be-
schrieben.  Das  Netzwerk  lebt  in  seiner  Funktion  als  Geldgeber 
von  den  Mi tg lied.sbei  trägen  und  Spenden.  Im  Jahre  1983  gab  es 
23  bundesrepublikanische  Netzwerke  und  ein  Berliner46;  eine 
Broschüre,  die  aus  Anlaß  des  Netzwerk-Bundestreffens  am  28. 
und  29.  April  1985  in  Bremen  verteilt  wurde,  gibt  mit  Berlin 
zusammen  3 6  regionale  Netzwe rke4 7.  Trotz  dieser  Zunahme  der 
Zahl  der  Organisationen  hat  es  in  den  letzten  Jahren  einen 
Mitgliederschwund  gegeben.  1983  wurden  noch  gut  7000  Mitglie-
der  gezählt48,  in  der  erwähnten  Broschüre  ist  nur  noch  von 
"ca.  6000"49  die  Rede;  insbesondere  Berlin  hat  von  den  gut 
4700  Mitgliedern  1981  bis  heute  mehr  als  2000  Mitglieder  ver-
loren50.  Personell  ist  also  aller  Voraussicht  nach  in  der 
nächsten  Zeit  nicht  mit  einer  Vergrößerung  des  Netzwerks  zu 
rechnen. - 116  -
Was  das  Mi ttelaufkornmen  angeht,  wurde  für  1983  ungefähr 
9 5 0 0 0 0  DM  für  d i e  BRD  und  Be r l in  berechnet  ,  während  1 9 8 5  bei 
reduziertem  Mitgliederbestand  immer  noch  knapp  eine  Mio.  DM 
jährlich  angegeben  werden51.  Zieht  man  Berlin  beim  Mitglieder-
bestand  und  beim  Mittelaufkommen  ab,  ergibt  das  einen  durch-
schnittlichen  Jahresetat  für  die  einzelnen  Netzwerke  in  der 
Bundesrepublik  von  weniger  als  20.000  DM52.  Bei  der  Vielzahl 
von  sozialen Projekten  und  Wirtschaftsbetrieben,  die  die  ein-
zelnen  Netzwerke  jeweils  zu  betreuen  hätten,  erweist  sich  ein 
solcher durchschnittlicher Jahresetat  auf  einen  Blick  als  völ-
lig  unzureichend,  besonders  wenn  man  berücksichtigt,  daß  eine 
einzelne  mittelgroße  Investition  leicht  zwischen  50.000  und 
100.000  DM  kosten  kann. 
Die  finanzielle  Lage  könnte  sich  allerdings  im  Laufe  der 
Zeit etwas  verbessern,  wenn  sich  beim  jährlichen Mittelaufkom-
men  keine  Verschlechterung  einstellt.  Ursprünglich  wurden  die 
Gelder  vorwiegend  in  Form  von  verlorenen  Zuschüssen  verge-
ben53,  seit einiger  Zeit stellt man  sich mehr  und  mehr  auf die 
Vergabe  von Krediten  um54.  In  diesem  Zusammenhang  spricht Kück 
von  einem  "Verdoppelungseffekt"55.  Geht  man  einmal  vom  g"ün-
stigsten  Fall  aus,  daß  nur  noch  Kredite  vergeben  werden  und 
daß  alle  Kredite  zurückgezahlt  werden  können,  und  unterstellt 
man  der  Einfachheit  halber  eine  Kreditlaufzeit  von  5  Jahren, 
dann  würde  ein  Beitragsvolumen  von  jährlich  20.000  DM  vom  6. 
bis  zum  10.  Jahre  einen Kreditetat  von  jeweils  40.000  DM  erge-
hen ,  we i l  i n  d i es  er  Ze i t  d i e  i n  der  Anfangs ze  i t  vergebenen 
Kredite  zurückgeflossen  sind.  In  dem  folgenden  Fünfjahreszeit-
raum  könnte  man  über  60.000  DM  verfügen.  Das  hieße:  Zwischen 
dem  10.  und  15.  Jahr,  eine  für  die Selbstverwaltungswirtschaft 
unerträglich  fern  liegende  Zeit,  würde  sich ein  anfangs völlig 
unzureichender  Finanzetat  zwar  verdreifacht  haben,  aber  immer 
noch  viel  zu  klein  sein,  um  einen  ins  Gewicht  fallenden  Bei-
trag  zur  Deckung  des  Kreditbedarfs  zu  leisten - und  das  wohl-
gemerkt  unter  den  äußerst  günstigen  unterstellten  Ausgangsbe-
d ingungen. 
Die  Schlußfolgerung  ist  eindeutig :"Das  NETZWERKkonzept  ist 
kein  Finanzierungskonzept  für  die  selbstverwalteten  Betrie-- 117  -
be."56  Es  sei  daran  erinnert,  daß  im  Bericht  ~ber die Koopera-
tion  in der  Selbstverwaltungswirtschaft ohnehin  empfohlen  wor-
den  war,  daß  das  Netzwerk  sich  aus  der  direkten  Betreuung  und 
Versorgung  der  selbstverwalteten  Betriebe  herauszieht,  um  die 
Chance  zum  Zustandekommen  institutionell  organisierter  Koope-
ration  der  Selbstverwaltungsbetriebe  selber  zu  vergrößern.  Da 
im  Zuge  der  Kürzung  von  staatlichen  Subventionen  die  sozialen 
Projekt  um  ihr  Überleben  kämpfen  müssen57,  könnte  sogar  ein 
Sinn  darin  liegen,  die  Beiträge  wieder  hauptsächlich  als  ver-
lorene  Zuschüsse  an  soziale  Projekte  zu  geben.  Verstärkte  An-
strengungen,  allen  Netzwerken  den  Status  der  Gemeinnützigkeit 
zu  verschaffen58  und  dadurch  die  Spenden  steuerlich  abzugsfä-
hig  zu  machen,  könnten  dann  sogar  noch  einmal  das  Mi ttelauf-
kommen  sich positiv  entwickeln  lassen. 
3.2.  Ökofonds 
Ökofonds  sind  auf  Länderebene  von  den  Grünen  eingerichtete 
Institutionen  "zur  UnterstUtzunq  der  Alternativ- und  Basisbe-
wegung"59.  1983  hatten die  Ökofonds  deutlich mehr  Geld  als das 
Netzwerk.  Allein  die  Zuweisungen  von  Mitteln  der  Bundestags-
abgeordneten  der  Grünen  an  die  Landesverbände  machten  knapp 
1,5  Mio.  DM  aus60.  Die  beiden  stärksten Landes-Ökofonds,  näm-
lich  Nordrhein-Westfalen  und  Bayern,  konnten  aus  eigenen  Lan-
desmitteln  die  Fonds  auf  mehr  als  das  Doppelte  bis  Dreifache 
aufstocken61.  Überträgt  man  dieses  Größenverhältnis  auf  alle 
Landesverbände,  kommt  man  auf  ein bundesweites  Ökofondsvolumen 
von  ca.  3  - 4  Mio.  DM  im Jahre  1983. 
Doch  auch  diese  Summe  kann  eine  Versorgung  der  Selbstver-
waltungsbetriebe  mit  Fremdkapital  nicht  sicherstellen,  nicht 
einmal  als  Ergänzung  zum  Netzwerk.  Zu  mindestens  60%  sollen 
sogenannte  praktische  Projekte  gefördert  werden,  worunter  man 
(auch)  die  selbstverwalteten  Betriebe  fassen  kann.  Darin liegt 
die  erste  Einschränkung:  Sie  sind  nur  eine  geförderte  Gruppe 
unter  mehreren.  Außerdem  ist  in  der  Satzung  (des  bayerischen 
Ökofonds)  verankert,  daß  niemals  ganze  Investitionsvorhaben 
gefördert,  sondern  nur  Zuschüsse  dazu  gezahlt  werden  sollen, 
um  möglichst  viel  Projekte  unterstützen  zu  können  - ein  Aus-
druck  der  Mittelknappheit.  Derselben  Absicht  entspringt  die - 118  -
Regel,  die  Zuschüsse  nach  oben  hin  auf  20.000  DM  zu  begren-
zen.  Darin  liegen  handfeste  ~estriktionen;  der  Ökofonds  ka-nn 
normalerweise  also  nur  für  kleine  Investi  tion.sv erhaben  in  An-
spruch genommen  werden.  Logischerweise  wird  z.B.  die  Finanzie-
rung  von  Betriebsübernahmen  als  Traum  bezeichnet.  Die  FÖrder-
schwerpunkte  sind  nicht  in  allen  Bundesländern  gleich.  Nach 
Bisehoff  und  Damm  sind  in  Bremen  bisher  nur  ökologische  Pro-
jekte gefördert  worden  und  werden  in  Hessen  bevorzugt  Projekte 
in  strukturschwachen  Gebieten  und  solche,  "die  keine  Chance 
auf  andere  Geldquellen  haben  und  mit  einer  einmaligen  Zuwen-
dung  stabilisiert werden  können"62,  gefördert- eine Verschie-
denheit  der  Förderpraxis,  die  es  aus  der  Sicht  der  selbstver-
walteten  Betriebe  dem  Zufall  überlassen  erscheinen  läßt,  ob 
sie  überhaupt gefördert  werden  können  oder  nicht. 
In  Bayern  wurden  von  der  Gründung  des  Fonds  im  Juli  198 3 
bis  Ende  September  1 9 84  von  knapp  4 50.000  DM  vergebenen  Zu-
schüssen  nur  knapp  90.000  DM  in  Form  von  Krediten  vergeben. 
Abgesehen  davon,  daß  das  ein Licht  auf  einen  gewissen  Schwer-
punkt  bei  nichtökonomischen  Zielsetzungen  wirft,  ergibt  sich 
daraus,  daß  die  Fonds  im  Laufe  der  Zeit  kaum  wachsen  kön-
nen63.  Im  übrigen  hängt  das  Mittelaufkommen  der  Fonds  zentral 
vorn  politischen  Er folg  der  Partei  ab,  weil  es  aus  den  Wahl-
kampfkostenrückerstattungen  und  dem  Verzicht  auf  Diäten  ge-
speist  wird.  Eine  Selbstverwaltungswirtschaft,  di  ihre  struk-
turellen  Existenzbedingungen  langfristig  absichern  möchte, 
darf  sich  auf  eine  solche  Finanzquelle  nicht  verlassen.  Ein 
letztes  Unsicherheitselement liegt in der  Besetzung  des  Verga-
beausschusses,  der  zur  Hälfte  mit  Parteimitgliedern  besetzt 
ist.  Ein  zur  Zeit  harmonisches  Verhältnis  zwischen  den  Grünen 
und  der Selbstverwaltungswirtschaft  kann  nicht  in  alle  Zukunft 
hineinprojiziert  werden. 
*  Alles  in  allem  sind die  Ökofonds  geeignet,  die  Finanzmisere 
der Selbstverwaltungswirtschaft  zu  beseitigen:  Die  Mittel  rei-
chen  insgesamt  nicht  aus.  Das  Zuwenige  ist  nicht  nur  für  die 
selbstverwalteten  Betriebe  gedacht,  sondern  für  ein  großes 
Spektrum  der  "Alternativ- und  Basisbewegung".  Insbesondere 
größere  Investitionen  können  nicht  mit  ihnen  finanziert  wer-
den,  schon  gar  keine  Betriebsfortführungen  in  Arbeitnehmer-
*  nicht - 11 9  -
1-:.and.  Wegen  der  üblichen Vergabe  als  verlorene  Zuschüsse  kommt 
es  zu  keinem  automatischen  Wachstum  der  Fonds.  Die  Abhängig-
f{eit  vom  politischen Erfolg  der Partei  und  bei  der Vergabe  von 
den  Einstellungen  der  Partei  sowie  die  Verschiedenheit  der 
Förderschwerpunkte  lassen die  augenblicklichen  und  insbesonde-
re  zukünftigen  Förderchancen  nicht  so  sicher  erscheinen,  daß 
darauf  ein Strukturkonzept  aufgebaut  werden  könnte. 
3.3.  Die  Direktkreditvermittlung  (DKV) 
3.3.1.  Vorbemerkung 
Nach  den  bisherigen  Ausführungen  sollte  es  nicht  verwundern 
dürfen,  daß  sich seit langem  bei mehr  und  mehr  Mitgliedern der 
Selbstverwaltungswirtschaft  die  Ansicht  durchsetzt,  daß  "die 
Bewegung"  ein  neues  und  dann  hoffentlich ausreichendes  Kredit-
versorgungs system  braucht.  Die  Entwicklung  der  jüngsten  Ver-
gangenheit,  d.h.  ungefähr  der  letzten  zwei  Jahre,  ist diesbe-
züg lieh  geprägt  von  der  Auseinandersetzung  über  zwei  Konzep-
tionen,  die  als gegensätzlich,  konkurrierend  oder  einander  er-
gänzend  bezeichnet wurden- je  nach  dem  Stand  der  Auseinander-
setzung.  Es  sind  dies  die  Direktkreditvermittlung  (DKV),  die 
in Berlin von  den  STATTwerken  aus  der Taufe  gehoben  wurde,  und 
die  Ökobank,  deren geplante  und  zielstrebig verfolgte  Gründung 
auf  eine  Initiative  einer  Frankfurter  Gruppe  zurückgeht.  Ver-
mutlich  wird  die  Ökobank  1987  gegründet,  und  vermutlich  wird 
die  DKV  daran  nicht  zugrunde  gehen.  Aber  dies  sind  eigentlich 
schon  Aussagen,  die  erst  am  Ende  der  folgenden  Ausführungen 
stehen  sollten.  Die  intellektuelle  Auseinandersetzung  um  die 
beiden  Konzepte  ist hauptsächlich  auf  Tagungen  wie  Projektmes-
sen,  Berliner  Wintertagen  und  Netzwe rktreffen,  und  in  der 
Presse,  seit  Oktober  1984  hauptsächlich  in der  "Contraste"  und 
ihrem Vorläufer 
11Wandelsblatt",  geführt  worden. 
3.3.2.  Die  organisatorische  Struktur  und  ideelle  Zielset-
zung  der  DKV 
Die  DKV  besteht  seit  Oktober  1983  bei  den  STATTwerken  Ber-
lin,  von  denen  sie  auch  unter  besonderer  Beteiligung  von  M. 
KÜck  (die  einen  Entwurf  dieses  Systems  auch  ins  Zentrum  ihrer - 120  -
schon oft zitierten Dissertation gestellt hat)  entwickelt  wur-
de.  Danach  sind  weitere  regionale  DKV  entstanden,  z.B.  in 
Dorbnund,  Freiburg,  München,  Stuttgart,  Frankfurt  und  Nürn-
berg64.  "Die  zentrale  Funktion  der  Kreditvermittlung  besteht 
in  der  Herstellung  der  Kontakte  zwischen  Direktkapitalgeber 
und  Kapitalnehmer. n65  Dazu  ist  natürlich  die  tendenziell  in-
teressierte  0ffentlichkeit  zunächst  einmal  mit  einer  solchen 
Möglichkeit  bekannt  zu  machen  (Markterschließungsfunktion 
durch  Werbung,  Informationsveranstaltungen  usw.).  Die  Geldge-
ber  sind  "kleine  Kapitalgeber",  die  meist  als  risikofeindlich 
und  unerfahren  im  Anlagegeschäft  bezeichnet  werden;  auf  der 
anderen  Seite  wird  von  einem  meist  dürftigen  Zustand  des  be-
trieblichen Informations- und  Kontrollsystems  ausgegangen.  Aus 
beidem  ergeben  sich  zusätzliche  Aufgaben,  u.a.  für  den  Kapi-
talgeber  Beratung  hinsichtlich  der  Finanzierungsart,  Kredit-
prüfung,  Beschaffung  von  Sicherheiten,  Kreditüberwachung,  für 
den  Kapitalnehmer  Beratung  hinsichtlich  der  Anlagemöglichkeit 
und  während  der  Laufzeit  für  den  Fall  der  betriebswirtschaft-
liehen  Unerfahrenheit  wirtschaftliche  Beratung  und  Buchhal-
tungshilfe,  überhaupt die  Sorge  für  ein betriebliches  Informa-
tions- und  Kontrollsystem;  letzteres  liegt  im  beiderseitigen 
Interesse:  Es  macht  den  Kredit  für  den  Kapitalgeber  sicherer 
und  erlaubt  ih'll,  sich  davon  zu  überzeugen,  und  es  trägt  dazu 
bei,  daß  der  Kredi  tnehmer  nicht  in  Zahlungsschwierigkeiten 
kommt.  Diese  "treuhänderischen Tätigkeiten"  gehören  zwar  nicht 
von  der  Natur  der  Sache  her  zur  Kreditvermittlung,  aber  solan-
ge  keine  andere  Institution  da  ist,  die  diese  Tätigkeiten 
übernehmen  könnte,  muß  es  die  Kreditvermittlungsinstitution 
übernehmen. 
Obwohl  eine  Kreditvermittlungsstelle  aus  betriebswirt-
schaftlieber  Sicht  kostengünstiger  arbeitet,  wenn  sie  "nicht 
zu  wenige"  Fälle  zu  bearbeiten hat,  ergibt  sich  aus  der  ganzen 
Anlage  der  DKV  doch  eine  Bevorzugung  starker  Regionalisierunq, 
aus  mehreren  Gründen:  Aus  der  Natur  des  Direktkredits  heraus 
ist ein.  persönlicher  Kontakt  zwischen  Kapitalgeber- und  nehmer 
meistens  nötig;  meist  hat ein Kapitalgeber Präferenzen  für  die 
Unterstützung  von  Projekten  in  seiner  Nähe,  so  daß  für  diese 
auch  leichter  Kapital  zu  mobilisieren  ist;  außerdem  kommt  es 
häufiger  vor,  daß  die  Kreditvermittlungsstelle  den  Kreditneh-- 1 21  -
T,er  kennt,  also  äie  personliehe  Kreditwürdigkeit  besser  ein-
,;chätzen  kann;  und  schließlich läßt  sich die  Kreditprüfung  und 
-liberwachung  mit  den  ganzen  "treuhänderischen Tätigkeiten"  or-
ganisatorisch  besser  in  einer  engeren  Region  abwickeln.  Die 
Vorstellung,  zum  Zwecke  der  Regionalisierung  "den  regionalen 
Netzwerkorganisationen  Kreditvermittlungsressorts  anzugl ie-
dern",  ist inzwischen  vielerorts  in die Tat  umgesetzt  worden. 
Es  wird  - insbesondere  in  der  Auseinandersetzung  mit  dem 
Konzept  der  Ökobank  - immer  wieder  auf  den  direkten  Kontakt 
zwischen Kapitalgeber  und  -nehmer  als  wesentliches  Element  der 
DKV  hingewiesen66.  Seit  dem  "Raketenherbst"  ("Keinen  Spargro-
schen  fUr  die Rlistung!")  1983  wird  es  fUr  ausgemacht  gehalten, 
daß  viele  Sparer  ihr  Geld  nicht  mehr  den  anonymen  Großbanken 
zur  beliebigen Verwendung  überlassen,  sondern  Einfluß  auf  den 
Umgang  mit  dem  Geld  gewinnen  wollen,  um  selbst  zu  bestimmen, 
was  damit  finanziert  wird.  Neben  diesen  sachlichen Einfluß  auf 
die  Geldverwendung  tritt ein  zweites  ideelles  Element:  Die  DKV 
bietet  "erstmals  die  Chance,  kleine  dezentrale,  voneinander 
unabhängige  Geldkreisläufe  im  alternativen  Sektor  zu  instal-
lieren"67.  Dahinter  steckt  die  Vorstellung,  eine  Entfremdung 
rückgängig  zu  machen,  die  in  den  herrschenden  Geldbeziehungen 
1 iegt:  Die  Personenbeziehungen  treten  nun  nicht  mehr  hinter 
den  Geldbeziehungen  zurück,  sondern  werden  sozusagen  ihr  tra-
gendes  Element.  Daran  ändert  sich  im  Prinzip  auch  nichts  da-
durch,  daß  die  Gelder  vieler  Kapitalgeber  zunächst  auf  einem 
Treuhandkonto  gesammelt  werden;  denn  dieses  Konto  wird  als 
Zwischenlager  angesehen,  auf  dem  das  Geld  nur  so  lange  ruht, 
bis der Kapitalgeber  sich  für  ein  bestimmtes Projekt  entschie-
den  hat68.  Kritische  Anmerkungen  darüber  finden  sich  im  Ab-
schnitt 3.4.3. 
Da  die  Kreditaufnahme  bei  den  privaten  Banken  ebenso  wie 
die  Teilnahme  an  staatlichen  FÖrderprogrammen  regelmäßig 
hauptsächlich  an  den  nicht  vorhandenen  Sicherheiten  scheitert 
und  die  privaten Kapitalgeber,  die  an  der  Direktkreditvermitt-
lung  teilnehmen  wollen,  selbstverständlich  auch  nicht  ohne 
Sicherheiten ihr Kapital  aus  den  Händen  geben  wollen,  ja sogar 
als  besonders  risikofeindlich  angesehen  werden  (s.  oben),  er-
gibt  sich  also  auch  im  Rahmen  der  DKV  ein  Sicherhei  tenpro-- 122  -
blem.  Wo  die  selbstverwalteten  Betriebe  selbst  keine  Sicher-
heiten  im  nötigen  Umfang  stellen  können,  besteht  die  einzige 
LÖsung  des  Problems  in  Bürgschaften,  die  andere  für  sie  über-
nehmen.  In  den  meisten  Fällen  ist  jedoch  entweder  die  Kredit-
summe  zu  hoch,  als  daß  leicht Verwandte  oder  Bekannte  als  Bür-
gen  zu  gewinnen  wären,  oder  aber  diese  BÜrgen  sind  selber 
wirtschaftlich  nicht  sieher  genug,  als  daß  der  Kapitalgeher 
damit  zufrieden  wäre.  Also  läuft  alles  auf  eine  institutiona-
lisierte  Bürgschaft  hinaus,  auf  einen  BÜrgschaftsfonds.  Ein 
solcher  Bürgschaftsfonds  fällt  unter  das  Kreditwesengesetz; 
eine Erlaubnis  muß  beim  Bundesaufsichtsamt  für  das  Kreditwesen 
eingeholt  werden.  Neben  anderen  Bedingungen  muß  ein  Haftungs-
kapital  von  mindestens  1  Mio.  DM  oder  3  Mio.  DM  vorliegen,  je 
nachdem,  ob  der  Bürgschaftsfonds  genossenschaftlich  oder  in 
Form  einer  GmbH  organisiert  ist.  Mit  einem  solchen  Fonds  kön-
nen  dann  BÜrgschaften  für  Kredite  übernommen  werden,  die  bei 
neugegründeten  Bürgschaftsfonds  im  allgemeinen  bis  zum  10-
fachen  des  Haftungskapital  betragen dürfen. 
3.3.3.  Die  wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der  DKV 
Ein  entscheidender  Test  der  Qualität  des  Finanzierungssy-
stems  besteht  darin,  zu  überprüfen,  ob  es  den  Kapitalbedarf 
der  Selbstverwaltungswirtschaft  wirklich  decken  kann.  KÜck 
legt  für  Berlin  und  für  die  Zeit  vom  Beginn  der  DKV  ab  dem 
1.10.1983 bis  zum  31.7.1984  eine erste  Bilanz  vor,  die  auf  den 
ersten  Blick  ganz  beachtlich  erscheint:  Es  gab  Anlageangebote 
in  Höhe  von  1,2  Mio.  DM,  und  es  konnten  über  800.000  DM  davon 
in  Form  von  Krediten  vermittelt  werden.  Zu  Recht  weist  Kück 
darauf  hin,  daß  das  mehr  ist  als  das,  was  Netzwerk  oder  Öko-
fonds  unter  vergleichbaren  Bedingungen  zustande  gebracht  haben 
- jedoch:  Diesen  Zahlen  standen  Kreditwünsche  in  HÖhe  von  4 
Mio.  ~ gegenüber.  Es  wäre  voreilig,  daran  ohne  weiteres  und 
endgültig  die  DKV  als  untaugliches  Instrument  zur  Deckung  des 
Kapitalbedarfs  erkennen  zu  wollen.  Nicht  alle  Kreditwünsche 
sind  solide,  und  da  es  sich  um  ein  neues  Programm  handelt,  mö-
gen  sich  die  Kreditwünsche  in  den  folgenden  Jahren  auf  ein 
niedrigeres  Niveau  senken.  Jedoch  muß  man  auch  auf  der  Kapi-
talgeberseite  davon  ausgehen,  daß  mit  den  ersten  1,2  Mio.  DM 
ein  insgesamt  verfügbares  Reservoir  bereits  zu  einem  erhebli-
chen Teil  ausgeschöpft  sein dürfte. - 123  -
Mit  größerer  Sicherheit  ergeben  sich  Einschränkungen  der 
Tauglichkeit  aus  der  Tatsache,  daß  die  zur  VerfUgung  gestell-
ten  Geldsummen  mit  durchschnittlich  5000  DM  so  klein  sind,  daß 
sie  für  Investitionen  normalerweise  Kapital- und  damit  Perso-
nenzusammenfassungen  in  größerem  Ausmaß  nötig  machen.  Mag  das 
für  mittelgroße  Investitionen  mit  Hilfe  jeweils  individueller 
Werbekampagnen  noch  erreichbar  sein,  so  erweist  sich  die  Me-
thode  der  DKV  für  größere  Investitionen  als  unbrauchbar.  Ober 
eine erste  Kreditkampagne  berichtet die  mehrfach  zitierte  Bro-
schUre  selbst  folgende  Einzelheiten:  Von  4  Projekten  wurde 
eines  verwirklicht,  und  zwar  das  mit  Abstand  billigste,  bei 
dem  eine  Investition  von  3 0. 000  DM  finanziert  werden  mußte. 
Die  TAZ  konnte  ihren  Kreditbedarf  von  500.000  DM  "durch eigene 
Aktionen  decken";  für  das Projekt  "Streitstraße",  ursprUnglieh 
mit  einer  Dimension  von  Mio.  DM  geplant,  mußte  eine  "kleine 
Lösung"  mit  300.000  DM  gewählt  werden,  und  eine  Grüne  Akade-
mie,  die  einen  Kreditbedarf  von  2  Mio.  DM  hatte,  konnte  nicht 
verwirklicht  werden,  weil  für  sie  "nur"  500.000  DM  zusammen 
gekommen  waren.  An  diesen  Beispielen  erweist  sich  möglicher-
weise  auch  die  Vermutung,  daß  die  Kapitalgeher  bei  der  DKV 
eine  Präferenz  fUr  ortsnahe  Projekte  haben,  als  richtig  und 
als  Bumerang  der  DKV:  Für  größere  Projekte  bräuchte  man  ein 
großes  Einzugsfeld,  in  dem  man  dann  jedoch  wegen  der  Ortsprä-
ferenzen  nicht  mehr  genügend  Kapitalgeher  mobilisieren  kann. 
Je  mehr  die  ideologische  Konzeption  von  den  "kleinen,  dezen-
tralen  Kreisläufen"  tatsächlich  der  Einstellungswirklichkeit 
der  Kapitalgeher  entspricht,  desto  weniger  funktioniert  das 
E'ystern  für  größe.re  Projekte.  Die  DKV  krankt  an  dieser  Stelle 
an  einem  inneren  Widerspruch.  Kück  und  Grottian  mögen  wohl 
auch  an  diese  Strukturschwäche  gedacht  haben,  als  sie  vor  der 
Presse  in  Bonn  eine  zu  Recht  positive  Schilderung  der  DKV  mit 
der  Bemerkung  abschlossen:  "Noch  kostengünstiger  könnte  sich 
die  Finanzierungs- und  Kreditproblematik  für  selbstverwaltete 
Betriebe  entwickeln,  wenn  das  Konzept  der  Ökobank  erfolgreich 
sein  sollte.  n6 9  Diese  Einschätzung  der  Dinge  ist  in  jUngerer 
Zeit  von  den  STATTwerken  in  Be rlin  - nach  wie  vor  Wortführer 
der  DKV  - bestätigt  und  bestärkt  worden.  In  einem ganzseitigen 
Artikel  unter  der  Rubrik  "STATTwerke-spezial"  in  der  "Con-
traste"  werden  Ökobank  und  DKV  nicht  mehr  als  "konkurrente - 124  -
Form  alternativer  Finanzierung"  bezeichnet,  vielmehr  müßten 
sie einander  ergänzen;  es  wird  sogar  von  einem  Schei.ngegensatz 
gesprochen70.  Als  Ergebnis  einer  zweijährigen  Erfahrung  wird 
auf  der  negativen  Seite der  Bilanz  "die  langatmige  Abwicklung 
und  die  Beschränkung  auf  kleinere  und  mittlere  Kredite  (bis 
100.000  DM"71  verbucht. 
Mehr  als  alles  andere  zeigt diese  nüchterne  Einschätzung  in 
den  eigenen  Reihen,  daß  auch  mit der  DKV  noch  nicht  ein  Finan-
zierungssystem  gefunden  worden  ist,  das  alle  Finanzprobleme 
der Selbstverwaltungswirtschaft  lösen  kann. 
3.4. 
3.4.1. 
Die  Ökobank 
Ziele,  geplante  organisatorische  Struktur  und  Stand 
der Entwicklung 
Es  existiert  "ein  breiter  Konsens  hinsichtlich  der  allge-
meinen  wirtschaftspolitischen  Zielsetzung  der  Ökobank:  Förde-
rung  der  Alternativen  5konomie  durch  zinsgünstige  Kredite".72 
Die  geplante  Ökobank  wird  keine  reine  Schöpfung  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  sein.  Wie  bei  der  DKV  hat  der  große  Herbst 
der  Friedensbewegung  19 83  einen  entscheidenden  Anstoß  gege-
ben.  Aber  in  der  Initiatorengruppe  sitzen  Mitglieder  aus  dem 
ganzen Spektrum  der  "Protestbewegung":  Da  sind  Friedensinitia-
tiven,  ökologisch  orientierte  Bürgerinitiativen  und  Grüne 
ebenso  vertreten  wie  die  selbstverwalteten  Betriebe73.  Ent-
sprechend  dieser  stärker  gemischten  Zusammensetzung  der  Ini-
tiatorengruppe  uhd  dem  heutigen  Verein  der  Freunde  und  Förde-
rer der  Ökobank  soll  auch  der  Adressatenkreis  der  Bank  größer 
sein.  Für  die Selbstverwaltungswirtschaft gilt das Prinzip der 
Selbstverwaltung  mit  der  entsprechenden  Eigentumsverfassung 
und  innerbetrieblichen  Organisationsstruktur  als  das  zentrale 
Element  für  die  Förderungswürdigkeit  und  Mitgliedschaft  in  Ar-
beitsgemeinschaften  und  Verbänden.  Eine  Ökologiefreundliche 
Produktion  ergibt  sich  mehr  oder  weniger  zusätzlich  aus  dem 
Selbstverständnis  der  Mitglieder  heraus.  In  der  Satzung  des 
Vereins  der  "Freunde  und  FÖrderer  der  Ökobank  e.  V."  steht 
gleichrangig  nebeneinander,  daß  sich  die  Geschäfte  der  Bank 
"wesentlich  im  Bereich  der  Alternativen  und  ökologisch  orien-- 125  -
tierten  Ökonomie  bewegen"74  sollen.  In  einer  Interpretation 
dieser  Satzung  kommt  das  Verhältnis  von  Selbstverwaltung  und 
Ökologie  noch  deutlicher  zum  Ausdruck:  "Die  Ökobank  wird  das 
Geld  ihrer  Anleger  nicht  an  Betriebe  verleihen,  die  menschen-
und  umweltfeindlich  produzieren.  Die  Ökobank  wird  betriebliche 
Projekte  bevorzugen,  die ein  Höchstmaß  an  Selbstverwaltung  und 
Autonomie  aller  Beteiligten  anstreben.  Sie  wird  Projekte  för-
dern,  die  ökologisch orientiert sind,  und  sie  wird  für  Projek-
te  da  sein,  die  angepaßte  Technologien  entwickeln  und  anwen-
den."75  Nach  Brendgen,  einem  Gründungsmitglied  des  Förderer-
vereins,  sollen  zwar  Betriebe,  die  "jetzt  zur  Abwechselung 
Ökologisches  profitbringend  verarbeiten  wollen",  leer  ausge-
hen;  "gefragt  ist  wenigstens  ein  Stück  anderes  Wirtschaf-
ten"76.  Doch  über  den  Schwerpunkt  der  Zielsetzung  ist  noch 
keine  endgültige  Entscheidung  getroffen wordenn.Dies  zu  erwäh-
nen,  ist besonders  deswegen  wichtig,  weil  sich daraus  ein Teil 
der  inneren  Reserven  der Selbstverwaltungswirtschaft gegenüber 
der  Ökobank  ergibt:  Man  ist nicht  sicher,  ob  sie  überhaupt  im 
gewünschten  Maße  für  die  Selbstverwaltungswirtschaft  da  sein 
wird78.  Zwei  Gründe  sollten  allerdings  sicherstellen,  daß  die 
Zielhierarchie,  ganz  gleich,  wie  sie  das  vorgegebene  Spektrum 
der  Ziele  ordnet,  eine  ausreichende  Versorgung  der  Selbstver-
waltungswirtschaft  mit  Fremdkapital  nicht  verhindert:  Erstens 
dürfte  genug  Geld  für  alle da  sein,  und  zweitens  nimmt  in  der 
von  uns  vorgeschlagenen  Gesamtstruktur  eines  Finanzierungssy-
stems  nicht die  Ökobank,  sondern ein  Bürgschaftsfonds die ent-
scheidende Position ein  (s.  unten.) 
Spätestens  seit dem  Sommer  1984  hat sich eine  regionale  und 
damit  dezentrale  Struktur  der  Ökobank  herausgeschäl t79,  und 
das  nicht  zuletzt  als  Ergebnis  des  ständigen  Drängens  der 
STATTwerke  und  anderer  Gruppierungen  und  Personen  aus  der 
Selbstverwaltungswirtschaft80.  Denkt  man  an  die  Rahmenbedin-
gungen  und  Zielvorstellungen  der  Selbstverwaltungswirtschaft, 
liegt  darin  ein  großer  Vorteil.  Auch  die  Diskussion  über  die 
endgültige  Struktur  ist  noch  nicht  abgeschlossen;  insofern 
entwirft  die  graphische  Darstellung  aus  dem  Sommer  1984  nur 
ein  vorläufiges  Bild;  aber  prinzipielle  Strukturen  dürften  so 
oder  so  ähnlich  aussehen. DEZENTRALE (REGIONALE) 
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*Quelle:  Verein  Freunde  und  Förderer  der  Ökobank  e.V.  (Hrsg.), 
Die  Ökobank.  Die  Bank  der  Bewegung,  Broschüre  aus  dem 
Sommer  1 9 84 ,  S.  3 1 
Danach  hat  jede  Region  ihre  eigene 
d.h.  die  tatsächliche  Verfügung  über  die 
Kreditvergabegruppe, 
Kreditvergabe  liegt 
nicht  in  einer  fernen  Zentrale.  Außerdem  ist  an  einen  Bürg-
schaftsfonds  (Bürgschaftsbank,  Kreditgarantiegenossenschaft) - 127  -
gedacht,  mit  dem  die  Vergabegruppe  zusammenarbeiten  soll,  und 
schließlich  sollen  an  diesem  Bürgschaftsfonds  und  an  der  Kre-
ditvergabegruppe  die  verschiedenen  gesellschaftspolitischen 
Gruppen  beteiligt  sein,  wobei  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
direkt  oder  indirekt  (Über  eine  Interessengemeinschaft)  eine 
relativ große  Bedeutung  zufallen soll. 
Als  ein  wichtiges  Instrument der  Regionalisierung  wurde  die 
Regionalisierung  des  Förderervereins,  speziell  die  Gründung 
von  Landesverbänden  als  selbständigen  rechtsfähigen  Vereinen, 
auf  einer  Mitgliederversammlung  am  1 3. 10. 1984  beschlossen81. 
Der  praktische  Aufbau  solcher  Verbände  begann mit der  Gründung 
von  bald  Über  20  Ökobankinitiativen82.  Bis Juli  1985  waren  aus 
solchen  Initiativen bereits  4  Landesverbände  entstanden83,  am 
Ende  sollen mindestens  9  solcher Landesverbände  als Vorausset-
zung  zur  Bankengründung  existieren. 
Der  März  1987,  drei  Jahre  nach der  Gründung  des  Vereins der 
Freunde  und  Förderer,  ist als  Zeitpunkt  der  Bankengründung  ge-
plant.  Bisher  geht  man  davon  aus,  daß  6  Mio.  DM  Eigenkapital 
aufgebracht  werden  müssen,  das  Mindesteigenkapital,  um  als  Ge-
nossenschaftsbank  vom  Bundesaufsichtsamt  für  das  Kreditwesen 
die  Anerkennung  erteilt  bekommen  zu  können.  Damit  sind  aber 
noch  einige  Unsicherheiten  verbunden;  denn  wenn  die  Ökobank 
nicht  in den  "Bundesverband  der Volksbanken  und  Raiffeisenban-
ken11  aufgenommen  wird84,  bleibt  es  nicht  bei  dieser  Mindest-
summe,  weil  dann  die  Rückendeckung  durch  den  Haftungspool  des 
Verbandes  fehlt.  Im  übrigen  kann  das  Bundesaufsichtsamt  für 
das Kreditwesen  nach  eigenem  Ermessen  die  Mindestsumme  erhöhen 
und  hat bereits  schriftlich  eine  solche  Absicht  angedeutet85. 
Auch  wenn  es  nach  den  Wünschen  der  DKV-Gruppe  ginge  und  die 
Bank  die  Rechtsform  der  GmbH  erhielte,  wäre  das  notwendige 
Mindestkapital  größer.  Auf  diesem  Hintergrund  sind  Zahlen  über 
die  Entwicklung  der  Genossenschaftseinlagen  mit  Vorsicht  zu 
interpretieren.  Auf  der  erwähnten  Pressekonferenz  im  Juli 
1 98 58 6  wurden  gut  2, 3  Mio.  DM  Einzahlungen  für  das  Eigenkapi-
tal  genannt.  Bei  den  weiteren  Überlegungen  wird  davon  ausge-
gangen,  daß  die  rechtlichen  und  ökonomischen  Voraussetzungen 
für  die  Gründung  der  Bank  im  geplanten  Zeitraum  zu  erfüllen 
sind. 3.4.2. 
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Wirtschaftliche Funktionsfähigkeit der  Bank  und  ihre 
notwendige  Ergänzung  durch  einen Bürgschaftsfonds 
Das  Ökobank-Konzept  soll  nun  daraufhin  geprüft  werden,  ob 
es  in  der  Lage  ist,  den  trotz  aller  anderen  Finanzierungsin-
strumente  immer  noch  verbleibenden  Finanzbedarf der  s.elbstver-
waltungswirtschaft  zu  günstigen  Bedingungen  zu  decken.  Es  sei 
noch  einmal  betont,  daß  unter  Finanzbedarf  nur  der  Kapitalbe-
darf  von  kreditwürdigen  Betrieben gemeint  sein  kann,  wobei  die 
Kreditwürdigkeit  selbstverständlich  nach  alternativen  und 
nicht  nach  den  rigiden  und  unangemessenen Kriterien der  tradi-
tionellen  privaten  Banken  (vgl.  die  Erörterung  unter  2.2)  be-
urteilt  werden  soll;  aber  ohne  eine  hohe  Wahrscheinlichkeit 
auf  Rückfluß  der  Kredite  kann  kein  Finanzinstitut,  auch  kein 
alternatives,  auf  die  Dauer  existieren.  Das  Sicherheitenpro-
blem,  das  in  diesem  Zusammenhang  angesprochen  ist,  soll  zu-
nächst  einmal  als  gelöst  vorausgesetzt  werden. 
Nach  dem  Kreditwesengesetz  kann  eine  Bank  in der Größenord-
nung  zwischen  dem  10fachen  und  18fachen  ihres  haftenden  Eigen-
kapitals  Kredit  vergeben,  natürlich  nur  im  Umfang  der  Einla-
gen,  die  sie hat.  Einern  Eigenkapital  von  6  Mio.  DM  entsprechen 
60  bis gut  100  Mio.  DM  Kreditpotential.  Es  gibt  niemanden,  der 
daran  zweifelt,  daß  ein  solches  Potential  zumindest  in der  Ge-
genwart  ausreicht.  Vermutlich  zu  recht  taucht  in  der  Diskus-
sionsliteratur  über  das  Ökobank-Konzept  - soweit  dem  Verfasser 
bekannt- auch  kein  Zweifel  darüber  auf,  daß  zur  rechten  Zeit 
die  nötigen  Spareinlagen  vorhanden  sind.  Die  Wendung  "zur 
rechten  Ze i t
11  stellt  den  Umstand  in  Rechnung,  daß  der  Kredit-
bedarf  sich  im  Laufe  von  Jahren  quantitativ  entwickelt  und 
folglich  auch  die  nötigen  Spareinlagen  nicht  alle  schon  am 
ersten  Tage  da  sein müssen. 
Oberlegungen  über  die  wirtschaftliche  Funktionsfähigkeit 
unterstellen  alle  das  entgegengesetzte  Problem:  daß  mehr  Geld 
auf  der  Bank  liegt,  als  an  Krediten  in  die  alternative  Ökono-
mie  abfließen  kann8 7.  Da  die  Zinskosten  für  die  Spargelder 
eine  feste  Gr.öße  sind,  hat  die  Bank  nur  zwei  MÖglichkeiten, 
diesen  nicht  an  die  alternative  Ökonomie  verliehenen  Rest  des 
Geldes  anzulegen:  in  Form  von  zusätzlichen  Kreditgeschäften - 129  -
oder  in  Form  von  eigenen Kapitalanlagen.  Die  Ökobank  will  bei-
de  Möglichkeiten  wahrnehmen.  "Sie  wird  auch  Kredite  an  private 
Kunden....  ausgeben,  sofern  sie  die  satzungsmäßigen  Zielset-
zungen der  Ökobank  anerkennen. n88 
Die  Anerkennung  wird  man  bei  Konsumenten- und  Wohnungsbau-
krediten  ohne  weiteres  unterstellen.  Bei  den  Geldanlagen  wird 
man  nicht mehr  kontrollieren  können,  was  mit  dem  Geld  schließ-
lich  finanziert  wird. 
Während  diese Nebengeldgeschäfte  außerhalb  der  eigentlichen 
Zielsetzung  der  Bank  lediglich dazu  beitragen  können  und  müs-
sen,  das  Zinskostenniveau  nicht  über  das  der  anderen  Banken 
steigen  zu  lassen,  sollen  zwei  weitere  kostensenkende  Elemen-
te,  nämlich  kostengünstiges  Arbeiten  der  Bank  selber  sowie 
Verzicht eines  Teils der  Sparer  auf  einen  Teil der  Zinsen,  da-
zu beitragen,  den  eigentlichen Adressaten  der  Bankpolitik  gün-
stigere  Zinsen  als  Üblich  berechnen  zu  können.  Sparsamkeit  im 
Betriebskostenaufwand  dürfte,  auf  eine  Kreditsumme  von  zig-
Millionen  umgelegt,  nicht  allzuviel  bringen89.  Bei  der  GLS-
Bank,  der  anthroposophisch  inspirierten Gemeinschaftsbank  für 
Leihen  und  Schenken  in  Bochum,  hat man  mit der Verzichtbereit-
schaft  von  Sparern  positive  Erfahrungen  gemacht90;  die  Bank-
initiative  für  Frieden  und  Ökologie  in  München  berichtet  in 
einem  Rundbrief,  sie  habe  alle Sparer  gebeten,  auf  einen Teil 
ihrer  Zinsen  zu  verzichten;  130  von  ihnen,  vermutlich ein  sehr 
kleiner  Teil  der  Sparer  {bei  einem  gesamten  Eigenlagevolumen 
von  mehreren  Millionen)  verzichtete  auf  Zins,  ein  Drittel völ-
lig.  Aufs  Ganze  gesehen  fällt  das  Ergebnis  wohl  nicht  mehr 
stark  ins  Gewicht.  Außerdem  sind  die  Sparerpopolationen  der 
Anthroposophenbank  und  der  zukünftigen  Ökobank  nicht  iden-
tisch;  es  könnte  gut  sein,  daß  die  meisten  Sparer  der  Ökobank 
ihr  persönliches  Ziel  bereits  dar in  verwirklicht  sehen,  ihr 
Geld  dem  im  doppelten  Sinne  herrschenden  System  entzogen  zu 
haben.  Es  ist  ein  alter  Erfahrungssatz,  daß  Idealismus  eine 
Sache  von  Minderheiten  ist.  Je  größer  ein Personenkreis,  desto 
kleiner der Prozentsatz  von  Idealisten. 
Dennoch  sollte  man  den  möglichen  Bei trag  von  Sparern  zur 
Kreditzinsverbilligung  nicht  vernachlässigen.  Denn  man  muß - 130  -
auch  berücksichtigen,  daß  der  Kreditmarkt  der  Ökobank  gespal-
ten  ist:  Es  soll  eine begünstigte  Zielgruppe  und  eine  normale 
Kreditkundschaft  geben.  Es  kommt  in  einem  solchen  Fall  nicht 
darauf  an,  wie  hoch  der  durchschnittliche  Zinsverzicht  ist. 
Vielmehr  braucht  die  absolute  Summe  des  Zinsverzichts  nur  auf 
die  Gruppe  der  Begünstigten  umgelegt  zu  werden.  In  diesem  Fall 
wirkt  eine  auch  nur  kleine  durchschnittliche  Bereitschaft  zum 
Zinsverzicht  um  so  vorteilhafter,  je  größer  die  Anzahl  der 
Sparer  insgesamt  ist!  Dennoch  ist man  in  Ökobankkreisen  skep-
tisch;  Brendgen  hält  Zinssubventionen  von  dritter  Seite  für 
notwendig,  um  das  Ziel  verbilligter  Zinsen  erreichen  zu  kön-
nen. 
Das  größte  und  im  Rahmen  der  Ökobank  selber  nicht  lösbare 
Problem  ist das  der Sicherheiten.  Es  ergibt  sich  aus  zwei  Fak-
ten:  der chronischen  Unfähigkeit der  selbstverwalten  Betriebe, 
ausreichend  sachliche  und  persönliche  Sicherheiten  zu  bieten, 
un  dem  unabweisbaren  Zwang  einer  Bank,  diese verlangen  zu  müs-
sen.  Es  werden  in diesem  Zusammenhang  eine  ganze  Reihe  von  un-
konventionellen  Sicherheiten erörtert91:  Kreditversicherungen, 
Bürgengemeinschaft  unter  den  Betrieben,  unter  den  Sparern  und 
von  Unternehmensberatern  zustande  gebrachte.  Die  erste  ist 
kostensteigernd,  die  zweite  und  dritte  sind  meist  ad-hoc-Maß-
nahmen,  die  nicht  als  allgemeines  Instrument gelten  können  und 
auch  quantitativ  nicht  ausreichen  dürften92.  Es  geht  auch  bei 
der  Ökobank  kein  Weg  an  einer  institutionalisierten  Bürg-
schaft,  eben  einem  Bürgschaftsfonds,  vorbei93.  Der  Bürg-
schaftsfonds  verhält  sich  zu  allen  anderen  Möglichkeiten, 
Sicherheiten  zu  bieten,  so  wie  sich die  eine  Bank  zu  allen  an-
deren  Formen der  Fremdfinanzierung  verhält:  beide  sind  für  die 
Lösung  des  Finanzierungsproblems  notwendig  und  vom  rein  quan-
titativen  Standpunkt  aus  wahrscheinlich  sogar  hinreichend  (was 
aber  nicht  bedeuten  soll,  auf  die  anderen  Instrumente  zu  ver-
zichten,  s.  den  folgenden  Abschnitt). 
Sparer  und  Kreditnehmer  fallen  zur  Bildung  von  BÜrgschafts-
gemeinschaften  aus,  das  Netzwerk  muß  als  nicht  kapitalkräftig 
genug  angesehen  werden,  um  den  Bürgschaftsfonds  mit  dem  nöti-
gen  Kapital  zu  versorgen94.  Die  Ökofonds  sind  wegen  der  Art 
ihres  Mittelaufkommens  kein  sicherer  Partner.  So  kommt  die  Ar-- 1 31 
gumentation hier  an  einen Punkt,  wo  die Selbstverwaltungswirt-
schaft  erkennen  muß,  daß  sie  ein  insgesamt  funktionierendes 
und  ausreichendes  Finanzierungssystem  kaum  aus  eigener  Kraft 
schaffen  kann.  Auch  der  einzige  bisher  existierende  Bürg-
schaftsfonds,  die  Haftungsassoziation  in  Berlin,  lebt  haupt-
sächlich von  der  Million,  die die  evangelische  Kirche  zur  Ver-
fügung  gestellt  hat,  und  von  den  RÜckbürgschaften  der  Stadt 
Berlin.  In  Hessen  war  geplant,  einen  Bürgschaftsfonds  aus  ei-
nem  Teil  der  7  Mio.  DM  staatlicher  Förderung  abzuzweigen,  die 
1984  einmal  geplant  war  und  vielleicht  wieder  auflebt.  Der 
Staat  in  Form  von  Ländern  und  eventuell  Kommunen  ist  aufgeru-
fen,  der  Selbstverwaltungswirtschaft  Bürgschaftsfonds  zur  Ver-
fügung  zu  stellen. 
3.4.3.  Die  gesellschaftspolitische  Bewertung  von  Bank  und 
BÜrgschaftsfonds  aus  der  Interessenlage  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  heraus 
Die  Ökobank  ist bisher  positiv  dargestellt  worden;  wie  aber 
schon  angedeutet,  ist sie nie  unumstritten gewesen.  Es  hat ge-
geben  und  es  gibt  immer  noch  engagierte Kritik,  besonders  aus 
den  Reihen  der  Selbstverwaltungswirtschaft.  Die  Kritik  richtet 
sich,  stichpunktartig  aufgezählt,  hauptsächlich  auf  folgende 
Aspekte9 5: 
- die  innere  Entscheidungsstruktur,  also den  Grad  der  Demokra-
tie, 
- die  Art der  Geldbeziehungen,  die die  Bank  möglich macht  oder 
verhindert, 
- die  Art der 
11 Nebengeschäften  (eine  Frage der  Ideenreinheit) , 
- den Einfluß  auf  bestehende  Finanzierungsinstitutionen. 
zu  diesen Kritikpunkten  soll  im  folgenden  kurz  Stellung  ge-
nommen  werden. 
Angesichts  der  geplanten  genossenschaftlichen  Organisation 
der  Bank,  bei  der  die  Summe  der  Anteilseigner,  also  Tausende, 
formal  mitbestimmen  können,  wird  von  einem 
11Popanz  von  Demo-
kratien96  gesprochen.  Nun  darf  man  aber  das  Problem  der  inner-
betrieblichen  Demokratie  einer  Genossenschaftsbank  nicht  mit - 132  -
dem  eines  selbstverwalteten  Betriebes  verwechseln.  Im  letzte-
ren  sind die  Eigentümer gleichzeitig die  Beschäftigten,  in der 
ersteren  ist  das  nicht  der  Fall.  Die  formal-rechtliche  Kon-
trollmöglichkeit  der  Genossen  kann  entsprechend  gar  nicht 
sicherstellen,  daß  innerhalb  der  Bank  demokratische  Entschei-
dungsstrukturen vorliegen.  Organisationssoziologische  Erkennt-
nisse  laufen  im  Übrigen  darauf  hin·aus,  daß  innerbetriebliche 
Demokratie  um  so  weniger  durchsetzbar  ist,  je größer die  Orga-
nisation ist und  je qualifizierter das  Expertenwissen  zur  FÜh-
rung  der  Organisation  sein  muß  ("Technokratie").  Dies  deutet 
also  darauf  hin,  daß  das  zu  erwartende  Demokratieproblem  bei 
der  Ökobank  weniger  ein  hausgemachtes  als ein  allgemeines  Pro-
b 1 em  i s t 9 7 . 
Zu  Recht  sieht man  die  ideellen Werte  der  "neuen Geldbezie-
hungen",  wie  sie  in  der  DKV  zum  Tragen  kommen  ( vgl.  oben 
3.3.2),  bei  der  Ökobank  wieder  verloren  gehen.  Eine  Bank,  also 
auch  die  Ökobank,  wird  verstanden  als  eine  "Institution,  die 
gleichsam  von  ihrer  inneren  Funktionslogik  her  die  höchste 
Verkörperung  verdinglichter  und  entfremdeter  Beziehungsstruk-
turen  im  Kapitalismus  darstellt"98.  Die  Alternative  zwischen 
DKV  und  Ökobank  stellt  sich  dar  als  Durchsetzung  der  reinen 
Lehre  und  Ver rat  an  ihr.  Die  Durchsetzung  der  reinen  Lehre 
würde  einen  Verzicht  auf  die  Ökobank  verlangen.  Das  wäre  mit 
einem  Verzicht  auf  ein  ausreichendes  Finanzierungssystem 
gleichzusetzen.  Aus  pragmatischen  Gründen  allerdings  sollte 
man  sich  fragen,  ob  das  das  Opfer  wert  wäre.  Die  selbstverwal-
teten  Betriebe  haben  ja  auch  Geschäftsbeziehungen  zu  kapita-
listischen Unternehmen,  ohne  auf  deren Strukturen Einfluß  neh-
men  zu  können.  Die  Ökobank  "soll die  chronische  Kapitalknapp-
heit  der  alternativen  Betriebe  beseitigen  helfen  und  insoweit 
einen  Beitrag  zur  Konsolidierung  des  Alternativsektors  lei-
sten,  ...  "9 9.  Ist  nicht  eine  Konsolidierung  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  unter  Zuhilfenahme  fremder  Geldbeziehungen 
besser  als  ihr  Zusammenbruch?  Desweiteren  unterstellt die  DKV, 
die. Vorliebe  für  "direkte  Geldbeziehungen"  sei  massenhaft  zu 
verallgemeinern.  Die  Ökobank  wird  eine  inhomogene  Gruppe  von 
Sparern  haben  (s.  oben,  3.4.1),  unter  ihnen  mit  Sicherheit 
eine  Mehrheit  von  Leuten,  die  gar  keine  MÜhe  und  Zeit  für  die 
Auswahl  ihres ganz  persönlichen  Kreditnehmers  aufwenden  wollen - 133  -
- nicht  etwa,  weil  sie  nur  aus  ihrer  gesellschaftspolitischen 
Bewußtlosigkeit  aufgeweckt  werden  müßten,  um  das  zu  tun,  son-
dern weil  sie  im  Gesamtzusammenhang  ihrer Lebensgestaltung  ge-
rade dieses  Engagement  nicht  auch  noch  leisten wollen  und  kön-
nen100. 
Die  Bank  muß  sowohl  im  Kreditgeschäft  wie  im  Anlagenbereich 
Geldgeschäfte  machen,  die  den  Kreis  der  alternativen  Ökonomie 
notwendigerweise  Überschreiten.  Die  Klein- und  Wohnungsbaukre-
dite  stoßen dabei  weniger  auf grundsätzliche  Ablehnung  als die 
zinsbringenden  Anlagen,  z.B.  in  Wertpapieren.  Wegen  der  naht-
losen  Verbundenheit  des  gesamtwirtschaftlichen  Geldsystems 
läßt  sich  bei  solchen  Anlagen  nicht  vermeiden,  daß  sie letzt-
lich  auch  mit  der  RÜstungsindustrie  oder  umweltzerstörenden 
Produktionen  doch  wieder  Zielen dienen,  gegen  die  man  angetre-
ten  ist101.  Wer  das  beklagt,  muß  sich  jedoch  daran  erinnern 
lassen,  daß  die  Einlagen  der  Ökobank  sonst  auf  Konten  der  an-
deren  Banken  liegen  und  ohne  weiteres  und  in  vollem  Umfang 
nach  deren  geschäftspolitischen  Zielen  benutzt  würden.  Der 
Rückfluß  eines  auch  noch  so großen  Überhangs  in das  allgemeine 
Geldsystem  ist  immer  noch  ein  Vorteil  gegenüber  der  Nicht-
Existenz  der  Ökobank.  In  diesem  Zusammenhang  ist  allerdings 
auch  schon  die  Befürchtung  geäußert  worden,  friedensbewegte 
Leute  würden  die  Werbung,  den  Rüstungssektor  zu  meiden,  bald 
als  "marketing-strategischen Trick"102  entlarven  und  sich ent-
täuscht  zurückziehen103.  Dem  könnte  ein  Riegel  vorgeschoben 
werden,  wenn  man  weniger  mit  dem  wirbt,  was  man  vermeiden 
will,  und  mehr  mit  dem,  was  man  erreichen möchte.  Mit  der  För-
derung  der  alter.nativen  Ökonomie,  die  durch  keine  andere  Bank 
erreicht  werden  kann,  behält die  Ökobank  ihre  unverwechselbare 
Geschäftspolitik. 
Es  gibt  hier  und  da  Befürchtungen,  die  Ökobank  könnte  in 
Bezug  auf  das  Geld  der  Selbstverwaltungswirtschaft  das  Wasser 
abgraben  und  die  DKV  und  das  Netzwerk  austrocknen.  Nach  einer 
genaueren  Analyse  der  Treugebereinlagen  bei  der  Ökobank  und 
der  Kreditangebote  bei  der  DKV  haben  sich  solche  Befürchtungen 
etwas  gegeben;  es  stellt  sich  nämlich  heraus,  daß  die  Durch-
schnittseinlage  bei  der  Ökobank  500,-- DM,  diejenige  bei  der 
DKV  ungefähr  5000  DM  betrug104.  Hinter  den  jeweiligen  Einlagen - 134  -
stehen  sicher  unterschiedliche  Personenkreise;  sollte  das  bei 
den  zukünftigen  Sparern  ganz  anders  sein?  Vermutlich  wird  die 
Ökobank  auch  viele  kleine  Kunden  haben,  Geld  jedenfalls,  daß 
der  DKV  niemals  zugute  kommen  würde,  weil  man  damit  kein 
Kreditangebot  machen  zu  können  meint.  Die  Ökobank  sammelt  also 
(auch)  in  einem  Sektor,  der  der  DKV  verschlossen  bleiben  wür-
de.  Auf  der  anderen  Seite  wird  der  Typ  des  Geldgebers,  der 
sich  heute  an  der  DKV  mit  all  ihren  Begleiterscheinungen  be-
teiligt,  auch  in  Zukunft  diese  markante  Art  der  Geldanlage 
wählen.  Was  das  Netzwerk  angeht,  wäre  es  von  der  Qual  befreit, 
bei der Verteilung  seiner  spärlichen Geldmittel  zwischen  sozi-
alen  und  kulturellen  Projekten  auf  der  einen  und  Wirtschafts-
betrieben  auf  der  anderen  Seite  entscheiden  zu  müssen.  Es 
könnte  sich  dann  der  Förderung  der  sozialen  und  kulturellen 
Projekte  widmen  - dies  allerdings  nur  hinsichtlich  der  Geld-
verwendung;  denn  der  ganze  dort  versammelte  Sachverstand  zur 
Beratung  von  Betrieben  und  zur  Prüfung  ihrer Kreditwürdigkeit 
könnte  bruchlos  im  Rahmen  des  neuen  BÜrgschaftsfondskonzepts 
eingesetzt  werden.  Aller  Voraussicht  nach  würde  also  die  vor-
geschlagene  Gesamtkonzeption  nur  dazu  führen,  die  bisherigen 
Aufgabenbereiche  umzustrukturieren,  nicht  aber  diese überflüs-
sig  zu  machen. 
Sollte  das  Konzept  der  Ökobank  im  Rahmen  des  Gestaltbaren 
aus  der  Sicht  der  Selbstverwaltungswirtschaft,  sofern  es  eine 
einheitliche  Sicht gibt,  schließlich nicht  so  günstig  wie  mög-
lich  ausfallen,  könnte  man  sich  doch  auf  die  Position  zurück-
ziehen,  die  Ökobank  als  etwas  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
Äußerliches  anzusehen.  Besonders  nicht  ganz  so  demokratische 
innerbetriebliche  Entscheidungsstrukturen  können  in  einem  sehr 
viel  milderen  Licht  betrachtet  werden,  wenn  es  auf  die  Ent-
scheidungen der  Ökobank  gar  nicht  in erster  Linie  ankommt.  Das 
i•st  irnme r  dann  der  Fall,  wenn  es  neben  der  Ökobank  von  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  kontrollierte  BÜrgschaftsfonds 
gibt.  Die  Selbstverwaltungswirtschaft  sollte  ihre  ganzen  An-
strengungen  darauf  richten,  durch  den  Aufbau  solcher  BÜrg-
schaftsfonds  die  Ökobank  im  doppelten  Sinne  zu  befreien:  von 
Arbeit  und  Kosten,  aber  auch  von  Macht.  Die  Kreditwürdigkeits-
prüfung  und  die  Betriebsberatung,  überhaupt  das  ganze  Konzept, 
was  sich  jetzt  schon  bei  der  Haftungsassoziation  herausge-- 135  -
schält  hat,  sollten  bei  den  Bürgschaftsfonds  angesiedelt  sein 
und  dort  von  Organen  der  Selbstverwaltungswirtschaft  selber 
übernommen  werden.  Die  Kreditgewährung  seitens  der  Ökobank 
bräuchte  nach einer  Bürgschaftsübernahme  durch  einen  Fonds  nur 
noch  eine  Formsache  zu  sein.  Bürgschaftsfonds  in  der  Hand  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  könnten  als  integrierendes  Element 
wirken.  Wenn  die  Kreditbürgschaften  nur  für  Betriebe  übernom-
men  würden,  die  sich bereit erklären,  einem  regionalen  Verband 
beizutreten,  und  diese  Bereitschaft  mit  der  regelmäßigen  Zah-
lung  eines  Beitrags  unterstreichen,  könnten  die  Bürgschaften 
im  Sinne  von Olson  als  selektive Anreize  dienen  und  zum  Aufbau 
einer  schlagkräftigen Verbandsorganisation beitragen,  mit  Hil-
fe  derer  dann  alle  anderen  Ziele  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft,  die  Stärkung  nach  innen  und  Interessenvertretung  nach 
außen,  verfolgt  werden105.  Da  die  Selbstverwaltungswirtschaft 
aus  eigener  Finanzkraft  keine  BÜrgschaftsfonds  in  der  notwen-
digen  Zahl  und  Größe  bilden  kann,  sollte  sie  alle  ihre  Forde-
rungen  an  den  Staat auf diesen  Punkt  konzentrieren. 
4.  Zu  den  staatlichen Förderprogrammen 
Es  gibt  in der  BRD  nur  ganz  wenige  realisierte  Förderungs-
programme,  auf  Länderebene  nur  ein  einziges  Wirtschaftsförde-
rungsprogramm,  nämlich  das  in  Bremen,  und  ein  Förderungspro-
gramm  für  soziale  und  kulturelle Projekte,  nämlich  das  in  Ber-
lin.  Das  Berliner  Programm  ist  das  älteste  und  läuft  dieses 
Jahr  {1985)  aus.  Soziale  und  kulturelle Projekte gehören  nicht 
zum  Gegenstand  dieses  Berichts;  sie  fallen  in  den  folgenden 
Ausführungen  jedoch  nicht  ganz  unter  den  Tisch,  weil  sie  hier 
und  da  noch  zu  dem  Wunschprogramm  auch  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  zählen,  weil  in  der  Gegenüberstellung  von  reinen 
Wirtschaftsförderungsprogrammen  mit  ihren  speziellen  Formen 
und  den  Subventionsprogrammen  für  soziale  und  kulturelle Pro-
jekte  grundsätzliche  Aspekte  staatlicher  Förderpolitik  auch 
aus  der  Sicht  der  Selbstverwaltungswirtschaft  erörtert  werden 
können  und  weil  bestimmte  typische  Reaktionen  der  selbstver-
walteten  Projekte  und  Betriebe  von  der  Art  der  FÖrderungsmaß-
nahme  unabhängig  sind.  Deswegen  werden  auch  nicht  nur  durchge-
führte  Programme,  sondern  auch  geplante  oder  von  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  gewünschte  Programme  vorgestellt:  Wer - 136  -
der  Selbstverwaltungswirtschaft  ein  spezielles  Konzept  staat-
licher  Förderung  empfehlen möchte,  muß  sich mit  ihren  Einstel-
lungen  und  strategischen Vorstel~  auseinandersetzen. 
4 • 1 •  Kurzdarstellung  einiger Programme 
Die  "Förderung  örtlicher  Beschäftigungsinitiativen"  in  Bre-
men106 
Der  Anstoß  zur  Förderung  der  Selbstverwaltungswirtschaft in 
Bremen  ging  weder  vom  Netzwerk  noch  von  den  Betrieben  selber 
aus,  sondern  unter  dem  oben  genannten  Titel  bereits  Ende  1982 
vom  Jugend- und  Sozialsenator.  Erst  Monate  später,  im  Sommer 
1984,  formierte  sich  auf  Initiative  des  Netzwerks  ein  "Ar-
beitskreis Staatsknete"  (vgl.  oben  unter 2.4.2.).  Im  Juni  1984 
wurde  für  zwei  Jahre  ein  revolvierender  Darlehnsfonds  in  Höhe 
von  1,2  Mio.  DM  eingerichtet;  es gibt  also  keinen  Bürgschafts-
fonds  und  auch  keine  verlorenen  Zuschüsse.  Nach  den  WÜnschen 
des  Netzwerk-Arbeitskreises  sollten  die  gewerblichen,  sozia-
len,  kulturellen  und  politischen  Projekte  nicht  voneinander 
getrennt  werden,  was  selbstverständlich  auch  die  Vergabe  von 
verlorenen  Zuschüssen  bedeutet  hätte;  außerdem  wollte  man  den 
Fonds  selbst verwalten.  Aus  beidem  wurde  nichts:  Aus  der  Ziel-
setzung,  die  Wirtschaftsstruktur  durch  Schaffung  von  Arbeits-
plätzen  zu  fördern,  ergab  sich  eine  ausschließliche Konzentra-
tion auf die gewerblichen  selbstverwalteten  Betriebe.  Außerdem 
können  weder  die  selbstverwalteten  Betriebe  noch  das  Netzwerk 
an  der  Vergabe  der  Mittel  mitwirken;  sie  liegt  allein  in  der 
Hand  eines  Vergabeausschusses  des  Landes  Bremen,  der  in  jedem 
Einzelfall  die  Kreditwürdigkeit  des  Antragstellers  Überprüft. 
Die  Zins- und  Tilgungsbedingungen  der  Darlehen  sind  relativ 
g ün s t  i g ,  ab  e r  d i e  Be t r i e b e  übernehmen  e i ne  Ver p f 1 ich  tu  ng ,  d i e 
(in  milderer  Form)  als  "karg  bis  schikanös"  (z.B.  FÜcks)  be-
zeichnet  wird,  nämlich  für  jeweils  6.000  DM  Förderungssumme 
einen  Arbeitsplatz  zu  schaffen.  Es  wird  berichtet,  daß  sich 
der  Senat  streng  an  diese  Richtlinie  halte  und  seit  Januar 
1985  sogar  innerhalb  von  4  Monaten  einen  entsprechenden  Nach-
weis  verlange,  andernfalls  habe  "der  Senat  das  Recht,  das  Dar-
lehen  sofort  zurückzufordern107. - 137  -
Das  Programm  zur  "Förderung  selbstverwalteter gewerblicher Be-
triebe auf  genossenschaftlicher Basis"  in Hessen108 
Ähnlich  wie  in  Bremen  ging die  Initiative  zur  Förderung  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  in  Hessen  von  den  Politikern  aus, 
diesmals  als  ein  Programmpunkt  unter  mehreren,  durch  die  die 
Grünen  im  Hessischen  Landtag  ihre  Position  deutlich  machen 
wollten.  Die  Selbstverwaltungswirtschaft  war  nur  auf  Einladung 
der  Grünen  an  der  Entstehung  etwas  mi tbeteiligt,  und  zwar  in 
Form  einer  zwölfköpfigen  Kommission,  die  aus  je  drei  Vertre-
tern  aus  Süd-,  Mittel- und  Nordhessen  sowie  drei  Vertretern 
der  autonomen  Frauenprojekte  zusammengesetzt  war.  Der  Prozeß 
der  Verhandlung  mit  dem  Land  Hessen  zog  sich  wegen  unter-
schiedlicher  Grundsatzeinsteilungen  in  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  etwas  in  die  Länge;  die  Verwirklichung  des  Pro-
gramms  scheiterte schließlich  (zunächst)  daran,  daß  die  Grünen 
im  November  1 9 84  ihre  Zusammenarbeit  mit  der  SPD  im  Landtag 
aufkündigten.  Geplant  war  auch  hier  eine  Förderung  nur  der 
selbstverwalteten Betriebe  in HÖhe  von  7  Mio.  DM  zur  Schaffung 
von  150  neuen  Arbeitsplätzen  und  100  neuen  Ausbildungsplät-
zen.  Wie  in  Bremen  ist auch  in Hessen  eine  starke  Strömung  un-
ter den  Projekten  nicht  zum  Zuge  gekommen,  die  auf  die  Forde-
rung  von  möglichst  viel  verlorenen  Zuschüssen  für  Investitio-
nen,  aber  auch  für  laufende  Personalkosten,  hinauslief.  Anders 
als  in  Bremen  jedoch  hätte  nach  dem  letzten Verhandlungsstand 
die  gesamte  Antragsbearbeitung  bei  den  selbstverwalteten  Be-
trieben  gelegen,  und  die  staatliche  Bewilligungskommission 
wäre  zur  Hälfte mit Vertretern der  Selbstverwaltungswirtschaft 
besetzt  gewesen.· 
Nürnberg:  Ein Beispiel  für  kommunale  Förderung  selbstverwalte-
ter Projekte109 
Der  Anstoß  zum  Nürnberger  Förderungsprogramm  ging  wieder 
von  den Grünen  aus,  die  im  Wahlkampf  vor  den  Kommunalwahlen  im 
Februar  1984  eine  Förderung  alternativer  Projekte  versprochen 
hatten.  Im  Ergebnis  steht  nun  für  2 9  Projekte  "eine  halbe 
Million,  3  Jahre  lang  zuzüglich  einem  Inflationsausgleich"  zur 
Verfügung.  Bemerkenswert  ist  jedoch  nicht  die  Summe,  sondern 
das  Vergabemodell.  Die  zentrale  Position  hat  ein  Beirat,  von - 138  -
dessen 9  Mitgliedern 5  Vertreter  von Projekten sind,  die  damit 
die  absolute  Mehrheit  besitzen.  Art.  4  der  Bestimmungen  für 
den  Beirat  legt  fest:  "Über  die  Empfehlung  des  Beirats  ent-
scheidet  der  Kulturausschuß.  Er  kann  von  dieser  Empfehlung 
erst  dann  abweichen,  wenn  er  diese  zuvor  in  einer  gemeinsamen 
Sitzung  mit  dem  Beirat  unter  Vorsitz  des  Oberbürgermeisters 
bzw.  seines  Stellvertreters  erörtert  hat."  Darin  liegt  ein 
sehr  weitgehender  Einfluß  der  Projekte  auf  die  Verteilung  der 
Gelder  - wie  sich  herausgestellt  hat:  nicht  weitgehend  genug 
(vgl.  unten  4.3.). 
4.2.  Einstellungen bei Projekten  und  Betrieben  zur  Zusam-
menarbeit  mit  dem  Staat  und  ihr  Einfluß  auf  die 
staatlichen FÖrderungsprogramme 
In  den  selbstverwalteten Projekten  und  Betrieben  findet  man 
hier  und  da  eine  fundamentale  Opposition  gegen  jede  Zusammen-
arbeit mit  dem  Staat.  Sie bildete eine  extreme  Position  in der 
vor  Jahren  intensiv  geführten  sogenannten  Staatsknete-Diskus-
sion,  die  für  diesen  Rericht  nicht  recherchiert  worden  ist  und 
schon  deswegen  nicht  referiert  werden  kann.  Oft  läßt  sie  sich 
auch  nicht  mehr  auf  ein diskutierbares  Argument  zurückführen, 
sondern  ist  ledig lieh  Ausdruck  des  Widerwillens,  sich  mit 
einem  verhaßten  System  gemein  zu  machen.  In  einem  solchen  Fall 
ist  die  Schwelle  zur  Zusammenarbeit  unüberwindbar  - auch  der 
Hinweis,  doch  erst einmal  Erfahrungen  zu  sammeln  und  dann  neu 
zu  entscheiden,  könnte  nicht  helfen.  Tatsächlich  hat  man  in-
zwischen  Erfahrungen mit  der  Zusammenarbeit  mit  dem  Staat  ge-
macht,  und  zwar  auf  Länderebene  in  Berlin  und  Bremen,  auf  kom-
munaler  ebene  beispielsweise  in  Nürnberg  und  München,  jeweils 
mit  staatlichen  Förderprog  rammen  im  Vollzug.  Aber  auch  schon 
in der  Phase  der  Verhandlungen mit  dem  Staat  über  Wirtschafts-
förderungsprogramme  wie  z.B.  in  Harnburg  konnten  Erfahrungen 
gesammelt  werden.  Diese  Erfahrungen  haben  nicht  etwa  zu  einer 
Vereinheitlichung  des  Standpunktes  beigetragen:  Teils  haben 
sie  die  fundamentalen  Gegner  einer  Zusammenarbeit  mit  dem 
Staat  in  ihrer  Position  bestärkt  oder  neue  Gegner  geschaf-
fen110,  teils haben  sie  aber  auch  den  Anstoß  zu  pragmatischen 
Überlegungen  gegeben,  wie  man  den  Staatseinfluß  so  weit  wie 
nötig  zurückdrängen  kann.  Solche  Oberlegungen  sind  nötig  für - 139  -
denjenigen,  der  eine  staatliche  Förderung  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  schon  aus  Gründen  der  Chancengleichheit gegen-
über  kapi tali  stisch-marktwi rtschaftl  i chen  Klein- und  Mittel-
betrieben  für  angezeigt hält,  und  sie  sind gleichzeitig beson-
ders  wichtig,  weil  die Selbstverwaltungswirtschaft eine  starke· 
ideelle  Komponente  hat,  die  zu  erhalten eine  sensible  Gratwan-
derung  zwischen Pragmatismus  und  Prinzipientreue verlangt. 
Die  Furcht  vor  zu  viel  Staatseinfluß  läßt  sich  hauptsäch-
lich mit  folgenden  drei  Argumenten  begründen: 
1.  Wenn  man  staatliche  Förderungsprogramme  akzeptiert,  geht 
das  nur  unter  der  Bedingung,  daß  staatliche Politikziele domi-
nieren  (die  Selbstverwaltungswirtschaft  als  "Reparaturbetr  ieb 
des  Kapi tali  smus
11
)  und  ein  gewisser  Identitätsverlust  der 
Selbstverwaltungswirtschaft damit  verbunden  ist. 
2.  Es  besteht  für  die  jeweils  einzelnen  Betriebe,  aber  auch 
für  die  Selbstverwaltungswirtschaft  als  ganze,  eine  zu  große 
Gefahr,  in wirtschaftliche Abhängigkeit  zu  geraten. 
3.  Die  Wirtschaftsförderungsprogramme  entsolidarisieren  die 
Selbstverwaltungswirtschaft. 
Alle drei Argumente  lassen sich  unter  Hinweis  auf die  jüng-
sten  Erfahrungen  stützen. 
Für  das  erste  Argument  spricht  schon  allein  die  Tatsache, 
daß  in  keinem  einzigen  Förderprogramm  die  gewünschte  Einheit 
von  sozialen  und  kulturellen  Projekten  auf  der  einen  und  Wirt-
schaftsbetrieben  auf  der  anderen Seite erhalten geblieben ist: 
In  Berlin  und  NÜrnberg  waren  und  sind  die  Wirtschaftsbetriebe 
vom  Programm  ausgeschlossen,  in  Bremen  und  Hessen  sind  es die 
sozialen  und  kulturellen  Projekte.  sieht man  es  aus  der  Sicht 
der  selbstverwalteten Wirtschaftsbetriebe,  dann  haben  sie sich 
ihre  Förderung  durch eine  Trennung  von  den  anderen  Gruppen  er-
kauft.  Mit  dieser  Spaltung  wurde  gleichzeitig  das  Schicksal 
der  von  vielen gewünschten  verlorenen  Zuschüsse  besiegelt:  So-
ziale  und  kulturelle  Projekte  kann  man  wegen  ihrer  fehlenden 
Markteinnahmen  nicht  mit  Krediten  unterstützen,  ihnen  muß  man 
verlorene  Zuschüsse  zahlen.  Bei  Wirtschaftsbetrieben  kann  man 
sich auf  Kredite beschränken. - 140  -
Auch  innerhalb der  Wirtschaftsförderungsprogramme dominiert 
der Staat mit  seinen  Zielvorstellunge~.  Die  (geplanten)  Verga-
bebedingungen  in  Bremen  und  Hessen  sind  eindeutig  Ausdruck  des 
staatlichen  Interesses,  etwas  gegen  die  Arbeitslosigkeit  zu 
tun:  Die  Kredite  sind  an  die  Bedingung  geknüpft,  neue  Arbeits-
und  Ausbildungsplätze  zu  schaffen.  Demgegenüber  wäre  aus  einer 
Situation dauerhafter  Benachteiligung  heraus  eine  Konsolidie-
rung  der  Selbstverwaltungswirtschaft  eher  angemessen  gewesen. 
Die  Pragmatiker  haben  wohl  darauf gesetzt,  daß  der  Staat  nicht 
ganz  so  genau  überprüft,  ob  die  Bedingungen  erfüllt  werden, 
und  daß  im  übrigen  Gestaltung  smögl ichkei  ten gewisse  Handlungs-
freiheiten  lassen.  Die  Entwicklung  in  Bremen  läuft  jedoch  auf 
das  Gegenteil  hinaus.  Schließlich entscheidet  in  Bremen  allein 
eine  staatliche  Vergabekornmission  darüber,  wer  unter  den  Be-
trieben  ein  Darlehen  erhält.  Damit  kann  nicht  mehr  sicherge-
stellt  werden,  daß  die  Gelder  nach  den  (auch  ökonomischen) 
Kreditwürdigkeitskriterien  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
verteilt  werden.  Eine  Dominanz  herkömmlicher  Kriterien  liegt 
in der  Natur  der  Sache. 
Die  Gefahr,  in  direkte  wirtschaftliche  Abhängigkeit  zu  ge-
raten,  ist  bei  verlorenen  Zuschüssen  besonders  groß.  Man  ge-
wöhnt  sich  schnell  an  die  finanzielle  Bezuschussung  laufender 
Kosten  eines  Projekts;  schließlich  ist  die  Größenordnung  der 
Aktivitäten  auf  einen  Gesamtetat  zugeschnitten,  in  dem  die 
staatliche  Förderung  einen  festen  Platz  hat.  Fällt  die  FÖrde-
rung  weg,  ist  d~s  Projekt  in  seiner  Existenz  bedroht  - ein 
Phänomen,  das  mit  dem  Ende  des  Berliner  Förderungsprogramms 
deutlich  in  Erscheinung  tritt111.  Kredite  werden  demgegenüber 
nur  aus  jeweils  einmaligen Anlässen  heraus  vergeben  und  können 
nach  der  Vergabe  auch  nicht  mehr  zurückgezogen  werden.  Sie 
sind  also  aus  der  Sicht  des  einzelnen  Betriebes  kein  Teil 
eines  laufenden  Programms  und  insofern  nicht  im  entferntesten 
so  gefährlich  wie  laufende  Zuschüsse. - 141  -
Aus  den  bisherigen  tlberlegungen  ergibt  sich  eine  Konse-
quenz.  Wenn  man  aus  guten  Gründen  für  selbstverwaltete  Betrie-
be  auf  verlorene  Zuschüsse  verzichten sollte,  andererseits  so-
ziale,  kulturelle  und  politische  Projekte  nur  verlorene  Zu-
schüsse  gebrauchen  können,  können  diese  Projekte  und  die  Be-
triebe  nicht  Adressaten  ein- und  desselben  Förderprogramrns 
sein.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Empfänger  läßt  sich  kein 
einheitlicher,  für  alle  gültiger  und  praktikabler  Kriterien-
katalog  für  die Vergabe  von  Mitteln  zusammenstellen.  Natürlich 
_könnte  man  vom  Staat  eine  feste  FÖrdersumme  verlangen,  um  sie 
autonom  nach  selbstgewählten  Regeln  zu  verteilen  - eine  Vor-
stellung,  die  in  Harnburg  einmal  bestanden  hat112.  Doch  man  muß 
dem  Staat  wohl  zugestehen,  daß  er  relativ  konkrete  Entschei-
dungen  darüber  trifft,  was  er  überhaupt  fördert:  Bei  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  sind  es  Betriebe,  deren tatsächli-
che  Förderungswürdigkeit  auf  dem  privaten  Kreditmarkt  und  in 
herkömmlichen  staatlichen FÖrderprogrammen  systematisch  unter-
schätzt  wird;  bei  den  sozialen  und  kulturellen  Projekten  sind 
es  jeweils  konkrete  Dienstleistungen  und  soziale  Aktivitäten, 
die  oft  ganz  konkret  staatliches  Leistungsangebot  ergänzen. 
Beim  einen handelt  es  sich  also  um  die Herstellung  privatwirt-
schaftlicher  Chancengleichheit.  Auch  wenn  man  mit  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  ein  Aktivitätsfeld  unterstützt,  das  mit 
seinem  Charakter  als  gesellschaftliches  Exeper iment  über  das 
rein  wirtschaftliche  hinaus  Bedeutung  hat,  bleibt  die  FÖrde-
rung  im  Wirtschaftsbereich  angesiedelt.  Auch  wenn  die  FÖrde-
rung  eines gesellschaftlichen Experiments  das  politische Motiv 
ist,  sollte die  FÖrderung  selber  doch  wirtschaftlichen  Krite-
rien  unterliegen·.  Be im  anderen  handelt  es  sich  um  die Verfol-
gung  politischer  Ziele,  bei der  selbst dann,  wenn  man  es  woll-
te,  die Elle der  privatwirtschaftliehen Ertragskraft gar  nicht 
angelegt  werden  kann.  Die  Alternativbewegung  sollte sich damit 
abfinden,  daß  staatliche  Förderprogramme  kein  Instrument  sein 
können,  die 
11 Einheit  der  Bewegung"  zu  erhi3.lten  oder  gar  zu 
fördern;  man  sollte diese Einheit  auf  anderen  Wegen  herzustel-
len  oder  zu  erhalten versuchen113. 
Drittens  schließlich  sind  auch  die  Wirkungen  der  Zusammen-
arbeit  mit  dem  Staat  und  der  Wirtschaftsförderungsprogramme 
auf  die  Solidarität  unter  den  selbstverwalteten  Betrieben - 1 42  -
durchweg  negativ.  Man  muß  unterscheiden  zwischen  der  Verhand-
lungsphase  und  der  Vollzugsphase.  Daß  in  der  Verhandlungspha-
se,  wo  es  noch  darum  geht,  einem  Förderprogramm  eine  allgemei-
ne  Gestalt  zu  geben,  die  ferne  Aussicht  auf  Staatsgelder  die 
Projekte  nicht  zusammenschmiedet,  im  Gegenteil  in  Harnburg 
z.B.  auf  den  entsprechenden  Sitzungen  kaum  ein Projekt  zweimal 
gesehen  wurde114,  liegt  in  der  Logik  der  Olsonschen  Theorie 
des  kollektiven  Handelns115.  Die  entscheidenden  Entt~uschungen 
erleben  alle,  denen  an  einer  Handlungsgeschlossenheit  der 
selbstverwalteten  Betriebe  1 iegt,  dann  in  der  Voll.zugsphase. 
In  Bremen  ist  von  Windhundrennen  anpassungsbereiter  Betriebe 
die  Rede.  "Statt  zunächst  einmal,  wie  vereinbart,  in  Ruhe  die 
Vertragsbedingungen  zu  erörtern  und  eventuell  kollektiv  Nach-
verhandlungen  zu  fordern"116,  wurde  die  Solidarit~t durch  das 
Wi ndh undpr inzi  p  ersetzt.  Das  Netzwerk  hatte  zwar  angeboten, 
den  Betrieben bei  ihren  Antr~gen  zu  helfen  {und  hat  dafür  so-
gar  eine  ABM-Stelle  zur  Verfügung  gestellt  bekommen),  dennoch 
war  bis  Ende  Dezember  1984  von  35  Antr~gen nur  die  H~lfte über 
das  Netzwerk  gelaufen117.  Die  restlichen  Betriebe  hatten  den 
direkten  Wegen  zum  Staat  bevorzugt.  Nach  den  Erfahrungen  in 
Bremen  und  Berlin  beginnt  "mit  dem  Zeitpunkt  der  staatlichen 
Förderung  auch  sofort  ein  'Hauen  und  Stechen'  unter  den  Be-
trieben"118.  Der  Verlust  gemeinschaftlichen  Handelns  hat  zu-
n~chst  einmal  für  sich  genommen  eine  zerstörerische  Wirkung 
auf  die  Selbstverwaltungswirtschaft,  weil  Kooperation  statt 
Konkurrenz  ein  Baustein  des  wirtschaftlichen  Oberlebens  ist 
{s.o.  üb er  die  Kooperation) .  Es  ist  darüber  hinaus  bedaue r-
lich,  weil  nur  Geschlossenheit die  Chance bietet, gestaltenden 
Einfluß  auf  die· Einzelbedingungen  der  FÖrderungsprogramme  zu 
nehmen. 
In  Berlin  und  Bremen  hat  man  also  mit  staatlichen  Förder-
prograrnmen,  bei  denen  der  Staat  sich  mehr  oder  weniger  deut-
lich vorbehalten  hat,  die  Einzelentscheidungen  über  die  FÖrde-
rung  zu  fällen,  schlechte  Erfahrung  gemacht.  Die  Projekte  und 
Betriebe  haben  sich  nicht  solidarisiert,  um  kollektiv  die 
Vertragsbedingungen  mitzugestalten  oder  in  ihren  Auswirkungen 
zu  mildern,  sondern  sie  haben  sich  entsolidarisieren  lassen. 
In  der  "AG  Staatsknete"  in  Bremen  streitet man  sich  nun,  "wer 
denn  die  Verhandlungen  um  den  alten  Topf  fortführen  soll  und - 143  -
wie  die  'Bewegung'  mit  dem  neu  geforderten  Topf  in  Höhe  von 
11,5  Mio.  für  1985/86  denn  umgehen  soll •.•• n119.  Aber  Be-
schwörungen  "zugunsten  von  gemeinsamen .•••  Diskussionen  und 
Entscheidungen"  "die  sich  im  Augenblick  abzeichnende  Trennung 
zwischen  pragmatischem Kohlebeschaffen  und  ideologieüberhöhten 
'Phantasien'"120 wieder  aufzuheben,  oderangesichtsder  Berli-
ner  und  Hessischen  "Vorbilder"  "sich  inhaltlich  und  organisa-
torisch  in diesen  Fragen  zusamrnentun"121,  sind  nach  den  Erfah-
rungen  fruchtlos.  Selbstverständlich  hatte  man  sich  in  Berlin 
und  Bremen  gegen  den  Zerfall  der  Solidarität  gewehrt.  Neue 
Appelle  können  die  soziale  Gesetzmäßigkeit,  die  hinter  einem 
solchen  Zerfall  steht,  nur  im  glücklichen  Einzelfall  außer 
Kraft  setzen.  Solange  sich  der  Staat  die  individuelle  Zutei-
lung  nach  eigenen  Maßstäben  vorbehält,  wird  es  im  Regelfall 
keine Solidarität geben;  dafür  ist das  Einzelinteresse einzel-
ner  Betriebe  an  der  staatlichen  FÖrderung  zu  groß  und  1 äßt 
sich  isoliertes  Vorgehen  durch  die  Betriebe  zu  leicht  ent-
schuldigend  erklären.  Nur  wenn  die  Selbstverwaltungswirtschaft 
bereites  in  einem  hohen  Maße  organisiert wäre  und  ihre Organi-
sation den  Mitgliedern,  die  sich nicht  wohlverhalten,  selekti-
ve  Anreize  vorenthalten  könnte  (vgl.  das  Kapital  über  die 
Kooperation),  wäre  ein  im  Ergebnis  "solidarisches"  Verhalten 
unter  Umständen  erzwingbar.  Da  das  nicht  der  Fall  ist,  eine 
dauerhafte  Überlebensfähigkeit der  Selbstverwaltungswirtschaft 
jedoch  nur  bei  intensiver  Kooperation  möglich  ist,  müßte  der 
Staat  schon  aus  eigenen langfristigen  Interessen heraus  seinen 
Einfluß  auf die  Mittelverwendung  zurücknehmen. 
Wenn  staatliche  Wirtschaftsförderungsprogramme  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  wirklich  nützen  sollen,  wenn  sie  ihr 
also  erlauben  sollen,  die Mittel statt für  eine  vorübergehende 
Milderung  des  allgemeinen  Arbeitslosenproblems  zu  einer  lang-
fristigen strukturellen Stärkung  ihrer Wirtschaftskraft  einzu-
setzen  unter  Berücksichtigung  ihrer  ideellen  Zielsetzung,  und 
wenn  die  Programme  nicht  mehr  oder  weniger  zwangsläufig  auf 
eine  Entsolidarisierung  der  Selbstverwaltungswirtschaft  hin-
auslaufen  sollen,  dann  wird  ein  entscheidender  Einfluß  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  auf  die  Zusammenstellung  und  An-
wendung  von  Kriterien  staatlicher  Wirtschaftsförderungspro-
gramme  zu  einer  notwendigen  Voraussetzung:  Ohne  einen  solchen - 1 44  -
entscheidenden  Einfluß  sind  die  genannten  Ziele  nicht  zu  er-
reichen. 
Es  bleibt  nur  noch  zu  kl~ren,  ob  man  jede  Form  eines  sol-
chen  entscheidenden  Einflusses  als  Lösung  akzeptieren  kann 
oder  nicht.  Es  soll  einmal  davon  ausgegangen  werden,  daß  ein 
Wirtschaftsförderungsprogramm erst verabschiedet wird,  wenn  es 
von  einer  mit  Verhandlungsvollmacht  ausgestatteten  und  als 
Verhandlungspartner  anerkannten  Gruppe  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  akzeptiert  worden  ist.  Entscheidender  Einfluß  auf 
die  Verteilung  der  Mittel  läßt  sich  dann  in  zwei  Formen  den-
ken:  entweder  in  einer  gemischten  Vergabekommission,  in  der 
die Selbstverwaltungswirtschaft mindestens  die  Hälfte der Ver-
treter  stellt,  oder  in  voller  Autonomie.  Solange  in  der  ge-
mischten  Vergabekommission  der  Staat  immer  noch  irgendeinen 
Einfluß  auf  die  Mittelvergabe behält,  bleiben  im  Prinzip  auch 
die genannten Schwierigkeiten erhalten.  Trotz  eindeutiger  Emp-
fehlungen  des  Beirats  zur  Förderung  von  Projekten  in  Nürnberg 
verweigerten  die  Politiker  in  zwei  Fällen  ihre  Zustimmung122. 
Die  Selbstverwaltungswirtschaft  hätte  nich  einmal  mehr  die 
Möglichkeit  gehabt,  von  da  an  auf  das  Programm  zu  verzichten; 
denn  es  lief  ja  und  hätte  dann  von  den  Projekten  einzeln  in 
Anspruch  genommen  werden  können;  also  blieb  nur  die  MÖglich-
keit,  den  Oktroi  von  Werturteilen  zu  akzeptieren.  Der  Verbund 
der Projekte  in Nürnberg  hatte  vorher  erklärt:  "Wir  wenden  uns 
gegen  eine  Aufspaltung  in  'gute'  und  in  'böse'  Projekte  und 
gegen  soziale  Ausgrenzung  und  Diskriminierung  einzelner  Ver-
bundmitglieder.n123  Dennoch  hat man  genau dieses letztlich ak-
zeptiert.  Verständlicherweise  ist  dann  die  Rede  von  "Vertei-
lungsorgien",  am  Ende  steht die  Einsicht:  " •••  die vielzitierte 
Solidarität  bestand  ihre  Bewährungsprobe  nicht."124  Und:  "Mit 
jedem  Plenum  wird  ein  Stück  Hoffnung  auf  sachgem·aße  Solidari-
tät weniger."125 Wenngleich  also  eine  paritätisch besetzte ge-
mischte  Kommission  gegenüber  der  alleinigen  Staatsentscheidung 
ein  großer  Fortschritt  ist,  solche  Kommissionen  auch  im  Nor-
malfall  zur  Zufriedenheit  funktionieren  dürften,  können  doch 
leicht Problemfälle  auftreten,  die  in  ihrer  qualitativen  Wir-
kung  weit  über  ihre  quantitative  Bedeutung  hinausgehen.  Das 
spricht  dafür,  die  Mittelverwendung  ganz  in  die  Autonomie  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  zu  übergeben126. - 145  -
4.3.  Vorschlag  einer Beschränkung  der FÖrderung  auf Bürg-
schaftsfonds 
Es  spricht  nun  allerdings  einiges  dafür,  daß  selbst  die 
volle  Autonomie  in  der  Mittelverwendung  auch  nur  eine  notwen-
dige,  aber  immer  noch  keine  hinreichende  Voraussetzung  dafür 
ist,  alle die  im  vorhergehenden Abschnitt  genannten  wünschens-
werten  Ziele der  Selbstverwaltungswirtschaft  zu  erreichen.  Für 
diese  Ansicht  gibt  es  allerdings  nicht  einmal  ein  Demonstra-
tionsbeispiel,  geschweige  den  einen  empirischen  Beweis,  son-
dern  nur  plausible Überlegungen. 
Solange  es  sich  um  verlorene  Zuschüsse  oder  Kredite  han-
delt,  wird  es  immer  eine  feste  Summe  geben,  die  für  einen  be-
s timroten  Zeitraum  reichen  muß.  Die  1 , 2  Mi o.  [1.1  in  Bremen,  die 
einmal  geplanten  7  Mio.  DM  in  Hessen  und  die  500.000  DM  in 
NÜr nberg  sind  solche  Summen.  Normalerweise  muß  man  davon  aus-
gehen,  daß  die  Summe  nicht  ausreicht,  um  alle  FÖrderungswün-
sche  erfüllen  zu  können.  Eine Verteilung  des  Mangels  macht  es 
dann  immer  notwendig,  nach diskriminierenden Verteilungskrite-
rien  zu  entscheiden.  Entweder  wählt  man  einen  Kriterienkata-
log,  der  relativ  wenig  Entscheidungsspielraum  läßt  und  so  eng 
ist,  daß  er  von  vornherein  die  Gruppe  der  potentiellen  Lei-
stungsempfänger  auf  die  Größenordnung  des  Fonds  zuschneidert; 
beispielsweise  könnte  (müßte}  man  sich  grundsätzlich  zwischen 
der  Alternative entscheiden,  von  zwei  Betrieben,  die beide  als 
rückzahlungsfähig  anzusehen  sind,  demjenigen  den Kredit  zu  ge-
ben,  der  relativ  "rllckzahlungsfähiger"  ist,  oder  aber  demjeni-
gen,  der  den  ideellen Zielsetzungen der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  stärker  entspricht:  Die  Rangfolge  der  Kriterien  würde 
also  z.B.  darüber  entscheiden,  ob  im  Zweifelsfall  dem  Ökono-
mismus  oder  dem  Idealismus  die  Priorität  einzuräumen  sei.  In 
einem  solchen  Fall  würde  es  also  durch  Mehrheitsbeschlüsse 
strukturell benachteiligte  Gruppen  innerhalb der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  geben.  Oder  aber  man  entscheidet  in  jeder Ver-
teilungsvollversammlung  ad  hoc  nach  jeweils  aufs  neue  mehr-
heitlich  gefundenen  oder  gar  keinen  Kriterien;  in  diesem  Fall 
würde  der  Verteilungskampf  zu  einem  Dauerproblem  werden.  Die 
ernüchternden  Erfahrungen  in  NÜrnberg  sind  sicher  nicht  nur 
auf  die  oben  erwähnten  Sonderfälle  zurückzuführen,  sondern - 146  -
ebensosehr  auf  den  "Verteilungsalltag".  Knappe  Mittel  diskri-
minierend  in  einer  Gruppe  verteilen  zu  müssen,  belastet  immer 
die  Solidarität,  aus  einem  bestimmten  Grunde  heraus  sogar 
mehr,  als  wenn  man  die  Entscheidungen  von  außen oktroyiert be-
kommen  würde,  weil  man  nun  nämlich  die  Schuld  an  der  Benach-
teiligung  einer  Gruppe  nicht mehr  einem  äußeren  Entscheidungs-
träger  in die Schuhe  schieben  kann.  Die  L5sung  für  dieses Pro-
blem bietet der  Bürgschaftsfonds,  der  auch  aus  anderen  Gründen 
die  empfehlenswerte  Form  staatlicher  Wirtschaftsförderung  für 
die  Selbstverwaltungswirtschaft ist. 
Für  einen  Bürgschaftsfonds  als  Form  des  staatlichen  Bei-
trags  zur  Lösung  der  Finanzprobleme  der  Selbstverwaltungswirt-
schaft  sprechen  drei  strategische,  zwei  pragmatische  Gründe 
und  ein  ordnungspolitischer  Grund,  die  in  dieser  Reihenfolge 
kurz  erläutert  werden  sollen. 
Ein  erster  strategischer  Vorteil  aus  der  Sicht  der  Selbst-
verwaltungswirtschaft  besteht  darin,  daß  ein  Bürgschaftsfonds 
(Haftungsfonds)  praktisch  alle  entsolidarisierenden  Auswahl-
entscheidungen erübrigt.  Da  ein Bürgschaftsfonds  kein Programm 
ist, das  über viele Jahre  laufen muß127,  sollte es möglich  und 
dem  Staat  zurnutbar  sein,  von  Anfang  an  eine Größenordnung  zu-
zugestehen,  mit  der  für  alle  Kreditwünsche  kreditwürdiger  An-
tragsteller eine  Bürgschaft  übernommen  werden  kann.  Im  übrigen 
kann  ja  mit  einem  Bürgschaftsfonds  immer  für  ein  Vielfaches 
seiner  Summe  gebürgt  werden.  Es  wird  also  bei  einem  Bürg-
schaftsfonds  keine  Verteilungsprobleme  mehr  geben:  FÜr  alle 
kreditwürdigen  Antragsteller  wird  gebürgt  werden  können.  Es 
wird  nur  noch  über  eine  nach  selbstgewählten  Kriterien  festge-
legte Kreditwürdigkeit  der  Antragsteller  zu  entscheiden  sein, 
d.h.  nicht  jeder  Antragsteller  wird  als  kreditwürdig  einge-
stuft  werden  und  in  den  Genuß  einer  Bürgschaft  kommen  können. 
Dies  ist die letzte  übrigbleibende  "Diskriminierung",  die  auch 
für  die  Selbstverwaltungswirtschaft  unverzichtbar  ist  und  in-
sofern  keine  entsolidarisierende  Wirkung  mehr  haben dürfte. 
Ein  zweiter  strategischer  Vorteil  des  Bürgschaftsfonds  be-
steht darin,  daß  er der  Selbstverwaltungwirtschaft  ein  Maximum 
an  Unabhängigkeit  bietet.  Bei  Kreditfonds  muß  man  immer  damit - 147  -
rechnen,  daß  eine  Förderung  auch  einmal  wieder  aufgehoben 
wird,  von  wo  an  man  wieder  auf  sich  allein  gestellt  wäre. 
Existiert  aber  ein  Bürgschaftsfonds  einmal,  kann  er  so  lange 
seine  positive  ökonomische  Funktion  ausüben,  wie  man  ihn  nicht 
dadurch  aufzehrt,  daß  man  über Gebühr  für  Betriebe haftet,  die 
dann  in  Konkurs  gehen. 
Der dritte strategische  Grund  ist darin  zu  sehen,  daß  Bürg-
schaften,  die  natürlich  in  voller  Autonomie  gegeben  werden 
können  müssen,  die  idealen  selektiven  Anreize  sind,  mit  Hilfe 
derer  eine  starke  Organisation der  Selbstverwaltungswirtschaft 
zustande gebracht  werden  kann.  Reserviert man  BÜrgschaften  nur 
für  zahlende  Mitglieder  einer  Dachorganisaton  der  Selbstver-
waltungswirtschaft,  wird  das  ein  starkes  Motiv  zum  Beitritt 
sein  und  die  finanzielle  und  organisatorische  Kraft  geben, 
sich  für  alle  anderen  wichtigen  wirtschaftlichen  und  politi-
schen  Ziele  der  Selbstverwaltungswirtschaft  einsetzen  zu  kön-
nen128. 
Aus  pragmatischen  Gründen  ist der  Bürgschaftsfonds  erstre-
benswert,  weil  der  Staat  vermutlich  bei  keiner  anderen  FÖrde-
rungsfarm  leichter  dazu  zu  überreden  sein  dürfte,  auf  sein 
Mitspracherecht  bei  der  Verteilung  der  Mittel  zu  verzichten. 
Wie  wir  gesehen  haben,  hat der  Staat selbst  im  Nürnberger  Ver-
gabemodell,  das mit  dem  Entscheidungsgewicht  der Selbstverwal-
tungswirtschaft  als  "einmalig  in  der  Bundesrepublik"129  be-
zeichnet  wird,  in  entscheidenden  Fällen  von  seinem  Vetorecht 
Gebrauch  gemacht.  Nun  handelte es  sich dabei  um  politische  Mo-
tive,  die  im  Rarunen  einer Wirtschaftsförderung  weniger  im  Vor-
dergrund  stehen.  Bei  der  Vergabe  von  Krediten  würde  der  Staat 
aber  vermutlich  in  Einzelfällen  Über  die  Kreditwürdigkeit  an-
dere  Vorstellungen  haben  als  die  Vertreter  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  und  - davon  ausgehend  und  da  es  ja  sein  eige-
nes  Wirtschaftsrisiko bleibt - auf  eine  Mitsprache  nicht  ganz 
verzichten  YK>llen.  Bei  einem  Bürgschaftsfonds  darf  der  Staat 
unterstellen,  daß  die  Selbstverwaltungswirtschaft  aus  ihrem 
eigenen  ökonomischen  Interesse  heraus  eine  vorsichtige  BÜrg-
schaftspolitik praktizieren  wird,  um  den  Fonds  nicht  innerhalb 
kurzer  Zeit  zu  dezimieren.  Der  Unterschied  zwischen  "Verbrau-
chen  für  einen  guten  Zweck",  was  bei  verlorenen  Zuschüssen, - 148  -
von  der  Einstellung  her  manchmal  auch  bei  Krediten  noch  im 
Vordergrund  steht,  und  "Wirtschaften"  tritt zutage  und  muß  ak-
zeptiert  werden:  Nur  solche  selbstverwalteten  Betriebe  können 
in  ihren  idealistischen  Zielsetzungen  unterstützt  werden,  bei 
denen  auch  eine  gute  Prognose  über  die  RÜckzahlungsfähigkeit 
gemacht  werden  kann.  Wo  es eine  systemimmanente  - und  im  übri-
gen  ja  auch  mit  den  Zielen  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
nicht  im  \\'iderspruch  stehende  - ökonomische  Selbstkontrolle 
gibt,  sollte der Staat sich überwinden  und  auf  eine  Mitbestim-
mung  bei  der  Mittelverwendung  verzichten  können. 
Die  Ausnutzung  einer  (hier  unterstellten)  größeren  Bereit-
schaft  des  Staates,  der  Selbstverwaltungswirtschaft  Autonomie 
in  der  Mittelverwendung  zu  geben,  sollte  um  so  leichter  fal-
len,  als  als  Staatsbeitrag  zu  einer  langfristigen  Finanzie-
rungskonzeption mehr  als ein  Bürgschaftsfonds  nicht  nötig  ist: 
Er  ist  das  einzige,  was  als  Ergänzung  zur  Ökobank  (oder  jeder 
anderen  Bank,  die bereit ist,  den  Betrieben  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  Vorzugs kr edi tbedi  ngungen  einzuräumen)  noch 
fehlt.  ~'Venn  es  erst  einmal  eine  der  Selbstverwal  tungswirt-
schaft  nahestehende  Bank  gibt,  ist Geld  kein Problem  mehr.  Wie 
wir  gesehen  hatten,  war  nur  die  Haftung  noch  ein Problem,  weil 
sie  von  der  Bank  selber  nicht  im  wünschenswerten  Umfang  über-
nommen  werden  kann. 
Schließlich ist ein Bürgschaftsfonds  auch  aus  ordnungspoli-
t i scher  Sicht  g ün s t i g  zu  b e ur  t e i 1 e n ,  arn  g ün s t i g s t e n  im  Ve r-
hältnis  zu  verlorenen  Zuschüssen.  Verlorene  Zuschüsse,  z.B.  in 
Form  von  Personalkostenzuschüssen,  bergen  immer  die  Gefahr  in 
sich,  das  Wirtschaftlichkeitsdenken  in  den  Betrieben verloren-
gehen  zu  lassen,  weil die  Geldsubventionen die  ökonomische  La-
ge  augenblicklich  entspannen,  ohne  daß  man  an  eine  spätere 
Rückzahlung  denken  müßte.  Der  Hinweis  darauf,  daß  die  Selbst-
verwaltungswirtschaft  in  vielfältiger  Weise  zwar  nicht  nach 
dem  Wortlaut des  Gesetzes,  aber  im  Prinzip gemeinnützig  wirkt, 
ist zwar  ein .starkes  Argument:  Die  Subventionen  würden  in die-
sem  Falle  als  Zahlung  für  vom  Staat  inhaltlich  honorierte 
Dienste  an  der  Gemeinschaft  gezahlt  werden.  Es  bleibt  jedoch 
ein  Unbehagen:  Solche  Kostenerstattungen  sollten auf möglichst - 149  -
präzise  Berechnungsgrundlagen gestellt werden;  und  es  wäre  aus 
Gründen  der  Gleichbehandlung  wünschenswert,  wenn  der  Staat 
allgemeine  Grundsätze  zur  Förderung  beispielsweise  bestimmter 
Produktionsformen  und  Produkte  erlassen  würde.  Beides  wäre 
nicht  (sicher)  der  Fall,  wenn  Subventionsgelder  in  die  freie 
Verfügung  der  Selbstverwaltungswirtschaft gestellt  würden.  In 
stark  abgeschwächter  Form  gelten  diese  Einwände  auch  für  Kre-
dite  mit  besonders  günstigen  Konditionen:  Auch  sie  haben,  je 
günstiger  sie  sind,  um  so  mehr  den  Charakter  von  Subventio-
nen.  Es  kommt  aus  rechtlicher  Sicht  hinzu,  daß  verlorene  Zu-
schüsse  und  die  erwähnte  Form  von  Krediten  mit  dem  Gleichbe-
handlungsgrundsatz  kollidieren  könnten130. 
Alle  diese  Makel  fehlen  beim  Bürgschaftsfonds.  Seine  Ein-
richtung  kann  und  muß  als  Ausgleich  für  strukturelle  Benach-
teiligungen  der  Selbstverwaltungswirtschaft  in  herkömmlichen 
staatlichen Wirtschaftsförderungsprogrammen  und  auf  dem  priva-
ten  Kreditmarkt  angesehen  werden.  Alle  weiteren  Vorteile,  die 
die  selbstverwalteten Betriebe mit  seiner Hilfe möglicherweise 
genießen  können,  wie  insbesondere günstige  Zinsen,  wären  keine 
Staatsgeschenke  mehr,  sondern  im  Umfeld  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft  selbst  entstanden.  Es  wären  keine  die  Produktions-
struktur  verzerrenden  Staatseingriffe,  sondern  - soweit  die 
günstigeren  Zinsen  z. B.  durch  Zinsv~rzicht  bei  den  Einlegern 
der  Bank  möglich  werden  - direkte  Wertentscheidungen  der  Men-
schen  in  ihrem  Umgang  mit  Geld,  sozusagen  eine basisdemokrati-
sche Wertentscheidung,  gegen  die  aus  ordnungspolitischer Sicht 
nichts mehr  einzuwenden  ist. 
5.  Zusammenfassende  Betrachtung  der ökonomischen  und  organisa-
torischen  Probleme  der  Selbstverwaltungswirtschaft  in  der 
BRD 
Der  Beitrag  zu  den  allgemeinen  Ökonomischen,  finanzwirt-
schaftliehen  {im  Sinne  von  Kapitalversorgung  durch  eigene  In-
stitutionen  und  durch  den  Staat)  und  sozialen  Problemen  und 
Entwicklungsperspektiven  der  Selbstverwaltungswirtschaft  ist 
in drei Kapitel  gegliedert: - 1 50  -
- zum  Bestand  und  zur  Entwicklungsfähigkeit  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft, 
- zur  Koopertion  in der  Selbstverwaltungswirtschaft  und 
- zur  Versorgung  der  Selbstverwaltungswirtschaft  mit  Frerndka-
pital. 
Die Analyse des  Bestandes  und  der Entwicklungsfähigkeit der 
Selbstverwaltungswirtschaft  sollte  zunächst  nur  die  quantita-
tive  Bedeutung  des  Untersuchungsgegenstandes  - auch  unte  dem 
Gesichtspunkt  örtlicher  Beschäftigungsinitiativen  - darlegen. 
Eine  gründlichere  Beschäftigung  mit  den  vorliegenden  empir i-
sehen  Daten  und  Schätzungen  Über  den  Umfang  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  legte  dann  allerdings  den  Schluß  nahe,  daß  we-
gen  des  zwischen  den  einzelnen  Studien  unterschiedlichen  und 
innerhalb  der  einzelnen Studien  zum  Teil  widersprüchlichen Ge-
brauchs  der  Abgrenzungskriterien  und  wegen  grundsätzlicher 
Schwierigkeiten bei  der  Datensammlung  eine  einigermaßen  zuver-
lässige  Schätzung  der  Zahl  selbstverwalteter  Betriebe  in  ein-
zelnen  Regionen  sowie  insbesondere  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland  nicht möglich  ist. 
Betrachtet  man  die  "historische"  Entwicklung  - sagen  wir: 
der  letzten  10  Jahre  - der  Selbstverwaltungswirtschaft,  so 
l·aßt  sich  in der  Bundsrepublik  Deutschland  auch  keine  eindeu-
tige  positive Korrelation  zur  steigenden Arbeitslosigkeit  her-
stellen  ein  sonst  verbreitetes  Interpretationsmuster  der 
Renaissance  der  Kooperativen  in  den  70er  und  80er  Jahren  in 
Europa.  Dieses  auf  den  ersten  Blick  überraschende  Ergebnis 
läßt  sich  leicht  mit  dem  desolaten  Zustand  erklären,  den  die 
Selbstverwaltungswirtschaft  in  der  Bundesrepublik  Deutschland 
hat,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  dessen,  was  sie  selbst  für 
die  Förderung  ihrer  wirtschaftlichen  und  politischen  Interes-
sen  tun  kann,  wie  auch  hinsichtlich  ihrer  Förderung  durch  den 
Staat  auf  allein drei  gebietskörperschaftliehen  Ebenen  (Bund, 
Länder  und  Gemeinden).  Daraus  ist der  wichtige  Schluß  zu  zie-
hen ,  d aß  übe r  d i e  w  i r t sc  h a f t 1 i c he  FÖrde  r u ng s w  ü rd i g ke i t  d e r 
Selbstverwaltungswirtschaft  erst  nach  Strukturverbesserungen 
geurteilt  werden  kann  - Strukturverbesserungen,  die die  Handi-
caps  der  Selbstverwaltungswirtschaft gegenüber  der  etablierten 
Ökonomie  ausgleichen  sollen. - 1 51  -
In  diesem  Zusammenhang  spielt  die  Kooperation  in  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  eine  tragende  Rolle.  Kooperation 
gehört  international  in  allen  "kooperativen  Bewegungen"  zum 
ideologischen  Selbstverständnis.  Sie  ist  aus  pragmatischen 
Gründen  nötig 
- zur  Stärkung  der  Wirtschaftskraft  der  einzelnen  Betriebe 
(zum  Teil,  um  selbst  auferlegte  Wettbewerbsnachteile  auszu-
gleichen)  wie  insbesondere 
zur  Stärkung  der  Durchsetzungskraft  in  der  Politik,  wenn  es 
um  die Interessenvertretung  gegenüber  dem  Staat geht. 
Tatsächlich  ist eine  Kooperation  in  der  Selbstverwaltungs-
wirtschaft,  und  zwar  sowohl  als  Branchenkooperation  wie  auch 
als  regionale Kooperation,  kaum  vorhanden.  Die Theorie  von  der 
Logik  des  kollektiven  Handelns  hilft,  diesen  Sachverhalt  zu 
verstehen  und  zu  erklären: 
- Die  Gruppen  sind  meist  zu  groß,  als  daß  Einzelne  bereit  wä-
ren,  sich dafür  einzusetzen. 
Sogar  in  der  Selbstverwaltungswirtschaft  als  einer  zum  Teil 
idealistischen  Bewegung  dominieren  schließlich  die  nüchter-
nen Reaktionen  auf  idealistische Anforderungen. 
- In der  FrÜhphase  ihrer  Entwicklung  kann die deutsche  Selbst-
verwaltungswirtschaft  noch  nicht  auf  Organisationen  zurück-
greifen,  die  schließlich  doch  zur  Durchsetzung  der  Gruppen-
interessen meist  nötig  sind. 
- Außerdem  richtet  sich ein Teil der  Mitglieder der  Selbstver-
waltungswi rtschaft  gerade  wegen  seiner  idealistischen  Hal-
tung  gegen  eine  Verbesserung  des  Organisationsgrades. 
Ein  Ausweg  aus  diesem  Dilemma  könnte  darin  bestehen,  durch 
Hilfe  von  außen  die  dem  Prinzip der Verbandsorganisation posi-
tiv gegenüberstehenden  Kräfte  in die  Lage  zu  versetzen,  ihrem 
Ziel  näherzukommen.  Prinzipiell  haben  potentielle Organisatio-
nen  eine  höhere  Chance,  durch  Mitgliedschaft  akzeptiert  zu 
werden,  wenn  sie wirtschaftliche Anreize  für  die  Mitglieder  in 
Aussicht  stellen  können.  A.n  dieser  Stelle  ist  zum  ersten  Mal 
der  Staat  gefordert:  Er  müßte  über  seine  Beiträge  zum  Aus-
gleich  der  strukturellen  Wettbewerbsnachteile  die  Selbstver-- 1 52  -
waltungswirtschaft  selber  verfügen  lassen,  damit  diese  Beiträ-
ge  als  selektive  Anreize  zum  Eintritt  in  Verbandsorganisatio-
nen  benutzt  werden  können. 
Die  Analyse  der  Versorgung  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
mit  Fremdkapital  beschäftigt  sich  schließlich  mit  einem  der 
drängendsten  Probleme  der  selbstverwalteten  Betriebe:  dem  Fi-
nanzierungsproblem. 
Staatliche  Wirtschaftsförderungsprogramme  für  die  Startpha-
se  kleiner  Unternehmen  sind  den  selbstverwalteten  Betrieben 
unzugänglich,  hauptsächlich,  weil  sie 
- meist  das  erforderliche Eigenkapital  nicht besitzen  und 
- bei der  Kreditwürdigkeitsprüfung  der  auch  im  Rahmen  staatli-
cher  Förderprogramme  zuständigen  privaten  Banken  schlechte 
Chancen  haben. 
Da  die  privaten  Banken  traditionell  auch  für  alle  privaten 
Kredite  zuständig  sind,  bilden sie das  Nadelöhr,  durch  das  die 
selbstverwalteten  Betriebe meist  nicht  hindurchkommen: 
- teils  wegen  Unvollkommenheiten  der  Rechnungslegung  in  den 
Betrieben  selber, 
- teils,  weil  die  Banken  kein  Verständnis  für  die  von  den 
marktwirtschaftliehen  Prinzipien  abweichenden  Unternehmens-
ziele  und  -strukturen haben, 
- teils,  weil  die  Banken  sich  wegen  der  fehlenden  Urteilsmög-
lichkeiten  über  die  Ökonomischen  Zukunftschancen  zu  sehr  an 
Bürgschaften  und  sachliche Sicherheiten halten wollen. 
Wo  die  Selbstverwaltungswirtschaft  weder  an  herkömmlichen 
staatlichen  Förderprogrammen  noch  am  traditionellen  Kredit-
markt  im  notwendigen  Maße  teilnehmen  kann,  braucht  sie  "eige-
ne"  Kapitalversorgungs insti  tutionen. 
- Das  Netzwerk  Selbsthilfe  kann  aus  seinen  Mitgliederbeiträgen 
keine  ausreichende Kapitalversorgung  gewährleisten. 
- Die  Ökofonds  reichen  ebenfalls  nicht  aus,  decken  aus  ihren 
eigenen  Statuten  heraus  nur  bestimmten  Kreditbedarf  ab  und 
sind  politisch  unsicher. 
- Die Direktkreditvermittlung,  eine  Berliner Schöpfung,  dürfte 
aus  "weltanschaulichen"  Gründen  zu  eng  sein  und  aus  prakti-- 153  -
sehen  Gründen  zu  unflexibel,  um  eine  ausreichende  Kapital-
versorgung  sicherstellen  zu  können. 
- Die  Ökobank  schließlich  wäre  die  notwendige  und  ausreichende 
Ergänzung  zu  den  bisher  genannten  Geldquellen,  würde  also, 
wenn  sie  erst  einmal  eingerichtet  sein  sollte,  Kreditgeld 
kein  Mengenproblem  mehr  sein  lassen.  Als  Bank  müßte  sie  je-
doch  ebenfalls  eine  Sicherheitenpolitik  befolgen,  bei  der 
nach  wie  vor  vielen  selbstverwalteten  Betrieben  der  ge-
wünschte Kredit  vorenthalten  werden  müßte. 
- So  müssen  Haftungsfonds  als  notwendige  Ergänzung  zur  Ökobank 
hinzukommen.  Diese  Haftungsfonds,  von  denen  es  regional  mög-
1 ichst  viele  geben  sollte,  kann  die  Selbstverwal  tungswirt-
schaft  nicht  aus  eigener Kraft  aufbauen. 
Es  galt  also  zu  prüfen,  ob  staatliche  FÖrderprogramme  spe-
ziell  für  die  Selbstverwaltungswirtschaft  nicht  gerade  dieses 
Instrument  in  den  Vordergrund  stellen  sollten.  Eine  Analyse 
der  wenigen  bestehenden  regionalen  und  kommunalen  FÖrderpro-
gramme,  die  aus  verlorenen  Zuschüssen  oder  leicht  erschöpfba-
ren  Kreditfonds  bestehen,  hat gezeigt, 
- daß  weder  verlorene  Zuschüsse  noch  Kredite  den  sachlichen 
Bedarf  an  Fremdkapital decken  können, 
- der Staat als Geldverteiler  von  vielen selbstverwalteten  Be-
trieben aus  Angst  vor  Identitätsverlust abgelehnt  wird, 
- verlorene  Zuschüsse  und  Kredit,  ganz  gleich,  ob  sie  von 
staatlichen  Stellen  direkt  oder  über  von  den  Projekten  und 
Betrieben  der  Selbstverwaltungswirtschaft  majorisierte  Bei-
räte verteilt werden,  nicht die  Harmonie  und  Solidarität der 
SelbstverwaltUI1gswirtschaft  stärken,  sondern  meist  das  Ge-
genteil  erreichen. 
Eine  wichtige  Konsequenz  aus  alledem  ist:  Wenn  staatliche 
Wirtschaftsförderung  die  Selbstverwaltungswirtschaft  wirklich 
stärken soll,  auch  und  besonders  in  dem  Sinne,  daß  nicht durch 
innere  Verteilungskämpfe  zerrüttete,  sondern  starke  Verbände 
entstehen  können,  die  in  der  Lage  sind,  alle  wichtigen  Ziele 
der  Selbstverwaltungswirtschaft  zu  verfolgen,  dann  muß 
- der  Staat  FÖrdermi ttel  der  Selbstverwaltungswirtschaft  zur 
eigenen  Verfügung  übergeben, 
- und  es  dürfen  keine  Zuschüsse  und  Kredite  sein,  die  zu  ver-
geben  sind. - 154  -
Übrig  bleibt  das  Instrument  des  Haftungsfonds  in  der  Auto-
nomie  der  Selbstverwaltungswirtschaft. 
- Der  Haftungsfonds  ist die  notwendige  Ergänzung  der  Ökobank. 
- Er  stellt mit  einem  relativ  kleinen  Haftungskapital  norma-
lerweise  ein  für  alle vertretbaren Kreditwünsche  ausreichen-
des  Bürgschaftspotential  zur  Verfügung  und  verliert dadurch 
die  entsolidarisierenden  Wirkungen,  die  den  anderen  FÖrder-
programmen  anhaften. 
- Er  ist  ideal  als  selektiver  Anreiz  zu  benutzen,  um  zu  star-
ken  politischen  und  Wirtschaftsorganisationen der  Selbstver-
waltungswirtschaft  zu  kommen. 
- Er  sollte dem  Staat  am  ehesten den  Verzicht  auf  Einfluß  bei 
der  Mittelverteilung  leicht  machen,  weil  ein  Haftungsfonds 
von  der  Selbstverwaltungswirtschaft  nach  wirtschaftlichen 
Kriterien  (allerdings  den  der  Selbstverwaltungswirtschaft 
angemessenen)  geführt  werden  muß. 
- Schließlich  ist ein  Haftungsfonds,  weil  er  aus  seiner  inne-
ren  Logik  heraus  anders  als  Kreditsfonds  und  ganz  besonders 
verlorene  Zuschüsse  nach  Wirtschaftsprinzipien  geführt  wer-
den  muß,  ein ordnungspolitisch besonders  akzeptables  Förder-
instrument,  weil  er  die  Marktchancen  besonders  wenig  ver-
zerrt. - 155  -
1)  Die  Abfindung  aus  dem  Sozialplan  reicht  in  vielen  Fällen 
nicht  aus,  um  die  Übernahme  des  Betriebes  zu  finanzieren, 
so  daß  eine  Fremdfinanzierung  mindestens  hinzukommen  muß. 
2)  Vgl.  in  diesem  Bericht  den  Teilbericht  von  V.  Gessner 
über  Betriebsfortführungen  durch  die  Belegschaften  von 
Krisenunternehmen,  s.  7,  sowie  die  ausführliche  Bericht-
erstattung  über  das  jüngste  größere  Ereignis  dieser  Art, 
das  Scheitern  der  Belegschaftsinitiative  "Hennefer  Inge-
nieurbau"  in:  Contraste,  Mai  1985,  s.  7  ff. 
3)  Vgl.  oben,  zum  Bestand  und  zur  Entwicklungsfähigkeit  der 
Selbstverwal  tungswi rtschaft. 
4)  Vgl.  Ch.  Personn  und  0.  Tiefenthal,  a.a.O.,  S.  41 
5)  H.  Kreutz,  G.  Fröhlich  und  H.D.  Maly,  a.a.O.,  S.  73 
6)  W.  Beywl,  H.  Brombach  und  M.  Engelbert,  a.a.O.,  S.  49 
7)  J.  Hub er,  Wer  soll ....  a. a. ao. ,  s.  2 8 
8)  So  z.B.  Ch.  Personn  und  0.  Tiefenthal,  a.a.O.,  s.  41  f.: 
W.  Beywl,  H.  Brombach  und  M.  Engelbert,  a.a.o.,  s.  51, 
und  F.  Hegner  und  C.  Schlegelmilch,  a.a.O.,  S.  26 
9)  E.  Thies,  Kurz- und  mittelfristige  Finanzierung,  Wiesba-
den  1958,  S.  8 
10)  In  den  Räumen  Hannover  und  NÜrnberg  wurden  in  der  Stich-
probe  nur  1 1%  Gesellschaften dieser Art  erhoben  (wenn  man 
die  mitgezählten  Alleininhaber  aussortiert,  erhöht  sich 
der Prozentsatz  auch  nur  auf  14%)  (H.  Kreutz,  G.  Fröhlich 
und  H.D.  Maly,  a.a.o.,  s.  133). 
11)  s.  in  diesem  Bericht  den  rechtlichen  Teilbericht  von  A. 
Höland 
12)  M.  KÜck,  Neue  Finanzierungsstrategien  für  selbstverwalte-
te  Betriebe  ( D  i s s • ) ,  Be r 1 in  1 9 8 4 ,  s .  3 9 
13)  s.  H.  Bisehoff  und  D.  Damm,  Arbeitsplätze  selber  schaf-
fen,  finanzieren  und  behalten,  MÜnchen  1985,  S.  125  f. 
14)  Vgl.  Ch.  Pe.rsonn  und  0.  Tiefenthal,  a.a.O.,  S.  182,  Tab. 
1 3,  wo  die  Gruppe  der  jungen  Berufsanfänger  aus  allen 
Stufen  des  Bildungssystems  und  der  Arbeitslosen  16%  aus-
macht.  Vgl.  auch  M.  Kück,  a.a.o.,  s.  51  f. 
15)  H.  Kreutz,  G.  Fröhlich  und  H.D.  Maly,  a.a.o.,  S.  43  f.; 
vgl.  auch  H.  Deerberg,  Alternativbetriebe- gesellschaft-
lich  nicht  vorgesehen,  in:  H.  Effinger  (Hrsg.),  Selbst-
hilfe  und  Arbeitsmarkt  in  Bremen,  Bremen  1985,  S.  160; 
anders  dagegen  M.  Kück,  a.a.O.,  S.  51  die  - wohl  unter 
Berücksichtigung  zusätzlicher Überlegungen  - von  geringen 
Bigenkapitalquoten spricht. - 156  -
1 6 )  H •  De e r b e r g ,  a • a • 0 • ,  S •  1 6 0 
17)  So  z.B.  Ch.  Personn  und  0.  Tiefenthal,  a.a.O.,  S.  79;  K. 
Bergmann  und  Ch.  Schröter,  Er  geht  voll  ab,  der  Öko-
Punk ••• ,  1n:  Verband  der  Selbstverwalteten  Betriebe  im 
Raum  Rhein/Main/Neckar/Lahn  (Hrsg.),  Projektmesse  '84, 
Oberursel  1984,  s.  12  ff.  und  S.  16 
18)  M.  KÜck,  a.a.O.,  S.  48  ff.;  F.  Hegner  und  C.  Schlegel-
milch,  a .a. 0.,  s.  43 
19)  Vgl.  wieder  die  neueren  empirischen  Erhebungen:  Nach  Ch. 
Personn  und  0.  Tiefenthal,  a.a.o.,  s.  63,  verdienen  70% 
der  Vollzeitkräfte  weniger  als  1.000,-- DM  im  Monat;  nach 
H  •  Kr e u t z ,  G.  Fr  ö hl ich  und  H  • D  •  Ma 1 y ,  a.  a • 0 • ,  S.  9 0 , 
liegt für  57%  die  Einkommensgrenze  bei  1.200,-- DM,  sogar 
unter  Einschluß  von  Naturalleistungen;  nach  E.  Beywl,  H. 
Brombach  und  M.  Engelbert,  a.a.o.,  s.  83,  erhält  nur  ein 
Teil  der  Mitarbeiter  einen  "angemessenen"  Lohn  von  6 ,--
DM  netto  pro  Std. 
20)  H.  Kreutz,  G.  Fröhlich  und  H.D.  Maly,  a.a.o.,  s.  88;  w. 
Beywl,  H.  Brombach  und  M.  Engelbert,  a.a.o.,  s.  83;  Ch. 
Personn  und  o.  Tiefenthal,  a.a.o.,  s.  62 
21  )  M.  KÜck,  a.  a. 0. ,  S.  4 5 
22)  Ebenda 
23)  Um  die  schlechte  Produktionsmittelausstattung  zu  demon-
strieren,  stellt  M.  Kück  (a.a.O.,  s.  63  ff.)  eine  eigene 
Untersuchung  des  Druckerei- und  Satzgewerbes  in  Berlin 
vor.  Das  Ergebnis:  Die  meisten  Betriebe  arbeiten mit äl-
teren,  besonders  reparaturanfälligen  und  technisch  nicht 
leistungsfähigen  Maschinen  (S.  78).  Die  Betriebe  haben 
wegen  Kapitalknappheit  nicht  am  technischen  Fortschritt 
t e i 1 g e n om me n  ( S •  7 9  und  S •  8 1 ) •  Au s  der  vö  11  i g  " un  z ur  e i-
ehenden  Betriebsausstattung"  (S.  85)  ergibt  sich  ein  Mo-
dernisierungsbedarf  in  Höhe  von  über  3  Mio.  1»1  (S.  88), 
in  nur  19  Betrieben  (S.  66)  ist das  ein  durchschnittli-
cher Kapitalbedarf  von  150.000  DM! 
2 4 )  H •  Bi sc  hoff  und  D.  Damm,  a. a • 0 • ,  s.  1 2 7 
2 5 )  E b end  a ,  S •  1 6 5  f f • 
2 6)  Nach  Bundesministerium  für  Wirtschaft  (Hrsg.),  Starthil-
fe,  Bonn  1983  (im  folgenden  als  "Starthilfe"  zitiert), 
und  H.  Bisehoff  und  D.  Damm,  a.a.O.,  s.  165  ff.;  vgl. 
auch  Eichling  und  Zwingmann,  Die  Förderungsprogramme  für 
Existenzgründer,  Bergisch Gladbach  1983 
27)  Starthilfe,  S.  45 
28)  St.arthilfe,  S.  46  f. 
29)  Starthilfe,  s.  48 
30)  Starthilfe,  s.  45,  im  Original  unterstrichen  und  kursiv - 157  -
3 1 )  In  diesem  Sinne  auch  M.  KÜck,  a.a.O.,  s.  60 
3 2)  H.  Bi schoff  und  D.  Damm,  a.a.O.,  s.  173 
3 3)  M.  Kück,  a.a.O.,  s.  49 
3 4)  M.  Kück,  a.a.o.,  s.  53,  und  Starthilfe,  s.  1 2 
3 5)  Starthilfe,  s.  49 
3 6)  Im  selben Sinne  M.  Kück,  a.a.O.,  s.  26 
37)  So  wird  auch  in einer  Broschüre  des  Harnburger  Netzwerk  im 
Zusammenhang  mit  den  Kriterien  für  die  FÖrderungswürdig-
keit  von  Projekten  nicht  das  Kostendeckungsprinzip,  son-
dern  nur  ver  1 a ng  t  ,  d aß  d i e  Be t r i e b e  " nicht  auf  i nd i v i-
duellen  Profit  ausgerichtet  sind",  wobei  die  besondere 
Betonung  auf das  Wort  "individuell"  zu  legen  ist. 
3 8)  M.  Kück,  a.  a  0. ,  S.  53 
39)  Vgl.  auch  F.  Hegner  und  c.  Schlegelmilch,  a.a.O.,  S.  43, 
wo  neben  KÜck  auch  Te rma th  aus  dem  Werkstattgespräch  und 
das  Mittelstandsforschungsinstitut  mit  Erfahrungen  der 
Betriebe  in  der  Praxis  in  diesem  Sinne  zitiert  werden: 
dieses  "Zusammenwirken  von  Eigenmittelknappheit  und  unzu-
reichendem  Zugang  zur  WirtschaftsfBrderung"  wird  als 
"eine  der  wichtigsten  wirtschaftlichen  Ursachen  für  ge-
scheiterte Existenzgründungen"  bezeichnet  (ebenda,  S.  43) 
40)  Vgl.  auch  F.  Hegner  und  c.  Schlegelmilch,  a.a.O.,  S.  75, 
wo  Hutter mit  dem  Begriff der  ideologischen  Schranken  auf 
seiten der Kreditgeber  zitiert wird. 
41)  H.  Bisehoff  und  D.  Damm,  a.a.o.,  S.  173 
42)  F.  Hegner  und  c.  Schlegelmilch,  a.a.O.,  S.  76 
4 3)  So  z. B.  der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Roth  auf  der  Pro-
jektmesse  in  Oberursel  am  28.8.84 
44)  So  M.  Kück  auf derselben Veranstaltung 
45)  s.  M.  Kück,  a.a.o.,  s.  58 
46)  M.  Kück,  a.a.O.,  s.  98  und  99b 
47)  Netzwerk  Selbsthilfe  Bremen/Nord-Niedersachen  e.  V. 
(Hr sg.) ,  Die  Netzwerk-Landschaft,  Bremen  1 9 85,  Einband-
rücken;  im  Vorwort  (S.  1)  ist nur  von  32  Netzwerken  die 
Rede,  was  daran  liegen  kann,  daß  das  eine  oder  andere 
Netzwerk  sich  auch  wieder  auflöst. 
48)  S.  Fußnote  46 
49)  S.  Fußnote  47,  Vorwort,  s. - 158  -
50)  Vgl.  wieder  die  beiden  zitierten Quellen  auf  den  angege-
benen  Seiten 
51)  Ebenda 
52)  Für  1983  hat  M.  Kück  (a.a.O.,  s.  100)  21.300  DM  errechnet 
53)  M.  Kück,  a.a.o.,  s.  95 
54)  Ebenda,  s.  103 
55)  Ebenda,  s.  102 
56)  Ebenda,  s.  1 0 1 
57)  Eigene  Protokollnotiz  vom  Bundestreffen  der  Netzwerke  am 
18.4.1985  in  Bremen 
58)  Auf  dem  erwähnten  Bundestreffen  gab  es  darüber  einen  Er-
fahrungsaustausch mit einer  Reihe  von  Anregungen  aus  Ber-
lin (eigene Protokollnotiz) 
59)  Soweit  nicht  anders  angegeben,  stammen  diese  und  die  fol-
genden  Informationen  und  Zitate  aus  einer  Beilage  zur 
FRAZ-Fränki sehen  Wochenzeitung,  Nr.  42,  vom  2 5. 10. 1984, 
s.  5  - 8.  Die  Beilage  befaßt  sich  hauptsächlich  mit  dem 
bayerischen Ökofonds,  der  als  exemplarisches  Beispiel  ge-
nommen  werden  kann.  Vgl.  zur  Darstellung  und  Kritik  auch 
M •  K üc  k ,  a . a . 0 • ,  S .  1 0 4  f  f . 
60)  M.  KÜck.  a.a.o.,  S.  106,  dort  ohne Quellenangabe 
61)  Ebenda 
62)  H.  Bisehoff  und  D.  Damm,  a.a.O.,  s.  220  f. 
63)  Vgl.  oben  in  3. 1.  die  Überlegungen  zum  Verdoppelungs-
effekt bei  den  Netzwerkgeldern 
64)  M.  KÜck  und  P.  Grd±ian,  100  000  innovative  Arbeitsplätze 
im  Alternativ- und  Selbsthilfesektor,  in:  Zeitdienst,  ZÜ-
rich,  Nr.  35,  31.8:1984  (das  Material  wurde  für  ein Pres-
segespräch  am  16.8.1984  in  Bonn  zusammengestellt,  eben-
da).  Vgl.  auch  die  noch  längere  Liste  von  Städten,  in: 
Contraste,  Juni  1985,  S.  13 
65)  M.  Kück,  a.a.o.,  s.  122;  die  weitere  Schilderung  in  die-
sem  Absatz  nach  M.  Kück,  a.a.o.,  s.  122  bis  131 
66)  Z.B.  bei  M.  Kück,  Bank  für  Freaks,  tageszeitung, 
15.5.1984,  s.  10:  "Das  Kreditvermittlungsmodell  hat .•.  den 
Vorteil,  daß  es  eine  unmittelbare,  auf  die  Primärebene 
(private Anleger  und  Geldgeber)  bezogene  Demokratisierung 
von  Geld- und  Finanzierungsstr5mungen  zul~ßt."  Zur  weite-
ren Quellen  siehe  auch  unten  den  Abschnitt  3.4.3. 
67)  STATTwerke/Netzwerk  (Hrsg.),  Spargelder ..... 
68)  M.  KÜck,  a.a.O.,  S.  165;  die  folgenden  Ausführungen 
hauptsächlich  nach derselben Quelle,  S.  138  bis  s.  166. - 159  -
6 9)  M.  Kück  und  P.  Grottian,  1 00. 000  innovative  Arbei tspl  ät-
ze ••• ,  a .a. 0..  Zur  eingeschränkten  Reichweite  der  DKV 
siehe  auch  R.  Ratlos,  Falsch  gestellte Alternativen,  in: 
Zeitdienst  Zürich,  Nr.  32,  10.8.1984 
70)  N.N.,  Kritik der  reinen  Bank,  iP:  Contraste,  April  1985, 
s.  13 
71)  Ebenda.  An  anderer  Stelle  ist  sogar  davon  die  Rede,  daß 
die  DKV  "nicht  der  Weisheit  letzter  (Finanzierungs)-
Sc hl  u ß "  sei  ,  " aber  für  kl eine Kredite  ( b i s  DM  2 5 • 0 0 0 , --) 
meistens  eine  sehr  gute  Sache",  womit  die  DKV  als  rei-
bungsloses  Instrument  doch  auf  einen  ziemlich  kleinen 
Kreditbereich eingeschränkt  wird  (N.N.,  Die  erste  Million 
voll:  Und  wie  weiter?,  in:  Wandelsblatt,  Dezember  1984, 
S.  3).  Vg 1.  auch  N. N.,  Organi sationsmodell.  Von  Direkt-
krediten  zur  Ökobank,  in:  Wandelsblatt,  Oktober  1984,  S. 
15,  wo  die  Unvollkommenheit  der  DKV  mit  dem  Hinweis  da-
rauf  erklärt  wird,  daß  es  sich  nach  wie  vor  um  Kurzzeit-
kredite  handele,  der  Kreditgeber  einen  manchmal  unglück-
lichen  Einfluß  habe  und  Immobilien  und  Großvorhaben 
schwer  zu  finanzieren  seien. 
72)  K.-H.  Brendgen,  Wen  oder  was  fördert  die  Ökobank  - und 
wie?,  in:  Contraste,  Juni  1985,  s.  10. 
73)  Anmerkungen  zur  Entstehungsgeschichte  finden  sich  z.B.  in 
einem  Interview mit  dem  Initiator  und  ersten Vorsitzenden 
des  Fördervereins,  Lothar  Witte,  abgedruckt  in:  H. 
Bisehoff  und  D.  Damm,  a.a.O.,  S.  56  ff. 
74)  Aus  §  1  der  Satzung  des  Vereins  der  "Freunde  und  Förde-
rer"  der  Ökobank  e.V.",  in:  Verein  Freunde  und  Förderer 
der  Ökobank  e.V.  (Hrsg.),  Die  Ökobank.  Die  Bank  der  Bewe-
gung,  Broschüre,  erschienen  1984,  Anhang 
7 5)  M.  Berge r  und  K.  Bergmann,  Das  Geschäftskonzept  der  Öko-
bank,  in:  Verein  Freunde  und  Förderer  der  Ökobank  e.  V. 
(Hrsg.},  die  Ökobank,  a.a.o.,  s.  29  (Unterstreichungen 
hin  z ug e f üg t } • 
76)  K.-H.  Brendgen,  Wen  oder  was •••• ,  a.a.O.,  S.  10 
7 7 )  Vg 1 •  eb  end  a ,  S •  1 0 
78)  Siehe  z.B.  N.N.,  Kritik  der  reinen  Vernunft,  a.a.O.,  s. 
13,  wo  von  einer  starken  Fraktion  innerhalb  der  Ökobank 
die  Rede  ist,  "die  ganz  offen  eine  'normale'  Geschäfts-
bank  proklamiert  mit  einer  Spezialabteilung  für  Alterna-
tivbetriebe".  Befürchtungen  dieser  Art  haben  durch  die 
Einlassung  des  FÖrderervereins  im  Zusammenhang  mit  dem 
Rettungsversuch der  Hennefer  Ingenieurbau  GmbH.  neue  Nah-
rung  erhalten,  s.  K.  Bergmann,  Ökobank  - Die  erste  Chance 
verpaßt?  in:  Contraste,  April  1985,  S.  14,  vgl.  aber  auch 
die  folgende  Leserbriefdiskussion  in:  Contraste,  Mai 
1985,  s.  10. - 160  -
79)  S. M.  Makowski,  Der  "historische  Kompromiß":  Die  Ökobank 
kommt!,  in:  Wandelsblatt,  Oktober  1984,  s.  1  f.;  N.N. 
{Hubert,  Netzwerk  Nord-Baden),  Ökobank  kontra  Direktkre-
ditvermittlung  oder  das  integrierte  Friede-Freude-
ÖkoBa( n) ckenkonzept,  in:  Wandelsblatt,  November  1984,  s. 
11;  M.  Makowski,  Eine  vertrackte  Beziehungskiste  - die 
Ökobank,  in:  Wandelsblatt,  November  1984,  S.  11;  H.  Rich-
ter,  Die  Reg ionalisierung  der  Ökobank,  in:  Cantraste, 
März  1985,  s.  14 
80)  H.  Richter,  Klarsicht,  in:  Contraste,  Februar  1985,  s.  12 
81)  N.N.,  Vereinsnachrichten, 
1984,  s.  10 
in:  Wandelsblatt,  November 
82)  Vgl.  die  verschiedenen  Listen  von  Kontaktadressen  in  den 
Mitteilungen  in  den  Exemplaren  der  "Contraste" 
83)  N.N.  {-resi-),  Landesverband  gegrllndet,  in:  tageszeitung, 
6.7.1985,  s.  19 
84)  Dieser  Verband  hat  1 t.  Pressekonferenz  des  Fördererver-
eins  am  18.7.1985  die  ~\fahl  der  Rechtsform  der  Genossen-
schaft  für  "nicht  sachgerecht"  erklärt  (siehe  N.N.  (kpk), 
Gewaltiges Potential,  in:  tageszeitung,  19.7.1985,  s.  4 
8 5)  N. N.  ( Tho rsten  M.) ,  Pi onie rarbei  t  rni t  Leidenschaft  und 
Augenmaß,  in:  Contraste,  April1985,  s.  15 
86)  Siehe  Fußnote  94 
87)  So  z.B.  N.N.  {Paul,  Netzwerk),  Vorn  Netzwerk  zur  Ökobank?, 
in:  Viererbande,  Juni  1984,  s.  4.  Vgl.  zum  folgenden 
K.-H.  Brendgen,  Wen  oder  was ••• ,  a.a.O.,  s.  10  f. 
88)  M.  Berger  und  K.  Bergmann,  Das  Geschäftskonzept  der  Öko-
bank ,  a • a • 0 • ,  S •  2 9 
89)  Im  übrigen  werden  die  MÖglichkeiten  der  Kostenersparnis 
nicht  besonders  günstig  eingeschätzt  (vgl.  den  hier  zi-
tierten Artikel  von  Brendgen). 
90)  Vgl.  H.W.  Colsmann,  Alternative  Kreditwirtschaft  aus  An-
laß  einer  alternativen  Pädagogik,  in:  J.  Harms,  Ch.  Lei-
pert  und  P.  Sonntag,  Alternative  Ökonomie  und  ökonomische 
Theorie,  Frankfurt  a.M.  1980,  S.  119 
91)  s.  den  hier  zitierten Artikel  von  K.-H.  Brendgen 
92)  Vgl.  hinsichtlich  der  Betriebe  auch  die  negative  Rio-
schätzung  durch  M.  Kück,  a.a.O.,  s.  142 
93)  In  diesem  Sinne  auch  R.  Ratlos,  Falsch gestellte Alterna-
tiven,  a.a.O. 
9 4)  Vg 1.  die  Beschreibung  einer  solchen  rnögl ichen  Berechnung 
für  Nordrhein-Westfalen  bei  J.  Wi echers,  Kredi tvermi tt-
lung,  in:  Contraste,  Februar  1984,  s.  3 - 161  -
95)  Vgl.  vor  allem  N.N.,  Kritik  der  reinen  Bank,  a.a.o.,  der 
alle diese  Aspekte  kommentiert  und  im  folgenden  nur  noch 
bei  wörtlichen  Zitaten als Quelle  angegeben  wird 
9 6 )  N  • N.  ,  Kr i t i k  der  r e in  e n  Bank ,  a. a • 0 • 
97)  Vgl.  hierzu  zunächst die Kritik  an  der  Ökobank-Konzeption 
bei  M.  Kück,  Bank  für  Freaks,  a.a.O.,  und  anschließend 
die kritische Erwiderung  durch  R.  Ratlos,  Nicht  außerhalb 
des  "Kreislaufs",  in:  Zeitdienst  Zürich,  Nr.  31,  3.8.1984 
9 8 )  N. N.  (Pa ul,  Netzwerk) ,  a.  a. 0. ,  S.  5 
99)  R.  Ratlos,  Falsch gestellte  Alternativen,  a.a.O. 
100)  Kück  meint,  dieser  Wunsch  nach  "Entlastung"  gälte  nur 
beschränkt,  und  weist  darauf  hin,  daß  "die  STATTwerke  im 
Rahmen  einer  nicht  überaus  intensiv geführten  zweimonati-
gen  Werbekampagne  Über  eine  Million  Mark  an  Einlageange-
boten  von  privatem  Geld  zu  aktivieren"  in  der  Lage  gewe-
sen  seien  (M.  KÜck,  Bank  für  Freaks,  a.a.O.,  S.  1 0).  Das 
sagt  aber  doch  gar  nichts  über  den  verborgenen  Rest  !  -
Im  übrigen  geht  die  Abwehr  der  Bankkonzeption  implizit 
immer  auch  von  der  Voraussetzung  aus,  die  Menschen  zu 
einer  konkreten,  als  -wertvoll  angesehenen  Form  der  Geld-
beziehung  zu  zwingen.  Eine  solche  Einstellung  kommt  ind i-
rekt  in  der  Verbitterung  des  folgenden  Zitats  zum  Aus-
druck:  "Die  Tendenz  des  linken  Gesinnungsbürgertums,  sein 
Engagement  durch  verdinglichte  Tauschbeziehungen  zu  be-
kunden,  wie  sie  sich  in  einem  banktechnischen  Akt  wider-
spiegeln,  der  darin besteht,  sein Geld  von  den  Konten  der 
Deutschen  Bank  auf  die  der  Ökobank  zu  übertragen,  wird 
hier  nicht  kritisch  in  Frage  gestellt,  sondern  schlicht 
verwertet."  N. N.  (Paul,  Netzwerk),  Vom  Netzwerk  zur  Öko-
bank ,  a. a • 0 •  1  S.  5 ) • 
101)  Vgl.  z.B.  Zahneisen,  Ökobank  oder Scen'-Markscheine druk-
ken,  in:  Fränkische  Wochenzeitung,  29.6.1984. 
102)  N.N.,  Kritik der  reinen  Bank,  a.a.o. 
103)  L.  Betzl,  Bankinitiative  für  Frieden  und  Ökologie,  in: 
tage  s ze i t ung ,  3 0. 7 • 19 8 4 ,  S.  1 0. 
1 0 4 )  N  • N.  1  Kr i t i k  d e r  reinen  Bank ,  a. a • 0 . 
105)  Eine  ähnliche  Regelung  der  Dinge  wurde  auf  einem  Treffen 
der  Kreditvermittler  anläßlich der  Berliner  Wintertage  am 
26.1.1985  als Plan  für  Berlin geäußert:  Danach  sollte  aus 
der  Kreditvermittlung  Berlin  eine  Finanzierungsgenossen-
schaft  hervorgehen,  und  von  diesem  Zeitpunkt  an  sollten 
nur  noch  Betriebe,  die  auch  Genossen  sind,  Gelder  bekom-
men  (eigene Protokollnotiz). 
106)  Die  folgenden  Informationen  nach  G.  Dey,  M.  Grauvogel  und 
J.  Sosna,  Der  Sack  ist  auf:  Staatsknete  für  Alternativ-
projekte  in  Bremen,  in:  Wandelsblatt,  November  1984,  s. 
1 4f;  N. N.  ( Jürge n},  Projektmesse  Nord,  in:  Wandelsblatt, 
Januar  1985,  s.  12;  R.  Fücks,  Netzwerk-Antrag  abgebügelt, - 162  -
in:  Contraste,  Februar  1985,  S.  3,  und J.  Sosna,  Staats-
knete  in  Bremen:  Freude  mag  nicht  aufkommen,  in:  Con-
traste,  März  1985,  s.  13. 
1 07)  J.  Sosna,  a.a.o. 
108)  Die  folgenden  Informationen  nach  K.  Bergmann,  Hessen:  Das 
?-Millionen-Ding  geplatzt,  in:  Wandelsblatt,  Dezember 
1984,  s.  11. 
1 09)  Informationen  aus  "Bestimmungen  für  den  Beirat  'Fonds  zur 
Unterstützung  von  Selbsthilfegruppen  und  selbstorgani-
sierten Projekten  im  Kultur-,  Sozial-,  Ökologie- und  Ge-
sundheitsbereich' ",  Maschinenrnanuskript,  sowie  B.  Sieg-
ler,  Ein  Sieg  für  die  "alternativen  Manager"?  in:  tages-
ze  i t ung,  6. 7. 1 9 8 5,  S.  8 
110)  Nach  einer  langen  Zeit  wechselhafter  Auseinandersetzung 
mit  staatlichen  Verhandlungspartnern  Üb er  ein  Hamburger 
Förderprograrnm  kommt  Neuling,  Mitglied  des  Hamburger 
Netzwerk,  z.  B.  zu  dem  Schluß:  "Diese  Fixierung  auf 
staatliche  Förderung  •••  ist  unser  politischer  Tod."  (M. 
Neuling,  Kein  Bock  auf  Senatsknete!,  in:  Contraste,  März 
1985,  S.  12).  Meist  werden  in  der  veröffentlichten  Lite-
ratur  nur  Einzelstimmen  (wie  diese)  laut.  In  einer Stich-
probe  aus  Hannover  und  Nürnberg,  die  7 9  Projekte  und  Be-
triebe  umfaßte,  äußerten  nur  10%  der  Befragten  ausdrück-
liche  Abneigung  gegen  jede  Art  staatlicher  Förderung, 
weil  sie  die  Integration  in  das  "System"  fürchteten  (H. 
Kreutz,  G.  Fröhlich  und  H.  D.  Maly,  a.a.o.,  s.  140).  In 
den  Betrieben  schein·t  es  eine  pragmatischere  Haltung  ge-
genüber  der  staatlichen  Förderung  zu  geben  als  beim 
"Überbau"  wie  z.  B.  dem  Netzwerk. 
111)  Verlorene  Zuschüsse  werden  gelegentlich  auch  für  Wirt-
schaftsbetriebe  gefordert;  sie  sollen  "den  Alternativbe-
trieben mehr  Luft  in der  marktwirtschaftliehen Konkurrenz 
verschaffen  und  sie  nicht  so  brutal  auf  das  Rentabili-
tätsprinzip  festnageln  wie  der  Bremer  Fonds"  (  R.  FÜcks, 
a.a.O.).  Neben  dem  im  Text  angeführten  Argument  von  Ab-
hängigkeit  sprechen  auch  noch  wirtschaftliche  Gründe  ge-
gen  die  Vergabe  von  verlorenen  Zuschüssen  an  die  selbst-
verwalteten  Wirtschaftsbetriebe  (dazu  Näheres  unter 
4.3.). 
112)  Siehe  N.N.,  Hamburger  Senatsknete  ••• ,  in:  Contraste,  Fe-
bruar  1985,  S.  5:  Die  Mittel  wurden  verlangt  "für  den  ge-
samten  Alternativsektor  in  autonomer  Vergabe  durch  die 
Projekte". 
1 13)  Vgl.  z.B.  die  in  diesem  Bericht  zu  kurz  gekommene  "Aktion 
Dritter  Weg",  in  der  gemeinwirtschaftliche  Betriebe  über 
eine Stiftung  gesparte  Einkommensteuern  als  verlorene  Zu-
schüsse  an  nicht-ökonomische  Projekte geben  und  auf diese 
Weise  in  einer  großen  Gerneinschaft  Markteinkommen  für 
selbstgewählte  soziale  Zwecke  verausgabt  werden  (vgl.  die 
ausführliche  Darstellung  und  Selbstdarstellung  der  "Ak-
tion  Dritter  Weg"  in:  Contraste,  April  1985,  s.  3  ff.). 
Ein  ähnlicher  Zusammenhang  zwischen  wirtschaftlichen  und 
nichtwirtschaftlichen  Betrieben  und  Projekten  findet  sich 
auch  in  anderen  europäischen  Ländern,  z. B.  in  Spanien 
{Mond r ago n)  und  in  Italien. - 163  -
1 1 4 )  N . N  • ,  Harnburg  e r  Se n a t s kn e t e  • . • ,  a • a • 0 • 
1 15)  Das Kapitel  über  die Kooperation,  dort  unter 2.5. 
1 1 6)  R.  Füc  k s,  a. a.  0. 
117)  J.  Sosna,  Staatsknete  in  Bremen  •.. ,  a.a.o. 
118)  N.N.  {Jürgen),  Staatsknete  für  die  "Alternativen"  auch  in 
Niedersachse n?,  in:  Wandelsblatt,  Januar  1 98 5,  S.  1 2; 
vgl.  auch  N.N.  {Michael),  67,5  Millionen  für  Berliner 
Alternativprojektet,  in:  Wandelsblatt,  Dezember  1984,  s. 
2,  wo  von  "Hickhack  um  die Verteilung"  die  Rede  ist. 
119)  N.N.,  Projektmesse,  a.a.O. 
1 2 0 )  E b end  a . 
121)  B.  Koch,  Staatsknete  ade?  in  Niedersachsen  nee!!,  in: 
Contraste,  April  1985,  S.  8. 
1 2 2 )  B  •  Si  eg  1 e r ,  Ein  Si  eg  . . • ,  a . a • 0 • 
1  2 3 )  Eb end  a • 
124)  Ebenda. 
125)  Ebenda,  ein  Zitat des  Netzwerk  Franken. 
12 6)  tvenn  es  sich  bei  der  Autonomie,  wie  im  folgenden  Ab-
schnitt  vorgeschlagen,  nicht  um  die  Verteilung  jährlich 
in  die  Haushai te  einzustellender  Zuschüsse  und  Kredite, 
sondern  um  die Verwaltung  einmal  zur  Verfügung  gestellter 
Haftungsfonds  handelt,  sollten  haushaltsrechtliche  Be-
stimmungen  keine  unüberwindlichen Hindernisse  sein. 
127)  Kreditfonds  müssen,  insbesondere  bei  der  üblicherweise 
angestrebten  und  zugestandenen  langen  Laufzeit der  Kredi-
te,  viele  Jahre  in  mehr  oder  weniger  gleichbleibender 
Größenordnung  neu  ausgezahlt  werden,  ehe  sie die  Funktion 
des  revolvierenden  Fonds  annehmen  können,  der  dann  die 
Staatskasse  nicht mehr  belastet. 
128)  S.  das  Ende  des  Kapitels  über  die  Kooperation. 
1 2 9 )  B •  Si  eg  1 e r ,  a • a • 0 • 
130)  Darauf  weist  Bergmann  im  Rahmen  einer  Diskussion  über  aus 
seiner  Sicht  "überzogene  Forderungen  bei  Investitionszu-
schüssen  und  Personalkostenzuschüssen"  ebenso  hin  wie  auf 
einen  zu  erwartenden  "Aufstand  der  Handwerkskammer  und 
ihrer  Lobby  in  CDU  und  FPD"  und  auf  zu  erwartende  Ein-
sprüche  der  EG,  die  Überdurchschnittlich  hohe  FÖrderung 
nur  in  bestimmten  Gebieten  zul"aßt  (K.  Bergmann,  Hessen: 
.•.  ,  a.a.O.). Henri  le Marois,  Lille 
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1  - I Ni  F< 0  [) U  C  11 0  r~ 
Une  e n  q  u  &  t e  r t-c  e n  t e  (  :~~  )  a  m  c, r, t r e  q  u  e  2 6  X  des  F  r an~ a  i s 
ayant  entre  20  et  57  ans  "a\ö·iertt  dEjb  concretement  JJensf  ä  c..ret:r 
1eur  propre  entreprise  ou  a  ~e  rr,e-ttrE:  ö  leur  campte".  Une  muiti~ 
de  ces  individus  ftaierit  porteurs  d'un  prujet  precis  et  50%  d'el,trt:-
eux,  soit  environ  1  275  000,  aväient  er,gage  des  dfmarches  pour  1E 
mettre  en  oeuvre.  Mais  _le  nombre  des  creations  d'entreprises  n'a 
fte  que  de  110  000  en  France  durant  1 'ännee  1983. 
Reduire  1'ecart  de  onze  pour  un  qui  existe  entre  les  "en-
trepreneurs  potentiels"  et  ceux  qui  passent  a 1'acte,  et  faire  en 
sorte que  ces  derniers  reussissent,  constituent  des  enjeux  importants. 
E  n  e  f f e t ,  l es  d  e u  x-t i er  s  des  c r e a  t i o  n  s  d •  em p  1  o i s  me s ur e  es  e n  1  9  8  3 
en  France  sont  le  fait  d'etablissements  employant  moins  de  50  sala-
r i es ,  e t ,  s e 1  o  n  c er  t a i n  es  es  t i m  a  t i o  n  s  ( *  * )  ,  3  7  %  d  e  c es  em p  1  o i s 
nouveaux  -soit  500  000- avaient  ete  crees  "ex-nihilo"  par  des  entre-
preneurs.  C'est  dire  combien  la  contribution  de  ces  derniers  au 
deve 1  oppement  econom i que  1  oc a 1  par  1  a -creat  i on  ou  cro iss  ance  d' act i-
vite  generatrices  d'emp1oi~ est  importante,  et combien  il est  souhai-
table  de  susciter  l'emergence  de  "nouveaux  entrepreneurs"  ainsi 
que  de  soutenir  ceux  qui  entrent  dans  l'action.  Cette  double  opera-
tion  est  cependant  d'autant  plus  de1icate  que  ces  createurs  ont 
des  profi1s  tres  varies,  et  qu'ils  ont  des  difficultes  a  trauver 
dans  1eurs  environnements  1es  ressources  dont  i1s  ont  besoin,  surtout 
1orsque  1eur  origine  socia1e  modeste  et  leur  manque  de  conn~issance 
constituent  des  obstac1es. 
Dans  1es  pages  qui  suivent  nous  tenterons  d'abord  d'ana1y-
ser  1  es  i dent i tes  des  c reateurs  frant; a i s,  1  es  determi nants  de  1  eurs 
actions,  1es  freins  qu'i1s  rencontrent,  ainsi  que  leurs  attentes 
et  1eurs  besoins  :  te1s  seront  1es  objets  du  chapitre  I.  Nous  analy-
s er  o  n  s  e n  s u  i t e  da n  s  u  n  c h  a  p tt  r e  I I  1  es  r e 1  a  t i o  n  s  d  e  c es  c r e a t e ur s 
aux  environnements  dans  lesquels  i1  se  situent. 
(Jt)  "~c.  cr.?ar-:o,-,  d '.c_r,trf:[H'~St..  r-·.n:  Fr·.:1t1C(:  : Z  'ov~nion des  cr·i:c.tcv.!·~  p:'-
7.-t-'r.t·:r:..~s"- ;;~-~::  ~.46.;- ;.r.;:__'i:J'/JFC..?- ;.;1:  r•uE  du  i:>a.c- ?{,.~J[;!  };.!-,;.~~-
Ci  O:."  ;  ·  -,.,.·  '"'  ,.- 'T  ~ ...  ~  'fJ· -,+··  ~--c·  p•·-~·  /•::--r.-.-.  ·-v  ·r,  ~---:  ..,  ~··(  ~;.Lt:'Jv.Cwe>  •. .'!,  t.L-V  t.  ~(.;~...Ct;;t;.._  vt-t.  '-'t~·L--t.  t;'r;'-';'~tt·-vt;;• 
(J\*)  Cf  r:c·t:.:.m.rr;21zt  ?.ct·  t1·.:1vaux  de  H.  Mt~d--:,:icr·,  DeZtigc.tior.  c  Z 'E""-plc:·, 
ZO  avir:ue  ios:_;  •• c-;.  - 7500?  P/.i.-JS. - 170  -
d'ordre  rnetnodologlque. 
2 - METHODOLOGIE 
Nos  travaux  se  sont  appuyes  sur  plusieurs  etudes  portant 
sur  les  createurs  d'entreprisE:,  et  ils  prE:nnent  en  c.omptE:  les  ana-
lyses  d •  un  certai ns  nombres  d' auteurs  qui  ont  mene  des  recherches 
sur  les  entrepreneurs. 
2.1.  - Les  etudes 
Nous  avons  utilise  les  donnees  tournies  par  les  etudes 
suivantes 
2.1.1.- ESPACE 
Realisee  fin  1983  pour  la  CEE  et  le  Ministere  Fran~ais 
de  l'Emploi  (*),  cette  enquete  porte  sur  71  entreprises  creees  dans 
le  Nord  - Pas-de-Calais  en  moyenne  depuis  23  Mois.  Leurs  effectifs 
cumules  sont  passes  de  328  personnes  lors  de  la  creation  (moyenne 
4),  a 565  au  moment  des  interviews.  Une  petite  moitie  de  ces  entre-
prises  avaient  opte  pour  un  statut  relevant  de  l'economie  sociale: 
30  %  de  SCOP,  17  % d'Associations,  28  %  de  societes  de  capitaux 
traditionnelles  {SARL,  SA)  et  25  % d'individuelles.  Mais  il  apparait 
que  le  statut  juridique  n'est  pas  un  discriminant  lorsqJe  l'on  exa-
mine  les  donnees  relatives  aux  atouts  et  handicaps,  aux  determinants 
de  la  creation  ou  aux  besoins  :  elles  sont  semblables  pour  le  groupe 
des  SCOP  et  celui  des  SARL  classiques  par  exemple.  Les  activites 
de  ces  entreprises  se  repartissent  entre  l'industrie  (17  %),  le 
batiment  (30  %),  le  commerce  (14  %)  et  les  services  (39  %). 
Chacun  de  ces  chefs  d'entreprise  a  repondu  durant  une 
demi-j QUrnee  a  Une  ser  i e  de  quest i On 5  ayant  pour  obj et  S  d  I et  ab 1  i r 
un  diagnostic  de  sa  firme  afin  de  faire  ressortir  les  determinants 
du  susses  ou  de  l'fchec,  ainsi  que  les  attentes  et  les  besoins  du 
createur-dirigeant. 
--- ---------------------------
(*)  "_-Y::"r :".:;.-:-.-:vc  Ze;:~:.:c  d.  rr;:;.t  :·.:~1'(  d 'cm;·,zcr-:..  PJ•:Jblt~T7CS  c-:- or·P0::'1'(;"..• •.  ~c_:-
a'r.:·s  p..:~~{tt:·t·  i''a;:·t·!_.:~:~r"·r.  >~:)~:,.:7Zc.:-,:It..·:r.t  (.}J·(t:~L:s"- l:Sl.~A:'E,  b  B:.'  r.lt-:.;',-
bc.pt :-st.::  ;  l  t•:.<f'  - ~ .<  ~·c·  i 1  l-~.1:..'  ( rr.;  .  .t~·::t-J. - 171  -
Unt::  rec.herchc- cor1duite  ~·our  ce  lentre  (*)  paf  Felix  DOSS(Jll 
en  collaoorätior.  övec  diff~rer.ts  c1r9änisnres  a  permis  de  preciser 
les  profils  et  les  besoins  des  c.rEC:Jteurs  d'er1treprise  telsqu'il~ 
ressortaient  d'une  enquete  par  questionnaire  auquel  1  030  d'entre 
eux  ont  repondu  (**). 
2.1.3.- UNEDJC 
Deux  chercheurs  ont  travaille  sur  les  statistiques  des 
ch6meurs  ayant  beneficie  des  aides  de  l'UNEDIC  pour  creer  leur entre-
prise  (***).  Ils  ont  retenu  un  echantillon  de  16  300  personnes  pris 
en  charge  a  ce  titre  entre  juin  et  octobre  1982.  Leur  analyse  met 
notamment  en  evidence  qu'il  existe  un  lien  direct  entre  la  gualifi-
cation  et  le  degre  de  technicite  d'une  part,  et  la  proportion  de 
ch6meurs  indemnises  creant  une  entreprise  d'autre  part  :  c'est  ainsi 
que  le  taux  de  creation  est  14  fois  plus  eleve  chez  les  cadres  tech-
niques  que  chez  les  ouvriers  specialises. 
2.1.4.  - ANCE  et divers 
L'Agence  Nationale  pour  la  Creation  d'Entreprise  (ANCE) 
a  publie  en  Mars  1984  diverses  statistiques  sur  les  createurs  dans 
un  document  {ntitule  "Aspects  de  la  demographie  des  Entreprises~~. 
Nous  avons  retenu  certains  d'entres elles. 
0 •  au t re  part  1  a  revue 
11 C  reez 
11  a  rendu  campte  dans  son 
numero  28,  de  Juin  1983,  d'une  enquete  portant  sur  un  millier  de 
responsables  d'entreprises  nouvelles.  Nous  utilisons  les  reponses 
concernant  les  profils  et  les  besoins  de  ceux-ci. 
r~J  "Lc  cr·e~teur· d'cr.tl't::pr·ise- Pr·ofil  et  uesoins"- Jsvril  1974-
DoEsie1•  de  rt:chr::r·chc  n°  9  du  Centr·e  d'Etude  de  l 'Emploi"  Minis-
tere  de  Z  'EmpZoi,  30  Aver.uf'  bosquct"  ?500?  PARIS. 
("")  Sur  un  to~aZ  c~  1  8~~  ~Ch~.-:rtt?~JlS  ir.ter·rogcs.  Les  noms  et  (:di·C~~.;[' 
de  c:cux-c-7..  a·;x..:-venr  e~c fc.·.Al'ni-D  p:J.r•  des  cer,rr•es  de  for·mat~or.,  ~  .. : ~· 
Cha.mbl'tJS  dc  Commt:r•crJ,  les  t.SSEDJC  de  Lyo'f~  et  Z  'AN~E.  Lcs  r·Cfl'.:vi:c· 
er-aient  RhCm2-AZpes,  Ncn·d-l-as-dc-Calaic  et  Ile  de  FJ•ancc. 
r~~*)  "C'r·ccLt?".A.JlS  d't:.,:tJ·cpr·ise"- f.J.Ji  195Z,- D.  Lachaud et  J.  Dt:-·nis-
U!.'EJJC,  d{i.'7·s~·or.  s:.a.t~:st iq,".:·~. - 172  -
2.2.  - Les  auteurs 
Nous  nous  bornerons  a  citer  ici  ceux  dont  les  tra·.;aux 
nous  ont  ~t~  particuli~rement utiles  pour  conduire  nos  analyses: 
Arocenö  et  a 1 
local"  - 1983 
.. La  creation  d'entreprise,  un  enjeu 
La  Docurnentation  Frön~aise,  29  quai  Voltaire  - 75340 
PARIS  CEDEX  07 
Churchill  and  Lewis  -
11A  typology  of  small  business'' 
1982  - Sou thern  Methodist  Univers i ty  - DAL LAS,  TEXAS . 
.  S.  Franklin  et  J.  Goodwin  - .. Problems  of  small  business 
and  sources  of  assistance  ..  - 1983  - Journal  of  Small 
Business . 
.  A.  Gibb  et  J.  Richtie  - "Understanding  the  process  of 
starting  small  business"  - 1983- European  Small  Business 
Journal. 
.  L  •  Kombon  - "C r e  a t i o  n  d •  entre  p  r i s es  a r t i s an a 1  es  e t  e v  a-
luation  des  politiques  d'aides
11 
- These  de  Doctorat 
1983  - IAE  - Universite  de  Bordeaux . 
.  Ministere  de  1' Industrie  -
11Qu'est-ce  qu'entreprendre"-
Juillet  1983. 
J.  Schumpeter 
1911 . 
''Th~orie  de  l'evolution  economique"-
.  G.P.  Sweeney  - "Les  nouveaux  entrepreneurs"  - 1982  -
Editions  d'Organisation. - 173  -
Paur  etre  ä  meme  dE:  faciliter  1•emergence  des  createur: 
et  d•en  sautenir  l'actian,  il  est  nfcessaire  d'analyser  leurs  iaen-
tites,  de  repfrer  les  determinants  de  leurs  engagements  ainsi  que 
les  freins  et  abstacles  qu'ils  doivent  affranter,  et  d'identifier 
1  eurs  at tentes,  l eurs  besai ns  et  l eurs  demandes.  C' es  t  ce  que  naus 
allans  tenter  de  faire  dans  ce  chapitre,  en  utilisant  pour  cela 
les  donnees  partielles  tournies  par  les  enquetes  precedemment  citees, 
en  particulier  celle  menee  par  ESPACE  puisque  cette  derniere  est, 
a notre  connaissance,  la  seule  qui  apparte  des  reponses  a certaines 
des  questions  pasees.  RappElans  ici  qu'elles  proviennent  d'un  echan-
tillon  des  responsables  d'entreprises  creees  en  moyenne  depuis  23 
mois,  avec  une  proportian  anormalement  elevee  de  firmes  ayant  un 
statutrelevant de  l'economir  sociale, ·mais  sans  que  celui-ci  semble 
induire des  caracteristiques  ou  de~ comportements  particuliers. 
I  • 
Apres  avoir  ainsi  eherehe  a mieux  connaitre  les  createurs, 
naus  concluerons  ces  travaux  par  une  reflexion  sur  leurs  specificites 
qui  nous  conduira  a reperer  ce  qu•ils  ont  en  commun  qui  les  distin-
guent  des  actifs  frant;ais  moyens.  Cette  reflexion  nous  permettra 
notamment  d'aborder  le  probl~me de  leurs  relations a 1 'envlronnement. i 
I 
Age  moyen 
20-30  ans 
30-40  ans 
40-50  ans 
50-60  ans 
et plus 
TOTAL 
- 174  -
Section  1  - Le  createur  ert  fiche  --·------------ -------- - -----~---
Les  createurs  etudies  ont  en  moyenne:  34  ans  a  la  datE-
de  creation.  La  repartition  par  tranches  d'ages  donne  les  pourcen-
tages  suivants 
20  a 30  ans 
- 30  a 40  ans 
32  % 
42  % 
- 40  a 50  ans 
- 50  a 60  ans 
16  % 
10  % 
Ces  donnees  se  comparent  comme  suit  avec  celles  provenant 
d'autres  enquetes  et  du .recensement  1982 
UNEDIC  Enquete  Enquete  Enquete  Recensement  1982 
ESPACE  83  CREEZ  83  ANCE  82  CEE  84  Hommes  actifs 
(*)  (  *)  (*)  (**)  (***) 
34  34  37 
32  %  37  %  27  %  30  %  27  %  25  % 
42  %  37  %  48  %  37  %  34  %  28  % 
16  %  19  %  19  %  25  %  26  %  21  % 
10  %  7 %  6  %  9  %  13  %  19  % 
100  %  100  ?~  100  %  100  %  100  %  100  % 
---r --
( *)  Stc tis  tiques  J'L:prz_scs  dans  "Ac-rx:c:tt.:  dc  Zu.  demDyt·aphie  des  erdJ·t~pr·ises" - A,\'CE. 
(11tßtJ  Le  Cer:.Lr·c  d'Etudes  dc  Z 'Emploi  (Ci:'EJ  a  p-:Ablit5  en  kvt•il  1984  unc  ctude  r·i:aZ-i.st!-~.. 
par Felix S.  L'o~sou et  po1·t.ant  s~J·  ;,.m  .ichJ.ntillcm  dc  814  cn·Jat.curD. 
(*~*) Les  tr·anc:hcs  d'O.ge  r·t.?tCYL!J.CS  00r:.t  z;;g::I·e.7,t:nt  d-~ff;.r·t:ntes:  20 a 29- 30 a ~~&-
40 a 49  - so  a ~9. - 175  -
Certaines  Observations  peuvent  btre  formu18es  ä  partir de 
ces  statistiques  : 
.  L'äge  moyen  appara~t  com~e  sensi~lement le  n~me dans  tou-
tes  les enquetes  citees . 
.  L'enquete  ESPAC~ fait apparaitre que  74  X des  crf~teurs 
ont  moins  de  40  ans,  ce  qui  signifie que  leur esperance  de  vie active 
excede  la duree  de  leur carriere professionnelle a ce  jour  :  ils ne 
sont  pas  encore 
11ä  mi-parcours".  Ce  pourcentage  est identique a celui 
de  l'enquete  CREEl,mais  il  tombe  respectivement a 67%  et 61%  dans 
les deux  autres  echantillons  . 
.  Les  resultats des  quatre  enquetes  convergent  quant  au 
classement  par tranches  d'äges  :  le groupe  des  30-40  ans  vient en 
tete,  suivi des  20-30  ans,  puis  des  40-50  ans . 
.  La  population  de  l'echantillon  ESPACE  est nettement 
plus  jeune  que  celle des  actifs masculins  recenses. 
1.2  - Le  sexe 
Quatre  des  soixante et onze  entreprises  de  1 •echantillon, 
seit 6  ~, ont ete creees  par  une  femme.  Ce  pourcentage est plus  faible 
que  celui  observe  dans  les enquetes  nationales 
~ de  femmes  dans  la  EOEulation  des  ~ 
createurs 
UNEDIC  83  19 
~ 
~ 
ANCE  83  27  % 
ANCE  82  10 
~ 
~ 
CREE  83  9  % 
11  convient  d'ajouter que  trois autres creations d'entre-




Bac  a Bac  +  2  . 
f>~c  +3  et + 
.. 
Sous-Total 
- 176  -
1.3  - La  Fonnation 'initiale 
Les  niveaux  d'ftudes  des  cr&ateurs  sont  prfs~ntfs dans  le 
tableau  ci-dessous,  avec,  pour  l'echantillon de  l'etude  ESPACE,  la 
distinction entre  les entreprises  "gagnantes  ..  et  les  "perdantes". 
lnquetes  Enquete  Enquete  Actifs  masculin9 
ES PACE  Formation  CREEZ  CEE 
Gagnantes  Perdantes  Ensembl€  ANCE  83  83  84 
35  - 54  ans  J 
(Recencement  82 
9%  21 ~~  13~~  13%  6%  3%  36% 
43~~  57~~  44~~(l'  44%  33%  53%  48% 
52'~  78,~  57'~  57~~  39%  56%  84% 
26%  21,~  29%  225~  29%  27%  9% 
22~~  - 14~  21 ~;  32%  17%  7% 
48%  21%  43%  43~~  6U~  44%  16% 
(~)  Dont  CEP  13%-Niveau  BEP  et  CAP  21~ (tt)  Dont  Bac  seul  23% 
Ce  tableau fait apparaitre que  : 
Les  echantillons  ESPACE,  ANCE  83  et CEE  84  donnent  la  meme 
proportion  de  createur ayant  le  baccalaureat  ou  un  diplöme 
superieur,  et de  createurs  n'ayant  pas  termine  leurs  etudes  secon-
daires.  Les  deux  groupes  se  repartissent dans  la  proportion  43-57. 
Dans  l'echantillon CREEZ  83  les  createurs  du  premier  groupe  sont  · 
majoritaires, mais  cela est  sans  doute  du  au  fait que  l'enquete a · 







OQ  et OHQ 
Employes 
- 177  -
.  Les  quatre  ~nqu§tes montrent  que  le  groupe  des  crfateurs 
ayant  CEP,  CAP,  BEP.  ou  BEPC  est  le  plus  nombreux . 
.  L'~tude ESPACE  met  en  ~vidence une  relationentre le 
niveau  de  premiere  formation  et  les  r~sultats de  l'entreprise nou-
vellement  creee  :  dans  les  "gagnantes  ..  la proportion  de  createurs 
ayant  le  taccalaureat  ou  un  diplöme  sup~rieur est 2,3  fois  plus  elevee 
que  dans  les  "perdantes".  Inversement,  dans  ces  dernieres,  an  trouve 
2,3  fois  plus  d'autodidactes . 
.  Les  createurs  de  tous  les echantillons ont  suivi  des 
etudes  plus  longues  que  la  moyenne  des  actifs masculins  de  la tran-
ehe  d'äge  35,54  ans  : 
43%  de  ceux  de  l'echantillon  ESPACE  ont  au  moins  le  baccalaureat 
contre  16%  pour  la population  de  reference. 
1.4  - L'origire socio-professionnelle 
- les  Statuts des  createurs  interroges  e~~ient les suivants 
avant  qu'ils  ne  creent  leurs entreprises  : 
ESPACE  Unedie  83  Enquete  ANCE  82  Actifs masculins 
CREEZ  83  35-54  ans 
Recensement  82 
- 11%  - -
16%  30%  30/ 
/0  40'  lo  25% 
10~~  3  ')DI 
..J/OJ  13~; 
Techniciens  et agent  de 
maitrise d'entreprises  18~~  13~~  12~~  BO'  /0  10~~ 
Ingenieurs  ou  cadres 
d' entrepri ses  35~~  13%  35~~  70%  8"'  lo 
.  Autres 
(travailleurs independants, 
professionsliberales etc .. )  21~~  18~;  37% - 178  -
Ce  tableau montre  que  les  qualifications  des  cr~ateurs de 
l'echantillon  ESPACE  sont  nettement  pl~ts  elevees  que  celles des 
chomeurs-crfateurs  ayant  benefici~ des  aides  Unedic,  mais  inf~rieures 
a celles  de  ceux  ayant  consulte  l'AI~CE.  Or  les  statistiques  Unedie 
portent  sur  la totalite du  public  des  chömeurs-createurs  (qui  forment 
respectivement  59%  et  57%  des  fchantillons  ESPACE  et ANCE),  alors  que 
les enquetes  d'ESPACE  et de  l'AI~CE  sont  limitees  aux  usagers  de  ces 
deux  organismes. 
Les  differences  observees  p~uvent donc  avoir  deux  causes 
- La  sous-population  des  createurs d'entreprise  precedem-
ment  demandeurs  d'emplois  semble  etre moins  qualifiee que  la moyenne 
de  la  population  des  createurs.  Mais  ce  point  ne  peut  etre verifie 
puisque  il  n'existe  aucune  statistique sur la totalite de  cette  popu-
lation. 
- Il  existe  un  lien entre le statut socio-professionnel  et 
le  fait d'utiliser les  services  d'un  organisme  de  conseil.  En  outre 
l'image  que  donne  chacun  de.ces  organismes  pourrait induire  un 
certain type  de  clientele  :  ceci  expliquerait pourquoi  une  agence 
nationale{localisee) a Paris  dans  des  bureaux  relativement  luxueux 
attire deux  fois  plus  d'ingenieurs et quatre  fois  moins  d'ouvriers 
que  des  "boutiques  de  gestion"  provinciales  situees dans  des  locaux 
plus  modestes. 
- Les  ingen1eurs  ou  cadres  d'une  part, et les  techniciens 
et agents  de  maitrise d'autre  part,  sont  proportionnellement  beau-
coup  plus  nombreux  dans  l 'echantillon  ESPACE  (et dans  les autres) 
qu' ils  ne  le sont  dans  la  population  des  actifs masculins  de  35-54  ans. 
Les  ratios  sont  respectivement  de  4,37  et 1,80.  Par  contre les ou-
vriers qualifies  (OQ  et OH)  sont  moins  nombreux- 16%  contre  25~ : - 179-
- Le  5tatut  socio-t:J•ofessic.Htnel  du  crfateur semble  avoir 
une  certaine  influence  sur  le  fait  que  1 'entreprise creee  soit 
11 gagnante 
11  ou  "pet~dante",  a ins i  que  1  e  mont rent  1  es  donnees  deta i 1-
lees  issues  de  1'etude  ESPACE. 
Gagnants  Perdants  Ensemb1e{raepe1} 
OQ  et  OHQ  22%  7%  16~~ 
Employes  so/  /o  14%  10% 
Techniciens  21%  14%  18% 
Ingenieurs  et cadres  37%  21%  35% 
Autres  12~~  42%  21% 
Les  entreprises 
11gagnantes
11  sont  plus  souvent  creees  par 
des  ingenieurs,  des  techniciens  et des  ouvriers  hautement  qualifies 
que  ne  le  sont  les  perdantes. 
1.5 - L•experience  professionnelle 
Seule  l•etude realisee par  Espace  pe~et de  reperer avec 
prec1s1on  les experiences  professionnelles  reconnues  par  les createurs 
de  l'echantillon.  Les  enquetes  ANCE  83  et ANCE  ~  donnent  des  indica-
tions quant  a l'activite anterieure,  sans  en  qualifier 1•experience 
acquise .. 
A la question  "Aviez-vous  de  1 'experience  dans  le domaine 
principal  d'activite de  1•entreprise
11?  les  soixante et onze  createurs 
pouvaient  donner  cinq  reponses  dont  On  trouvera  Ci-deSSOUS  la repar-
tition en  pourcentage  avec  un  sous-classement  entre  les entreprises 
11gagnantes
11  et les  "perdantes": - 180  -
Ga_g_r1ante2  Pt:rdantes  E  nseMb 1  e (-~ 
Grande  experience  42~~  14~~  31~~ 
Beaucoup  17 ~~  - 14~~ 
--- -- --
s/total  59~~  14~:  45~:.  - - -
f•1oyen  21~~  29~~  31% 
Un  peu  47~·  - 4% 
-- -- --
s/total  ..  25%  29~~  35%  - - -
Pas  du  tout  165~  57%  20% 
-- -- --
Total  100  100  100 
Les  differences  entre  les deux  categories  sont tres  impor-
tantes  :  le  pourcentage  de  createur ayant  beaucoup  d'experience  ou 
une  grande  experience  est quatre  fois  plus··eleve  chez  les  "gagnantes". 
{t)  rappellans  que  l'ensemble  comprend  33  entreprises  (sur  71)  dont 
les resultats  ne  sont  pas  connus. -
I 
i 
- 181  -
A la question  "avcz-vous  dE:  1 ·expt:riE-nce  Gans  un  autre 
domaine ..  les  reponses  suivantes  c,nt  etf obtenue.  Elles  peuvent  etre 
comparees  aux  informations  recueillies  sur  l'activite araterieure 
des  createurs dans  les  enquetes  N~CE. 
ES PACE 
ANCE  BJ  Experience  Gagnants  Perdants  Ensemble  Activite  anterieure  ~NCE 83 
Gestion 
Oui  37%  36%  31% 
Un  peu  17%  7%  21~~  Direction et Gestion  18%  --
s/total  54%  43~~  52%  - - -
NON  46~~  57~~  48%  - - -
Corrnercial 
Oui  42%  701  /o  28~~ 
Un  peu  8o'  7o  70/ 
/D  14~~  -- -- -,.--
s/tota  1  50~~  14%  42%  Commercial  22%  31~~  - - -
NON  50~~  86%  58~~  - -
Technique 
Oui  54%  29%  49~~ 
Un  peu  13%  14%  17%  --- --
s/total  67%  43~~  66%  Technique  39%  36%  - - -
NON  33~~  57~~  34%  - - -
- Cometa-Finance 
Oui  21%  70' 
'" 
18~~ 
Un  peu  25~~  21~~  28~~  -- --
s/total  46~~  28~~  46~~  Financiere  5%  27~~  - - -
NON  54%  72~~  54%  - - -
Relations  humaines 
Oui  58~'~  21~~  38~~ 
Un  peu  901  /o  36~~  25~~  -- --
s/total  67%  57~~  63~~  - - -
NON  33~~  43~;  37~;,  - - - -- ---
TOTAL  84%  94~~ - 182  -
Ces  derni~res rfponses  appellent  les commentaires  suivants 
.  Les  creaieurs  ont  probablen1ent  tendance  ä  surestimer  leur 
experience,  notamment  dans  les  domaines  qui  leur apparaissent  conme 
mal  definis  tel  que  "la  gestion"  ou  relevant  de  connaissances  gene-
rales  coJlTTle  "les  relations  humaines•• . 
.  L'experience  en  comptabilite-finance est 1a  seule  pour 
1  aque 11 e  1  es  .. un  peu••  1• emportent  sur 1  es  "oui".  Ce  phenomene  peut 
sans  deute  s'expliquer par  le fait que  un  certain nombre  de  fonctions 
tenues  dans  l'entreprise  (y compris  des  fonctions  syndicales)  per-
mette nt  d' acqueri r  des  conna i ss.ances  dans  ce  doma i ne  sans  pour  autant 
1e  maitriser vraiment. 
Une  hierarchie  des  experiences  se  degage  nettement  sur 1a 
base  des  "oui".  On  trouve  dans  1' ordre  : 
Technique  49%  de  l'ensemb1e  des  createurs 
Relations  humaines  38~~ 
II  II 
Gestion  31/~ 
II  II 
Commerci a  1  28~~ 
II  II 
Compta-finances  18% 
II  II 
~1ais  cette  hierarchie n'est pas  la meme  chez  les  "gagnants" 
et  les  "perdants.  En  effet,  les  pourcentages  de  "oui"  de\iennent 
respectivement 
Gagnants  Perdants 
Relations  humaines  58/6  21% 
Technique  54/~  29% 
Commercia 1  42/~  7% 
Gestion  37~  36% 
Compta-finances  21/~  7% - 183  -
Les  "gagnants"  sont  six  fois  plus  nombreux  que  les  "perdants" 
a s•attribu~r  clairern~nt  une  E.>xpfrience  cornmerciale.  et trois fois 
plus  nombreux  a se  reconnaitreune expfrience  en  compta-finance.  Mais 
il  n•en  demeure  pas  moins  que  ces  deux  domaines  sont  ceux  oü  1 'expe-
rience  est pour  tous  la  plus  faible,  avec  un  pourcentage  de  reponses 
negatives  qui  l'emporte  sur  les  positives.  Sur  ce  point  les  resultats 
des  enquetes  ANCE  coincident  avec  ceux  d'ESPACE  :  ce  sont  les activi-
tes  dans  les  fonctions  commerciales  et financieres qui  viennent  en 
dernier parmi  celles  precedemment  tenues  par  les  createurs. 
Oe  l'ensemble  de  ces  donnees  sur l'experience  profession-
nelle,  ressortent  les  points-clef suivants 
.  80%  des  createurs  de  l'ensemble  de  1 'echantillon  ESPACE 
reconnaissent  avoir  une  experience  dans  le  domaine  principal  d'acti-
vite de  l'entreprise creee,  et 45%  declarent en  avoir beaucoup • 
.  La  majorite des  createurs  de  l'echantillon n'ont aucune 
experience  dans  le dornaine  commercial  (58%  des  reponses  - mais  .. 
86~~  de  celles  de  "perdants"), et dans  le domaine  comptabil ite-finance 
(54%  des  reponses  - 72%  pour  les  "perdants
11
)  • 
.  11  existe,  un  lien direct entre  l'experience acquise  par 
le  createur dans  le  domaine  d'activite ou  dans  la mise  en  oeuvredes 
techniques  de  gestion- et la  reussite  de  l'entreprise ~reee. 
1.6  - La  formation  continue. 
Les  createurs  de  1 'echantillon  ESPACE  etaient invites  ä 
repondre  a la  question  "formation  continue  :  dans  quel  domaine  ?II - 184  -
L'analyse  des  r~ponses montre  que 
.  Une  minerite  des  cr~ateurs a  suivi  une  formation  continue 
et ceci  dans  chaque  discipline  de  gestion . 
.  les  pourcentage~ les  plus  faible~ sont  obtenus  dans  les 
matieres  ou  les  createurs  ont  le moins  d'experience  la comptabilite-
finance  avec  18%  de 
110Ui
11  ou 
11Un  peu ..  de  fonnation
11 
- et le commercial 
avec  13% 
.  11  n'y a  pas  de  relationentre le fait d'avoir suivi  une 
formation  continue  et  la  reussite  eventuelle  de  l'entreprise creee 
ainsi  que  le montre  le  tableau  ci-dessous  ou  ne  figurent que  le 
pourcentage  des  reponses  positives  (oui  plus, 
11 Un  peU
11
) 
Formation  continue  en  Gagnants  Perdants  Ensemble 
Gestion  25%  28%  30% 
Commercial  4%  0%  13% 
Technique  21%  21%  23% 
Compta-Finance  13%  21%  18% 
Relations  humaines  17~~  21%  20~~ 
1.7- Le  secteur de  creation 
Les  creations  se  repartissent entre  les  grands  secteurs 
d'activite selon  les  pourcentages  suivants 
Industrie 
B T  P 
Commerces  et 
Services 
Espace  Unedie  83  CEE  84 
17%  20~:  34% 
30~~  21 ~~  15~~ 
53~~  56~;  51% 
Creötions  co~solid~Es 
-(1~9-8-3}-- -
11 '2 % 
19,1% 
65,4  % - 185  -
Le  secteur du  bStiment  est  sur-repr~sent~ dans  l'~chantillon 
d'Espace,  et ceci  aussi  bien  par  rapport  aux  immatriculations  France 
entiere  que  par  rapport  aux  donnees  fournies  par  les  autres  fchantil-
lor,s.  Aueune  explication  de  ce  phenom~ne ne  peut  etre fournie.  Il 
convient  cependant  de  noter  que  les entreprises  du  bätiment  ayant 
communique  leurs  resultats,  sont  ä  64~~  dans  le  groupe  des  .. gagnantes .. 
(sur  l 'ensemble  de  1 'echantillon  le  pourcentage  est de  63%). 
1.8- La  carte d'identite du  createur 
Les  donnees  fournies  par  l'etude  ESPACE,  et dont  certaines 
co1ncident  avec  celles  relevees  par  d'autres enquetes,  permettent  de 
dresser  une  sorte  de  "carte d'identite  ..  du  createur: 
C'est  un  hemme  de  34  ans,  ayant  suivi  une  formation  initiale 
courte et exerce  un  metier  d'ingenieur,  technicien  ou  OHQ.  11  a  de 
l'experience a la  fois  dans  le  domaine  principal  d'activite de  l'entre-
prise qu'il  veut  creer et dans  la fonction  technique.  Par  contre,  il 
manque  d'experience  dans  la fonction  commerciale  ainsi  qu'en  comptabi-
lite-finance.  Il  a  peu  suivi  de  fonmation  continue.  L'entreprise qu'il 
cree  sera  le  plus  souvent  dans  le secteur tertiaire, mais  aussi  dans 
le  ß T P ou  l' industrie 
Le  succes  de  l'entreprise creee  dependra  pour  une  part de  - la  formation  initiale  re~ue,  du  metier exerce  et de  l'experience 
acquise. - 186  -
Section  2 - Les  d[terminants  de  la  crfation 
Nous  regroupons  ici  toutes  les  donn~es, fournies  par 
l'etude Espace,  et  pouvant  apporter  un  eclairage  sur  ce  qui  a  deter-
mine  les  entrepreneurs  de  l'~chantillon ä  creer. 
Ces  donnees  sont  ä  la  fois  fragmentaires  et limitees.  En 
effet, a defaut  de  pouvoir  psychanalyser  chacun  des  createurs,  il 
est difficile de  mesurer  avec  precision  les determinants  de  leurs 
actions -et notamment  leurs motivations  ou  les  influences  auxquelles 
ils ont  ete soumis.  Il  est egalement  difficile d'identifier tous  les 
facteurs  qui  les  ont  conduits  ä  agir.  Prenant en  campte  les  travaux 
que  nous  avons  analyses  dans  les  chapitres  precedents  - et notamment 
ceux  de  Gibb,  AROCENA  - SHAPERO  - nous  avons  distingue  les facteurs 
internes  (motivations)  et les facteurs  externes  {exemples  - opportu-
nites - facilite d'acces  aux  ressources). 
2.1  -Motivations 
.. 
Les  soixante et  onze  createurs  de  l'echantillon pouvaient 
choisir trois  reponses  a la question  .. quelles  sont les raisons  qui 
vous  ont  conduit a creer une  entreprise  ..  sept propositions  leur 
etaient faites,  et ils avaient  la  possibilite  d'~ndiquer d'autres 
motivations  que  celles  figurant  sur  le  questionnaire. - 187  -
Les  r~pon~es ont  ~t~ les  suivantes 
---------------,.----------.--------...,--------------·-
Raison  r~ombre- de  Pourcentage 
aes-r~ponse"s 
Pourcentage  des  cr~ateurs I 
ayant  chois1  c~tte  rf.p6JJSt'' 
(sur 71) 
------------------------+------------~------------+------~======~-------~ 
- Reclassement  chornage  39 
33  - Etre  independant  46~~ 
Assurance  de  posseder 
une  bonne  idee  ou  un 
bon  produit 
32  17%  45% 
- S'associer et mettre 
en  commun  23  12%  33% 
- Creer  de  l'emploi  22  12~~  31% 
- Gagner  plus  d'argent  10  5%  14% 
- S'epanouir 
- Autres 
~~e  sait pas 
7  40'  7c.  10% 
18  10%  25% 
1  10/ 
/0  1%  -- --
TOTAL  185  100 
L'analyse  de  ces  donnees-·permet  de  faire apparaitre les 
points  suivants  : 
.  59%  des  createurs  de  l'echantillon etaient demandeurs  d'emploi 
au  moment  de  la creation.  Il  est donc  logique  que  la motivation 
11reclassement  chomage"  vienne  en  tete et soit choisie  par  55%  de  la 
population  etudiee . 
• 
11L'independance"  est recherchee  par  46%  de  createurs.  Ce 
pourcentage  atteint 80%  pour  ceux  qui  ont  cree  une  entreprise  indi-
viduelle,  mais  depasse  les  40%  parmi  les  promoteurs  de  societes  de 
capitaux . 
.  L'assurance  de  posseder  une  bonne  idee  ou  un  bon  produit 
motive  pres  d'un  cr~ateur sur deux.  Les  entrepreneurs  individuels 
citent plus  frequemment  cette  raison  que  ceux  ayant  cree  une  societe 
de  capitaux  :  les  pourcentages  sont  respectivement  de  60%  et 40  ~. - 188  -
La  possibilitf de  "s'associer et mettre  en  c.omn1un"  appära)t 
comme  tres diversement  motivante.  lS~,.  des  entrepreneurs  individuels, 
25~ des  crfateurs  de  SARL  et  55~ des  cr~ateurs de  SCOP  ont  choisi 
d'indiquer cette  raison.  Pour  le dernier  groupe,  cette mutivation 
vient  en  second,  apres  le  llreclassement  chömage" . 
.  La  creation d'emplois  est donnee  par  les  createurs d'en-
treprises  de  capitaux  comme  une  motivation  importante  :  45%  d'entre 
eux  l'ont choisie- alors  qu'aucun  entrepreneur  individuel  ne  l'a 
fait.  Peut-etre faut-il  voir la l'un des .effets  du  discoursdominant 
pour  l'opinion  publique  et  les  responsables  politiques le chef d'en-
treprise devient  un  "heros"  a la mesure  du  nombre  d•emplois  qu'il 
cree.  Ce  nombre  est un  critere du  succes.  Or,  comme  nous  1•avons  vu 
precedemment,  Schumpeter  souligne  que  l'une des  motivations  premieres 
de  l'entrepreneur est de  lutter et remporter  un  succes  pour  le succes 
lui-meme  - cette motivation  etant etrangere  ä  la  raison  economique  et 
ä  sa  loi. 
On  peut  donc  interpreter  la  reponse  positive des  createurs 
comme  suit  :  "  nous  sommes  dans  une  societe qui  lutte contre  le 
chornage  et valorise  la  creation d'emplois.  Cette  lutte nous  motive 
au  point  de  nous  y  engager  en  vue  de  remporter  des  succes  qui  se 
mesureront  en  nombre  d'emplois  crees" . 
.  "Gagner  plus  d'argent" est 1•une  des  raisons  la moins 
frequemment  citee - sauf  par  les  entrepreneurs  individuels  dont 
39%  la mettent  en  avant.  Si  l'on  reprend  l'analyse de  Shumpeter 
pour  qui  le  profit n'est qu'un  "indice de  succes",  il est possible 
d'emettre  l'hypothese  que  les createurs  individuels choisissent cet 
indice  plutöt que  l'emploi, mais  qu'ils ont  ceci  en  commun  avec  les 
autres  d'etre motives  par  le succes- quel  qu'en  soit 1
1instrument 
de  mesure. ! 
~ 
- 189  -
.  "S'epanouir"  (ou  ''  st=  rE-aliser")  motive  apparemment  peu 
de  cr~ateurs, encore  que  22~ des  entrepreneurs  individuels  aient 
indiqu~ cette  raison.  Mais  il  faut  sans  doute  interpr~ter avec 
prudence  ce  faible  pourcentage  des  rfponses,  qui  pourrait  ~tre dü 
au  flou  de  la  proposition  . 
La  comparaison  des  motivations  des  createurs d'entreprises 
"gagnantes"  avec  ceux  de  "perdantes"  donne  ceci. 
Pourcentage  de  createurs ayant  choisi 
cet  te  r~ponse 
Entreprises  gagnantes"  "Entreprises  perdantes•  Ensemble(r~ppel) 
Reclassement  chornage  50%  71%  55% 
Etre  ind~pendant  37~~  29%  46~~ 
Assurance  de  posseder  une 
bonne i dee  ou un bon produi t  50~~  36%  45~; 
::.' associ er et mettre  en 
commun  29~~  29%  33% 
Creer  de  l'emploi  29%  36%  31  ~~ 
Gagner  plus  d'argent  8~~  oo/  /O  14~~ 
S'epanouir  - 8~~  7%  go· 
/0 
Autres  2U~  36% 
Ne  sait pas  40/ 
lv  0% 
(l)  Il  est interessant d'observer que  c'est le groupe  de  ceux  qui  n'ont  pas  communique 
leurs  resultats qui  a  le  plus  fort  pourcentage  de  motivations  "Etre  independant"  et 
"Gagner  plus  d'argent". 
Plusieurs  diff~rences  importante~ apparaissent  sans  qu'une 
explication  puisse  chaque  fois  etre avancee 
(l) 
(~) - 190  -
.  Le  reclassement  chömage  (motivätion  negative)  est plus 
frequemment  cite par  les  createurs  d'entreprises  perdantes . 
.  Oe  meme 
11Creer  de  l'emploi ..  est une  raison  donnee  pour 
pourcentage  legerement  plus  eleve  dans  ce  groupe  de  createur. 
- Inversement,  l'assurance  de  posseder  unebanne  idee  ou 
un  bon  produit est la motivation  positive qui  vient en  tete  de  celles 
avancees  par  les  createurs d'entreprise. gagnante  :  la moitie  de  ceux-
ci  la mettent en  avant. 
En  conclusion,  il  nous  apparait que  : 
- Chacune  des  motivations  "positives  ..  proposees  est reconnue 
par  moins  de  la moitie  des  createurs  de  l'echantillon. 
- L'entrepreneur  individuel  apparait  comme  motive  par  la 
combinaison  suivante  :  Independance,  Idee  ou  Produit et Gain  d'argent  . 
.  . 
- Le  createur de  societe de  capitaux est sensible ä  un 
ensemble  plus  complet  oü  1 'on  trouve  surtout  : 
Creation  d'emplois,  Idee  ou  Produit et Independance  mais  en 
association avec  d'autres. 
- Ce·s  resultats  peuvent  etre relies  comme  suit ä l'analyse 
de  Schumpeter  : - 191  -
Motivations  identifi~es par  Schumpeter 
Le  reve  et la  volont~ de  fonder 
un  royaume  prive  pour  y  gagner 
liberte et influence 
.  La  volonte  du  vainqueur 
vouloir lutter et vouloir 
remporter  un  succes  pour  le 
succes  lui-meme 
La  joie de  creer  une  for~e 
economique  nouvelle 
f·1otivL.tions  donnees  par  les createurs 
Etre  independant 
(46~ des  createurs) 
.Cr~er des  emplois 
(31%  des  createurs) 
.  Gagner  plus  d'argent 
(14%  des  createurs) 
Assurance  de  posseder  une 
idee  ou  un  bon  produit 
(45%  des  createurs) 
.  S'associer et mettre  en  commun 
(33%  des  createurs) 
.  S'epanouir 
(10%  des  createurs) 
Les  motivations  des  createurs  nous  apparaissent  finalement 
comme  resultant d'un  subtil  melange  entre le goOt  d'independance,  la 
volonte  de  gagner,  et la joie de  construire. 
2.2- L'effet d'exemplarite 
La  credibilite accordee  ä  l 'action de  creer par  l'entrepreneur 
lui-meme  est l'un des  quatre  elements  du  processus  de  formation  d'une 
entreprise,  selon  A.  Shapero.  Cette  credibilite est obtenue  surtout 
par  la connaissance  d'exemples  credibles  :  la reussite d'entrepreneurs 
proches  du  createur potentiel. - 192  -
Nombre  de  reponses  Pourcentage  des  Pourcentage  des  createurs 
r&ponses  ayant  donne  la  r~ponse 
Famille  .  createurs  25  23~~  35~~ 
Environnement  :cre-
ateurs  26  24~.
1 
37~~ 
s/total  51  4  7~~  72~~ 
Fami lle  chef  d'en 
treprise  non  crea-
teurs  21  19%  30% 
Environnement  :chef 
d  •  entrepri se  non 
createurs 
s/tota  1 
TOTAL  OUI 
NON 
14  13~;  20%  --
35  32~~  ns 
86  79  ns 
24  21  34% 
Ce  tableau montre  que  : 
Les  deux  tiers des  createurs  connaissaient au  moins  une 
personne  de  leur  proehe  environnement  ayant  cree  une  entreprisc ou 
en  dirigeant  une . 
.  Pour  35%  des  createurs  de  l'echantillon,  l'une de  ces 
personnes  avait cree  elle-m~me une  entreprise appartenant  ä  leur 
famille . 
.  Pour  37%,  elle faisait partie de  l'environnement  proehe 
.  L'effet d'exemplarite directe, lie ä  la connaissance 
d'un  parent  ou  d'un  ami  ayant  cree  son  entreprise,  a  donc  joue  da~s 
au  moins  40%  des  cas  de  chefs  d'entreprise  n'ayant pas  eux-m~me - 193  -
er~~, mais  qui  ont  pu  eux  aussi  servir de  r~f~renc~  . 
.  11  n•existe  pas  de  donnees  permettant  de  mesurer  le 
pourcentage  d'actif  fran~ais ayant  dans  leur environnement  proehe 
des  cr~ateurs ou  des  chefs  d'entreprise.  Nous.pouvons  simplement 
supposer  que  ce  pourcentage  est tres  inferieur a celui  de  l'echan-
tillon  ESPACE,  et ceci  en  nous  fondant  sur une  Observation  faite 
aux  Etats-Unisdans  le cadre  de  l'etude  realisee par  Dunkelberg 
and  Cooper  sur  un  echantillon de  1805  entreprises  :  50%  des 
createurs  de  celles-ci  avaient  des  parents  qui  etaient eux-meme 
travailleurs  independants  ou  proprietaires - dirigeants - alors 
que  12%  seulement  des  actifs  am~ricains ont  eu  des  parents  dans 
ces  situations . 
.  Nous  pouvons  conclure  sur ce  point  de  l'exemplarite 
qu'une  majorite des  createurs  de  l'echantillon ont  eu  dans  leur 
environnement  proehe  des  ffiodeles  d'entrepreneur et de  chef 
d'entreprise - ce  qui  n'est tres  probablement  le cas  que 
d'une  petite.minorite d'actifs  fran~ais.  Cette  occasion  de  con-
naitre des  modeles  augmente  sensiblement en  meme  temps  que  le 
nombre  de  createurs, et ceci  sur  un  territoire donne.  11  est 
alors  possible  de  parler 
11d'effet boule  de  neige ... 
2.3  - Des  opportunites 
Les  createurs d'entreprises  etudies  nar  Espace  ont 
exploite  leur propre  savoir-faire,  bu 
11 Une  ·banne  idee  ou  un 
bon  produit  ..  qu'ils avaient  l'assurance  de  posseder,  ou  encore 
une  combinaison  de  ces  deux  elements. - 194  -
2.4  - L'acces  aux  reS$Ources 
Nous  traiterons  dans  le chapitre  IV  des  relations des  cr~a­
teurs  avec  leurs environnements  et  nous  n'allons  donc  pas  developper 
ici  l'analyse  des  ressources  requises  et des  autres  facteurs  qu'il 
convient  de  rassembler  pour  creer  une  entreprise.  Nous  nous  bornerons 
ä  constater que  ces  ressources  sont  determinantes  pour  la creation, 
et que  tous  les entrepreneurs  senses  se  preoccupent  de  les  reunir. 
Leur  abondance  et la facilite avec  laquelle elles sont  rassemblees 
sont  incitatifs ä  l'engagement  de  la demarche,  puisqu'ils constituent 
ä  la fois  l'un des  quatre  elements  du  processus  de  yormation  de  l'en-
treprise  (1)  et l'un des  deux  ensembles  de  facteur de  reussite  (2) 
Or  tous  les  createurs  de  l'echantillon  ESPACE  ont  fait 
appel  a des  organismes  de  conseil  qui  leur ont  facilite l'acces ä  ces 
ressources.  D'autre part  89~ d'entre eux  ont  obtenu  des  aides  finan-
cieres.  Ce  double  soutien  - dont  nous  analyserons  les modalites  et 
le  contenu  au  Chapitre  IV  - n'a  pu  que  conforter leur determination. 
Section  3 - Les  freins  et les  obstacles 
Les  createurs d'entreprise  rencontrent  des  freins et des 
obstacles  taut au  lang  de  leur demarche  de  creation.  Certa~ns sont 
lies ä  la personnalite  de  l'entrepreneur,  d'autres  ä  l'environnement. 
Une  banne  connaissance  des  uns  et des  autres est necessaire  pour 
mieux  comprendre  ensuite  les besoins  et  les  attentes exprimes.  et 
pour  apporter les  reponses  qui  convient. - 195  -
Notre  dispositif  de  recherche  sur ce  point  particulier 
des  freins et obstacles a la  creation  s'appuie  pour  l'essentiel 
sur trois enquetes  qui  concernent  toutes  des  echantillons  de 
createurs  suivis  par  ESPACE  {t) 
a)  L'enquete  realisee  en  1983  aupres  de  71  petites entre-
prises  nouvellement  creees. 
b)  Une  enquete  menee  par  questionnaire,  puis  durant  deux 
journees  de  reneentre  que  nous  avons  organise  fin  1982  avec  33  jeu-
nes  entreprises  ( 3)  dans  le  cadre  d'un  programme  de  consultations 
Mis  en  oeuvre  par  la  CEE. 
c)  L'enquete  faite  en  1980  et  1981  aupres  de  56  personnes 
ou  groupe  de  personnes  qui  etaient engages  dans  un  processus  de 
creation d'entreprise. 
Nous  avons  classe  les  donnees  issues  de  ces  enquetes  en 
regroupant  d'une  part celles qui  concernent  le createur lui-meme 
et d'autre part  celles  relatives a ses  environnements.  Ma;s  ce 
classement est relativement  arbitraire dans  la mesure  ou  il y  a  le 
plus  souvent  inter-actionentre l'un et l'autre  :  par exemple  les 
banque~ accorderont  plus  volontiers  un  pret a un  entrepreneur cre-
dible  e~_capable de  leur  "vendre"  son  projet - qu'a  celui  sans 
references  et sans  aptitude a la communication. 
Au  total  nous  avons  repere  neuf  freins  ou  obstacles 
a la  creation d'entreprise  : 
(  ~)  CeY'tains  CY'tiatcUY'D  J-:gur·eJ~t  d,  ai  l Zcur·s  dans  deu:c  des  echan-
ti  Z  lons  ou  dans  lcs  t1.,ois. 
(3)  ESPACE  "  LeD  initiat-z>vcs  locales  en  maticres  d'emplois  -
Jou:rnees  de  diagnost·ic  -.:  Li  Z  le  Bouvines  2C  et  27novembr~ 1982. - 196  -
~.1  - L'isolcment  du  cr~ateur. 
Le  createur se  per~oit comme  isole  dans  un  environnement 
qu'il  connait  mal  et qu'il  ressent  comme  vaguement  hostile.  Pour 
lui  cet environnement  est a la  fois  complexe  et plein  de  pieges. 
ll  le qualifie  volontiers  de  "jungle".  Ce  sentiment est conforte 
par  les difficultes qu'il  eprouve  ä  reperer des  marches,  des  four-
nisseurs,  des  sources  de·capitaux- mais  aussi  les  diverses  demar-
ches  administratives qu'il  lui  faut  accomplir.  Ces  difficultes  le 
conduisent  parfois-a  se  situer comme  etant 
11dans  le  brouillard
11
• 
Cet  etat d'isolement  subsiste apres  la creation.  Dans 
l'enquete  (a)  les createurs etaient invites ä  exprimer  leurs  be-
soins  :  sur les  dix  premieres  demandes  cinq  portent sur la four-
niture d'informations  (~)  ,  une  sur l'organisation de  lieux per-
mettant  d'echanger des  experiences,  et  la  toute  premiere  (expri-
mee  par  76~~  des  createurs)  sur des  "consei 1  s  en  management"  - une 
demande  qui  s'interprete  comme  etant celle de  personnes  isolees  .. 
ayant  besoin  d'un  partenaire competent,  d'un  "alter-ego"  sans 
volonte  de  prise  de  pouvoir. 
L'isolement est  le  prix  a  payer  pour  1 'independance, 
rnais  il  apparait que  les  createurs  souhaitent  preserver la  secen-
de  sans  pour  autant  subir tous  les  inconvenients  du  premier terme. 
C'est pourquoi  ils recherchent  des  organismes  susceptibles  non 
seulement  de  les  conseiller, mais  aussi  (et surtout peut-etre), 
de  les aider a se  reperer 
11dans  la  jungle  .. ,  et de  leur apporter 
un  soutien psychologique.  Nous  reviendrons  sur  ce  point dans  la 
section  suivante. 
{~)  InfoPTn:Itions  sur :  les  c.iJ.cc~  le  droit et  2a  fiscaZite_,  Z  'envi-
r·ormemcnt  en  g.5nc-r:;.l~  les  tcc:lmologies_,  les mar·ch6s. - 197  -
3.2- L'education 
Un  createur  (4)  anc.lyse  comme  suit le  decalage  entre 1es 
valeurs  propres  qui  sont  d'apres  lui  celles  de  1 'entreprcneur, et 
les  valeurs  culturelles  dominantes  de  notre  societe  : 
L' entrepreneur 
Goüt  du  risque 
~ha  ri  sme 
Action/Oecision 
Intuition 
Sens  du  cout  et du  temps 
Efficacite 
Sanction 
Adaptation  et mutation 
Concurrence 
La  Societe 
Securite 
Forme  impersonnelle 





Permanence  et sclerose 
Monopole  ou  accords 
Or  ces  valeurs  culture1les  dominantes  impr~gnent taute 
notre education.  Un  responsable  d'une  petite entreprise  nouvelle 
declarait  lors  de  la consu1tation  de  Li11e-Bouvines. 
"Un  obstacle majeur  (a  la  creation d'entreprise) est 1•education et 
l•information donnees  a 1'ecole ou  par  1es  medias.  Elles  conduisent 
la  popu1ation  a la  passivite".  Et  un  autre ajoutait  ..  la fonnation 
-n'a  pas  prevu  1 'effondrement  de  1•economie,  ni  les questions  nou-
ve1les  qui  se  posent.  Des  generations  de  responsables  ont  ete form~es 
de  telle  fa~on qu'ils opposent  un  blocage  systematique  (ä  toute 
innovation) ... 
( 4)  Claudc  Nt:L'SCJJi/,1/v'lJl.:U  - La  cJ•(at -:on  d  'cnt:r·~priscfJ" Janvicr  1 9B·J - 198  -
Si  cette  ~ducation  con~titue  u~ frein  ä  l'esprit  d'entr~­
prendre  ce  n'est  pas  seulem~nt parce  qu'elle  vehicule  des  Valeurs-
notamment  la  securite - attachees  aux  grandes  Organisations  le  plus 
souvent  proposees  aux  jeunes  comme  .. modele .. ;  mais  aussi  parce  que 
la  pedagogie  elle-meme  ne  favorise  guere  1 'apprentissage  de  l'ini-
tiative et de  la responsabilite.  Un  createur declare 
11 nous  avons  ex-
perimente  la difficulte de  prendre  des  responsabilites  du  jour au 
lendemain.  Cela  necessite  un  large  apprentissage ..... 
3.3.- Le  manque  de  connaissance  en  gestion 
L'ecole  ne  forme  pas  a la gestion- sauf  lorsqu'elle est 
specialisee dans  ce  domaine.  Or  la quasi-totalite des  createurs etudies 
dans  l'enquete  (a)  n'ont  pas  re~u de  formation  initiale en  gestion. 
Ce  constat s'applique  aux  14~ d'autodidactes,  aux  44%  de  ceux  qui  n'ont 
pas  le baccalaureat et tres  probablement  a la grande  majorite de  ceux 
qui  ont  suivi  des  etudes  superieures. 
Ce  manque  de  formation  initiale est en  partie compensee  par 
l'experience.  Mais  celle-ci  n'est reconnue  que  pour  une  minorite  dans 
deux  techniques  essentielles  :  le  commercial  (28%  de  OUI)  et la compta-
bilite-finance  {18%  de  OUI).  Par  ailleurs  31%  des  createurs  interroges 
declarent  avoir  une  experience  generale  en  .. gestion  ... 
Ces  donnees  statistiques  sont confirmees  par  les observations 
faites  lors  de  l.'accueil  des  createurs  potentiels  par  ESPACE. 
La  plupart  ne  maitrisent  pas  les  outils de  gestion,  voire en  ignorent 
l'existence.  Des  concepts  aussi  simples  que  celui  de 
11besoins  en  fond 
de  roulement"  leur echappent.  Ils  ne  savent  pas  mener  une  etude  de 
marche  ou  construire  un  campte  d'exploitation.  Et,  surtout,  ils ne 
sont  pas  en  mesure  de  veritablement  gerer  leur projet de  creation. - 199  -
Cette  ignorance  ne  peut  qu'aggraver le  sentiment  d'isolement 
face  ~  l'environnement,  puisque  le  cr~ateur s'y trouve  comme  un  aveu-
gle  sar.s  instrument  d'analyse et  sans  instruction sur  la  route  ä  sui-
vre. 
Cette  meme  ignorance  va  en  outre renforcer certains  des 
freins  et des  obstacles  que  nous  decrirons  plus  loin  :  les  difficultes 
de  communication  (en  particulier avec  les  banques),  l'insuffisance de 
cr~dibilite externe,  les  lenteurs  administratives et le risque. 
3.4- Le  fasse  culturel. 
Nous  avons  vu  que  les  valeurs  propres  aux  entrepreneurs 
etaient souvent  ä  l'oppose  de  celles  qui  dominent  notre  Societe. 
D'autre  part,  nous  savons  que  60%  d'entre-eux ont  suivi  des  etudes 
courtes,  terminees  en  moyenne  depuis  quinze  ans  (~).  Enfin  nous 
venons  de  faire  le  constat qu'une  majorit~ des  createurs  n'avait 
pas  de  connaissances  en  gestion. 
Ces  trois causes  ont  pour  effet d'etablir un  veritable  fasse 
culturel  entre les  createurs  d'un  cöte et un  certain nombre  de  leurs 
interlocuteurs  (banquiers,  fonctionnaires)  de  l'autre.  Or  les  pre-
miers  ont  besoin  des  seconds,  dans  la mesure  ou  ceux-ci  detiennent 
le  pouvoir  de  leur accorder  certaines  ressources  ou  certaines  auto-
risations.  Mais  ils exercent  bien  souvent  ce  pouvoir  dlns  le cadre 
de  procedures  ~t sur  la  base  de  crit~res qui  echappent  totalement 
ä  la  "culture"  du  createur.  Par  exemple  une  administration  prendra 
le temps  d'etudier  un  dossier de  demande  de·primes  pour  s'assurer de  la 
conformite  reglementairQ  ainsi  que  de  l'equilibre entre les  sources 
de  financement.  Le  createur,  pour  sa  part,  aura  donne  la priorite 
ä  l'idee ou  au  produit qu'il  veut  valoriser,  ainsi  qu'a  ses 
propres  aptitudes.  En  outre,  il  a  une  vision  du  temps  differente  de 
l'Administration:  celle-ci  en  dispese  alors  que  lui  y  est soumis. - 200  -
Ce  fasse  n'est  pas  comblf  par  ll.  communication,  bien  au 
contraire  :  elle constitue  un  obstacle  ~upr~l~mentaire. 
3.5  - La  communication 
Pour  les  trois  raisons  evoqufe~ precedemmt-nt  le  langage  des 
createurs n'est ni  celui  des  banquiers,  ni  celui  des  fonctionnaires. 
Ces  derniers  vont  parler surtout  "bilan"  et parfois  "campte  d'exploi-
tation",  avec  des  mots  et des  concepts  que  moins  de  20%  des  createurs 
de  l'echantillon  ESPACE  (a)  ont  appris a connaitre  par experience. 
Alors  que  le discoursdes  premiers  sera  pour  l'essentiel  centre  sur 
la  banne  idee  ou  le  bon  produit qu'ils ont  l'assurance  de  posseder, 
et qu'ils  veulent exploiter dans  un  secteur d'activite que  80%  d'entre 
eux  connaissent.  Et  puis,  le  createur parlera risque,  intuition, 
innovation  - et ses  interlocuteurs  lui  repondront  securite,  rationalite 
permanence.  La  non  communication  porte  meme  sur ce  qui  devrait etre 
un  objectif commun  :  le profit.  Les  entrepreneurs  ne  le considere  le 
plus  souvent  que  comme  un  instrument  de  mesure  du  succes,  alors  que 
r,our  les  banquiers  il est la finalite meme  de  1 'entreprise. 
Il  resulte souvent  de  ces  discours  paralleles  une  situation 
d'exclusions  reciproques.  Pour  les  uns  les  fonctionnaires  sont  des 
bureaucrates  ignorants et  les  banquiers  des  individus  conservateurs 
avides  d'argent.  Pour  les  autres,  les  createurs  sont des  joueurs  irres-
ponsables  et dangereusement  incompetents. 
Ces  derniers  jugements  ne  consolident guere  la credibilite 
des  entrepreneurs,  qui  est  l'un des  principaux  obstacles. 
3.6- Credibilite 
Nous  avons  vu  que  plus  de  80~ des  createurs  n'avaient  pas 
de  diplömes  d'ingenieurs  ou  de  deuxi~me cycle  au  moins,  que  les  deux-- 201  -
tiers d'entre eux  n~  b~n~ficiaient  pa~  du  statut  de  cadre  dans  leur 
emploi  pr~c~dent, qu'ils  ~taient  a~ moins  70~ a ne  pas  avoir  de  for-
mation  ou  d'exp~rience en  gestion,  et enfin que  leur culture et leur 
langage  differaient profondement  de  ceux  de  leurs  interlocuteurs 
institutionnels. 
Ces  caracteristiques font  que  ces  interlocuteurs  accordent 
rarement  leur confiance  a la majorite  des  cr~ateurs, ou  qu'ils  ne  la 
manifestent  pas  d'emblee.  11  leur manque  pour  ce  faire  de  pouvoir 
reconnaitre  un  diplöme,  une  position  sociale  ou  tout au  moins  un  dis-
cours  qui  les  rassurent  sur les  connaissances  et les  capacites  de 
l'entrepreneur venu  les solliciter.  Faute  de  ces  donnees  objectives, 
ils ont  beaucoup  de  mal  a apprec1er  les qualites  du  createur et ses 
aptitudes a mener  ä  bien  son  projet.  Ils se  trouvent en  situation 
d'incertitude et donc  de  risque,  parce  qu'ils ne  trouvent  pas  de 
facteurs  socialement  reconnus  de  credibilite.  Leur  choix  est alors 
le  plus  souvent  de  ne  pas  apporter  leur concours,  donnant  ainsi  rai-
son  au  dicton  populaire 
110n  ne  prete qu'aux  riches
11 
- la richesse 
n'etant pas  ici  mat~rielle. 
Un  exemple  que  nous  avons  v~cu illustre cette attitude  : 
deux  jeunes  cr~ateurs d'une  petite entreprise  de  distribution  s'~­
taient vus  refuser  un  modeste  pret bancaire malgre  la qualite du 
projet,  les  competences  attitrees des  entrepreneurs, et des  apports 
en  capitaux  suffisants selon  les normes  habituelles.  Le  tefus  du 
banquier  n'etait pas  explicit~, mais  semblait  avoir pour  cause  la 
relative  jeunesse  des  int~resses et la longueur  de  leurs cheveux. 
Le  meme  pret  leur a  ~te aceerde  une  semaine  plus  tard  sans  aucune 
difficulte  :  la  demarche  etait alors  faite  en  compagnie  d'un 
11professeur associe  de  gestion  ..  dont  le  titre est apparu  sans  deute 
comme  une  garantie suffisante,  alors  meme  que  l'interesse avait 
eu  soin  de  preciser qu'il  n'etait pas  actionnaire  de  1 'entreprise. 
Celle-ci,  quatre  ans  plus  tard,  est  toujours  en  activite. - 202  -
La  perception  qu'ont beaucoup  de  createurs  de  ne  pas  etre 
cr~dibles pour  les  institutions  vient  parfois  renforcer  leur manque 
de  confiance  dans  l'acte de  creation qu'ils  veulent  accomplir. 
L'obstacle  de  la  cr~dibilite externe  peut  ainsi  briser 1 'un  des  deter-
minants  de  la  creation.  D'autre  part,  il  va  renforcer la  peur  du  risque, 
autre  frein  que  nous  avons  identifi?. 
3.7- Peur  du  risque 
Le  createur s'expose  au  risque  d'echouer  - c'est-a-dire 
de  voir son  entreprise arreter ses  activites  avec  ou  sans  perte 
pour  les  creanciers.  La  probabilite statistique d'echec et  les 
consequences  de  celui-ci  pour  lui-meme  vont  ä  l'evidence  peser 
sur son  engagement. 
Le  taux  de  defaillance est mal  connu.  Oe  ce  fait, les 
informations  les  plus  fantai~istes sont  fournies  notamment  par  les 
medias qui  ont  tendance  a  en  exagerer ,. importance  - peut  etre 
parce  qu'ils  prennent  en  campte  le rapportentre nombre  total  de 
faillites et nombre  de  cr~ations dans  l'industrie et le  BTP  pour 
une  annee  donnee.  La  publication d'infonnations  telles que  "une 
entreprise  sur trois  survit au-dela  de  la quatrieme  annee  "  ne 
peut  avoir que  des  effets dissuasifs a l'egard des  createurs  poten-
tiels.  Or  la  realite  sem~le bien  differente.  Une  etude  faite  par 
la  CNME  (5)  sur 256  entreprises  creees  en  1969  montre  que  dix  ans 
apr~s  38~ avaient  disparu.  Se  fondant  sur  plusieurs  enqu~tes par-
tielles menees  ·par  des  chambres  de  Commerce  et d'Industrie  {*) 
et par  le Ministere  de  l'Emploi,  l'ANCE  (6)  estime  que  le taux  d'e-
checs  a  trois ans  est de  20%  pour  les entreprises  industrielles, 
40%  pour  le  BTP  et  29%  pour  les  services. 
( t.)  Not  .  .1JTJ!Tient  ce Z  le  s  du  li·.._,J•d-Pa[:-Jc-Ca  7  aiE:"  de  Rhone  Alpes et  ck  BY't7 ta[lYi(· 
(5}  Aspccts  dc  Za  d.;mo~'TP.::ZJ·hie  des  erdr·epr/ses  - M.2rs  1984  - p.  z,.; - 203  -
La  connaissance  de  ct:s  dunnct:s,  plus  proehe  de  la  rt:alite 
que  celles  vehiculees  par  1 'opinion  publique,  peut  reduire 1 'anxiete 
des  cn2ateurs.  11  n'en  de:meure  pas  moin~ que  celle--ci  est fondee. 
Car  les  con~~quences d'une  dLföillance  ~ventuelle de  1~  future  entrE-
prise  sont  tres  graves  pour  son  proprietaire-dirigeant  :  perte  de 
l'emploi,  sans  prot~ction sociale  souvent;  perte  du  capital,  voire 
des  biens  propres  donnes  en  garantie  ;  sentirnent  d'echec  personnel 
dont  la gravite  est en  proportion  de  l'investissement  psychologique 
realise;  mise  en  cause  par  les  proches  et l'environnement qui  accepte 
mal  "les faillis". 
L'une  des  grandes  causes  d'echec  semble  etre 1
1insuffisance 
des  ressources  mobilisees  lors  de  la creation,  notamment  les  ressources 
financieres.  La  difficulte de  rassembler celle-ci  peut  constituer 
un  autre  obstacle. 
3.8  - Le  financement 
89%  des  createurs  de  1•echantillon ESPACE  (a)  ont obtenu 
des  pr'i'rnes  ou  des  subventions  lors  de  la creation de  leur entreprise 
avec  une  moyenne  de  1,52  aides  de  ce  type  pour  chacun  des  beneficiaires. 
Nous  analyserons  plus  loin le detail  de  ces  financements  dont  l'abon-
dance  apparente  ne  doit  pas  masquer  la realite  :  11%  seulement  de  ces 
memes  createurs  reconnaissent  deux  ans  plus  tard  ne  pas  "manquer 
d'argent  " 
Les  createurs  suivis  par  ESPACE  peuvent  apparaitre  comme 
des  privilegies en  regard  de  la facilite d'acces  aux  aides  publiques. 
Ils ont  ete  pour  le moins  bien  informes  de  l'existence de  celles-ci 
et des  procedures  d'acces,  ce  qui  ne  semble  pas  etre le cas  de  nombre 
d'entrepreneurs  isoles - dont  certains  voient  echapper  des  primes 
qu'ils ignorent. - 204  -
Ces  aides  publiques  viennent  compl~ter les  apports  person-
nels  et confortent  ainsi  directernent  ou  indirectement  (t)  les  capi-
taux  propres  de  l'entreprise.  Elles  ne  sont  jamais  suffisantes, mais 
contribuent au  financem~nt des  besoins  de  fonds  de  roulement  que  les 
banques  refusent  le  plus  souvent  de  prendre  en  campte.  Et  c'est bien 
la quese trouve  l'obstac1e 
- Les  entreprises  industrielles,  de  BTP  et la plupart des 
entreprises  de  service  ont  des  besoins  en  fondsde  roulement  qui  vont 
croitre  rapidement  durant  les  deux  premieres  annees.  A l'exception 
de  certaines  subventionslies a la creation  .d'emplois(it~_) il  n'existe 
pas  de  source  autre que  les  capitaux  propres  pour  financer  ces  besoins 
qui  sont  d'autant  plus  eleves  au  depart  que  le credit fournisseur est 
le  plus  souvent  refuse.  Deux  options  s'offrent au  createur qui  n•a  pu 
mobiliser  les  fonds  necessaires  :  renoncer  a son  projet - ou  creer en 
passant  outre,  avec  les  risques  que  cela comporte.  Le  resultat est 
que  59%  des  entrepreneurs  suivis  par  ESPACE  dans  l'echantillon  (a) 
declarent  "manquer  d'argent  pour  ameliorer la tresorerie"  deux  ans  en 
moyenne  apres  la creation - et ceci  bien  que  la  pratique  d'ESPACE  soit 
de  sensibiliser les createurs  aux  risques  encourus,  et d'en dissuader 
certains  de  les  prendre. 
- Les  banques  repugnent  generalement  a  s'engager sur des 
projets  de  creation  au  d~la de  certains credits consentis  en  contre-
partie de  garanties  physiques  donnees  par  l'entreprise et son  fonda-
teur.  Tautau plus  accordent  elles  une  ligne d'escompte  et de  petites 
facilites  a  court  terme  sur presentation d'un  plan  de  tresorerie.  Au 
dela  de  la  premiere  annee,  si  les  premiers  resultats apparaissent 
satisfaisants,  le  soutien  financier  peut  se  developper  en  meme  temps 
que  la confiance  :  79~ des  entreprises  beneficiaires de  l'echantillon 
ESPACE  (a)  disent  "ne  pas  avoir de  problemes  avec  leurs  banques ... 
(:1:)  Ind-i.!•ce;u..,llle·,_n  -Z.OP:J.?Ut.:  u,:·[J  aiJc0  ~:m;-r  dc"!S  ~ubvent1:ons  d'expZcn~t.u.tion 
(~~)  :;u:-'·: 1-:."J ..  L-7.·{,;·.~~  {'r;;:··ccl·"~~  c!'·~·;,:>r.~:c.:.~I:,J,--:t·  Zoc::z.Z.es  (EIL)  et aides  aux 
:.:1:: m,  :.tJ\:.:. - 205  -
L'insuffisance  des  financements  lors  de  la  cr~ation est 
aggravee  par  un  autre obstacle  :  celui  de  la  complexit~ des  demar-
ches  necessaires  pour  les  obtenir et  du  temps  qu'il  faut  pour  les 
realiser. 
3.9  - Complexit~ et  lenteur des  d~marches 
Le  createur doit accomplir  un  certain nombre  de  formalites 
administratives  d•une  part, et des  demarches  pour  obtenir les  aides 
auxquelles  il  peut  pretendre  d•autre  part.  Pour  les  unes  comme  pour 
les  autres,  il  lui  faut  du  temps  et de  l'energie. 
Le  temps  apparait  comme  la premiere  mesure  de  l'obstacle 
..  complexite  des  demarches ...  Les  responsables  de  jeunes  entreprises 
reunis  ä  Lille-Bouvines  (echantillon  b)  s'exprimaient ainsi  a ce 
sujet  : 
• 
11 11  y  a  inadequation  entre  le pouvoir  de  decision  de 
l'administration et  la realite economique  vecue  par  les entrepreneurs 
La  notion  de  temps  n'est pas  la meme  :  l'administration ne  connait 
pas  l'angoisse des  echeanceS .. 
11 
• 
11 Les  relations,  generalement  difficiles,  sont  la resultante 
d'une  meconnaissance  par les  Institutions des  besoins  des  entreprises 
(en  creation).  Cette  inadequation,  en  terme  de  reponse,  des  Institu-
tions  se  denote  ä  travers  diverses  pesanteurs  administratives  : 
...  longueur  des  delais d'obtention  des  ressources  :  quatre  mois 
minimum,  ce  delai  etant quasiment  incompressible  dans  l'administration 
fran~aise ...  attitude  bureaucratique et tatillonne  au  niveau  de  la 
constitution des  dossiers et de  1 'analyse  des  projets ... L'Administra-
tion  n•est  pas  en  mesure  d'apprecier 1•importance  du  facteur  temps  et 
de  ses  repercussions  financieres
11
• - 206  -
.  11Dans  sa  recherche  d
1 informatian  sur la marche  a suivre, 
le  createur dait  S
1 adre~ser b  de  multiples  organismes  qui  ne  lui 
dannent  qu'une  infarmation  partielle ... et demandent  un  temps  de 
rfponse  sauvent  trap lang.  Le  cr~ateur doit  passer beaucoup  trap 
de  temps  a  rechercher  des  informations  ~t -a  remplir  des  dassiers 
plutöt qu'a travailler a la  reussite  de  son  projet et de  son  entre-
prise.11 
Les  Observations  faites  sur les  problemes  rencontres 
par  un  groupe  de  56  persannes  engagees  dans  un  processus  de  crea-
tion d'entreprise  (echantillon c)  se  terminaient  par  les conclu-
sions  suivantes  (5)  :  110ans  cette demarche  (de  creation)  la  notion 
de  .. temps.,  n'est pas  la meme  pour  les  promoteurs  et pour  l'envi-
ronnement ...  il  est centrainte  pour  les  premiers  et opportunite, 
celle  de  l'analyse et de  la  reflexion,  pour  les  seconds.  Les  blo-
cages  administratifs,  ou  taut au  moins  la lenteur avec  laquelle 
sont  traites certains  dossier~, expriment  bien  cette dichotomie  du 
temps.  Ils constituent  un  frein  evident et un  facteur  de  decoura-
gement  impartant  conduisant  parfois  a  l'a~~ndon des  projets ...  les 
delais  d'instruction trop  lang  demobilisent  les  createurs  .... 
Une  energie  considerable  doit etre deployee  par  le crea-
teur pour  effectuer ces  formalites et demarches  complexes  dans  un 
temps  acceptable  paur  lui-meme  et son  entreprise.  Cette  energie 
est consommee  au  detriment  de  celle  requise  par  la banne  conduite 
du  prajet de  cr~ation.  11  existe  un  double  risque  : 
- celui  de  voir  le createur abandonner  devant  les obstacles 
d'inertie rencontres.  t1ais  la  capacite  a  les  surmonter  pourrait a 
la  rigueur etre consideree  comme  un  test de  motivation,  d'habilete 
et de  perseverance. 
(5)  ESPACE- n1pport  d'ac::ivitc  - 31/1/81 - 207  -
- celui  d'aboutir a une  usure  inutile de  la  volonte 
d'entreprendre.  Comme  le  disaient ccrtains  cr~ateurs ö  la  reneentre 
de  Lille-Bouvines  ''l'energie exigfe  au  dfmarrage  est telle  que  tous 
ne  peuvent  l'envisager.  Par  exemple  des  femmes  meres  de  famille, 
qui  avaient ete a l'origine d'un  projet,  n'ont pule mener  ä  bien 
(car elles  ne  pouvaient  pas  assumer  en  meme  temps  les demarches  et 
les  etudes  de  faisabilit€)
11
• 
En  conclusion,  nous  avons  tente dans  le tableau ci-dessous 
d'etablir les  inter-actions entre  les  differents obstacles que  nous 
avons  reperes 
Manque  de 
connaissances  en  gestion 






Demarches  Financements 
, t--------___, 
Autres  ressource 
Ce  tableau  met  en  evidence  les clefs de  voute  du  systeme 
de  freins  et obstacles  que  les createurs doivent  affronter  : - 208  -
l'~ducation, le manque  de  conn~issanc~s en  ge~tion, et ce  que  nous 
avons  appelle  le  fasse  culturel. 
Une  autre  approche  consisterait a distinguer ce  qui  releve 
des  faiblesses  eventuelles  des  entrepreneurs,  de  leur situation par-
tituliere, et de  l'envir9nnement.  Maiselle n'est pas  satisfaisante 
dans  la mesure  oü  il  est impossible  d'evaluer les parts  respectives 
des  uns  et des  autres  :  cela reviendrait a traneher sur le fait  de 
savoir qui  du  cheval  ou  de  l'obstacle est responsable  du  probleme. 
Section  4 - Attentes,  besoins  et demandes 
Nous  utiliserons  le meme  dispositif de  recherche  pour 
analyser les attentes,  les  besoins  et les  demandes  des  cr~ateurs 
que  celui  qui  nous  a  servi  dans  la  section 3.  L'enquete  realisee 
aupres  de  71  petites entreprises  nouvellement  creees  comportait 
une  serie de  question  sur les  besoins  de  celles-ci  deux  ans  apres 
la creation.  La  reneentre  de  Lill~-Bouvines s'etait terminee  par 
l'elaboration d'une  listedes attentes des  entrepreneurs  presents, 
notamment  a l'egard de  1 'environnement.  Enfin  les actions  de  sou-
tien menees  en  1980  et  1981  au  profit de  56  createurs  potentiels 
avaient mis  en  lumiere  certains des  besoins ·exprimes  par  ceux-ci. 
Ces  attentes,  ces  besoins  et ces  demandes  s'ordonnent 
autour  de  trois  pöles  :  le  createur lui-meme  qui  desire  renforcer 
ses  aptitudes,  ses  capacites et ses  connaissances;  les ressources, 
pour  lesquelles  uneplus  grande  facilite d'acces  est demandee; 
l'environnement  institutionnel  que  l'on souhaite  voir evoluer. - 209  -
4.1  - Pour  le  cr~öteur 
4.1.1  - Une  formation 
Nous  avons  vu  que  69X  des  cr~ateurs de  l'~chantillon 
ESPACE  avaient  peu  ou  pas  du  taut d'experience  en  gestion, et 
que  ce  pourcentage  montait  respectivement  a 72%  et 82%  pour  les 
disciplines  "Commercial"  et "Comptabilite-finance  ... 
Ces  cr~ateurs sont  conscients  de  leurs  carences  dans  ce 
domaine  :  la premiere  demande  formulee  sur  la liste etablie a 
Bouvines  est de 
11Concevoir  et mettre  en  oeuvre  des  progranrnes  de 
fonnation  appropries  ... 
Mais  les  int~ress~s ont  en  moyenne  quitte le  syst~me sco-
laire depuis  quinze  ans,  apres  des  etudes  courtes.  Ils  ne  sont  donc 
pas  prets  ä  accepter  n'importe  quelle  pedagogie.  Ce  qu'ils  recher-
chent  releve  plus  de  l'apprentissage  ou  de  l'action-formation que 
de  l'enseignement  academique.  Ils souhaitent  une  reponse  concrete 
ä  leur problerne  inrnediat.  Par  exemple  ( 6)  :' 
- Comment  faire  mon  etude  de  marche  ? et vendre  ? 
'\ 
- Que  peut  m'accorder  ma  banque  ? sur la base  de  quelles-
donnees  ?  Comment  convient-il  de  les  presenter ? 
- Comment  tenir ma  comptabilite  ?  etablir mes  prix de 
revient  ? 
Ces  questions  peuvent  etre reprises dans  un  stage  organis~ 
de  formation  et constituer quelques  unes  des  tetes  de  chapitre  du 
programme,  ainsi  que  nous  le  suggererons  dans  le dernier chapitre. 
Mais  il  est aussi  possible  d'y  r~pondre directement,  sans  les utili-
ser  comme  une  sorte  de  levier pedagogique.  Leur  traitement  releve 
alors  de  la  simple  information,  autre grand  besoin  exprime  par  les 
createurs. - 210  -
4.1.2- Des  informations. 
Les  entrt:r,rcneurs  potent i e  1  s  accuei 11 i s  par  ESPACE  en  1980 
venaient  ehereher  une  rt·ponse  a unt- quest ion  ponctuelle  tel1e  que  : 
.  Que1  statut .juridique adopter 
Outrauver 1'argent necessaire 
.  Comment  rediger  un  dossier  de  demande  de  subvention  et 
quelle  procfdure  suivre 
.  Quelles  sont  les  demarches  administratives a accomplir. 
Certains  de  ces  createurs et d'autres  venus  s•y joindre 
dans  l'echantillon  ESPACE  1983  ayant  fait l'objet de  l'enquete  (a) 
ont  repondu  a une  serie  de  questions  sur leurs  besoins.  Une  moyenne 
de  cinq  reponses  leur etaient  proposees  pour  chacune  des  cinq  fonc-
tions  d~.l'entreprise (Finances,  Commercial,  Relations  humaines, 
Techniques,  Direction).  Leurs  choix  se  sont massivement  portes  sur 
l'information ainsi  que  le montre  la listedes dix  premiers  besoins 
exprimes  : 
- Conseil  en  management  76%  des  createurs -
- Concours  bancaires  73  % 
II 
Information  sur les  aides  65% 
II 
·( fi naneieres) 
Informations  juridiques et  65% 
II 
fiscales 
Information  sur l'environ- 62% 
II 
nement  economique 
Informations  sur  les  techniques  56% 
II 
Informations  sur  1  es  marches  54% 
II 
Formation  du  personnel  52% 
II 
Regroupement  pour  la  prospection  51% 
II 
de  marches 
- Lieux  pour  echanger  des 
experiences  49~; 
II 
• - 211  -
Mais  les  Observations  faites  ~  ESPACE  montrent  que  ces 
demandes  ponctuelles  d'informations  cachent  en  fait  une  attente 
beaucoupplus  globale  d'accueil  d'abord,  puis  d'un  accompagnement 
soutien taut au  long  de  la  demarche  de  creation - voire  apres 
celle-ci  comme  le  laissent  supposer  les  items  figurant  au  premier 
et au  dernier  rang  de  la  liste ci-dessus. 
4.1.3- Un  accueil  et  un  soutien-accompagnement 
L'une  des  creatrices aidee  par  ESPACE  a  exprime  ainsi 
son  attente a l 'egard  des  organismes  de  conseil  ä  la creation  : 
..  nous  leur demandons  d'abord  d'etre interesses  par  notre  projet 
et de  savoir ensuite  nous  consacrer  du  temps
11
•  Cette  phrase  nous 
parait bien  resumer  la  demande  consciente  ou  non  - de  la majorite 
des  createurs.  Ceux-ci  sont  isoles,  souvent  peu  credibles  - y 
compris  parfois  ä  leurs  propres  yeux;  ils vivent  une  demarche  qui 
les engage  tout entier, dans  un  monde  dont  ils ont  le  sentiment 
d'etre separes  par  un 
11fosse  culturel
11
,  avec  des  problemes  de 
communication.  11  est normal  qu'ils cherchent  ä  etre accueillis 
et entendus.  Le  nombre  croissant de  ceux  qui  s'adressent ä  une 
"boutique  de  gestion"  des  l'ouverture de  celle-ci  vient confirmer 
ce  point  :  par  exemple  celle de  Dunkerque,  mise  en  place  au 
5 janvier 1984,  recevait 22  createurs  potentiels des  le premier 
trimestre et  36  au  second. 
Au  delä  d'un  accueil  et de  reponses  ä  des  questions  ponc-
tuelles  le createur attend d'etre guide  dans  sa  demarche  de  crea-
tion  : 
.  "On  plonge  dans  un  monde  qu'on  ne  connait  pas  a  priori. 
On  a  donc  besoin  d'un  relais  avec  l'environnement  pour  ne  pas  per-
dre  de  temps" - 212  -
.  ''Quand  on  cr&e,  on  est dans  le  brouillard;  il  faut  tout 
faire tout  seul.  On  a  besoin  de  sp~cialistes ä  nos  cötes
11
• 
11  Ce  que  nous  demandons,  en  fait, c'est un  carnet d'adres-




11Si  on  est  un  createur,  c'est que  l'on a  quelque  chose 
a exprimer.  Mais  on  ne  conna1t  pas  nos  capacites  ni  nos  limites. 
11  nous  faut  donc  un  interlocuteur critique qui  nous  aiguillonne". 
Ces  reflexions  ont  ete faites  par  des  personnes  engagees 
dans  divers  projets  de  creation,  avec  le  soutien d'Espace,  lors  d'une 
reunion  organisee  en  juillet 1984  sur le theme  "les besoins  des 
createurs".  Elles  nous  semblent  bien  illustrer ä  la fois  leur 
situation et leurs  attentes  au  travers  de  certains mots-clef  : 
Monde  inconnu  - brouillard  incertitude - temps  I  reperage 
relais  - carnet d'aJresses  - mode  d'emploi  - interlocuteur 
critique. 
' .. 
Pour  satisfaire ce  besoin  de  soutien a  la fois  psycholo-
gique  et technique,  l'entrepreneur va  s'adresser ademultiples 
organismes  ainsi  que  le montrent  les  reponses  a la question  : 
"A qui  avez-vous  eu  l'occasion  de  vous  adresser  pour  monter  votre 
entreprise et qui  vous  a conseille''  posee  aux  71  cr~ateurs de 
l'echantillon {a) - 213  -
Organismes  Non1bre  de 
,,  des  reponses 
('  des  crfateurs  /(  '" 
reponses 
ES PACE  (  ~)  56  38~:  79~; 
Banques  17  12~;  24~~ 
UR  Scop  13  go· 
II.  18% 
CCI  12  8~{.  17% 
Co1lectivite  1  oca 1  es  9  6%  13% 
Chambre  des  metiers  7  5%  10~~ 
Eco1es  Universites  3  2%  4% 
Syndicats  professionne1s  2  1%  3% 
Autres  entrepri~es  2  }0'  /r.  3% 
Anvar  2  1%  3% 
Organismes  sociaux  1  2% 
Autres  20  14%  20% 
L'item 
11autres
11  recouvre  une  tres grandevariete de 
personnes  :  fonctionnaires  de  l'Etat, notaires,  expert-~omptab1e, 
greffier du  tribuna1  de  commerce,  amis,  etudiants,  chef  d~entre­
prise etc .... 
Mais  i1  apparait dans  les  resultats de  cette enquete  que 
les  demandes  n'ont  pas  seulement  porte  sur 
111e  conseil
11  (52%},  et 
l'etude de  faisabilite  ..  (37%)  - en  d'autres  termes  elles  ne  sont 
pas  limitees  au  seu1  soutien-accompagnement.  Le~ createurs  atten-
daient  egalement  une  aide  pour  acceder  aux  ressources  dont  ils 
avaient  besoin  :  la moitie  d'entre eux  ont  repondu  avoir  obtenu 
satisfaction sur ce  point  precis. 
(~)  Lt:  rtombr·2  d2  :rcp:ms2s  e::"~.:JC:1""~:;u:t  ES?ACE  n 'est pas  signif·~cat·:f[: 
da.ns  l.:z  m2suy•c  or!  l 'tf:c:l.c.n:i :. L'Jr;  cta·it  compose  en  g~and?  pa:rt:~c­
d.E  cY'.iatcu.Y•s  aya,zt  _fai t  appe l  c cet oY'ganisme. - 214  -
4.2- Apropos  de  l'äcces  aux  ressources 
4.2.1  - Les  capitaux 
les besoins  en  capitaux  des  createurs  excedent  le  plus 
souvent  le montant  des  apports  qu'ils  peuvent  faire.  11  leur faut 
par  consequent  : 
.  Deterrniner  precisement  ces  besoins 
.  Repfrer  les  sources  possibles  de  financements 
Acceder  a ceux-ci 
- 82%  des  createurs  de  1 'echantillon  ESPACE  {a)  n'ont pas 
ou  peu  d'experience  dans  le  domaine  comptabilite-finance.  leur attente 
est donc  d'abord  que  quelqu'un  les aide  a calculer le montant  des 
capitaux qu'ils devront employer.  C'est pourquoi  79%  de  ces  m~mes 
createurs ont  demande  aux  organismes  de  conseil  de  les assister 
dans  la realisation d'une  etude  aont  ce  calcul  est l'un des  objets. 
- Ce  travail  etant fait, ils doivent  ensuite  trauver  ces 
capitaux.  Leur  premiere  demarche  est generalement  de  s'enquerir des 
aides  publiques  dont  ils pourraient  beneficier.  Ces  dernieres  depas-
sent la centaine,  ce  qui  n'en  facilite  pas  1e  reperage.  L'ANCE  e11e-
meme  reconnait  que  "etablir un  bilan complet  des  aides  {financieres) 
a  la creation  ~·entreprises s'avere etre  un  exercice  redoutable, 
car les  procedures  sont  nombreuses  et d'applications souvent  re-
centes  {7).  Ce  qui  apparait  comrne  difficile a une  Agence  nationale 
specialisee devient  pratiquement  impossible  pour  un  entrepreneur 
isole.  C'est pourquoi,  il  attend  que  lui  soient signalees  celles  de 
ces  aides  auxquelles  il  peut  pretendre.  Ce  point constitue d'ailleurs 
souvent  l'objet de  l'une  de  ses  premieres  questions  ponctuelles. - 215  -
Les  createurs  attendent  aussi  des  soutiens  financiers  du 
systeme  bancaire,  mais  ils en  ignor·ent  le  plus  souvent  les modalites 
et sont  demandeurs  d'informations. 
- Le  reperage  des  sources  possibles  de  financement  ~tant 
effectue,  il  reste  au  createur a y acceder.  Ses  connaissances  limi-
tees  en  gestion,  le manque  eventuel  de  credibilite et les  problemes 
de  communication  ne  lui  facilitent pas  la  tache.  11  a  donc  a nouveau 
besoin  d'un  soutien  d
1abord  pour  elaborer  le  dossier necessaire, 
ensuite  pour  lui  faire  suivre  les  bonnes  filieres, et enfin pour  le 
defendre. 
4.2.2 - Logistigue  et services 
Des  sa  creation  la  nouvelle  entreprise aura  besoin  de 
locaux  (bureaux,  ateliers), de  materiels, mais  aussi  des  moyens 
minima  qui  lui  seront necessaires  pour  assurer ses  fonctions  : 
reseau  de  distribution,  services  administratifs  (secretariat, 
standard  telephonique  etc ... ), service comptable,  infonmatique. 
Les  createurs  sont  divisesentre leur desir d'indepen-
dance,  qui  motive  46%  d'entre eux,  et  le  souci  d'acceder  plus  fa-
cilement a ces  ressources  en  acceptant  de  les  partager avec  des 
pairs. 
Ceux .qui  appartenaient a l'echantillon ESPACE  (a)  se  sont 
expr1mes  comme  suit sur  les  propositions  qui  leur etaient faites 
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Ces  reponses  doivent  etre  interpretees  avec  prudence  dans 
la mesure  oü  elles  sont  le fait de  chef d'entreprises  ayant  cree  en 
moyenne  depuis  deux  ans  et qui  ont  par  consequent  dejä  organise 
certaines des  fonctions  qui  leur sont  proposees.  D'autre  part, 
aucune  precision n'etait donnee  quant  au  coüt  des  prestations 
assurees  par  ces  services  communs  en  temps  partage  ou  ces  regrou-
pements  :  d'oü  l'importance  des  "eventuellement ... 
11  n'en  demeure  pas  moins  qu'entre  le tiers et la moitie 
de  ces  createurs declarent avoir encore  besoin  de  services  dans 
les domaines  commerciaux,  comptables  et administratifs. 
Ce  point est confinme  par  les  responsables  des  nouvelles 
entreprises  reunis  ä  Bouvines  (enquete  b).  Ils souhaitent  : 
- "La  creation d'organismes  de  services  polyvalents  pour 
les  petites entreprises.  Ces  organismes  assureraient en  temps  par-
tage  les  fonctions  que  ces  unites  de  production  ne  peuvent  tenir 
seules  :  comptabilite  - Prospection  commerciale  - metres  (  pour 
le  bätiment)  etc ... 
- "La  mise  en  place  d'organismes  specialises dans.le 
transfert technologique,  travaillant en  lien avec  les  laboratoires 
universitaires,- et capables  d'assurer l'ensemble  des  fonctions 
de  developpement  (mise  au  point  des  produits,  etude  de  faisabilite 
economique,  identification des  promoteurs  potentiels, mantage 
financier). 
Mais  1  es  entrepreneurs  ne  se  1  imi tent pas ä demander 
formation,  information  et  soutien  :  ils voudraient  aussi  que 
l'environnement  leur soit plus  favorable. - 218  -
4.3- Changer  l'environnement 
Dans  ce  domaine  les  propositions  faites a Bouvines  nous 
semble  bien  r~sumer l'attente des  cr~ateurs~ 
En  voici  la liste  : 
4.3.1  - Susciter la mise  en  place  d'instruments  financiers 
adapt~s aux  besoins  specifiques  des  entrepreneurs et de  leurs  projets: 
soci~t~s locales  de  capitaux-risque,  soci~t~s de  caution mutuelle, 
"plate-formes  ..  de  l'initiative  (it),  organismes  locaux  de  gestiondes 
aides  publiques  a l 'emploi  etc ... 
4.3.2 - Engager  des  campagnes  d'opinion  pour  (a)  l~gi­
timer  l'action des  promoteurs  d'initiative locale,  (b)  cr~dibiliser 
leur  d~marche et  (c)  susciter de  nouvelles  vocations  par  effet d'exem-
plarit~. 
4.3.3- Sensibiliser les  ~lus et les·administrations 
aux  enjeux  et aux  problemes  de  la creation d'activites et d'emplois. 
4.3.4 - Moditier  les  proc~dures administratives  dans 
le  sens  de  la simplification. 
4.3.5- R~duire les  d~lais d'instruction des  dossiers 
d'aide financiere  a 1 'emploi,  et contröler le  respect  de  ces  d~lais 
4.3.6 - Faciliter les  .. mises  a disposition"  de  fonc-
tionnaires et de  cadres  de  grandes  entreprises  (y  compris  bancaires) 
au  profitdes projetsetdes entreprises  procedant  d'initiatives 
locales. 
4.3.7  - Etudier  des  statuts  juridique?  appropries  ä 
la  phase  de  developpement  de  1 'entreprise  (statut de  l'entreprise 
naissante). 
(t'  dcmt  z~  m~DC 01  !•?::.(:._- e;•:·.--.,__·~.~c  u D'(_ffcc.'tiiCY'  l;(1J.,i~  Z't\;:'J~-- Je 
Z  '.:.~:sc<!{(.;,-:.-:o)~  FJ•J.l•CC.  ]~,,:;:,-~cit-:.1JC.:~  P"  J~l1..t..  FaZgu·:J1~c  '/[,QJ[  J.~I(!S - 219  -
4.3.8 - Organiser  des  comites  locaux  d'evaluation  de  projets 
notamment  technologiques  et  inovants  qui  prendraient en  campte  des 
criteres  non  exclusivement  financiers  tels que  les  capacites  de  l'en-
trepreneur,  les  besoins  de  la  collectivite,  l'adequation  du  projet 
avec  le Plan  de  developpement  regional ... 
Deux  des  proposltions  (431  et 436)  ont  pour  objet d'accroi-
tre  les  ressources  mises  a disposition des  createurs,  deux  autres 
(432  et 433)  visent a ameliorer  l'image  des  entrepreneurs,  trois 
d'entre elles  (434,435  et 437)  concernent  le droit et la  reglemen-
tation,  la derniere enfin  introduit le concept  de  l'evaluation sur 
la  base  de  criteres  non  financiers.  11  faut  noter que  ces  demandes 
sont  relativement  classiques, et, pour  certaines d'entre-elles, ont 
ete partiellement satisfaites.(•) 
Pour  conclure  cette section,  nous  avons  classe  sur  un 
meme  tableau  les attentes,  les  besoins  et les demandes  des  crea-
teurs  en  distinguant  les  unes  et les autres. 
L
1attente.  du  createur est de 
Sortir de  son  isolement 
Etre  eclaire  sur l'environnement 
Developper  ses  capacites,  ses 
aptitwdes  et ses  connaissances 
Connd1tre  ses  besoins  en  matiere 
de  ressources  et trauver celles-ci 
Se  mouvoir  dans  un  environnement 
f~'#Drable 
Sa  demande  est 
.  Etre  entendu 
.  Obtenir  des  reponses  ponctuelles 
.  Etre  conseille sur la gestion 
de  son  projet de  creation 
.  Avoir  u~e aide  technique  pour 
calculer ses  besoins,  reperer 
les  sources  et y  acceder 
Changer  l'environnement 
(institutionnel) 
I1  a  besoi n de 
Accueil 
Informations 
Formation  et sou-
tien-accompagnement 
Soutien  - accompa-
gnement 
Nouveaux  dispositifs 
(t.)  Depuis  1982  co11U71cncenr:  d  se mettre en  place  des  societes financiinJs 
LocaLes  pour  l'irolOVation- Des  campagnes  d'opinion ont ete men{es 
pour  va lo1,iser  Z 'image  du  cr.6ateu:r  d 'entreprise.  Les  d Zus  corrutteneL:rzt 
d  etre  scnsibiZisJs au  thc~ de  la  crJation d'activite et d'emplois. 
Cer•taines  proci.!:dures  et c:e11tains dclais ont ete ameliores.  Un  stat;.<t 
juridique  de  l 'entr.:;prise  ·naissante est d  Z 'etude. - 220  -
5- Conclusions 
La  litterature que  nous  avons  analysee  dans  le chap1tre  I 
presente  l'entrepreneur  comme  un  individu  qui  a  des  caracteristiques 
particulieres,  une  fonction  originale et dont  l'engagement  dans  l'ac-
tion resulte d'un certain processus.  Dans  ce  chap1tre,  nous  avons  pre-
sente nos  observations  sur l'identite sociale,  les motivations  et les 
attentes de  plusieurs echantillons  de  createurs,  ainsi  que  sur les 
freins  et obstacles a leur demarche  de  creation. 
Nous  allans maintenant  reprendre ces  Observations  pour  ten-
ter de  dresser  un  tableau  des  caracteristiques de  createurs, et pour 
explorer les  relations  eventuelles entre leurs atouts et handicaps 
d'une  part,  les obstacles qu'ils  rencontrent  d'autre part.  Nous  fini-
rons  cette conclusion  par  une  reflexion sur  les differences  qui 
apparaissent entre  les  images  donnees  par la litterature et celles 
resultantes  de  notre  etude. 
5.1- Les  createu~s  des  individus differents  ? 
5.1.2- Oe  par  leur identite sociale 
La  population  des  createurs  ob~erves nous  apparait  comme 
se  distinguant de  celle des  actifs  par  ;_ 
.  L'age  et le sexe 
nette majorite· des  hommes. 
ils sont  relativement  jeunes  en  tres 
La  formation  initiale, mais  seulement  pour  une  partie 
d'entre eux  :  en  effet,  si  les  detenteurs  du  baccalaureat  ou  d'un 
dip16me  superieur  sont  2,7  fois  plus  nombreux  dans  l'echantillon 
Espace  que  dans  la  population  de  reference  choisie  (actifs masculins 
de  35  a 54  ans),  ceux  qui  ont  un  certificat ou  un  brevet d'etude - 221  -
primaire  ou  professionnel  y  figurant  dans  des  proportians  quasiment 
identiques.  Par  contre,  il  faut  noter  que  les autodidactes  sont  tres 
nettement  saus- representes  au  sein  du  groupe  des  createurs et que 
les  O.S  en  sont  absents  (t) . 
.  L'origine  socio-professionnelle  :  ils sont  plus  d'une 
moitie a avoir ete  ingenieur,  cadre  ou  technicien - alors que  ces 
meme  categories  ne  rassemblent  que  18%  des  actifs masculins  35-54  ans. 
- Mais  cette population  de  createurs est en  fait heterogene 
puisque  on  y  retrouve  des  individus  appartenant  ä  toutes  les categories 
sociales et ayant  atteint des  niveaux  de  formation  tres differents. 
Taus  ne  sont  pas  des  ingenieurs  diplömes  de  34  ans  :  ;1  y a  par  exemple 
des  cadres  autodidactes,  des  ouvriers  qualifies avec  C A P,  des  em-
ployes  bacheliers et des  techniciens  brevetes.  Nous  pouvons  simplement 
faire  le constat qu'il  existe deux  sous-groupes  dominants  : 
a)  celui  des  cadres  et techniciens ayant  generalement  suivi 
une  formation  specialisee  (longue  ou  courte) 
b)  celui  des  ouvriers et employes,  dont  une  partie a  des 
qualifications  professionnelles  sanctionnees  par  un  diplöme. 
- Il  n'apparait dont  pas  qu'on  puisse  trauver des  caracte-
ristiques  particulieres dans  l'identite sociale des  createurs.  On 
peut  simplement  observer  que  les  cadres,  les techniciens  et ceux 
ayant  obtenu  un  diplöme  au  moins  egal  au  baccalaureat  sont  plus  en-
clins a entreprendre  que  les  autres. 
(t-)  Lcs  ouvriers  non  qualifies rcpr6sentent  4" 5%  des  beneficiair·es 
ck  l 'aidß  az.a  chom~?w.,~-crZatcurs dur·aYI.t  le  le"P  semestY.e  1982 
( cf.  Etude  SES  - Minist~:re de  l 'emp loi) - 222  -
5.1.3 - De  par  leur histoire  p~rsonnelle ? 
Les  er~ateurs se  distinguent  de  la moyenne  des  aetifs 
sur  deux  points  : 
.  Le  ehömage- 59%  des  individus  de  l'~ehantillon ESPACE 
etaient dans  eette situation au  moment  de  la  ereation, et on  trouve 
des  pourcentages  similaires  ou  superieurs  dans  les enquetes  ANCE  ; 
alors que  le taux  de  ehömage  avoisinait  10%  en  1982 . 
.  La  relationproehe a d'autres  cr~ateurs, ou  a des  chefs 
d'entreprises;  66%  des  entrepreneurs  de  l'eehantillon l'ont signalee. 
Ces  deux  points  confirment  la these  de  Shapero  selon  laquelle 
la rupture  (le  chömage  en  est une)  et l'effet d'exemplarite  sont  des 
~lements du  proeessus  de  formation  d'une  entreprise. 
Ceei  etant,  il  convient  de  relativiser ce ·constat  :  tous 
les  ehömeurs  ne  creent  pas  leur entreprise  (~) et tous  les createurs 
ne  sont  pas  chömeur~.  La  meme  reflexion s'applique au  fait d'avoir 
une  relationproehe avee  d'autres createurs  ou  chefs  d'entreprise. 
Tautau  plus  peut  on  noter l'incidenee·positive de  ces  deux  points 
sur l'engagement  dans  l'action de  creation. 
11  est probable  que  d'autres  ~aits lies aux  histoires 
personnelles  de  chaque  createur distingue celui-ci.  Mais  il  faudrait 
une  analyse  fine  des  biographies,  voire  des  informations·relevant  de 
la psychanalyse,· pour  les mettre  en  evidence.  Les  elements  dont  nous 
disposions  ne  nous  l'ont pas  permis. 
(t.)  Selon  Le  Service  de$  Etudes  St.atistiques  du  Ministere  de  l'emploi. 
20. 360  chomcur~-cJ~/ate'Ul"s ont  bt5~u?ficic des  a·ides  Unedie  du1•a,.zt. 
le  ler semestrc  1982"  soit env-iron  1%  de  ceu.x  qui  au.raient  pu 
y  pr2tendre. - 223  -
5.1.4- pe  par  leurs  motivations  ? 
Nos  Observations  montrcnt  que  les motivations  positives 
exprimees  par  les  createurs  peuvent  etre regroupees,  selon  la typo-
logie  etablie par  Shumpeter,  entre celles relevant de 
.  La  volonte  de  liberte 
.  La  volonte  de  remporter  un  succes 
La  joie de  creer 
Aueune  de  ces  motivations  n•est ä  elle seule  particuliere 
aux  entrepreneurs.  Mais  c•est leur combinaison  entre-elles, ainsi 
qu•eventuellement  avec  d'autres motivations  negatives  (telle le 
"reclassement  chömage
11
), qui  nous  semble  caracteristique.  En  moyenne 
chaque  createur de  l'echantillon cite 2,6  motivations- celles qui 
viennent  en  tete etant dans  l'ordre:  le chömage,  l'independance, 
et l'assurance de  posseder  unebanne  idee  ou  un  bon  produit.  Cette 
derniere,  qui  est mise  en  avant  par  45%  des  createurs,  nous  apparait 
ä  la fois  puissa~te et  specifique ä  la population  etudiee.  Conjuguee 
avec  la volonte  de  remporter  un  succes,  en  tenne  d'emploi&·  crees  ou 
d'argent,  ou  bien  de  gagner  une  independance,  ou  encore  de  sortir 
du  chömage,  elle peut  effectivement conduire  un  individu  ä  devenir 
entrepreneur. 
Mais  ce  que  l'enquete  n'a  pu  mesurer,  c'est le degre  d'inten-
site de  chacune  de  ces  motivations.  Tout  au  plus  peut-on  constater 
qu'il  a ete suffisant pour  conduire  ä  l'action. 
En  d'autres termes,  ce  qui  semble  caracteriser l'entrepreneur 
sur  ce  pointdes motivations  est qu'il  en  cumule  plusieurs et qu'elles 
sont  assez  fortes  pour  qu'il  mene  jusqu'au  baut  sa  demarche  de  creation 






5.1.5- Les  caracteristiques  des  crfateurs 
Ces  analyses  nous  conduisent  ä  prfsenter dans  le tableau 
ci-dessous  celles  des  caracteristiques  observees  chez  les  createurs 
de  l'echantillon  ESPACE  qui  les  distinguent de  la population  active. 
Degre  d'originalite 
(  par  rapport  ä  la population  active)  Remarques 
Moyen  Fort  Exceptionnel 
L'äge  X 
Le  sexe  X 
La  formation  initiale  X  . Pourquoi  les  honmes 
L'origine  socio - X  . Deux  sous  groupes 
professionnelle  dominent  : 
La  ~ituation(chömage)  X  (a)  Ingenieurs  et 
? 
L  ·~i·fet d' exempl arite  X  techniciens  diplöme~ 
La  combinaison  de  X  (b)  Ouvriers  qualifies 
fortes  motivations 
En  resume  les createurs  nous  apparaissent se  distinguer de 
la moyenne  des  actifs d'abord  par  la force  et la multiplicite des 
motivations,  ensuite  par  le fait qu'ils ont  ete plus  souvent  que 
d'autres  soumis  a l'effet d'exemplarite, enfin- mais  seulement  pour 
une  partie d'entre eux  - par  certains elements  de  leur identite. 
Ils  se  distinguent aussi  par  leur situation d'entrepreneur 
qui  les  conduit  ä  affronter une  serie d'obstacles  :  en  d'autres 
termes,  ils  ne  sont pas  seulement  differentspar ce  qu'ils  sont mais 
aussi  par  ce  qu'ils vivent. - 225  -
?ourcentages  de  cr§ateurs  dans  l'~ch~ntillon 
10~~  20~:  40~:.  50  'X.  Bm:.  90~', 
-----~---~---=---_:_-___  . 
ormation 
---r  r7ff ·i a  l e 
_  ~utodi  dac  CEP  CAP  - BEPC  - BEP  BAC  B~C  BAC  + 3 + 
C.S.P 
EXPERIENCE 
.Dans  l'activit 
.Technique 






ttes(0,43)  (0,57)  (0,77)  (1,50)  2  (2,28) 
-
Autres  Employe  Techniciens  Ingenieurs  et autres  OQ  et  OHQ 
(0,29)  (0,57)  (1,50  (1,76)  (  3 ,14) 
Pas  du  tout  Un  Moyen  Beaucoup  Grande 
(0,30  peu  (0,72)  ------- -----(4,21)------
No'1  Un  peu · ·  Oui 
(0,58)  (0,93  (1,86) 
Non  Un  peu  Oui 
(0,58)  (1,14)  .(6,0) 
Non  l  --~8  ~§}  l  Oui 
(0,72  (3,0). 
Non  Un  peu  Oui 
(0,76)  (0,25)  (2,76) 
-----------------------------------------------------------> 
Perdants  Gagnants 
Freins  et obstacles 
N.B  - Les  coefficients entre  parentheses  indiquent  la  relation existante 
entre le pourcentage  d'individus  ayant  cette caracteristique 
dans  l'echantillon des  entrepreneurs  "gagnants ..  et dans  l'echantil-
lon  des  "perdants".  Par  exemple,  42,;  des  "gagnants"  ont  une  "grande 
experience  dans  le domaine  principal  d'activite, mais  seulement 
14~ des  perdants  :  le coefficient de i*  =  4,21.  Plus  le coefficient 
est eleve,  plus  grandes  sont  les  "chances"  de  se  retrouver dans 
le groupe  des"gagnants". - 226  -
5.2  - Les  createurs  des  sp~cialistes de  la  course  d'obstacles? 
Les  motivations,  aussi  fortes  et multiples  soient-elles,  ne 
sont  pas  suffisantes  pour  franchir  avec  succes  les  differents obstacles 
prealables et posterieurs a une  creation  reussie,  que  nous  avons  repe-
res.  Il  faut  egalement  d~s atouts.  Certains  de  ceux-ci  sont  lies aux 
connaissances,  capacites et aptitudes  du  createur qui  a  pu  les  dev~looper 
pardes formations  ou  par  l'experience acquise  au  cours  de  sa  carriere 
professionnelle. 
Les  donnees  fournies  par  1 'etude  ESPACE  nous  permettent 
d'etablir une  relation entre  les  resultats  financiers  de  1 'entreprise 
creee  d'une  part,  la  formation,  l'experience et 1 'origine socio-profes-
sionnelle  du  createur d'autre part.  Ces  relations  apparaissent  dans 
le  tableau  suivant  : - 227  -
Ce  tableau met  clairement  en  evidence  les  atouts  des  createurs 
a la tete d'une  entreprise gagnante  dans  l'echantillon.  Si  on  les  classe 
par  importance  en  prenant  pour  critere  la  valeur  du  coefficient utilise -
ce  qui  revient a placer en  tete  les  donnees  pour  lesquelles  l'fcart entre 
les  pourcentages  respectifs  des  reponses  est le  plus  fort entre  "gagnants .. 
et "perdants"  - on  obtient ceci  pour  les  dix  premiers  : 
- L'experience  commerciale 
- Une  forte  experience  dans  l'activite 
- Avoir  ete ouvrier qualifie 
- L'experience  en  comptabilite-finance 
- L'experience  en  "relations humaines" 
- Une  formation  initiale longue  (Bac  + 3 et plus) 
- L'experience  technique 
- Avoir  ete  ingenieur  ou  cadre 
- Etre  bachelier 












Une  bonne  experience  dans  une  ou  plusieurs fonctions  de  .. 
1 'entreprise - a commencer  par la fonction  commerciale  - ou  dans  le 
domaine  principal  d'activite choisie  :  tel  semble  etre le principal 
atout.  Viennent  ensuite la  profession exercee  precedemment  et la for-
mation  initiale suivie.  Ce  constat doit etre complete  par  deux 
observa ti  ons 
.  Les  atouts  identifies sont  gages  de  succes  pour  la future 
entreprise, mais  pas  necessairement  de  la bonne  conduite  du  projet 
de  creation.  Celui-ci  se  heurte  en  effet a une  serie d'obstacles 
et de  freins  specifiques  a la demarche  meme  de  l'entrepreneur,  qui 
ne  peuvent  pas  etre surmontes  avec  les  seuls  acquis  d'une  experience 
professionnelle  ou  d'une  formation.  Il  faut des  qualites  telles que 
le courage  et la  tenacite et certaines  aptitudes  notamment  relation-
nelles,  pour  depasser  l'isolement et  le fosse  culturel,  parvenir a 
communiquer  avec  l'environnement  institutionnel,  ou  assumer  le risque. - 228  -
Fautes  de  donnees  quantitatives  nous  ne  pouvons  que  dfduire  la  ndture 
de  ces  qualites et aptitudes  requises  a partir des  observations  faites 
sur  le  terrain de  la  creation et dans  la  litterature.  Ces  observations 
sont  resumees  dans  le  tableau  suivant 
Frein  ou  handicap  Atouts  utiles  pour  les  surmonter 
.  Education  .  Experience,  notamment  de  l'autonomie  et de 
la  prise de  responsabilite 
Manque  de  connaissance  en  gestion  .  Formation  specifique 
.  Fosse  culturel  .  Experience  :  commercial  - relations  humaines 
.  Formation  initiale 
.  Isolement  .  Origine  socio-professionnelle  (relations) 
.  Capacite a reperer  les  opportunites  et les 
ressources 
.  Credibilite  .  Origine  socio-professionnelle 
.  Diolömes 
.  Experience,  notamment  dans  1•activite 
•  Communication  .  Experience  :  Commercial  - relations  humaines 
.  Formation  initiale 
.  Aptitude  ä  gerer  les relations avec 
l 'environnement 
.  Peur  du  risque  .  Courage  et determination 
.  Connaissances  acquises 
.  Experience 
.  Demarches  .  Tenacite et patience 
.  Experience  :  Commercial.  Relations  humaines 
Acces  aux  financements  et aux 
autres  ressources 
Connaissances  ~n gestion 
.  Acces  aux  reseaux  d•information 
.  credibilite 
Il  est difficile,  voire  impossible,  pour  un  createur  de 
cumuler  tous  les  atouts  necessaires  au  succes  de  sa  future  entreprise 
d'une  part, et a la  banne  fin  de  son  projet  de  creation d'autre part. 
Une  minerite  seulement  d'entre eux  possede  l'un ou  1•autre. 
L'elargissement  de  cette minerite  permettrait ä  la fois  d'accroitre 
1e  nombre  de  creations et de  reduire  le  taux  de  defaillance. 
Nous  rechercherons  comment  l'obtenir dans  le chapitre VI. - 229  -
5.3  - Qui  sont  les  createurs  ? 
Certains  des  auteurs  (t) que  nous  avons  etudies  reconnaissent 
qu'il  n'existe  pas  de  modele  unique  de  1 'entrepreneur et qu'il  est 
pratiquement  impossible  d'elaborer une  theorie complete  sur  le sujet. 
D'autres  (11)  amorcent  une  typologie  en  distinguant  les  "individuels" 
des "dirigeants"  selon  leurs  comportements.  Tous  s'accordent  pour  lui 
attribuer des  motivations  particulieres et des  aptitudes  ou  des  compe-
tences  specifiques.  Enfin,  nous  avons  trouve  plusieurs  analyses  des 
influences et des  elements  qui  ont  contribue a l'engagement  de  l'entre-
preneur  dans  l'action de  creation.  (ttl} 
Nos  Observations  nous  conduisent  a formuler  les  propositions 
sui vantes 
.  La  populationdes  createurs est composee  d'individus  ayant 
une  grandevariete d'identites sociales.  Dans  cette population,  on 
retrouve  plus  frequemment  des  hommes  d'une  trentaine d'annees,  ayant 
suivi  une  formation  sanctionnee  par  un  diplöme  d'etude  superieure  ou 
professionnelle,  qui  ont  occupe  precedemment  soit des  fonctions  d'in-
genieurs,  cadres  ou  techniciens  d'entreprises,  soit des  postes  d'ou-
vriers qualifies.  Mais  il  n'existe  pas  de  modele  social  du  cr~ateur. 
Ces  createurs  cumulent  plusieurs motivations  negatives  et 
positives  parmi  lesquelles  la creation de  leur propre  e.nploi,  la  re-
cherche  d'independance,  1 'assurance  de  posseder  unebanne  idee  et 
la  volonte  de  remporter  un  succes  sont  les  plus  frequentes.  Elles 
peuvent  etre facilement  classees  selon  la methodologie  proposee  par 
Schumpeter.  Par  ailleurs  nos  observations  confirment  que  le profit 
n'est le  plus  souvent  considere  que  comme  un  indice  de  succes. 
(:t)  NotCITm1ent  Gibb 
(~) en  pa1.,ticulier Mc  CZcZlanJ."  Et.G.-T;t:'l\:J  ct Pryde. 
( ~)  Cf.  entre  autr~s Gibb"  Si~:::zpcro  _,  Swt:eney,  Arocena e tc  • • - 230  -
D'autre  part,  l_~  __  r_u_p~-~!~  provoquee  par  le  chomagE:,  _et 
l'exemple d'autres  createurs  Ou  chefs  d'er1treprise  ap_parai?Sen_!:_bien 
comme  des  elernents_~_y_~_oce_~~~~--Q_~--~~9_t  ion,  conformement  a l a  these 
de  Shapero . 
.  Les  atouts  que  doit  poss~der un  cr~ateur pour  mener  ä 
bien  son  projet de  creation et fonder  une  entreprise  rentable,  combi-
nent  formation  initiale, origine  socio-professionnelle et experiences 
avec  certaines  aptitudes et capacites.  Ces  derni~re5 sont  identifiees 
pardes auteurs  tels que  Land,  Gibb,  Franklin et Weiss;  mais  ces 
auteurs  ne  semblent  pas  avoir etabli  le lien avec  les atouts  du  pre-
mier  groupe . 
.  Les  createurs  ont  en  commun  d'avoir  entrepri~ et de  vivre, 
une  demarche  de __ frkC!ttg_n _  _g_LJLl_~~~ profondement.  Ils ont  du  af-
fronter les  memes  obstacles et apprendre  a les  surmonter.  Ils ont ete 
soumis  au  meme  apprentissage.  Cette  experience  partagee  a  developpe 
en  eux  a des  degres  divers,  certaines  competences  et aptitudes,  notam-
ment  celles analysees  par  Mc  Clelland,  Shapero  et Pryde  :  capacite 
a reperer les  opportunites et les  ressources, a rassembler  ces  der-
nieres, a gerer les  relations  avec  l'environnement et, eventuellement 
ä  mener  une  equipe . 
.  Le  fait d'avoir vecu  une  action  semblable,  toujours  intense 
et difficile,  a  renforce  l'adh~sion des  createurs  ä  certaines valeurs 
communes  qui  leurs  sont  propres.  Ces  valeurs  ne  sont  pas  celles qui 
dominent  notre.Soci~t~. ce  qui  a  pour  effet d'accro1tre ce  decalage 
culturel  que  nous  avons  analyse. - 231  -
Ces  entrepreneurs,  que  nous  avons  appris  a  mieux  connaitre 
dans  leur diversite mais  aussi  dans  ce  qu'ils  ont  en  commun,  doivent 
"trouver  une  place"  sur_  le  marche,  puis  construire  leur  entreprise. 
A cet  effet  ils  ont  besoin  de  rassembler  tous  les  facteurs  de  pro-
dtJc.tion  ou  ressources  necessaires,  et  les  connaissances  qui  leur 
permettront  de  les  g~rer  convenablement.  Ils  vont  trauver  les  unes 
et  les  autres  dans  l'environnement  avec  plus  ou  moins  de  facilite 
selon  que  celui-ci  sera  ouvert  et  accueillant,  ou  au  contraire 
ferme,  voire  hostile. 
Nous  consacrerons  ce  chapitre  a  l'etude  des  relations 
qui  s'etablissent  entre  les  createurs  et  les  differentes  dimensions 
des  environnements  ou  il  se  trouvent.  Dans  les  trois  premieres 
sections  nous  analyserons  la  nature,  la  qualite,  l'origine et  l'im-
portance  des  ressources  financieres,  humaines  et  economiques  utili-
sees  par  les  entrepreneurs  de  l'echantillon  ESPACE.  Nous  tenterons 
ensuite  dans  les  sections  quatre  et  cinq  d'apprecier  l'usage qu'ils 
en  ont  f a i t s  pour  c reer  pu i s  deve 1  opper  1  eurs  ent  repr  i ses,  cec i 
a p  a r t i r  des  d i a 9  n  0 s t i c s  r e  a 1  i s es ,  d  e  1  I e  X ame n  des  s trat  e  9 i es m  i s es 
en  oeuvre  et  des  comportements  de  ces  nouveaux  dirigeants. 
En  conc1usion,  nous  ehereherans  a identifier  quelles  peu-
vent  etre  1  es  cond i t i ons  de  1' i nsert  i on  des  createurs  dans  1  es 
environnements, · et,  au-de1a,  quels  sont  les  liens  qui  se  nouent 
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Section  1 - Les  ressources  financi~res 
Une  fois  calcule  le total  de  leurs  besoins  financiers, 
les createurs  que  nous  avons  observes  ont  tendance  a rechercher 
d'abord  les aides  publiques  auxquelles  ils peuvent  pretendre. 
puis  seulement  ensuite d'autres  sources  de  financement  parmi  les-
quelles  figure  leur apport  en  capital.  Le  plan  de  notre  analyse 
suivra  celui  de  cette demarche. 
1.1.- Les  aides  publiques. 
1.1.1- Nature  et finalite 
Les  createurs  de  l'echantillon  ESPACE  ont  obtenu  les aides 
publiques  suivantes  : 
Nature  de  l'aide  INombre  de  createurs  %  de  createurs ayant 
en  ayant  beneficie  obtenu  cette aide 
.  Aide  aux  Chomeurs  createurs  41  58%  (Jt) 
.  Subvention  emplois  d'initia~  32  45% 
tive locale  (  EIL) 
. Primes  ä  l'investissement  9  13% 
. Prime  regionale  ä  la crea-
tion d'entreprises  indus- 6  9% 
trielles  (PRCEI) 
.  Prime  artisanale  4  6% 
.  ANVAR  2  3% 
.  Subvention  de  fonctionne-
ment  DAS  (circul.  44)  2  3% 
.  Autres  12  17% 
Total  aides  108 
Aueune  aide  8  11% 
(~)  Ce  paurc:.;;-nta]._;  C[;t  idC1:ti.que  a cc lui  des  chomeUY's-cn5atew•iJ  d2 
Z'{.chantil-lon. 
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Rappelens  ici  ce  que  nous  avons  indiquf  dans  le chapitre 
precedent  :  89%  de  ces  createurs  ont  beneficie  d'une  aide,  la moyenne 
s'etablissant ä  1,5  pour  chacun  d'entre eux. 
~  Les  fina1ites  de  ces  subventions  et primes  sont  differentes 
a  - 1 'aide aux  chömeurs-createurs  a  pour  objet d'inciter ceux-ci 
ä  creer  leur propre  emp1oi.  Depuis  1979  et jusqu'au ler avril  1984,  les 
salaries  involontairement  prives  d'emplois  pouvaient  percevoir  six mois 
d'allocation de  chornage  et beneficier d'une  couverture  socia1e  quasi-
tota1~•~endant un  semestre.  En  1982,  il y  a  eu  en  France  43  500  benefi-
ciaires.  En  1983,  l'allocation moyenne  per~ue par  le  createur s'ele-
vait ä  19  700  francs,  campte  non  tenu  des  exonerations  de  charge. 
Depuis  le  5 avri1  1984,  1es  moda1ites  et les montants  ont  ete modi-
fies,  mais  l'aide est maintenue. 
b- La  subvention  aux  emplois  d'initiatives locales- EIL- vise 
ä  promouvoir  la creation d'activites innovantes  ou  d'utilite collec-
tive  {~t).  11  en  est attribue 5 000  par  an  depuis  1980.  En  1984,  le 
montant  est de  40  000  francs  par  emp1oi. 
c- les  primes  a l'investissement sont  genera1ement  reservees  ä 
des  entreprises  industrielles.  Elles  sont  attribuees  sur la base  de 
differents criteres dont  une  partie 1ie  la  valeurdes equipements 
achetes et le  nombre  d'emp1ois  crees. 
d"- les  prtmes  regionales  ä  la  cr~ation d'entreprises  industriel-
les  PRCEI  s'elevent dans  le Nord-Pas-de-Calais  ä  50  000  francs  ä  par-
tir de  3 emplois,  et  100  000  francs  pour  six et plus.  Elles  sont 
reservees  aux  entreprises  creees  ex-nihi1o et qui  ont  une  activite 
manufacturiere. 
(:t)  Assur·ances  maladie,  matcrn-itc,  invaZ.iditJ,  deces,  vieiZZesse et  vt::u~YL7[.­
(~) Les  degr/;s  d'irmOI)Qt?:on  ct d'utilitt5 etant  Zaisses  d  z  'appr{c-iat-~~or; 
dt::  corr.r.r:-ssionE;  dt.5paPtcm._:nr..a7.-es  OU  Siegent  elus,  fonctionnaireü  Ct 
r·cprZ:ser,taY.t  des  tcn.5f-ieiaires potentiels.  Les  empZois  sont  en  pl·-~1:­
c-:pe  r•eservcs  d  d::s  chor.lL'u:rs. - 234  -
e- Les  primes  artisanales  sont  destin&es  aux  artisans  qui 
s'installent. 
f- L'ANVAR  accorde  des  subventions  ou  des  prets destines a 
financer  le developpement  technique  et  commercial  de  produits  ou 
de  techniques. 
g- La  DAS  prend  en  charge  le coüt  de  l'encadrement et les 
frais  generaux  des  "entreprises  intermediaires"  (l)  agreees  par 
elle. 
- Dans  tous  les  cas  ces  aides  ont  un  effet  de  "levier". 
(  ~)  Ces  entrcprises  in-cey·m~diairc:;s  ont  un  douh Ze  ob.:featif eaonomique 
et social.  Ce  d21~der est d'inser•c1  ..  socialemcnt  des  personnes  mal,_ 
~·ina  lis6es  du  mal"chJ  dL~  travai l  pa1  .. a2  qu.z  aumulant  des  handicaps 
sociaux. 
cf.  les  ck:ux  {tz~de[J  f'!JFACE  su1  ..  cc  sujet  : 
.  Cout  de  l 'inscl"tion  sociale pa1  ..  l 'economique  (1981) 
.  Lcs  jeunc:;  et  ~a  c:1•..:ation  d 'emplois  ( 1984) - 235  -
- Les  aides  qui  ont  ete  le  plus  frequemment  utilisees  par 
les createurs  de  l'echantillon  peuv~nt etre classees  comme  suit selon 
leur objet principal  et  la  categorie  de  beneficiaire  : 
Objet  principal  objet specifique  Appellation  ref Beneficiaires  principaux 
L'emploi 
. Reclassement  chornage  Aide  chömeurs  a  Demandeurs  d'emplois 
createurs 
. Activites  innovantes  EIL  b  Demandeurs  d'emplois 
ou  utiles 
. Insertion sociale par  DAS  (  ci r.  44)  g  Demandeurs  d'emplois 
l'economique  "handicapes  sociaux
11 
L'industrie manufacturiere  PRCEI  d  Taus  createurs 
Le  developpement  industriel  d'un  Prime  a 1 •  i n- c  Tous  createurs  sur  cer- territoire  vestissement  tains territoires 
L'artisanat  Prime  artisa- e  Createurs  artisanaux 
nale 
L'innovation  ~NVAR  f  Taus  innovateurs. 
- Ce  tableau  appelle quelques  Observations  : 
.  Certaines  aides  sont  accordees  aux  createurs  (a  et e}, d'autres 
a l'entreprise creee  {b,g,d,c et f).  Parmi  celles-ci  un  autre 
classement  peut  etre fait entre  les  SUbventions  d'exploitation 
{b,g)  et les autres . 
.  La  plupart  sont  cumulables. 
D'autres  financements  publics,  para  publies  ou  priv~s  (~)  peuvent 
venir  les completer  si  l'entreprise  se  cree  sur certains territoires 
(pöles  de  reconversion  notamment).  Ces  financements  sont  generale-
ment  reserves  aux  projets  industriels. 
(  ~)  Certains  gr·ar.cis  groupes  ac:cordent  des  suhventions au.x  en.ti·.:.pr!.sct; 
qui  se  cr·eent  dans  des  zunes  ou  c Z  Zes  desinvestissent. - 236  -
.  Les  aides  les  plus  massivement  utilisees par  les  createurs  de 
l'echantillon sont  celles ayant  l'emploi  pour  objet  principal. 
Celles-ci  ont  deux  avantages  :  un  acces  relativement  facile; 
et surtout  un  champ  d'application  non  restreint ä  1 'industrie 
(qui  ne  repr~sente que  6~  des  cr~ations en  France  et  17%  de 
celles de  l'~chantillon). 
1.1.2- L'usage  des  aides 
L'examen  des  comptes  et bilans  de  premiere  annee  des 
entreprises aidees  permet  d'analyser l'usage qui  a  ete fait des 
primes  et Subventions  re~ues. 
- Les  Subventions  de  fonctionnement  (EIL)  ont  ete 
.  soit absorbees  par  les  pertes 
.  soit preservees  en  tout  ou  partie  pour  augmenter  l'auto-
financement. 
Ces  deux  cas  de  figure  sont  illustres par les  exemples 
suivants  :  (les  chiffres  sont en  milliers de  francs) - 237  -
Source  de  fonds  Rfference  dt  l'entreprise et secteur d'activi tf 
1(distribution)  57(BTP)  49(BTP)  !s2 (Services)  1 
.  Autofinancement  lie a l'activite  (67)  (199)  2  18 
(bfnefice  net  + amortissements  et 
provisions) 
.  Subventions  de  fonctionnement  (EIL)  64  208  252  67 
1-
Autofinancement  total  (3)  9  254  85 
Part  de  cette autofinancement  - 3,6%  32%  32,8% 
dans  les emplois  totaux  du 
premier  exercice 
Relation  subvention  (emplois  31,2%  46,5"  31,7%  25,9% 
totaux  premier  exercice 
{perte  inclus  dans  les  emplois 
Pour  ces  quatre entreprises  la Subvention  a  finance  une 
part tres  importante  des  emplois  totaux  de  fonds  de  la premiere  annee 
entre  26%  et  46%.  Nous  verrons  plus  loin  quelles ont  ete les  autres 
sources  ainsi  que  le detail  des  emplois. 
- Les  subventions  d'equipement  viennent  financer  les  investissr 
ments,  al1egeant  d'autant  le  recours  ä  l'emprunt. 
1.2.  - Le  capital 
Les  createurs  ont  tendance  ä  limiter leur apport  en  capital 
quitte  ä  completer  les  fonds  par  l'ouverture de  comptes-courants 
bloques  ou  non.  Ce  constat s'appuie d'une  part  sur les statistiques 
publiees  par  le  CEPf1E,  d'autre part  sur les donnees  relatives  aux 
jeunes  entreprises  qui  composent  l'echantillon  ESPACE. - 238  -
- Les  statistiques  (1)  de  la  CEPf·1E  s'analysent  colliTlr:  suit 
Secteur d'activite  Societes  de  Capitaux 
Industrie 
Tertiaire 
Capital <  100.000  F  Capital  =  >  100.000 
1980  1981  1982  1980  1981  1982 
et BTP  91,  0~~  91,5~~  91, 0/~  9,0%  8,5%  9  ,0~~ 
91,5%  90,2%  90,  2~~  8,5%  9,8%  9'  8~~ 
- Les  montants  du  capital  social  des  entreprises de  l'echantillon  ESPACE 
sont  analyses  sur  20  d' entre elles  (t)  - t outes  societes de  capitaux 
(S.A.R.L.  ou  S.C.O.P)  ayant  fourni  leurs comptes  et bilans  du  premier 
exercice.  Ce  capital  s'eleve en  moyenne  ä  70  750  francs  pour  un  total 
moyen  de  bilan de  798  250  francs  qui  est ainsi  couvert a 8,86%.  Mais 
ces  moyennes  cachent  une  tres grande  disparite qui  apparait  dans  le 
tableau  suivant. 
Capital  Entreprises  Capital  Entreprises 
milliers francs)  nombre  %  total  Bilan  nombre 
01 
/-:1 




10  ä  50  9  45~~  + de  5%  a 10%  3  15~~ 
50  a 100  4  20~~  + de  10~~  ä  20%  6  30% 
100  4  20~~  + de  10%  3  15% 
20  100~~  20  100% 
(1)  ANCE  - Aspects  dc  la dcmc;gluphie  ck:s  ent11.::p:rises  P.  34 
(  ~)  Ce[;  ~C c;;. n·l..,p:rises  d2r.t  1YY:A.s  a·,_,o-rw  pu  an.alys.;r  Zes  bi  lm-;s  en 
dt5taiZ"  folwi.::1d  ur1  s:Jus-{L·J,antillon. 
(::tt)Lcs  SCJF  S:-iRL  p..]:n;e,.t,  a;;y/r  ZcgaZu:,cnt  un  capital  de  2  000  FJ•,:.m:-·0. - 239  -
Plusieurs  Observations  peuvent  complfter  ces  donn~es 
.  La  fourchette  des  valeurs  absolues  des  capitaux  va  de 
3.000 a 343.000  francs.  Et  les  pourcentages  des  totaux  de  bila~ 
finances  par  ces  capitaux  varient  de  1%  ä  35% . 
.  Certains  createurs  ont  privilegie l'apport en  compt~-cou­
rant a celui  en  capital.  Par  exemple,  dans  l'entreprise 63  ,  ces 
apports  sont  respectivement  de  3.000 et 142.000  francs  (61%  du  total 
du  bilan) . 
.  La  quasi  totalite de  ces  createurs  ont  eu  recours a des 
organismes  de  conseil  qui  les ont mis  en  garde  contre  le risque de 
debuter  avec  un  capital  trop  r~duit.  Ces  conseils n'ont pas  toujours 
ete suivis, mais  la proportion  d'entreprises  dont  le capital  excede 
100.000  francs  (~)  dans  l'echantillon  ESPACE  est le double  de  celle 
etablie par  la  CEPME  :  20%  contre  respectivement  9,0%  et 9,8%  selon 
les  secteurs d'cctivite.  Le  fait que  58%  des  entrepreneurs  ont  bene-
ficie des  aides  chömeur  -createur·  explique  aussi  en  partie ce  pheno-
mene,  mais  renforce  le constat  sur la repugnance  des  createurs  ä 
investir leur propre  epargne  puisque  la part de  celle-ci  dans  les 
capitaux et compte  courant  est a reduire du  montant  de  l'aide  (~l) 
.  L'une  des  premieres  questions  que  posen~ nombre  de  crea-
teurs  ä  leurs  conseillers a  pour  objet de  determiner  "  Combien  cou-
te  une  SARL''  et elle doit s'interpreter dans  le sens  "quel  est le 
capital lega1  mini~um necessaire  pour  constituer ce  type  de  societe? 
(%)  aucune  n'a un  capital  de  100.000 francs,  ce  qui per.met  d'etablir 
Za  compar~ison 
(~) Les  dOnnees  dont  nous  disposans  ne  nous  permcttent pas  de  calculer 
le montant  de  celle-ci et donc  d'~tablir la part de  l'epargne  dans 
Zes  capitaux apport6s. - 240  -
Cette  question  illustre bien  la  m~connaissance qu'ont  ces  cr~ateurs 
de  leurs  besoins  reels.  Dans  c~rtains  CdS  extremes  le choix  du  statut 
SCOP  est effectue  parce  que  le capital  minimum  est de  2.000  francs. 
1.3 - Autres  financements 
1.3.1- Emprunts  a lang  terme 
15  a 20  entreprises etudiees ont  obtenu  des  prets a long 
et moyen  terme.  Pour  celles-ci  ces  financements  ont  represente  13,8% 
des  sources  et couvrent  47%  des  investissements  bruts. 
1.3.2 - Credit  fournisseur 
Les  vingt  entreprises  du  sous-echantillon beneficiaient 
d'un credit fournisseur a l'issue de  leur premier  exercice.  Ce  credit 
est en  moyenne  de  43  jours  pour  l'ensemble  de  l'echantillon  (~) 
Le  fait que  cette facilite existe  au  baut  des  neuf  ou  douze 
premiers  mois  ne  signifie pas  pour  autant qu'e1le etait consentie  des 
la creation.  Il  n'en demeure  pas  moins  qu'elle reduit sensiblement 
les  besoins  en  fonds  de  roulement  dans  une  periode  durant  laquelle 
l'entreprise connait  normalement  une  croissance  rapide.  Autotal  les 
credits fournisseurs  financaient  25  % des  totaux  des  bilans. 
1.3.3 - Autres  credits court-terme 
Ces  credits  representent  55%  du  total  des  ressources  des 
vingt  entreprises  du  sous-echantillon. 
(:t)  dont  l'ag(;  moye-n_,  JYlrpcZcn.s-lc"  cDt  dc  22  mo1-s. - 241  -
Nous  avons  pu  effectuer  une  analyse  plus  fine  sur  13  d'entre-
elles  (*)  pour  lesquelles  nous  disposions  de  tous  les elements.  Le 
detail  des  comptes  se  presente  comme  suit  : 
Campte  Mi 11 i ons francs  %  DCT  %  % total  sources 
Etat  :  Impöts  et taxes  - 735  22%  10,6~~ 
Comptes  d'associes  637  19~~  9  ,2~~ 
Autres  creanciers  412  12%  6,0% 
Comptes  de  regularisation  1380  42%  20,0% 
Emprunts  a moins  d'un  an  140  4%  2,0% 
Banques  59  2%  0,8~~ 
Total  Dettes  ä  Court  Terme 
(autres  que  fournisseurs  et  3363  100%  48,6% 
clients) 
Ces  donnees  nous  permettent  de  faire  les Observations 
suivantes .: 
.  Le  pourcentage  des  autres credits court-terme  dans  le total 
des  ressources  est de  l'ordre de  50%.  L'ecart de  six  points  avec  celui 
note  sur  l'ensemble  des  20  entreprises est dualanon prise en_  campte 
parmi  les  13  de  l'une  des  20  qui  utilise le court-terme  a concurrenc€: 
de  69%  sur  des  sommes  importantes . 
.  L'Etat,  en  accordant  un  differe d'un  mois  pour  le  paiement 
de  la T.V.A.,  cree  une  source  de  financement  non  negligeable  puisque 
son  montant  excede  par exemple  de  douze  fois  le credit court  terme 
consenti  par  les  banques,  et.approche  celui  du  capital  social. 
(~)  R~f: 1.- 15  - 2~ - 28  - 42  - 43  - 49  - 52  - 54  - 57  - 62  - 63  - CB 
On  y  tPouvc  7"gagnants"et  6  "per.Jan.ts" - 242  -
L'utilisation des  comptes  d'associes,  se  confirme  notanrnent 
dans  les  SCOP  et les entreprises  cr~~es par  des  ch6meurs.  Les  asso-
cies  de  ces  13  entreprises  ont  apporte  respectivement  622.000  francs 
en  compte-courant et 1.024.000  franc~ en  capital . 
.  Les  banques  ne  se  sont  pas  engagees  ä  court  terme  sur 
ces  petites entreprises nouvellement  creees.  Nous  avons  repere  deux 
exceptions  parmi  les sept  autres  societes  de  l'echantillon :  une 
SCOP  en  difficulte soutenue  par  sa  banque,  et une  SARL  dont  l'auto-
financement  net  couvre  17%  des  besoins  de  premiere  annee  et a  su 
obtenir par  consequent  la confiance  du  banquier. 
1.3.4- L'autofinancement 
Parmi  les  20  entreprises  du  sous-echantillon,  douze 
degageaient  un  autofinancement,  avant  subvention  de  fonctionnement, 
des  leur premier  exercice.  Pour  cinq  de  celles-ci  cet autofinance-
ment  representait plus  de  10%  des  ressources  totales. 
A 1•inverse, huit entreprises  realisaient des  pertes  avant 
amortissements  et subventions.  Dans  sept des  huit cas,  ces  pertes 
avaient  consomme  plus  du  quart  des  ressources  (subventions  comprises) 
Au  total,  la consolidation des  sources  et emplois  de  fonds 
des  vingt  societes fait appraitre  un  quasi-equilibre entre l'auto-
financement  et les  pertes  avant  amortissement.  Mais  on  ne  saurait 
tirer de  ce  ~onstat la  conclusion  que  les  nouvelles  entreprises  rea-
lisent en  moyenne  un  autofinancement  nul  durant  leur premier  exercice. 
Celui-ci  fait apparaitre  une  profende  difference entre  un  groupe  de 
11gagnants ..  et un  groupe  de  "perdants ...  Les  resultats  peuvent  se  modi-
fier par  la suite et nos  observations  montrent  que  certaines entre-
prises  du  deuxieme  groupe  rejoignent le premier  durant  la secende 
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Il  convient  par  ailleurs de  rappeller que  les entreprises 
creees  par  des  associes-chömeur~ beneficient d'exonerations  de 
charges  sociales  durant  le  premier  semestre,  ce  qui  augmente  leurs 
resultats d'un  montant  ~gal  a 2,5  mois  de  salaire net  par  associe 
beneficiaire  (l).Faute d'inforrnations  sur les  sommes  ainsi  exonerees 
nous  n'avons  pas  pu  me~urer leur contribution a l'autofinancement. 
Ceci  etant,  nous  supposons  qu'il  n'est pas  negligeable  puisque  plus 
de  la moitie  des  71  entreprises de  l'echantillon ont  declare  avoir 
beneficie de  cet avantage  consenti  aux  chömeurs-createurs. 
1.4- Quelles  ressources  pour  quels  emplois? 
- Nous  avons  regroupe  sur  un  meme  tableau les  sources  et 
emplois  de  fondsdes  20  entreprises de  notre sous-echantillon (tt), 
et nous  en  avons  effectue la consolidation.  Celle-ci  se  presente 
coll1Tle  suit 
I Sources  I  I Emplois 1 
Capital  social 
participatifs + subventions  equi penlent  Investissements  bruts 
D L M  T 
c;c+  associes 
27 ,6~ 
--------------------------------------------· 
Court  - terme  Besoins  en  Fonds  de 
Roulement  . Inclus  les  c;c+associes 
Exclus  . Fournisseurs  et Clients  .  .  Clients + Stocks 
- (Fournisseurs  +  clients 
Autres  Valeurs  realisables  7,0~ 
Subventions  de  fonctionnement  Banque,  CCP,  Caisse  8,  7~ 
Autofinancement  Perte  avant  amortissement  10,1  ~ 
(tJ  L't!:~:o).,:},'r:;:c  c7(  ~-:,_._-:J•;J(;;·  ,::~:;.  S'.::ro:i·~)i/  4.J  5;  SU.l~  Zc  salaiY'e_,  pr?1z:1.1nt  t:i:r 
mois.  Ce t  a1Jantage  pcut  dc.?veniY'  substancie  Z  Zo1~squc  Za  tota  Z-i te  &  s 
öaZaries  sont assocics -ce qui est souvent  Ze  cas  dans  les  SCOP. 
(:t.:t)Lc  tableau  df.taiZZc  fiJUl"e  a la  [-in  de  Za  section  1. - 244  -
Les  donn~es tournies  par  cette consolidation  sont  ä  ~nalyser 
avec  prudence,  compte-tenu  de  l'hetfrogeneite du  sous~echantillon. 
Nous  pouvons  cependant  en  degager  qu~lques grandes  tendances . 
.  Les  investissements  sont  finances  par  des  capitaux 
permanents,  dont  une  moitie  est empruntee . 
.  Les  besoins  en  fonds  de  roulement  constituent en  moyenne 
pres  de  la moitie  des  emplois.  Pour  cinq  entreprises,  ce  pourcentage 
depasse  60%.  Inversement  cinq  societes ont  des  besoins  quasi-nuls 
ou  negatifs  du  fait de  leur secteur d'activite, ou,  pour  l'une 
d'entre elles,  parce  que  ses  difficultes  l'ont visiblement  conduites 
a abuser  du  credit fournisseur  . 
.  Le  financement  de  ces  BFDR  est assure  pour  un  quart envi-
ron  pour  lescomptes-couran~d'associes et les  subventions  de  fonction-
nement.  Le  reste  provient d'autres credits court-terme,  et, pour 
certaines entreprises,  des  benefices  avant  amortissement . 
.  L'importance  relative de  ces  besoins  confirme  la.necessite 
pour  les  createurs  d'en  prendre  bien  la mesure  lorsqu'ils etablissent 
leurs  comptes  previsionnels,  puis  de  gerer avec  beaucoup  de  vigilance 
leurs  stocks  et leurs  credits  clients  une  fois  l'entreprise rreee. 
Ellemetpar ailleurs en  evidence  l'enjeu  qu~ constitue l'obtention 
de  credit fournisseurs . 
.  Il  est surprenant  de  constater que  de  petites entrepriscs 
nouvelles  puissent employer  pres  de  9%  de  leurs  fonds  en  depöts 
bancaires.  Pour  trois d'entre elles ce  pourcentage  depasse  40%.  Une 
explication peut  etre trouvee  soit  dans  une  sur-estimation des  be-
soins  eventuellement  lies  au  niveau  d'activite, soit dans  une  Sous-
evaluation des  ressources  provenant  notamment  de  l'autofinancement. 
Le  cas  le  plus  remarquable  est celui  de  cette societe de  service l0,8~ 
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au  capital  de  3.000  francs  qui  dispose  en  fin d'exercice  d'un campte 
bancaire  positif de  119.000  francs  - supfrieur au  total  des  ressour-
ces  fournies  par  l'autofinancement et  les  subventions  de  fonctionne-
ment. 
Les  consolidations  separees  de  douze  entreprises qui 
degagent  un  autofinancement et des  huit autres  ont  ete realisees 
dans  les  tableaux  suivants  : 
12  entreprises 
11gagnantes"  (t) 
·{  Sources  Emplois J 
Capital  social 
~-------------------------------------------- 22,  3~" 
6,1~  Prets  participatifs + subventions  d'equipement  Investissements  bruts 




I  +  . -
-------------~L~--~~~9~!~~----------------------· 
,4,  7~ 




3,8~  Sub~e  n  tj  oos  de  fooc t i oooerneot  Autres  va leurs  rE:alisables  4' 1  ~:  Autofinancement 
.3,8~(  Banque,  CCP,  Caisse  10 ,4~~ 16,  3~" 
29 t  3~  " 
56,7% 
14 ,0~  0 
- - - - --
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------
11 pe rda n  t:.~  :}  8 entrt:pri ses 
I  I Sources 
------
Capi ta 1 Socia1 
0  L  M T 
C/C +  associes 
-- - - - - - - - - - -- - - -- ---
Court  terme 






Investi ssements  bruts  39,9 





valeurs  realisables  13,5 
que,  CCP,  Caisse 
e  avant amortissement 
subventions  33,1 
(~)  Entreprises r6f  10~  11~  15~  16~  28~  42~  43~  46~  49~  52~  68  et 71 
( :t:t)  En treprises Y'Jf  1~  21~  22~  2 7  ~  54~  57~  G  2  e t  6 3 
Ces  tableaux  comparatifs  nous  suggerent  quelques  Observations 
.  La  structure  de  source est similaire dans  les deux  groupes. 
Celui  des  "gagnants"  beneficie  de  l'avantage que  proeure  l'autofinan-
cement.  Par  contre,  dans  le  groupe  des  "perdants",  les  parts  relatives 
des  DLMT  et surtout  des  subventions  de  fonctionnement  sont  plus  ele-
vees,  sans  que  l'on puisse  tirer de  conclusions  de  ce  deuxieme  point . 
.  11  existe des  ecarts  importants  entre les  deux  groupes 
dans  l'emploi  des  fonds  Les  pertes  subies  absorbent  le tiers de 
ceux  des  perdants,  mais  en  outre  celles-ci  ont  realise des  investis-
sements  tres  superieurs  en  proportion  {39,8%  des  emplois  - contre 
22,3~~  pour  les  "gagnants
11
)  et leurs  besoins  en  fonds  de  roulement - 247  -
sont  cinq  fois moindre  que  ceux  de  l'autre groupe.  Nous  avons  recher-
che  les causes  de  ce  dernier  phfnomene  d'abord  dans  les oombinaisons 
de  secteurs d'activites  respectifs  - mais  nous  n'avons  pas  trouve 
de  differences  notables  (~)- puis  dans  l'analyse des  elements  cons-
titutifs du  BFDR  qui  se  detaillent ainsi  (les chiffres  sont  en  mil-
liers de  franc~)  : 
Stocks  Clients  Fournisseurs  Total 
(+Fournisseurs)  (+  clients)  BFDR 
20  entreprises  3.813  5.958  4.034  5.737 
dont  12 
11gagnantes ..  2.801  5.000  2.394  5.407 
et  8 
11 perdante s 
11  1.012  958  1.640  330 
Le  ratio  Fournisseurs  est de  30,7%  pour  les entreprises 
stocks+cljents 
"gagnantes 
11  et de  83,  2~~  pour  1  es 
11 perdantes".  Nous  avons  recherche  .. 
quels  termes  etaient responsables  de  l'ecart en  rapportant  chacun  au 
total  des  besoins  : 
12  entreprises  8 entreprises 
gagnantes  perdantes 
Total  besoins  100  100 
Stocks  32,7%  30,0% 
Clients  58,4%  25,5% 
Fournisseurs  28 .o~~  43,7% 
Nous  en  arrivon~ a la conclusion  que  le groupe  des  8 entre-
prises  perdantes  reduit  les  credits  consentis a ses  clients et impose 
des  delais  de  paiement  plus  longs  ä  ses  fournisseurs  que  celles de 
l'autre groupe . 
.  A la difference  des  entreprises  "gagnantes  .. ,  les  huit 
"perdantes
11  ont  besoin  des  subventions  de  fonctionnement  pour  finan-
cer  leurs  investisse~nts.  Rappelans  que  ces  Subventions  ne  sont 
accordee  que  pour  la  premiere  annee. - 248  -
1.5  - Points-clef 
Nous  resumons  ici  les  principaux  points-clef  d~gages par 
l'analyse  des  ressources  financieres  et de  ses  emplois 
.  Les  aides  p~bliques ont  ete  tres  largement  utilisees  par 
les  cr~ateurs de  l'echantillon  ESPACE.  L'effet de  celle  r~serv~e aux 
chömeurs-createurs  n'a  pu  etre directement mesure.  Les  autres  aides 
financent  11%  environ  des  besoins  totaux  du  premier  exercice  {~) 
Elles  viennent  abonder  l'autofinancement  ou  reduire les pertes . 
.  Les  createurs  limitent  leur apport  en  capital  qui  ne 
represente que  11,5%  des  ressources.  Par  contre,  ils acceptent  de 
verser des  fonds  en  compte-courant,  pour  un  montant  egal  a 6,5%  de 
ces  memes  ressources . 
.  Les  banques  n'accordent  que  peu  de  credit a ces  nou-
velles entreprises.  Leur  contribution totale aux  besoins  s'eleve 
a 18,5%  - dont  15,7%  en  prets a lang  et moyen  terme  sur des  in-
vestissements  ainsi  couverts  ä  57% . 
.  Les  fournisseurs,  par  contre,  consentent  tres vite 
des  delais  de  paiement.  En  fin  de  premier  exercice,  ils financent 
les  stocks  et~es comptes  clients a concurrence  de  41,3%. 
·.  Le  campte  Etat  Impöts  et Taxes,  avec  1  a  TVA,  pennet 
egalement  d'obtenir  un  credit dont  le montant  s'eleve a 10,6% 
des  besoins  {t~) . 
.  L'autofinancement,  gonfle  dans  certains cas  par  les 
exonerations  de  charges  sociales  accordees  sur le premier  semestre, 
peut  apporter des  le premier exercice  des  ressources  superieures 
au  montant  du  capital  :  il  represente  13,8%  de  celles des  12  entre-
prises 
11gagnantes ... 
(:t)  RappeZZon~ que  Zcs  3.0-m •  .!:t:s  qu:o2titatives ici four;~ies pPoVit.:'•'Lei:t 
d 'un  sous-rf:charzti llon  de  20 entl"eprises  dont  nous  avons  les  c:ol:rp-
tes  du  pr·.;;m?:er  exel"Cice. 
(:t:t)Calcul  fait  suP  1~ entrcpyt-ises  seulement. - 249  -
.  Inversement  les  pertes  du  premier  exercice  peuvent 
consommer  une  part importante  des  ressources  :  33%  pour  le sous-
groupe  des  huit entreprises  "perdantes".  l'ecart entre gagnants 
et perdants  est de  +13,8  - 33,1  = 46,9  points . 
.  Les  besoins  en  fonds  de  roulement  constituent le pre-
-
mier  poste  des  emplois  de  fonds,  sauf  pour  les  entreprises  de  ne-
goce  et pour  celles qui  ont  subi  des  pertes  importantes  dans  le 
sous-echantillon. 
1.6 - Qui  finance  ? 
Pour  clore  cette section sur  les  ressources et leurs 
emplois,  nous  avons  eherehe  a representer les  contributions 
respectives  des  differents  partenaires  de  la  nouvelle  entreprise 
au  financement  de  celle-ci. 
Les  pourcentages  figurant  sur  le graphique  ci-dessous 
representent  la  part de  chacun  dans  le total  des  ressources, 
fournisseurs  inclus. +  C/C 
- 250  -
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origine des  ressources a l'issue du  premier  exercice  (20  nouvel-
les  PME)  -
(Les  fournisseurs  apparaissent dans  les  ressources). 
Ce  groupe  n'appelle  pas  de  nouveaux  commentaires.  11  nous 
semble  bien  illustrer le  poids  relatif de  chaque  partenaire, et 
notamment  souligner  une  fois  de  plus  l'importance  du  credit fournis-
seur  en  meme  temps  que  le  soutien  limitedes  banqueset l'investis-
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Section  2 - Les  ressources  humaines 
Le  createur doit rassembler  les  ressources  humaines  qui  lui 
sont  n~cessaires, en  nombre  et en  qualite,  pour  que  son  entreprise 
fonctionne.  Il  peut  les  recruter et lessalarier  (ressources  .. internes  .. ) 
ou  faire  appel  ä  des  intervenants  exterieurs  chaque  fois  que  de  besoin 
( ressources  .. externes).  -
2.1  - Ressources  internes 
2.11  - Donnees  quantitatives 
Lors  de  leur creation les  71  entreprises  de  l'echantillon 
ESPACE  avaient  un  effectif total  de  328  personnes,  seit 4,6 salaries 
par  unit~ .  Durant  les  21  premiers  mois  de  leur existence moyenne, 
elles ont  realise ensemble  un  gain  net  de  237  emplois.  En  outre, 
au  moment  de  l'enquete,  les  entrepreneurs  interroges  declaraient 
pouvoir  ernbaueher  74  personnes  supplementaires  s'ils obtenaient  les 
ressources  necessaires  pour  financer  leur croissance. 
Ces  moyennes  cachent  de  grandes  disparites.  D'une  part, 
6 entreprises sur  10  seulement  ont  vu  progresser leurs effectifs. 
o•autre part,  ceux-ci  sont  in~galement repartis 
Nombre  de  salaries 
1  ou  2  salari~s 
3  ä  9 salaries 
10  salari~s et + 




Le  personnel  de  ces  nouvelles  entreprises est jeune 
(66%  a  moins  de  35  ans)  et masculin  (plus  de  80%  d
1hommes). - 254  -
2.1.3  - Les  criteres  de  selection 
- A la question 
11Si  vous  avez  recrute  du  personnel  ou  si 
vous  avez  l'intention de  le  faire,  quelles  sont  pour  vous  les  qualites 
recherchees  prioritairement  ?'',  les  cr~ateurs de  l'~chantillon pou-
vaient  donner  trois  r~ponses parmi  celles qui  leur etaient  proposees. 
Voici  le  d~pouillement de  leur choix  : 
Nombre  d  %  % des  createurs 
f}ualite  recherchee  reponses  _des  ayant  choisi 
reponses  cette reponse 
• Motivation  pour  le  travail  en  general  35  22,4  %  47,9  % 
. Capacite  professionnelle  33  21,2  %  46,4  % 
.  Motivation  pour  travailler dans 
cette entreprise  28  17,9%  39,4  % 
.  Exp~rience  24  15,4  %  33,8  % 
. Personnalite  17  10,9  %  24,0  % 
.  Aueune 
. Divers 
qualite particuliere  15  9,6  %  21,0  % 
4  2,6  %  5,6  % 
TOTAL  156  100  % 
Deux  qualites  ont  ete choisies en  moyenne  par chaque  entre-
preneur.  La  motivation  pour  le travail  et la competence  sont  celles 
qui  viennent  en  tete,  avec  un  leger avantage  pour  la premiere  :  il 
est naturel  que  des  createurs  fortement  motiv~s pour  la reussite  de 
leur affaire  recherchent  en  priorite des  salaries qui  partagent  leur 
Sentiment.  Ces  choix  sont  particulierement  nets  dans  le  groupe 
des  entreprises  .. gagnantes"  ou  la  capacite professionnelle et la 
motivation  pour  travailler dans  cette entreprise sont  privilegiees 
respectivement  a 78%  et  70%. - 255  -
2.1.4  - Le_personnel  :  un  atout. 
--- -----------
La  sflection  s'avere generalement  efficace  puisque  les 
createurs  reconnaissent  que  leurs  salaries,  contribuent  au  succes 
de  leur societe.  En  effet, a la  question  ..  de  maniere  generale, 
quels  sont  d'apres  vous  l~s atouts  de  votre  entreprise",  42%  des 
interroges  citent  "les motivations  des  salaries" et  39~~  "leur so-
lidarite".  A l'inverse  7%  seulement  de  ces  createurs  indiquent  la 
"difficulte de  motiver  les  salaries  ..  comme  etant  un  handicap. 
Nous  verrons  plus  loin  les  places  respectives  que  tien-
nent  ces  atouts et ces  handicaps  dans  les diagnostics  formules  par 
les  createurs  sur  leur propre  entreprise. 
2.2  - Ressources  externes 
Alors  que  la totalite des  createurs  de  l'echantillon 
avaient  fait appel  a des  organismes  de  conseil  au  cours  de  leur 
demarche  de  creation,  57%  seulement  d'entre eux  ont  recours  a un 
ou  plusieurs  intervenants exterieurs  pour  les aider a gerer leur 
entreprise.  Les  plus  frequemment  consultes  sont  dans  1 'ordre  : 
Organisme  de  Conseil 
Nombre  de  createurs 
y  fa i sant appe 1 
Pourcentage  des  createurs 
usagers 
- Cabinetscomptables  18  45'{. 
- ESPACE  14  35% 
-Relations de  l'entreprise  8  20% 
(administrateurs,  syndicat 
professionnels) 
- U R  s c 0  p  4  10,~ 
- Relations  personnelles  du 
createur  4  10% 
- Divers  (notaires,  chambre 
de  metier,  banques)  3  6% - 256  -
Les  demandes  portent  sur  des  conseils  ponctuels  dans  dif-
ferents  domaines  :  comptabilite-finance,  droit et fiscalite  sent 
les  plus  seuvent  cites. 
Le  caract~re lin1itf  de  ces  demandes  et la propertien  rela-
tivement  faible  de  ceux  qui  les  formulent  ne  cerrespendent  ni  ä 
la  pratique des  createurs  avant  la  constitution de  leur societe 
ni  aux  besoins  qu'ils expriment  par  ailleurs.  Rappelanseneffet 
qu'ils avaient eu  recours  chacun  en  moyenne  a deux  organismes 
susceptibles  de  les  conseiller dans  leur demarche  de  creation,  et 
que  les  reponses  negatives  aux  questiens  portant  sur  leurs  beseins 
au  moment  de  l'enquete sont mineritaires a quelques  exceptions  pres(~) 
Une  explicatien peut  etre treuvee a cet ecart entre beseins et demandes 
dans  le manque  de  disponibilite des  chefs  d'entreprise = 69%  d'entre 
eux  ont  r~pondu negativement  ä  la question  "  Pensez-vous  avoir  suffi-
samment  de  temps  pour  assurer tout  cela  (la gestion de  votre entre-
pri se) ...  Pri s  pa r  1  e  court  terme  certa  ins  ne  di spesent  pas  du  temps 
minimum  necessaire  pour  rechercher et entendre  les censeils. 
r~J  Lcs  "non"  n '  .... ~~ 
"uvt.:.;;;-v.:r14Z  2,.t. ·[;o 
er..  t-L:m;.J[;  ['J.l.' ;_u.g 
hwnaines. 
Zes  "ou·t" ct  i'c:s  ":~.-'t.nttuellemcnt~'  ~  la  q:-t,·::tz:on 
ii  d.::  ••• "  qu,·'  pc•uJ'  c:cJ."'taüzec,  pr·rJI)ositions  dc  ~;t-'l'tr.~~...·.: 0 
cc::.:i··ta t:ns  ~..: ... Ht.Dci? t:  J..:.n-;c  l2  domaine  des  1··e  lu.r,ic.,,·.~"': - 257  -
Section  3 - Les  ressources  economiques 
Un  entrepreneur,  des  hommes  et des  capitaux  ne  suffisent 
pas  pour  constituer  une  entreprise.  Il  faut  aussi  des  produits,  des 
marches,  un  outil  de  production,  un  systeme  de  distribution. 
Toutes  ces  "ressources  economiques ..  doivent  egalement  etre rassem-
blees  par  le  createur avant  meme  que  ne  debute  leur  exploitation. 
3.1  - Produits  et marches 
Rappellans  tout d'abord  que  45%  des  createurs de  l'echantil-
lon  avaient  "l'assurance de  posseder  une  bonne  idee  ou  un  bon 
"produit"  au  point  de  la citer comme  l'une de  leurs motivations  a 
creer une  entreprise, et que  par  ailleurs  79%  d'entre eux  disaient 
avoir  une  experience  dans  le domaine  principal  d'activite;  cette 
experience  apparaissait  comme  etant  surtout technique. 
3.1.1- Idee,  savoir-faire et opportunites. 
Parmi  les  principaux  atouts  qu • attribuent les createurs 
a leurs  entrepri ses  deux  ans  en  moyenne  apres  1  a  creation fi_gurent 
d'une  part encore  1 •experience  personnelle,  la  connaissance  d~ 
metier  ou  plus  generalement  le savoir-fäire et d'autre  per~t  l'oppor-
tunite  de  marches.  Certains  d'entre eux  ajoutent a cette liste la 
possession  d'un  produit  innovant  : - 258  -
;~  de 
11gagnants ..  ~~  de  "perdants"  ~~  de  creliteurs  de 
Atouts  l'ayant cite  l'ayant cite  l'echantillon 
l'ayant cite 
.  Opportunite  d'un marche  a satisfaire  58~~  64%  66% 
- . Produit  innovant  21~~  36~~  20/~ 
.  Maitrise  d'une  technologie,  d'un 
savoir-faire  50%  36%  45% 
. Competence  technique  54%  36%  44% 
. Connaissance  d'un metier ou  d'une 
profession  62%  57%  66% 
.  Experience  personnelle  50%  43%  54% 
les atouts  lies  au  marche  et au  produit  semblent  moins  determinants 
pour  le  succes  de  la nouvelle  entreprise que  ne  le sont  ceux  qui 
relevent  des  competences  du  createur.  Mais  les  deux  groupes  de 
11gagnants"  et  "perdants",  comme  la totalite de  l~echantillon placent 
en  tete  de  tous  les  atouts  (•)  la  connaissance  d'un  metier et l'oppor-
tunite d'un marche.  En  d'autres  termes,  ils estiment  que  la valeur 
de  leur entreprise tient d'abord a leur propre  savoir,  et aux  oppor-
tunites qu'il  leur permet  d'exploiter.  Cet  auto  diagnostic est fait 
aussi  bien  par  les entrepreneurs  individuels que  par les  responsables 
de  socites  de  capitaux. 
Ce  savoir- faire  pourrait etre fige et freiner l'adaptation 
de  l'entreprise aux  evolutions  du  marche  ou  son  developpement.  Cela 
ne  semble  pas  etre le cas  du  moins  pour  62~ des  createurs  qui  disent 
avoir modifie  leurs  produits,  leurs  techniques  ou  leurs clienteles 
depuis la creation et ceci  de  leur propre  initiative pour  une  moitie, 
ou  par  necessite  pour  une  autre moitie. 
(  ~)  Les  autrcs  choi:::  prcpc:t;{s  poY·taicnt  SUl")  Ze  soutien de  Z 'cnvi:Porme-
mcnt~  Z'assise  fiJ~anc:i2rc et  Zcs  qualitt.~s du  persormcl.  Un  tabZ.t:::-.A 
detail  Zc  d2  ces  atoutD  aü-wi  quc  des  handicaps  des  nauve l Zcs  cnr-J•c-
pnscs figurc  en  pagc - 259  -
3.1.2- Le  marche 
48%  des  createurs  interroges  disent avoir effectue  une 
etude  de  marche.  Parmi  les  52X  restant  un  quart  environ  exprime 
1' intention d' en  real iser une  "peut-etre". 
La  connaissance  permanente  de  ce  marche  provient de  mul-
tiples sources  que  les  responsables  de  ces  nouvelles  entreprises 
citent comme  suit : 
Nombre  de  ~~  des  % des  createurs 
Source  d'information  reponses  reponses  ayant cite 
positives  cette source 
.  Comportement  de  la clientele  42  38,9%  59.2% 
. Connaissance  intuitive du  r 
marche  31  28,7%  43,7% 
.  Statistiques d'organismes 
publies  ou  syndicats  pro-
fessionnels  14  13,0%  19.7% 
Lecture  de  journaux 
professionnels  13  12,0%  18.  3,~ 
1\utres  6  5,6%  8,4% 
Pas  de  reponses  2  1,8%  2,8% 
TOTAL  108  100 ,0~~ 
L'observation des  clients et le 
11flair"  appat'öissent 
comme  etant  les  instruments  privilegies de  la  recherche  d'informa-
tion.  Un  quart  seulement  des  reponses  font  etat de  Sources  plus 
"scientifiques". - 260  -
Les  donnees  ou  les  impressions  ainsi  rassemblees  forment  une 
image  plutöt  positive  du  marche.  Celui-ci  est percu  comme  etant en 
croissance  par  46,5~ des  createurs,  alors  que  28,2%  le trouvent  en 
declin et  22,5~ stables  (1).  Sur  ce  point  gagnan~et perdan~  font 
la  meme  analyse. 
-
3.1.3 - Les  clients 
La  dependance  a l'egard d'un  nombre  restreint de  clients 
est  une  caracteristique  de  la majorite  de  ces  nouvelles  entreprises. 
Pour  certaines d'entre elles tout semble  se  passer  comme  si  le crea-
teur s'etait engage  dans  la creation des  qu'il  a  obtenu  l'assurance 
d'avoir  un  premier  client.  Deux  ans  plus  tard  la situation a  heureu-
sement  evolue  pour  certains,  en  particulier pour  les 
11gagnants
11
,  mais 
elle n'en  demeure  pas  moins  preoccupante  puisque  54%  des  entreprises 
realisent  plus  de  20%  de  leur chiffre d'affaire avec  un  seul  client  : 
Part  du  chiffre d •  affa i re  I  Gagnantes  I  1 
I 
realise avec  le plus  gras  I  Perdantes  Ensemble 
client 
I  . 
Moins  de  20 
O'  68~~  45%  46%  .  Ia 
de  20  a 50~~  18~~  36%  37% 
. Plus  de  50~~  14~~  18%  17%--
Mais  les  relations a la  clientele  ne  sont  pas  que  de  depen-
dance.  Les  createurs estiment  disposer  d'un  certain nombre  d'atouts 
specifiques qui  leur permettent  de  conserver  leurs clients ou  d'en 
acquerir  d'autres.  Ils mettent  en  avant  : 
(~)  Rappcl-Zons  Cf.A.C  l 'cnqu8tc  a  [t-l~  n5a.Ziscc  fin  1983  dans  la  Rr:gion 
Nord-Pc.s-dc-Calais.  2"  Be;;.  dt-s  pcr·sonrws  interrogees n 'or.t  pas  rJpon-
du  a cette  qu~?stion  DUr>  Zc  m:n··:Jh{.. - 261  -
<  des  createurs ayant  donne  la  reponse  Pas  1 
/1 
de  I 
I  OUl  UN  PEU  PAS  DU  TOUT  repon 
se 
! 
Leur  capacite a s'adapter aux  besoins 
du  client, a faire  du  travail 
11 SUr 
mesure
11  70,4  ~G  5  ,6~~  5,6A:  18 ,4:·. 
La  rapidite  de  leur travail  56,  4~~  21, 15~  1,4%  21 , 1  ~  ..  -
Leur  service  apres-vente  49,3~  7  ,0~~  7  ,0~~  36,  7~~ 
.. 
En  d'autres termes  ils considerent que  leur force  principale 
tient dans  le 
11Service  ..  qu'ils sont  en  mesure  d'assurer a leurs clients 
Ce  service est le produit  de  l'outil  dont  ils se  sont  d~tes et que 
nous  allans maintenant  analyser. 
3.2  - L'outil  de  production. 
3.2.1- Les  locaux 
L'enquete  menee  aupres  des  71  createurs  ne  fournit  pas  de 
donnees  exploitables sur cette question  des  locaux,  a 1 'exception 
du  nombre  d'entreprises  ayant  re~u une  aide  dans  ce  domaine  (~) 
Par  contre  les Observations  faites  (  )  par  ceux  qui,  ä  ESPACE, 
soutiennent  l'action des  createurs, montrent  que 
•  Certains  projets  n'aboutissent  pas,  faute  d~ locaux 
disponibles  ou  parce  que  ceux-ci  sont  juges  trop coüteux. 
L'obligation  de  reprendre  un  fonds  de  commerce,  meme 
lorsqu'il  y  a  changement  d'activites,  semble  constituer  un  frein 
a la  creation d'entreprises  notamment  dans  le  secteur tertiaire  . 
.  Dans  certains cas  les contraintes financieres  conduisent 
l'entrepreneur a s'implanter dansdes  batiments  qui  ne  conviennent  pas 
ä  ses  besoins,  parce  que  trop exigus,  mal  situes  ou  offrant  de  mau-
vaises  conditions  de  travail. 
(:t)  14  d'cntr·c  ellt:$  - D:J'l-t  19~ ?%  inäiqu.cnt  avoir bJneficit5  dc;_ 
l 'uti  li$at ion  [n·atu·:te  d7  locau.x. 
(  )  EEPACE.  Rapport  d'cwtiv·it.,5  t.t  bt.~Z.cms  de  Z 'action  - Z1/12/E'2 
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3.2.2 - Les  materiels 
Les  machines  et  mat~riels divers  sont  le plus  souvent 
achetes  neufs  ou  d'occasion  par  les  createurs  ainsi  que  le montrent 
les  reponses  ä  la  question 
111 'outil  de  production et les  vehicules 
de  transport ont-ils ete  ou  sont-ils''  : 
Nombre  de  X des 
01  des  createurs  /0 
reponses  reponses  ayant fait 
ce  choix 
Achetes  neufs  38  35,9  %  53,5 
0/  .  ~~ 
.  Achetes  d'occasion  44  41,5  %  62,0  % 
.  En  location-vente  12  11,3  %  16,9 % 
.  En  location  8  7,6  %  11,2 % 
Pas  de  reponse  4  3,7  %  5,6 % 
TOTAL  106  100  % 
Ce  materiel  apparait  comme  inegalement  adapte  aux  besoins 
selon les  reponses  respectives  du  groupe  des'entreprises  .. gagnantes
11 
et de  celui  des  ..  perdantes
11  ä  la question  qui  portait sur ce  point  : 
--------~-
% des  gagnants  ~~  des  perdants  % des  createurs 
ayant  donne  ayant  donne  de  1•echantillon 
cette  n§ponse  cette  reponse  ayant  donne  cette 
rette  re~onse 
Hateriel  adapte  au~ besotns  83,  3~~  42,  9~~  64.  8~~ 
Manque  de  machines-outil  41,7~:.  42,9%  49,3% 
Des  materiels  sont  inuti-
lisees  12,  5~~  35,7~~  14,1% 
Des  materiels  sont  scu-
vent  en  panne  8 '3~~  7  '17~  8,4~~ 
Autres  4 '1  ~~  7, 1  ~~  5,  6~; 
Pas  de  rfponse  .8,  3~~  7,1%  5  '65~ 
TOTAL - ~ 
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Les  perdants  sont  doublement  p~nalis~s  :  ils sont  propor-
tionnellement  deux  fois  moins  nombreux  que  les  gagnants  ä  disposer 
d'un  materiel  adapte,  et trois  fois  plus  nombreux  a en  avoir  qui 
n'est pas  utilis~.  Les  mauvais  choix  dans  ce  domaine  pesent  fortement 
sur les resultats. 
3.2.3 - Les  technologies  et techniques 
Six  entreprises  de  l'echantillon, soit 8,4%  du  total, de-
clarent posseder  un  brevet  ou  disposer  d'une  licence.  D'autre  part, 
elles  ne  sont  que  cinq  ä  avoir des  liens avec  des  services  de  recher-
che. 
Mais  32%  des  createurs  estiment qu'ils ont  apporte  "des 
changements  importants  dans  les methodes  de  production  ou  d'execu-
tion  (depuis  la creation) ... 
Certains  ont  ameliore  1 'organisation du  travail  : 
.  "Nous  sommes  de  plus  en  plus  rapides,  nous  etions  trop 
perfectionnistes au  d~but  . 
.  "Rationalisation du  travail,  am~lioration de  la  produc-
tivite,  baissedes  couts ...  " 
D'autres  ont  introduit  de  nouvelles  techniques  : 
• 
11Decouverte  d'une  technique  simple,  qui  a  double  la 
productivite. 
A l'avenir,  nous  allans acheter  un  produit moins  fini  et le 
terminer  chez-nous". - 264  -
• 
11Planification et gestiondes  chantiers  sur infonnatique" ... 
Plus  nombreux  encore  sont  les  cr~ateurs responsables  de 
ces  entreprises qui  souhöiteraient mettre  en  oeuvre  des  techniques 
nouvelles.  Nous  fondans  ce  constat  sur  le fait que  56%  d'entre  eux 
expriment  un  besoin  d'information dans  ce  domaine,  les autres  n'en 
eprouvant  pas  ou  les ayant  deja  satisfaits. 
Le  pourcentage  de  ceux  qui  demandent  des  informations  sur 
le marche  est pratiquement  le  meme  :  l'acces a celui-ci  est en  effet 
l'un de  leurs  autres  points  faibles. 
3.3- L'outil  de  distribution 
3.3.1  - La  vente 
La  force  de  vente  de  ces  petites entreprises  nouvelles 
apparait a une  majorite de  leurs  responsables  comme  etant saus 
developpee.  Deux  donnees  p~rmettent d'etablir ce  constat  : 
.  A la question  ..  quels  sont  les  aouts  et les  handicaps 
de  votre entreprise  vis-a-vis  de  la concurrence
11
,  17%  seulement  des 
personnes  interrogees  ont  r~pondu que  leur capacite de  prospection 
du  marche  etait l'un de  leurs  atouts  {t.).  Les"gagnants"  ne  sont 
proportionnellement  pas  plus  nombreux  que  les  perdants a le citer  . 
.  Invi'tes  a preciser "  quels  sont  les freins a la commer-
cialisation  ..  les  createurs  indiquent  dans  l'ordre: 
(~)  Ellcs  TT/2ttcnt  rc:.i·  ..:ord)it.:  cn  QV.:.Lnt  ,,  Zcz,u·  capacitc  d  s 'adapter·  au.x 
lx:so{ns  du  cli2nt" ctc ...  1..>oir  pan:;.grapl;e  313  ci-dcssus. - 265  -
-----------
U'  des  createurs ayant  donne  la  reponse  ~~ 
Oui  Un  peu  Non  pas  de  reponse 
------
- Ne  pas  avoir suffisanment  de 
temps  pour  prospecter  45,1  18,3  18,3  18,3 
- Devoir  faire  ses  preuves  29,6  14 '1  33,4  22,5 
- Changer  des  habitudes  26,8  12,7  35,2  25,3 
- Treuver 
- Autres 
de  bons  commerciaux  28,2  4,2  39,4  28,2 
26,8  ns  2,8  70,4 
Les  autres  reponses  confirment  pour  la  plupart et en 
d'autres  termes  l'insuffisance de  la  force  de  vente  : 
- "La  commercialisation  repose  sur une  seule  personne". 
"  Le  frein  principal  est notre  propre  manque  de  capacite  commer-
ciale  .. 
"  Nous  n'avons  pas  de  structure commerciale". 
3.3.2- La  publicite 
62%  des  responsables  d'entreprise interroges  disent avoir 
recours  a la  publicite.  Les  mediasles  plus  utilises sont,  dans 
l'ordre  la  presse  ecrite, et les tracts et prospectus.  Il  est 
rarement  fait appel  ä  d'autres moyens.  C'est ainsi  que  quatre  Pn-
treprisesseulement  declarent  participer a des  expositions. 
3.3.3 - La  zone  de  chalandise 
Ces  petits etablissements,  nes  d'initiatives  locales,  ont 
pour  la  plupart  limite  leur champ  d'activite a la  Region  ou  a des 
territoires  infra-regionaux - 266  -
Zone  ~~ographique d•activite  % des  entreprises  ~~  des  Stes  % des  entreprises 
de  1•echantillon  de  capitaux  individuelles 
-
Commune,  groupes  de 
communes.  39 '4~~ 
. Departement  9,  9~~ 
. Region  (Nord-Pas-de-Calais)~:  36,  6~~ 
. France  entiere  9.  9~~ 
. I n  te  rna t i o  na 1  e  4,2% 
100  % 
(:t}  La  Region  NDrd-Fa.s-.:lc-Cala.is  cor.,y;t.::  crrl)·:r-on  4  millior.s d'habitants  d:mt 
2~5  mill1.~or.s  viverd  dans  lt~  J.:par·tcrr..:·nt  du  Nord. 
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Section  4  Utilisation des  ressources  et strategies 
Les  differentes  r~ssources que  nous  avons  analysees 
s'ordonnent  au  sein  de  ces  petites entreprises  nouvelles  dans 
une  perspective  strategique.  Celle-ci  n'est pas  toujours  explicitee, 
pasplus d'ailleurs  que  l'organisation n'est chaque  fois  formalisee. 
Il  n'en  demeure  pas  moins  qu'a  travers  les  reponses  au  questionnaire 
administre  aux  createurs de  l'echantillon apparaissent des  informa-
tions qui  permettent d'etablir un  premier  bilan des  ressources  en 
terme  d'atouts et d'handicaps,  et d'eclairer les  projets  strategiques. 
4.1  - Bilan  des  ressources  atouts et handicaps 
des  entreprises 
Pour  faciliter l'elaboration d'une  sorte d'auto-diagnostic, 
les  responsables  d'entreprises  interroges  se  voyaient  proposer  une 
liste de  douze  atouts et onze  handicaps  parmi  lesquels  ils pouvaient 
choisir sans  limite quant  au  nombre  de  ces  choix.  Une  ligne  "autres" 
leur permettait de  com~~eter l'enumeration. 
Nous  avons  regroupe  les donnees  collectees dans  les cinq 
tableaux qui  suivent  avant  de  proceder a l'analyse  de  l'ensemble  du 
bilan atouts/handicaps. - 268  -
4.1.1.- L~s  ~touts  :  donnLcs  gbnfrales 
i~ssement  Atout  iombre  de  ~~  des  ~:~  de  crfateurs 
r{::ponses  reponses  aydnt  choisi 
cet  te  reponse 
11  Bonne  as~ise financiere  10  3,  1,~  14,1~~ 
1  Opportunite  d'un  marche  a satisfdire  47  14 '6~~  66  .2~~ 
9  Produit  innovant  14  4,4~  19.  7~~ 
5  Competence  technique  31  9,6%  43.  7~~ 
4  Maitrise  d'une  technologie,  d'un  savoir- 32  9,9%  45,1% 
faire 
1  Connaissance  d'un metier,  d'une  profes- 47  14,6%  66,2% 
sion 
3  Experience  personnelle  38  11,8%  53,  5~~ 
9  Soutien  de  l'environnement  l oca 1  14  4,4%  19,7% 
12  Affiliation a un  reseau  9  2,8%  12,7% 
8  Conjugaison  des  competences  dans  l'  entre- 17  5  '3~~  23 t  9~~ 
prise 
7  Solidarite entre les salaries  28  8,7%  39,4% 
6  Motivations  des  salaries  30  9  ,3~~  42,  3~~ 
Autres  (  ä  preciser)  2  0  ,6~~  2,8% 
Pas  de  reponse  3  0,9-%  4,2%  -
TOTAL  322  100  % - 269  -
4.l.Jbi~  - Les  atout~  :  9agnants  et  Perdants 
-------· 
Ge ~~r~ant s  Perdants  Total 
Atout  -------·· ----·--- -----~ -------------- echantillon 
classe  selon  rang  Nombre  de  ':~  ayant choi s i  NombrE>  de  ~~ ayant choi s i  (rappel) 
fixe  par  l'echantillon  rfponses  rfponses 
~~ ayant choi s · 
cette 
reponse 
Opportunite  d'un marche  a 
satisfaire  14  58 ,3~~  9  64 '3~~  66  ,2~~ 
Connaissance  d'un metier, 
d'une  profession  15  62,  5~~  8  57,1%  66,  2~~ 
Experience  personnelle  12  50,  0~~  6  4  2,  9~~  53,5% 
Ma1trise  d'üne  technologie, 
d'un savoir-faire  12  50,0  5  35,7%  45,1% 
- Competence  technique  13  54,  2~~  5  35,7%  43,7% 
- Motivation  des  salaries  9  37,  5~;  4  28,6%  42,  3~~ 
So1idarite entre 1es  salaries  11  45  ,8~:.  6  42.  9~~  39,4% 
,  Conjugaison  des  competences 
dans  1' entrepri se  9  36,  5~~  2  14,2%  23,  9~~ 
- Soutien  de  1'environnement 
1  oca 1  7  29,  2~~  2  14,2%  19,7% 
- Produi t  i :1novant  5  20,  8~~  5  35.7%  19,7% 
- Bonne  assise financiere  6  25 ,0~~  0  - 14,1% 
- Affiliation a un  reseau  4  16,7X  2  14,2%  12,7% 
- Autres  2  8,  3~~  0  - 2  ,8~~ 
- Pas  de  reponse  1  4,2%  - 2  14.  2~~  4,  2~~ 
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4.1.2- Les  handicaps  donrtfes  gt-neral es 
Handicaps 
- t,anque  de  moyens  fi nanciers 
- Insuffisance  ou  non  renouvellement  des 
aides  publiques 
- Insuffisance des·ventes 
- Marche  en  decroissance 
- Insuffisance  de  formation  technique 
- Manque  de  formation  en  gestion 
- Difficulte d•insertion  dans  1•environnement 
- Meconnaissance  des  pratiqucs  specifiques 
ä  la  profession 
- Meconnaissance  des  mecanismes  de 
l:Administration 
- Difficultes a motiver  les  salaries 
- Difficultes d•apprentissage  d•un  mode 
de  gestion collective 
- Autres  ä  preciser  (•) 
-·  - Pas  de  reponse 
TOTAL 


















%  des  ayant 















1,  4~~ 














( %)  Sont  rwta1r:mcnt  c-i tc:::  :  ".'".-c  manquc  (.L:  r::(··nC:t::Y'tation entre  art-tßcv-.s ", 
"  l'act-iv1'tJ  s.::z:~sornzil.."i•.;",  "Ze  d.~Zu:z'  dL  paiement  ckB  orgxnism&Js 
pub?.ics",  "Z  'environr.er1c~~t  ad..rrr:rri:.;tr·at-if  et politiqua  d~favon.J.blc" 
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4.1.2 bis- Les  h~ndicaps  Gagnants  et Perdants 
GägnaEJts  Perdants  Tota 1 
Handicap  ..  echantillon 
classe selon  rang  N6niDreae  ~~ombre de  (rappel)  I  fixe  par  l'echantillon  reponses  ~ ayant choi s i reponses  ~~ayant choi s i  ~~ ayant choi s 
cette 
reponse 
I  ~,anque de  moyens  financiers  10  41,2%  12  85,7%  69 .o~~ 
I nsuffi  sanc~ des  ventes  7 
I 
29,2%  9  64,3%  42 '3~~ 
Insuffisance  ou  non  renouvelle- 5  20,8%  6  42,9%  33 .8~:. 
ment  des  aides  publiques 
Manque  de  formation  en  gestion  3  12 '5~~  6  42,9%  29,6% 
Difficulte d'insertion dans 
l'environnement  3  12,5%  3  21.4%  21,1~~ 
Meconnaissance  des  mecanismes  5  20'  8~~  1  7.1%  19,7% 
lnsuffisance  de  formation 
technique  2  8,  3~~  6  42,9%  18.  3~~ 
Marche  en  decroissance  5  20 '8)~  4  28,6%  18,  3~~ 
Difficulte d'apprentissage d'un 
mode  de  gestion  collective  ..  1  4,2%  5  35,7%  12,7% 
Difficulte a motiver  les 
salaries  2  8,3%  5  35,7  11,  3~~ 
Meconnaissance  des  pratiques 
specifiques a la  profession  1  4,2%  1  7,1%  5,  6~~ 
Autres  (a  preciser)  3  12,5,1)  3  21,4%  16,  9~:. 
Pas  de  reponse  3  12,5%  4  .4~~ 
I  50  61 
I 
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4.1.3 - Synthese 
Total  des  reponses  = Nombre  et %  ND rede  reponses  par  entrepri sc 
fOUTS  (Graupe)  Gagnants  Perdants  Echantillon 
Nombre  %  Nombre 
0'  Nombre  %  Gagnants  Perdants  Echantillon  I~ 
Finance  6  5,1  0  0  10  3,1  ~'.  0,25  0  0,14 
t·~arche et produit  19  ~ 6  '2~~  14  25,9%  61  19 '2~~  0,79  1,0  0,86 
Competences  techniques 
savoir-faire, metier  52  44 ,4  ~~  24  44,4%  148  46,7%  2,17  1,71  2,08 
et experience 
Personnel  29  24 '8~~  12  22,3%  75  23,7%  1,21  0,86  1,06 
Environnement  11  9,5%  4  7,4%  23  7,3%  0,46  0,29  0,32 
(soutien,reseau) 
Total  atouts  specifies  117  100~~  54  100%  317  100%  4,87  3,86  4,46 
A.NDICAPS  (Graupe)  Gagnants  Perdants  Echantillon 
Nombre  %  Nombre  %  Nombre  %  Gagnants  Perdants  Echantillon 
Finance  15  34, Db  18  31,0%  73  36,5%  0,62  1,28  1,03 
(Manque de moyens et aides 
Ventes  et marche  12  27,2%  13  22,4~~  43  21,5%  0,50  0,93  0,61 
Manques  formation 
(techniques,  Gestion)  11  25,0%  14  24, 2~~  52  26,0%  0,46  1,00  0,73 
et meconnaissances 
Personnel  3  6 ,8~~  10  17,2%  17  8,5%  0,12  0,71  0,24 
Environnement  3  6  ,8~::  3  5  ,2~~  15  7  '5~~  0,12  0,21  0,21 
otal  handicaps  specifiec  44  100%  58  1001~  200  100%  1,83  4,14  2,82 - 273  -
4.1.4.  An~lyse des  donnees 
les donnees  ainsi  rassembleesnous  permettent  d
1analyser  le 
bilan des  atouts et handicaps  de  ces  petites entreprises  nouvelles 
tel  qu'~tabli 8 partir des  r~ponses de  leurs  cr~ateurs.  Ses  princi-
pales  c~racteristiques nous  apparaissent  etre les  suivantes 
- en  ce  qui  concerne  les  atouts 
.  La  competence  technique,  le savoir-faire,  le metier et 
l'experience se  combinent  pour  constituer le groupe  d'atout qui  est 
de  loin le plus  important  :  en  moyenne  chaque  entrepreneur le cite 
deux  fois . 
.  La  motivation  des  salaries,  leur solidarite et la conju-
gaison  des  comp~tences forment  un  deuxieme  groupe  ou  les createurs 
se  trouvent  en  moyenne  un  atout . 
.  Les  opportunit§s  du  marche  et 1•existence d'un  produit  .. 
innovant  viennent  en  troisieme  position avec  pres  d•un  atout attribue 
par  entreprise  . 
.  Le  soutien  de  l'environnement  d'une  part et les  "bonnes 
assises  financieres''  de  l'autre ne  sont  respectivement  choisis que  . 
par  une  entreprise  sur  trois et une  entreprise sur  sept • 
.  Gagnants  et perdants  repartissent  leurs  choix  entre  ces 
cinq  groupes  dans  des  proportians  assez  voisines~  Mais  les  premiers 
s'attribuent en  moyenne  un  atout de  plus  que  les  seconds  (4,87/ 
entreprise contre  3,86),  leur  superiorit~ s'affirmant dans  tous  les 
domaines  a l'exception de  celui  oü  sont  rassembles  ''opportunite 
d'un mareheuet  "produit  innovant" - 274  -
- En  ce  qui  concerne  les  handicaps  : 
.  Le  manque  de  moyens  financiers et  l'insuffis~nce des 
aides  publiques  constituent  le  premier  handicap.  Les  cr~ateurs le 
constatent en  moyenne  une  fois  chacun . 
.  Les  carences  en  formation  technique  et dans  le domaine 
de  1a  gestion,  ainsi  que  la  m~connaissance de  la profession et de 
l'Administration,  se  conjugent  pour  former  un  deuxieme  groupe  de 
handicaps  reconnu  par les trois-quart des  entreprises  . 
.  Un  march~ en  dfcroissance et des  ventes  insuffisantes 
forment  un  troisieme groupe  dans  lequel  six entrepreneurs  sur dix 
trouvent  un  handicap . 
.  La  gestion du  personnel  d'une  part et-les  difficult~s 
d'insertion dans  l'environnement  de  l'a~tre ne  sont  cit~s respec-
tivement  qu'une  fois  sur quatre et une  fois  sur cinq . 
.  Les  perdants  se  reconnaissent  plus  de  handicaps  que 
les  gagnants.  4,14  par  entreprise au  lieu de  1,83.  Leur  inferio-
rite est  g~n~rale, mais  elle apparait surtout dans  le domaine  de 
la gestion du  personnel. 
- En  ce  qui  concerne  le  bilan 9lobal 
.  Le5  cr~ateurs de  l'echantillon s'attribuent 1,6  fois 
plus  d'atouts  que  de  handicaps.  Mais  cette moyenne  cache  une 
grande  difference entre  "gagnants ..  et 
11perdants
11
:  le ratio Atouts/ 
handicaps  est  de  2,66  pour  les  premiers  et seulement  de  0,93  pour 
les  seconds . 
.  La  relation  atouts-handicaps  pour  chacun  des  cinq  groupes 
se ·presente  comme  suit  : - 275  -
Nombre  d•atouts  Nbre.  de  handi caps  Ratio 
~ites par  entrepr.  cites par  entrepr.  Atouts I handi caps  ! 
I 
.  Finance  0,}4  1,03  0,135 
.  Marche,  produit,  ventes  0,86  0,61  (:t)  1,410 
:.  Competence,  connaissance  2,08  0,73  2,850 
metier,  experience 
. Personnel  1,06  0,24  4,420 
. Environnement  0,32  0,21  1,524 
(•) Dont  insuffisance den  ventes 0,42 et marche  en  decroissance  0,18 
Ce  dernier  tableau  nous  confirme  que  la  principale faiblesse 
de  ces  petites entreprises  nouvelles  est  per~ue par elles  comme  etant liee a 
l'insuffisance des  ressources  financieres.  Inversement,  elles considerent 
que  leur force  vient  pour  l'essentiel  des  ressources  humaines  qu'elles ont 
su  rassembler  pour  produire.  Mais  cela  ne  suffit pas  pour  exploiter les oppor-
tunites  de  ma~che qui  existent  :  les  42%  d'entre elles dont  les ventes  sont 
ressenties  comme  insuffisantes subissent les  consequences  de  ce 
11manque  de 
temps  pour  prospecter..  reconnu  pa r  63~~  de  1  eurs  responsab 1  es. 
4.2  - Strategies 
Avec  les moyens  dont  elles disposent,  et malgre  leurs 
eventuelles  faiblesses,  62%  de  ces  entreprises disent avoir dej8  modifie 
1eur strategie en  termes  de  produits  ou  de  marches  depuis  la creation.  Le 
pourcentage  de  celles qui  envisagent  de  le faire est encore  plus  eleve. I 
I 
I 
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4.2.1  - Les  deux  premieres  annees 
Nous  pouvons  apprehender  1 'evolution des  strategies des 
entreprises  de  l'echantillon depuis  leur creation ä  travers les 
reponses  de  leurs  responsables  a deux  questions. 
- La  premiere  permettait de  determiner s'il y  avait eu 
des  changements  dans  la  gamme  des  produits  ou  des  services  rendus. 
Les  donnees  recueillies sont  les  suivantes 
Nombre  de  %  des  %des createurs-
reponses  reponses  ayant  donne  cet-
reponse 
i.  Abandons  de  produits  16  18,8%  22,5% 
.  Nouveaux  produits  37  (~)  43  ,6~~  52,1% 
Aucun  changement  30  35,3%  42,2% 
.  Pas  de  reponse  2  2  ,3~:  2  ,8~~ 
--
TOTAL  85  100~; 
- La  secende  invitait ceux  qui  avaient effectue des  chan-
gements  a "preciser en  quelques  lignes  lesquels, quelles  evolutions 
quelles  diversifications  .~au niveau  par  exemple  du  marche,  des 
clients,  de  la technique ...  ''  Nous  avons  classe  les  repot'lses  sur  une 
matrice  de  diversification  : 
(:t)  IZ  c:...""i:stc  ww  d-ifj~'r·C)'!CC  dc  Z  wr;."t(.~D  en.tvc  ce  chif.fvc et  c.:;lu·i 
du  tote?.  dc[;  c~.!Y·l.'jn·is.:.~  UJl;1;t  ci  ..  :'·vcloppt..~  un  nou·veau  produ·it  01~ 
~;:e  nm~v~llc  .tl.'c-7.,~7.:(:'l~c  te?.s  qz,~  '-;:d~ntif-~cs  dm-:s  Za  matricc  ik.· 
u1:JC.1
1[;'i.fL..clH1:J?;.  L'(  ..... ·.:l'J'•t  1'~.-~su2tc  dc.  d(fj'cn::nccs  d'.::q..'p!•Jciar.·,:m. 
entY'c  h:s  Cl·/c:-::.c·ur[;  u~  Z  'a~dt.:w• qz_und  au  d::gn5  de  no-vatio;;.. Meme  Marche 
Nouveau  Marche 
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t1eme  technique  Nouvelle  technique 
Heme  produit  Nouveau  produit  f1eme  produi t  Nouveau  produit 
. 
35  entreprises  _!_8  entre~rises  5 entreErises  2 entreErises 
0°1,12,17,18,30 
33,37,49,50,51  (0°21,24,10,20  (n°42  et 64) 
54,56,57,59,65  et 45) 
66,68,70 
2 entreprises  9 entreerises 
0°  53,69  n°  19,27,28,39 
40,46,47,48,62 
~  Pour  effectuer ce  classement  nous  avons  pris en  campte 
'. 
ce  qui  nous  apparaissait  comme  etant  la caracteristique principale 
de  l'action menee.  Quelques  exemples  pris dans  differents  secteurs 
d'activite peuvent  illustrer nos  choix  : 
(a)  Nouveau  produit  pour  un  meme  marche 
12  est 
11possede  la  vente  de  spots a la vente  et au 
mantage  de  di scotheques  camp 1  e tes,. . 
.  33  a 
11introduit  la  pose  de  volets  roulants  chez  certains 
de  ses  clients
11 
.  37  fait  du  mantage  de  velos  neufs  en  complement  de  la 
remise  en  etat de  velos  d•occasion  (son  activite d'origine) - 278  -
.50  a  .. complete  l'alimentaire par  l'ouverture  de  rayons 
dietetique et cosmetique ... 
.  57  "pour  r&pondre  a la  demande  de  certains clients .. 
ajoute l'electricite z,ux  activites  chauffage  et sanitaire". 
(b}  Nouveau  produit  pour  un  nouveau  marche 
.  27  a entrepris  la  fabrication  de  materiels  hydrauliques, 
s'ouvrant ainsi  de  nouveaux  marches . 
.  39  a  developpe  la  production  de  panneaux  d'affichage 
pour  une  clientele nouvelle . 
.  40  s'est diversifiee avec  des  machines  plus  puissantes 
qu'elle vend  aux  entreprises  de  Travaux  Publics . 
.  47  a  re-oriente ses  activites vers  le secend  oeuvre 
batiment  pour  les particuliers . 
.  62  s'est engagee  dans  le transport  specialise  (citerne 
longue  gistance)  pour  echapper  a la Situation de  dependance  Jans 
laquelle l'enfermait son  principal  client. 
(c)  Meme  produit  pour  un  nouveau  marche.· 
53  a  abandonn&  la  clientele des  particuliers  pour  travailler 
au  profit de  grands  groupes. 
69  s'est re-orientee  vers  les  chaines  de  magasin. - 279  -
{d)  Nouvelle  technique,  m6me  produit,  m~me march~ 
21  a  change  la technique  de  fabrication de  vitrages  isolants. 
24  a  fait evoluer  son  materiel  et ses  techniques  de  pose. 
10  a  introduit l'utilisation de  la menuiserie  plastique. 
20  a  fortement  ameliore  sa  productivite et la qualite de 
l'impression sur articles finis  en  changeant  de  technique. 
45  debute  la  pre-fabrication~ 
(e)  Nouvelle  technique,  nouveau  produit,  meme  marche. 
42  s'est engagee  dans  la chaudronnerie a base  de  materiaux 
inoxydables. 
64  a  abandonne  la  recuperation  de  papier,  verre  et plastiques 
pour  faire exclusivement  de  la transformation 
papier d'emballage  et  reprographie  sur papier  recycle ou  non. 
- Ces  changements  de  strategie peuvent  apparaitre mineurs 
dans  l'absol~.  Mais  'il  faut  en  apprecier l'importance  en  regard  de  la 
taille de  l'entreprise et des  moyens  dont  elle dispose.  D'autre  part, 
nous  observons  que  : 
.  Les  diversifications eventuelles  s'operent en  large 
majorite en  termes  de  produits  et techniques  pour  le meme  marche 
que  celui  sur  lequel  l'entreprise s'est creee.  Seule  onze  d'entre - 280  -
elles se  sont  introduite~ sur  de  nouveaux  marches,  dont  neuf  utilisant 
pour  cela  un  nouveau  produit . 
.  Ce  comportement  a  probablement  plusieurs  origines  :  la 
formation  et  l'experience  ä  dominante  technique  du  crfateur,  les 
atouts  lies au  savoir-faire,  et,  inversemrnt,  le  handicap  que  cons-
titue le manque  de  temps  pour  prospecter.  Taut  se  passe  commc  si 
la quasi-totalite de  ces  petites entreprises  nouvelles  limitaient 
leurs  echanges  aux  seules  clienteles d'origine qu'elles  satisfont 
non  seulement  par  le  service  rendu  mais  aussi  par  la capacite a 
repondre  aux  besoins,  y  compris  avec  de  nouveaux  produits. 
Absorbres  par  ces  täches,  elles n'ont  pas  la disponibilite requise 
pour  ehereher  de  nouveaux  debouches . 
.  La  strategie de  1 'abandon  de  produits  ou  de  marche 
a  deja  ete utilisee par  16  entreprises  dont  2 seulement  n'ont pas 
opere  de  substitutions . 
.  Ces  premi~res diversifications  eventuelles s'inscrivent 
pour  certaines entreprises  dans  une  perspective  de  developpement 
que  nous  analysons  dans  le  paragraphe  suivant. 
4.2.2  - L_'_a_v_e_n_i_r ___  c_o_n_s_o_l_i_d_a_t_io_n  __  o_u  __  d_e_v_e_l_o~p~p_em_e_n  __  t 
L'une  des  dernieres  questions  posee  aux  personnes  interrogees 
etait "  d'apres  vous  que  faut-il  faire maintenant.  Quelles  sont  les 
actions  que  vou~ pensez  mettre  en  oeuvre  dans  les  deux  annees  qui 
viennent  ?"  Soixante  neuf  entrepreneurs  sur soixante  et onze  ont 
accepte  d'y  repondre  (l)  et de  s'engagcr ainsi  dans  une  reflexion 
sur  l'avenir de  leur entreprise en  presence  de  l'enqu~teur.  La 
lecture  des  comptes-rendus  d'entretien  nous  a  permis  de  distinguer 
les entreprises  qui  avöient  pour  seule  ambition  de  consolider  leurs 
activites existantes  de  celles qui  se  fixaient  des  objectifs  de 
developpement.  Parmi  ces  dernif:res  ct-rtaines  ont  choisi  d•agir  sur 
{:t)  Nt~is  z  'unc  de:[.:  y>,~p0r1I;t'C  n 'c:;t  ra:..:  i.;XJliOI.'tatle.  Lc  Jcpou-z:z ZcT!I  .. 'tlt 
f-'C'I'tc  <.1:./t;::  ::o.AJ'  t'S  ~_.u~h·::·z~,:.;. - 281  -
leurs  produits  et marches  existants,  d'autres  ont  le projet de 
conquerir  de  nouveaux  marches  avec  ou  sans  nouveaux  produits. 
Partant  de  ces  differents objectifs et strategies  nous  avons 
classe  les entreprises  en  quatre  groupes 
(a)  - Consolidation  sans  croissance. 
Trente  et une  entreprises  (~)  se  retrouvent  dans  ce  groupe. 
Leur  comportement  est illustre par  les  declarations  suivantes . 
.  "Nous  voulons  seulement  continuer  de  bien  servir la 
clientele pour  s'attacher sa  fidelite"  ~  ref.  5  (SARL,  cinq  salaries, 
vente  de  poissons  en  gros) . 
.  "  ... Continuer  ä  trauver des  commandes  et parvenir ä 
assurer  un  roulement  continu  pour  sortir de  l'incertitude  ...  ref.  9 
(individuel,  decoration). 
II  Nous  repondons  ä  la demande  du  jour au  lendemain, 
comment  voir  ä  deux  ans ...  il  faut  simplement  resister"- ref.l5 
(SARL- Batiment) . 
.  " •..  trouver  du  travail  en  quantite suffisante et 
ameliorer  les  prix  de  vente- ref.  16  (Imprimerie,  3 personnes) . 
.  "  11  faut  d'abord  assurer le maintien  de  l'activite et 
permettre,  par· des  moyens  financiers  et par  1
1 information  l'evolution 
de  1
1entreprise - ref.  33  (Individuel-B~timent)  . 
.(:t)  4  _, 5, 6  _,  ?  , 8, 9" 14, 15, 1 c, 21, ~  2, 2 z.,  ~  4, 2  5" 2 7  _,  2 8, 2 9, 3 2  _,  3 2, 4 3  _,  4  c)"  {j 0" 
51,52"53,5~,5~58"59_,6C,C7. - 282  -
Douze  {t)  de  ces  31  entreprises  avaient  introduit de 
nouveaux  produits  entre  la  date  de  leur  cr~ation et celle de 
l'enquete.  Ellespartagent maintenant  avec  les  19  autres 
l'objectif de  conserver  les  acquis  et de  les consolider. 
(b)  - Croissance  sans  diversification. 
Treize  entreprises  (lt)  entendent  se  developper  sur la 
base  de  leurs  activit~s existantes.  Voici  comment  certaines 
d'entre-elles expriment  cette  volonte  : 
.  " ...  la clientele  s'etend.  Nous  allons mettre  en  reute 
un  deuxieme  camion ..... - r~f.  13  (Distribution de  poissons) 
......  nous  allans  devlopper  nos  ventes  et pour  cela 
engager  des  actions  commerciales ..... - ref.31  (SARL,  2  salari~s) 
.  " ... ce  sera  l'~largissement  ...  on  a ernbauche  un 
commercial  (a  plusieurs  entreprises)
11 
- ref.  38  (Bätiment) . 
•  II  ••• Developper  1 'entreprise ... creation d'un  poste 
commercial  etoffe  .....  ref.  45  (En~eignes, 5 salaries) 
.  "  ...  volonte  de  developpement ... mais  en  eliminant 
des  clients qui  veulent  imposer ... leurs  prix ...  On  peut  passer 
de  29  a 45  personnes  - II  ref.  69 
(c)  Diversification sans  nouveaux  produits. 
Neuf  entreprises  (Jlt) ont  le  projet de  s'introduire 
sur  de  nouveaux  marches.  Pour  cinq  d'entre-elles l'extension 
sera  territoriale~.  Les  projets  sont  a des  degres  divers  de 
maturit~, ainsi  que  le  font  apparaitre les citations suivantes 
{:t)  2?_, 28, 33,4C, 50, 51, 5?_,59_, 21, 2A_, 53_, 66 
r~ :t)  13, 1B, 19., 20., z1, z.s" 44" 45, 47, 54., 65., 69 
(  ~  :tx  .I  :2, 3, 11, 2 o, 3 5, 4 8  _,  6 o  _,  7  0  _,  71 - 283  -
.  ..  Je  eherehe  a raeheter  des  commerces  de  vetements 
dans  des  eommunes  environnantes  pour  d§velopper  mon  chiffre 
d'affaires- ref.  3  (individuel) 
"  Nous  envisageons  de  creer une  antenne  sur le Pas-de-
Calais ..... ref II  (SARL,  maintenance,  47  salaries) • 
.  ''  11  y  a  un  marche  qui  evolue  et qui  m'est ouvert, y 
compris  a l'exportation ... "- ref.  20  (SARL-Industrie) 
"  ...  Lancement  d'une  nouvelle  societe ä  Villeneuve 
d'Ascq ... "- ref.  35  (SARL-Telesurveillance) 
....  il  nous  faudra  faire  une  prospection systematique 
des  industries,  des  architeetes,  des  decideurs ..... - ref.  60 
(agence  photo) • 
.  " ...  (mon  projet est de)  renever  des  maisans  anciennes 
dont  je ferais  l'achat puis  la revente.  Cela  me  permettra  d'etre 
moins  d~pendant de  x  (~)  Il  me  faut  investir 25.000  francs  pour 
cela et ernbaueher  4 personnes  sur  deux  ans ..... 
(d)  Diversifieation produits  et rnarches 
Quinze  entreprises  (~t)  ont  l'ambition de  se  developper 
avec  de  nouveaux  produits et sur de  nouveaux  marches.  Pour  certaines 
les  projets  sont encore  tr~s flous,  pour  d'autres  au  contraire la 
strategie se  dessine  clairement . 
. "Nous  essayans  de  trauver  de  nouveaux  creneaux  et avons 
une  etude  en  cours  sur  le marche  de  la serre.  Nous  sommes  prets a 
nous  engager  dans  1 'exportation,  a eondition d'avoir la  structure 
ref.  39  (~~nuiserie aluminium,  49  salaries) 
(~)  client  prin~ipa! 
(rt:t)  1~12.,1?.,30~Z?.,39.,40~41.,42.,49.,56_,62_,63.,64~68 - 284  -
11  creation d'une  nouvelle  generation  de  materiel, 
d'un  service  ä  l'export ...  regroupement  avec  le concurrent ... 
11 
ref.  40  (SARL,  Terrassement  par  aspiration) 
11  Action  commerciale,  elargissement  de  la gamme,  con-
quete  de  nouveaux  marches ...  "  ref 41  (SA  cooperatives,  boulangerie-
-
patisserie, 8  salaries) . 
.  " ... Mise  en  oeuvre  d'un  produit  de  notre  propre  fabri-
cation ... "- ref.  42  (SARL,  chaudronnerie  industrielle,  7 salaries) 
II  Dans  les deux  ans,  developper  le reseau  d'imprimerie 
activite qui  doit compenser  les  temps  morts  du  papier cadeau.  Mais 
problerne  de  financement  pour  amenager  les  locaux,  besoin  de  person-
nel  et de  tresorerie".  - ref 64  (SARL,  imprimerie) 
II  Continuer  la  diversification vers  des  creneaux  specia-
lises ...  ainsi  nous  pourrions  nous  equiper  en  transports  de  surgeles .. 
mais  cela  suppose  de  gros  investissements ...  En  janvier,  no~s embau-
cherons  un  commercial  de  haut  niveau  avec  experience  dans  le 
domaine  des  transports  alimentaireS
11 
- ref.  62  (transports) 
• 
11  vendre  des  licences avec  produit lie pour  contröler 
ce  qui  est fabrique  et  le ~iveau de  prix,  ceci  en  Afrique  du  Nord, 
en  Cöte  d' Ivoire et au  Senegal ..... - ref.  68  (SARL- materiel  de 
forage) 
II  projet  d'ouverture  d'une  discotheque  en  1984 ... 
et, cette  meme  annee,  acquisition d•un  fonds  de  commerce  pour 
creer une  activite de  decoration ... "- ref.  12  (SARL- agencement 
de  discotheque). 
4.2.3 - L'evolution  des  strategies 
Nous  avons  compare  les  stratfgies  suivies  par  ces  petites 
entreprises  nouvelles  apres  leur creation  (phase  1)  avec  celles 
que  leurs  responsables  envisag~nt de  mettre  en  oeuvre  dans  1 'avenir 
(phase  2).  Cette  comparaison  est  resumee  dans  les  deux  tableaux 
suivants  ; - 285  -
---------------~.~---1--~~~~~~~:::::::::_P~h~a~s~e~-i~~~~~~~~~~~~-
!  Nornt1 re  ~:  NomtJre  I  LES  CHOIX  STRATEGIQUES 




.  Consolidation 
Croissance  sans  diversification 
s/total  meme  marche,  meme  produit 
.  Nouveau  marche,meme  produit 
.  Nouveau  produi t ,meme marche 
.  Nouveau  marche,  nouveau  produit 
.  Nouvelle  technique~ 
produit,  meme  marche 
.  Nouvelle  technique, 
produit,  meme  marche 
s/total  Diversification 
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3  Non  rfponse 
entreprises - 286  -
- L'examen  de  ces  donnees  fait apparaitre  que  : 
.  La  croissance,  avec  ou  sans  diversification,  est l'option 
choisie  par  54,4~ des  responsa~les d'entreprise,  pour  la phase  2. 
Ce  pourcentage  peut  etre compare  avec  celui  des  entreprises  ayant 
accru  leurs effectifs durant  la  premiere  phase,  qui  etait de  de  62% 
.  La  conquete  de  nouveaux  marches,  avec  ou  sans  nouveau 
produit,  devient  l'axe  strategique de  35,3%  des  entreprises alors 
que  15,5%  seulement  d'entre elles s'etaient engagees  dans  cette voie 
en  phase  1.  Le  nombre  d'entrepreneurs  decides  ä  diversifier leurs 
march~s a  ainsi  plus  que  double.  Mais  ils restent encore  tres minori-
tai res. 
.  Le  choix  de  la diversification n'est plus  1e  fait que  de 
24  entreprises en  phase  2 contre  36  en  phase  1.  Ce  phenomene  peut 
avoir  plusieurs  causes  :  usure  des  entrepreneurs,  manque  de  ressources 
necessit~ d'une  "pause
11  outout simplement  priorite donnee  a l'exploi-
tation des  .Produits  et marches  construits depuis  la creation  :  53~~ 
des  entreprises ayant  apere  une  diversification en  phase  1 envisagent 
pour  l'avenir la consolidation ou  la  croissance  sans  diversification. 
Mais,  inversement,  huit entreprises  parmi  les  35  qui  etaient jusque  la 
restees sur le  m~me marche  avec  les  memes  produits  se  declarent dispo-
sees  a en  sortir  . 
.  Deux  groupes  d'entreprises  s'opposent  :  d'un  cöte  celui 
des  19  qui  n'ont effectue aucun  changement  strategique  en  phase  1 et 
visent  simplement  la consolidation en  phase  2;  de  l'autre celui  des 
16  qui  poursuivent  une  politique  de  diversification engagee  depuis 
la  creation - 287  -
Ces  groupes  rassemblent  respecrivement  28%  et 23,5%  des  68 
entreprises de  l'fchantillon ayant  r~pondu ä  la question  portant sur 
leur avenir. 
- La  mise  en  Ofuvre  de  ces  strategies passees  ou  futures  re-
quiert le  plus  souvent  des_ressources  nouvelles  et des  changements  de 
structure.  29  des  68  entrepreneurs  qui  se  sont  exprimes  sur leurs fu-
turs  projets  strategiques  ont  spontanement  parle des  unes  et des  autres. 
21  d'entre eux  ont  souligne  la  necessite d'ameliorer  l'organisation de 
leur entreprise pour  mieux  prendre  en  campte  la fonction  commerciale 
et,  pour  certains,  la gestion  financiere.  D'autre part 9 entreprises 
devraient acheter  du  materiel  et 5 des  locaux.  Enfin  la quasi-totalite 
des  29  soulignent  la  necessite de  rassembler  des  capitaux et de  recru-
ter du  personnel  pour  assurer le developpement  envisage. 
- Mais  la  gestion strategique de  ces  petites entreprises 
nouvelles  n'est pas  seulement  soumise  aux  contraintes  ou  aux  opportu-
nites  liees aux  ressources.  Elle  depende  avant  tout des  aptitudes, 
des  capacites et des  competences  du  createur responsable  :  en  d'autres 
termes  de  ce  que  Churchill  et Lewis  appellent  les  "facteurs proprietaire-
dirigeant".  Nous  consacrerons  la section 5 ä  l'analyse  de  l'usage que 
celui-ci  en  fait  pour  gerer son  entreprise. - 288  -
Pour  tenter d'etablir un  diagnostic  de  la gestion des 
entreprises  nouvelles  par  leurs  createurs,  nous  avons  utilise les 
reponses  qu'ils ont  donnfes  a certaines  des  questions  qui  leur  et~ient 
posees  ä  propos  de  trois fonctions  :  finance,  relations  humaines  et 
management. 
5.1- La  gcstion  des  ressources  financieres 
--Trois questions  portaient sur la  comptabilit~  gen~rale 
et sur son  ~ventuelle informatisation.  90%  des  responsables  interro-
g~s disent avoir  une  comptabilite  ä  jour;  les  10%  restant  (7entreprises) 
invoquent  diverses  raisons  pour  expliciter leur reponse  negative  : 
remise  en  ordre  du  systeme,  passage  ä  l'informatique,  voire,  pour  un 
artisan installe depuis  30  mois  le fait de  "ne  pas  aimer  la  comptabilite~ 
La  tenue  des  livres est  assur~e une  fois  sur  deux  par l'entre-
preneur  ou  l'un de  ses  proches  et une  fois  sur  trois par  un  cpmptable 
salärie 
Qui  tient la comptabilite  Nombre  de  risgues  % 
. Comptable  interne  23  32.  4~~ 
. Comptable  externe  8  11,  3~; 
. Vous-meme  31  43,7% 
. Famille  ou .ami  5  7  ,0~~ 
. Expert  exterieur  2  2  ,8~~ 
. Non  reponse  2  2  ,8~~ 
71  100  % - 289  -
La  moiti~ de  ces  tntreprises  (36)  sont  informatis~e~. 
Ce  pourcent~ge est plus  eleve  dans  le  groupe  de 
11gagnants
11  que  dans 
ce 1 ui  des  .. perda nts..  :  66.  7~~  contre  35,  7~~ 
- Cette  comptabilit~ est per(ue  comme  pouvant  donner  des 
informations  : 
. a taut moment 








des  entreprises 
II 
.. 
Au  total  84,5%  de  ces  responsables  disposent  d'infonmations 
comptables  sur  une  periode  egale  ou  inferieure au  trimestre.  Ce  pour-
cent~ge est  de  95,8~ pour  les  .. gagnants
11  et de  78,6~~ pour  les  perdants. 
- L'utilisation de  ces  informations  a des  fins  de  gestion 
peut  etre appreciee  au  travers  des  reponses  a la question  "Vous  est-
il  possible  d'evaluer les  prix  de  revient,  le  point mort,  les credits 
'clients et fournisseurs,  vos  besoins  en  fand  de  roulement  - et si  oui 
avec  qu~lle frequence".  Nous  avons  resume  ces  reponses  dans  le tableau 
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L'analyse  de  ces  donnees  nous  conduit a observer que 
.  Plus  de  60~ des  cr~ateurs estiment  ~tre a m~me  d'~vo­
luer leur prix  de  revient,  leur point  mort  et leurs  besoins  en 
fand  de  roulement  au  mois  une  fois  par  trimestre.  Une  minerite  n'a 
pas  repondu,  l'a fait par la  negative,  ou  a  indique  une  periodicite 
telle que  ces  evaluations  ont  peu  d'utilite.  Majorite et minerite 
se  repartissent ainsi  en  pourcentage  : 
Prix  de  revient 
Point mort 
B F D R 
Oui.  Evaluation  chaque 
trimestre au  moins 
6  7,  6~~ 
62,0% 
78,8% 
Non,  pas  de  reponse  ou  eva-




.  Les  reponses  positives  signifient simplement  que  ceux  qui 
les  fournissent  pensent  connaitre  les  donnees.  La  realite peut 
etre differente,  auquel  cas  il  y  a  risque d'erreur de  gestion. 
Il  vaut  probablement  mieux  par  exemple  reconnaitre  ignorer ses 
prix  de  revient que  d'en  faire  une  fausse  evaluation . 
.  La  remarque  precedente  est suscitee par  le fait qu'il 
n'apparait  pas  d'ecart significatif entre  les  pourcentages  des 
reponses  dans  les  groupes  "gagnantS
11  et "perdantS
11
,  alor:;;  meme 
que  les  premier~ sont  proportionnellement  plus  nombreux  que  les 
seconds  ä  disposer  d'informations  comptables  chaque  trimestre  ou 
moins,  donc  ä  pouvoir  pretendre  les utiliser.  Ils sont  aussi  pres 
de  deux  fois  plus  a etre equipes  d'un  systeme  informatique . 
. . La  banne  connaissance  des  sommes  dues  par  les  clients 
et aux  fournisseurs  traduit  notarnment  le souci  de  gerer  une  treso-
rerie qui  n'est pas  toujours  aisee. - 293  -
5.2  - La  gestion  des  ressources  humaines. 
Rappellans  au  prealable que  19  des  71  entreprises  de 
l'echantillon n'emploient  que  une  ou  deux  personnes,  dont  le 
createur.  L'analyse  de  la  gestiondes  ressources  humaines  ne  pourra 
donc  porter sur  les  52  a~tres.  Nous  la  conduirons  a partir des 
donnees  recue i 11 i es  a  u cout'S  de  1' enquete  qui  i ntrodui sa i t  p  1  us i eurs 
questions  relatives  au  systeme  d'organisation. 
5.2.1- Fonctionnement  collectif ou  participatif 
- 39  entreprises  (f)  organisent  des  reunions  rassemblant 
en  moyenne  plus  de  la moitie  des  salaries  selon  une  periodicite qui 
varie d'une  entreprise ä  l'autre mais  est egale  ou  inferieure au 
trimestre dans  75%  des  cas.  Les  SCOP  ne  sont  pas  les seules  societes 
a privilegier ces  rassemblements  :  les  SARL  et les  SA  classiques 
y  ont  aussi  largement  recours. 
- Ces  reunions  sont  presque  toujours  convoquees  et animees 
par  le gerant  ou  le  PDG.  Leur  objet  commun  est toujours  "l'analyse 
de  la situation" et "l'echange  d'infonnations";  des  decisions y  sont 
prises  souvent  ä  l'initiative du  dirigeant et presque  toujours  selon 
les  orientations qu'il  suggere. 
- Les  commentaires  recueillis lors des  entretiens  font 
apparaitre que  la tres  grande  majorite  des  responsables  de  ces 
39  entreprises,  oo  se  tiennent  des  reunions,  se  reservent en  fait 
le pouvoir  des  grandes  decisions.  Mais  ils recherchent  l'avis et 
probablement  l'adhesion prealables  de  leur personnel.  Cette  attitude 
est coherente  avec  la  reconnaissance  de  l'importance  du  facteur  hu-
main  pour  le  succes  de  l'entreprise, et des  atouts que  constituent 
les motivations  et les  solidarites des  salaries. 
{:t)  soit  75';;  dc  ceZZes  Si.J.Sc:epr:,ible  ~;  Zc  fc.·ire  (52) - 294  -
- Le  fonctionnement  est donc  p~rticipatif beaucoup  plus 
que  collectif dans  les  39  entreprises  qui  ont  formalis~ un  syst~me 
de  communication.  11  n'en est pas  pour  autant  autocratique  dans  les 
13  qui  ne  1•ont pas  fait.  Et  les  unes  comme  les autres n'echappent 
pas  toutes  aux  problemes  humains. 
5.2.2 - Les  problemes. 
- Sur  les  46  responsables  qui  ont  repondu  a la question 
sur  "les  problemes  humains"  20  declarent  n•en  connaitre aucun  qui 
soit majeur;  par  contre  26  admettent  rencontrer des  difficultes 
liees a : 
Une  mauvaise  communication  dans 
.  La  mesentente  entre salaries  dans 
.  Des  decalages  de  motivation  dans 
. Des  questions  de  salaires  dans 
.  L'organisation  du  travail  et la  hierarchie  dans 
- La  lecture des  commentaires  peut  ~clairer la nature 
de  ces  problemes  (~)  : 
.. Pas  de  problerne  particulier,  rien  que  des  conflits 











... Grosses  difficultes  de  communication  dans  les  deux  sens" 
ref.  02 
.  'Mesentente  classique  entre 1 'atelier et le chantier" 
ref.  63 
(:e)  rious  avonc  1·ctenu  w1  c:;.·nmc1';taiY'c  paY'  p-robleme - 295  -
. llr~ental ites differentes  par  rapport a l'objectif de 
travail.  Lorsque  un  parmi  les  quatre  n'est pas  aussi  motiv~ que  les 
autres,  c'est lourd  a porter pour  l'equipe
11
- ref.  58 
."  Au  demarrage  nous  voulions  tout  partager a egalite mais 
il  y  a  eu  vite  des  distorsions  de  responsabilit~ et de  revenus.  Puis 
de  nouveaux  sont  arrives ..... - ref.  57 
II 
.  Le  plus  important  c'est la hierarchie et les  problemes 
d'organisation  du  travail.  Cela  fait apparaitre  les  incapacites  de 
chacun,  moi  compris ..  - ref.67 
Ces  problemes  sor.t  reconnus  comme  pouvant  avoir  une 
incidence  negative  sur le fonctionnement  de  l~entreprise.  Certains 
sont  ou  seront  regles  par  des  licenciements  :  neuf  responsables 
ont  recours  a cette solution.  D'autres  conduiront  les dirigeants 
a modifier  la  hierarchie et l'organisation du  travail  :  de  tels 
changements  sont  prevus  dans  onze  entreprises.  Au  total  sur les 
26  societes qui  disent connaitre  des  problemes,  20  se  proposent  des 
actions  pour  les  resoudre.  Pour  ces  petites societes  nouvelles  dans 
lesquelles les  hommes  constituent le principal  atout,  l'enjeu est 
important,  voire  parfois  vital  comme  le montre  l'analyse des  effets 
positifs ou  negatifs  du  systeme  d'organisation sur la banne  marche 
de  l'entreprise. 
5.2.3 - Systeme  d'organisation et fonctionnement 
Les  personnes  interroges  pouvaient  choisir au  maximum 
trois  reponses  parmi  celles qui  leur etaient proposees  sur la 
question  "  ä  votre  avis,  le system,e  d'organisation et 1  'ambiance 
ont-ils  une  incidence  sur  la marche  de  l'entreprise  ?"  Voici  les 
resultats  de  leur depouillement  : ncidences  positives  (3  reponses  maximum) 
Plus  de  motivation,  chacun  est concerne 
Creativite,  idees  nouvelles,  propositions 
Aides  mutuelles  qui  font  avancer  le  travail 
Economie5  reali5ees 
Souplesse  d'execution  de  ce  qui  est a faire 
Moins  de  gaspillage,  de  perte 
Capacite  de  faire  face  aux  difficultes 
Autres 
-----}  Tota 1  reponses  oui 
Non 
Pas  de  reponse 
· ncidences  negatives  (3  reponses  maximum) 
Travaux  mal  executes. 
Retard  dans  le travail 
Grandes  differences  de  motivation 
Impossibilite de  prendre 'des  decisions 
collectives 
Une  hierarchie  non  dite existe 
Trop  de  temps  passe  en  reunion 
Desinteressement  de  certains sur la marche 
de  l'entreprise 
Conflits 
Autres 
- 296  -
lion1bre  de  ~;  des 
reponses'  rfponses 
26  21,8X 
12  10,1~~ 
22  18,5% 
8  6,  7~~ 
18  1s,  2~s 
8  6,  7~~ 
24  20,2% 
1  0,8%  --
119  100  %  --
7 
22 
~:  de 
l'fchantillon 
(71  entreprises 
36 ,6~~ 
16,  9/~ 
31,  0~~ 
11,3?: 












19,  7.$, 
12,  n~ 
11 ,  3~~ 
Remarque  =  Le  nombre  des  entreprises  qui  n'ont  pas  repondu  correspond  ä  2 ou  3 unites 
pr~s  ~  celui  des  entreprises employant  2 salaries  ou  moins  (19) 8-
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L'analyse  de  ce  tableau  nous  permet  de  degager  plusieurs 
constats 
.  Parmi  les  responsables  ayant  repondu  a la question, 
c'est-ä-dire parmi  ceux  employant  3 personnes  ou  plus,  respective-
ment  85,7%  et  80%  admettent  que  le  "systeme  d'organisation a  des 
incidences  positives et negatives  sur la marche  de  leur entreprise" . 
.  Le  systeme  induit des  comportements  qui  ont  des  effets 
sur  le  fonctionnement  comme  le montre  le schema  ci-dessous  (  les 
ch1ffres  entre-parenth~ses rappellent le  nombre  des  reponses). 
Systeme  d'organisation 
Comportements  Comporter.1entsl 
~1o  t i v  a  t i o  n  s (  14) ! 
Probl~mes structurels 
.  Motivations  (26) 
.  Aides  mutuelles  (22) 
Fonctionnement 
Capacite  de  faire  face  (24) 
.  Souplesse  d'execution  (18) 
Creativite  (12) 
Economies  (8) 
.  Moins  de  gaspillage  (8) 
I 
I  joesinteret  (14)' 
Prise de  decision  (4) 
Hierarchie·non  dite(6) 
Reunion  (2) 
Conflits  (8) 
Fonctionnement 
retards  dans  le travail  (10) 
.  Travaux  mal  executes  (  8) 
.  les  incidences  positives  apparaissent  comme  beaucoup 
plus  nombreuses  que  les  incidences  negatives  :  les reponses  en 
donnent  respectivement  119  et 75;  le ratio est de  1,6. - 298  -
.  Ces  rfponses  sont  con~rentes avet  celles faites  aux 
questions  portant  sur  les  atouts-handicaps  de  l'entreprise: 
% des  createurs  ~~  des  createurs 
Incidence  sur  ayant  choisi  Atout  ou  handicap  ayant  choisi 
- cette reponse  cette reponse 
- Plus  de  motivation  36,6%  Motivation  des  42,3% 
salaries 
- Aides  mutuelles  31.  0~~  Solidarite entre 
salaries  39,4% 
'  - Capacite  de  faire 
face  aux  difficultes  33,  8~~ 
Capacite a s'adap 
- Souplesse  d'execution  de  ter aux  besoi ns  70,4% 
ce  qui  est a faire  25,4%  du  client 
- Creativite  16,1% 
-----------------------------------------
- Grandes  differences  de 
motiva.tion  19,7%  ~Difficulte a  11,3% 
- Des i nteressement  de  ·  motiver  les 
certains  sur la marche  19,7%  salaries 
de  l'entreprise 
.  Elles  sont  egalement  coherentes  avec  les criteres retenus 
pour  la  selection  lors  du  recrutement  :  rappellans  que  la motivation 
pour  le.travail  ou  pour  travailler dans 
11Cette  entreprise  ..  venait 
en  tete. 
.  Il  existe des  ecarts entre les  reponses  des  "gagnants
11 
et celles des 
11perdants  ..  sur  certains  points  :  taut d'abord  les 
premiers  admettent  respectivement  ~  96%  et 92%  que  le  syst~me d'orga-
nisation a  des  incidences  positives et negatives  sur 
11la marche  de 
l'entreprise  .. ,  alors que  les  seconds  sont  79%  a reconnaitre  les 
incidences  positives  et  86~ les  genatives.  Ensuite,  les effets  sur - 299  -
"plus de  motivation"  sont  cites  par  46~:  du  groupe  "gagnant ..  ,  et 
29~~  seulement  du  groupe  "perdant".  Enfin  les  perdants  sont  respec-
tivement  50%  et  36~ a imputer  au  systeme  d'organisation les  pro-
blemes  de  desinteret des  salaries et  de  travaux  mal  executes, 
contre  4%  et 8%  des  gagnants.  Ces  differences  d'appreciation 
entre les  uns  et les autres  nous  semblent  etre plus  le reflet de 
leurs  preoccupations  immediates  que  l'expression d'opinions  di-
vergentes.  Ils ont  presque  tous  la meme  lucidite,  ä  l'exception des 
21~~  de  "perdants"  qui  ne  voient  pas  de  lien positif entre l'orga-
nisation d'une  part,  les comportements  et le fonctionnement  de 
l'autre; et des  14%  qui  n'etablissent pas  non  plus  de  relation 
negative . 
.  Dans  ces  petites  unites,  le systeme  d'organisation 
n'est pas  seul  en  cause  lorsqu'on tente d'apprecier le fonctionne-
ment:  l'entrepreneur lui-meme  a  une  lourde  responsabilite.  Nous 
consacrerons  le paragraphe  suivant a etudier  comment  il  l'assume. 
5.3 - L'entrepreneur dirigeant 
Les  responsables  des  entreprises de  l'echantillon ont 
une  perception  de  leurs  röles et de  leurs  täches  qui  apparait 
dans  leurs  reponses  aux  questions  qui  leur etaient posees  ä  ce 
sujet.  Ils ne  sont  pas-toujours  seuls a les  remplir,  et ils ont 
pu  preciser s'ils en  deleguaient certains.  Enfin  les  problemes 
de  temps  ont  ete evoques  durant  les entretiens. 
5.3.1  - Röles  et täches. 
Les  questions  portaient sur  le röle  du  dirigeant dans  les 
relations avec  1 'environnement  d'une  part et la gestioninterne 
d'autre  part.  Les  entrepreneurs  individuels  ne  pouvaient  pas  repon-
dre  sur  le deuxieme  point.  Les  donnees  recueillies ont  ete  rassem-
blees  dans  plusieurs  tableaux  que  nous  utiliserons  pour  1 'analyse. - 300  -
Relations  avec  l'environr.eme:nt- Fi[.>punses  en  ~- de  l'fchar.tillon total 
-____________  B_e_a_u_c_o_u_p __  P_e_u--s-~uvent-Ja~~n reponse  Tota 1  {  71  entrepri ses) 
-------------------~-----~--------+--
Liens  avec 
Autres  entreprises  39,4% 
•  Administrations  43,7% 
•  Organismes  economiques 
financiers  de  conseils  35,2% 
Clients  principaux  83,1% 
Fournisseurs  prin-
cipaux 
Obtenir  des  informations 
sur  : 
77, 5~~ 
.  L'evolution  du  marche  31,0% 
.  Les  concurrents  22,5% 
.  Les  reglementations  28,2% 
•  Les  idees  nouvelles 
•  Des  techniques  de 
gestion 
4  7  '9~~ 
23,9% 
29,6~ 
31 ,  o~: 
38,0% 
11 ,  3~~ 
15,  5?~ 
40,  9~~ 
36,  G~~ 
39,4;·~ 
29,  6~:  . 
45,1% 
19,  n~ 
19,7% 
18,3% 









1,  4~~ 






100  ~~  :  71 
100  ~~ 
100  X 
100  ~~ 
100  % 
100  % 
100··% 
100  % 
100  % 
100  % 
Gestion  interne - Reponses  en  % sur les  52  entreprises de  +  de  2 personnes 
Partager les  informa-
tions  dans  l'entre-
prise 
.  Conna1tre  tout ce 
qui  se  passe  dans 
1' entrepri se 
.  Repondre  au  coup 
par  coup  aux  täches 
les  plus  urgentes 
Rectifier les erreurs 
Arbitrer les diffe-
rends 
Contröler  les tra-
vaux 




63,  5~~ 
34,6 
21,2% 
51,  9~~ 
7 5,  0~~ 
15,4~{ 
1,  9/~ 
17,  3~; 
50,0% 
34,  6~~ 
15 '4:~ 
1,  9~~ 
1,  9/~ 
1,  9~~ 
26,  9~~ 
15,  4/~ 
19,  2~~ 
19, 2~~ 
17,3% 












Pr e  v  i s i o  n  s  - Re p  o  n  s  e  s  e  n  ~~  d  e  1  • e  c  h  a  n  t i 11 o  n t o  t a  1  71  entre  p  r i s  es 
Faire  des  previsions  49,30  19,  7/~  ß,  5~{.  22,5%  100 
Ol  =  71  de  1 a 3 mois 
t<> 
de  3  12  mois  21, u;  18, 3~~  18,  3~;  42,3% 
II  -
de  a +  d'l an  16 '9:.:  7,  0/~  2  5 ,4  ~~  50,7~ 
II 
---------------_______  _:-_  3 0 1_-=-_-
___  _§r.ants d  Pt-rJz.n_~_~L_  _______  _ 
Relations  avec  l'environnement  .  R~ponsc en  ~des totaux  de  groupes  (246- 142) 
r Beaucoup --TPeu  ~.ouvent r  Jamais  Non  r~ponse  --[-P 
' 
I  --
Lien  avec  G  I  p  I  G  G  p  G  p  I 
~----~ 
I  I  l  --------- autres entreprises  4  ~,  8~~  4  2,  9~.  29,2:'.  14  3~; 
--- L':::.-':  ~3~; 2816~~  16,7~~  14,3% 
administrations  54'  2~"  42,  9~.,  20, e~~  28,6~i,  12, 5~~  21,4%  12,  5~~  7,1  ~~ 
Organismes  economiques,  fi nan- ----- ciers  de  consei 1  33 '3~~  50'  0~~  37,  5~,  28,  6~:  12, 5~~  14,3%  16,7%  7,1% 
----- c1ients  principaux  95 '8~:  57,1~·~  - 21  '4~~  4  ,2~  ..  14  '3~~  - 7 '1  ~~  --------
fournisseurs  principaux  87,·5~- -~--=;--~-'{ 
J  ::__}_l_ '- 4,  2~~  28'  6~:  4,  2~~  7,1%  4,2%  7,1% 
Obtenir  des  informations  sur 
L'evo1ution  du  marche  33,  3~~  21,4~~ 4  5  ,8~~  42,  95~  12,  57~  28,6f  8,3%  7,1% 
Les  concurrents  16,7%  21,4%  37  '5~~  35,7%  33,3%  35,7%  12,5%  7,1% 
----:- Les  reglementations  37 ,57~  14  3~~  33 ,3~~  50,0%  16,7%  28,6%  12,5%  7,1%  _t.  __ 
Les  idees  nouve11es  -54,ii 2~Q!{_ 2s,m~ 50,0%  8,3%  14,3%  12,5%  7  '1,~ 
Des  techniques  de  gestion  33  '3~~  14,  3~~  33,3%  42,  9~6  20 ,8~~  35,7%  12,5%  7,1% 
Gestion  interne - Reponses  en  % sur 1es  entreprises  de  + 2 personnes  (16  G et  11  P 
Partager 1es  informations  dans 
1' entrepri se  87,  5~;  45,5%  6  ,2~~  36,3%  - 9,1%  6,2%  9,1% 
Connaitre  tout ce  qui  se  pas-
·se dans  1'entreprise  I!  93,8%  81,8%  - 9,1%  - - 6,2%  9,1% 
Repondre  au  coup  par  coup 
175,0%  aux  taches 1  es p  1  us urgentes  54,5%  18,8%  27 '3~~  - 9,1%  6,2%  9,1% 
Rectifier les erreurs  3  7  '5~~  54,  s~;  56,  3~~  36,4%  6,2%  - - 9,1% 
Arbitrer les differends  12,  5~~  54,  5~~  43 ,8~~  18,2%  37,5%  18,2%  6,2%  9,1% 
Contrö1er  les  travaux  62,  5~~  36,  4~;  18,8~ 27,3%  !12 ,5%  27,3~\  6,2%  9,1% 
Faire  1e  point des  travaux  93,  8~~  54,5%  - 9,  1~~  27 .. 3%  6  ,2/~  9,1% 
Previsions  - Reponses  en  % des  totaux  des  groupes  (  24  G - 14  P } 
Faire  des  prev1s1ons 
de  1 a 3 mois 
Faire  des  previsions 
de  3 a 12  mois 
Faire des  previsions 
a + d'un  an 
45,8%  50,0~  8,3%  7,1%  - 14,3%  45,8%  28,6% 
50,0%  7,1~ 12,5X  7,1%  - 28,6%  37,5%  57,1% 
25,0~~  14,3~~  - 7,1%  16,7%  21,4%  58,3%  57,1~ 
Remarque  Les  ecarts significatifs ont  ete  encadres. .... 
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- A partir de  ce~  tableaux,  il  est possible d'ftablir  un  classe-
ment  de  röles  et täches  privil~gi~s.  Leur  rang  figure  entre  parenth~ses. 
Ensemble  de 
I 
Gagnants  Perdants  1' echanti 11 on 
+  de  75  ~ de  . Cl i ents  -( 1)  Clients  ( 1)  Conna itre ce  qui  I 
"Beaucoup
11 
0  Connaitre  de qui  .  Connaitre  ce  qui  se  passe  dans 
'1  )I  se  passe  dans  se  passe  dans  1 ' e n  t re p  r i s  e 
I  1 •  entre p  r i s e  ( 2)  l'  entrepri se  (2) 
I  Fournisseurs  (3)  Faire  1  e  po i nt  I 
Faire  1  e  po i nt  des  travaux  ( 3)  . 
des  travaux  (4)  Fournisseurs  (4) 
.  Partager  les 
i nfo rma ti  ons  (5)  l 
I 
Repond re  a  ux  I 
täches  urgentes  (6)  I 
50  % a 75  %  o  Partager  1es  .  Cl ients  (2) I  de  "Beaucoup"  informations  ( 5)  Fourni sse urs  {  3) 
!  .  I  Repondre  aux  Repondre  aux  täches  urgentes  (6)  . 
taches  urgentes(4) 
Con trö ler 1  es  Contrö1er  les  ..  .  Faire 1  e  po i nt  travaux  (7)  travaux  (7)  . 
des  travaux  (4) 
.  Obtenir  infos  Recti fier  sur  id~es  .  nou- erreurs  (4)  ve 11 es  (8) 
Prevision  3-12  .  Arbitrer con-
mois  (9)  fl i ts  (4) 
Liens  Adminis- .  Orqani smes 
trations  (10)  financiers ...  (8) 
Previsions 
1-3 mois  ( 9) 
40  % a so  %  .  Pr~visions  .  Pa rtager 1  es 
de  "Beaucoup
11  1-3  mois  (8)  informations  (10) 
.  Obtenir  infos  .  Li e n  s  a u  t re s  .  Liensautres 
sur  idees  nou- entrepri ses  ( 11)  entreprises  ( 11) 
ve 11 es  ( 9)  .  Liens  Adminis-
Liens  Adminis- trations  ( 12) 
trations  (10) - 303  -
- Les  dirigeants  des  entreprises  de  l'echantillon privilegient 
ä  la fois  les  täches  liees  aux  relations avec  l'environnement  et 
celles qui  relevent  de  la  gestion interne.  Mais  toutes  ces  taches 
ne  sont  pas  fgalement  prises  en  campte.: 
.  A l'exterieur,  les liaisons  avec  les clients et les 
fournisseurs  sont  tres  suivies.  Celles  avec  les confreres,  l'adminis-
tration,  les  banques  et autres  organismes  sont  moins  frequentes.  La 
recherche  d'informations,  sur le marche,  les concurrents  et la 
reglementation,  est  peu  souvent  ou  jamais  prise en  campte  par  une 
forte majorite  de  plus  de  70%.  Par  contre  ces  petites entreprises sont 
·particulierement ouvertes  aux  idees  nouvelles  que  pres  d'une moitie 
sont  avides  d'obtenir. 
A l'interieur, ce  sont  les  taches  liees a la circulation 
de  l'information,  a la resolutiondes  problemes  urgents  et au  con-
tröle qui  tiennent  beaucoup  de  place.  Par  contre  une  moitie  seule-
ment  des  responsables  fait regulierement  des  previsions  a tres court 
terme,  et ils ne  sont  plus  que  un  sur  cinq  a en  etablir au  dela 
de  troi.s.  moi s. 
- Les  entrepreneurs  "gagnants
11  et les  "perdants
11  n'assurent 
pas  exactement  les  memes  täches,  ou,  taut au  moins,  ne  les classent 
pas  dans  le meme  ordre.  Plus  de  75%  des  premiers  se  consacrent  beau-
coup  aux  relations  clients et fournisseurs  d'une  part, a la gestion 
de  l'information  interne au  contröle et au  traitement  de~ urgences 
de  l'autre.  Ils sont  encore  une  majorite a se  preoccuper  d'obtenir 
des  idees  nouvelles,  a frequenter  les Administrations  et a etablir 
des  previsions  a 3 -12  mois.  Par  contre  les perdants  privilegient 
moins  les  liens  avec  les  clients et les fournisseurs  que  la moyenne 
de  1•echantillon;  une  moitie  d'entre eux  a  beaucoup  ä  faire  pour 
rectifier les erreurs et arbitrer les conflits; et ils sont  une 
minorite a partager  souvent  les  informations  avec  leurs  salaries. - 304  -
- Le  createur- dirigeant  est frequemment  centraint de 
deleguer  ces  taches  a des  collaborateurs  ,  lorsqu'il  en  a,  car 
il  ne  dispese  pas  toujours  du  temps  suffisant pour  les  assurer lui-
meme  ainsi  que  nous  allans  le voir. 
5.3.2  - Del~ation des  täches  et gestion  du  temps. 
Plusieurs  questioffitraitaient  du  partage  des  responsabilites, 
de  leur coordination,  et du  temps  dont  dispese  l'entrepreneur  • 
.  Selon  vous,  combien  de  personnes  dans  l'entreprise peuvent 
prendre  des-initiatives dans.l'un  ou  l'autre des  domaines  cites  (röles 
et taches  analyses  plus  haut) 
.  Y-a-t-il  une  coordination  suffisante entre les personnes 
qui  ont  la  responsabilite  de  l'entreprise 
.  Pensez-vous  avoir  suffisamment  de  temps  pour  assurer 
tout cela . 
.  Quel  est votre  horaire  hebdomadaire  (estimation) 
Nous  avons  rassemble  les  pourcentages  des  reponses  sur  un 
seul  tableau  : - 305  -
-
Ensemble  Gagants  P~rdants 
fchantillon 
-
. Nombre  de  personnes  prenant  les  initiatives 
Une  seule  39,4~~  33,  3~;  21  ,4~~ 
Deux  ou  trois  45, 1  ~~  45,8%  57, 1~~ 
.. 
+ de  trois  15 t  5~~  20,9%  21 t  5?o 
·-
La  coordination est suffisante .  . 
Oui  60 ,6~'  75,0%  57,1% 
Non  7,0%  4,2%  21,4~~ 
Pas  de  reponse  32,4%  20,8%  21,4% 
Avoir  suffisamment  de  temps 
Oui  26,8%  19,2%  14,3% 
Non  69,0%  55 t  7~~  71,4~~ 
Pas  de  reponse  4,2%  4,2%  14,3% 
Horaires  hebdomadaires 
Moins  de  43  heures  19 '7~~  16,7%  21,  4~~  ... 
43  -51  heures  36 '6~~  41 '7~~  28,  6~~ 
51  -71  heures  29,6%  5,6%  35,7% 
+ de  71  heures  14,1~~  25,  0~~  28, 2~~ 
Ces  donnees  nous  permettent  de  formuler  les observations  suivantes - 306  -
.  Un~ petite majoritf  de  60~ des  cr~ateurs  ~artage röles 
/et täches  avec  des  salaries,  associes  ou  non. 
-La coordination  de  l'exercice des  responsabilites est 
consideree  comme  suffisante  par  la quasi-totalite de  ceux  des  enqu~­
tes qui  ont  repondu  a cette question.  Toutefois  un 
11perdant  ..  sur 
cinq  donne  une  appreciation  negative  sur ce  point • 
.  Deux  cr~ateurs-dirigeants sur  trois estiment  ne  pas  avoir 
assez  de  temps  pour  assumer  convenablement  les fonctions  de  gestion 
.de_ 1eur  entreprise, et ceci  malgre  des  horaires  de  travail  qui,  pour 
80%  d'entre eux,  depassent  les 43  heures  hebdomadaires.  Gagnants  et 
perdants  se  distinguent  peu  sur ce  point  :  dans  les  deux  groupes 
ils sont  encore  un  sur quatre a consacrer  plus  de  71  heures  par 
semaine  a leurs activitfs professionnelles. 
Le  temps  du  dirigeant apparait  bien  comme  la denree  la 
plus  rare  une  denree  dont  1 'allocation aux  differentes  taches 
releve  d'un  arbitrage personnel  saus  contrainte,  avec  des  priorites 
que  se  fixe  lui-meme  le  responsable  selon  le classement  presente 
dans  le paragraphe  precedent. - 307  -
Section  6 - A la recherche  d'11ne  place 
lnvesti  totalement  dans  son  projet ou  sa  petite entreprise, 
et soumis  de  ce  fait a de  multiples  contraintes,  le createur apparait 
d'abord  comme  un  individu egocentrique  par  necessite,  sinonpar  tem-
perament.  Cet  individu  est  immerge  dans  un  univers  multidimensionnel, 
complexe,  difficile a apprehender.  11  en  tire non  seulement  des  res-
sources ·et  du  sa vo i r,  ma i s  aus s  ·i  1  es  determi nants  de  son  act  i on.  Po ur 
creer,  puis  developper  une  entreprise,  il  lui  faudra  donc  y  trauver 
une  place  et surtout apprendre  ä  y  vivre en  symbiose. 
Telles  sont  en  resume  les  premieres  reflexions que  nous 
suggere  l'analyse des  facteurs  "ressources"  et "proprietaire-dirigeant
11 
faite  dans  les  sections  precedentes  ä  partir des  informations  recueil-
lies lors  de  l'enquete  ESPACE.  Nous  consacrerons  la derniere partie 
de  ce  chapitre a les approfondir  . 
6.1  - Le  createur egocentrique  ? 
- En  conclusion  du  chapitre  III  nous  avancions  l'hypothese 
que  les createurs ont  avant  tout en  corr~un de  vivre  une  certaine 
experience,  qui  a  pour  effet d'accroitre certaines  de  leurs  competences 
et de  fortifier leur  adh~sion a certaines valeurs  originales.  C'est 
cela qui  les caracterise et en  meme  temps  les distingue dans  la popu-
lation des  actifs,  plus  que  leurs origines  sociales, leurs motivations 
ou  leurs atouts dont  les  diversites  interdisent par ailleurs l'elabora-
tion d'un  modele  unique. 
11  n'en  demeure  pas  moins  qu' une  majorite  de  createurs de 
l'echantillon ont  aussi  des  caracteristiques propres  que  nous  avions 
soulignees  et dont  nous  rappelans  ici  les  principales  : - 308  -
- Etre  fortement  motiv&  par  la  cr~ation de  son  propre  emploi, 
la recherche  d'ind~pendance,  l'assurance de  posseder  une  bonne  idee 
et la volonte  de  remporter  un  succes  personnel • 
.  Avoir  ete  so~mis a la  rupture  provoquee  par  la  perte 
d'emploi,  et ä  1 'exemple  d'autres  createurs  ou  chefs  d'entreprise  . 
.  Pouvoir  valoriser une  exp~rience personnelle,  notamment 
dans  le  domaine  d'activite choisio 
o Savoir  surmonter  les  handicaps  que  constituent l'isole-
ment,  le manque  de  credibilite, la communication,  le risque ••• 
- Deux  ans  en  moyenne  apres  la  formation  de  leur entre-
prise plus  de  la moitie  de  ces  memes  createurs declarent que  : 
0  La  valeur  de  leur entreprise tient d'abord  ä  leur propre 
savoir,  et aux  opportunites qu'il  leur  permet  d'exploiter.  Elle est 
aussi  liee aux  solidarites et aux  motivations  des  salaries  . 
.  Leur  force  principale reside dans  leur souplesse,  leur 
capacite a s'adapter,  le  "service" qu'ils  sont  en  mesure  d'assurer 
ä  leurs clients . 
.  Le  temps  dont  ils disposent  pour  gerer n'est pas  suffisant 
pour  leur permettre  d'assumer  convenablement  le  röle et täches  en  par-
ticulier celles  concernant  la gestion  strategique. 
- Ces  differentes Observations  nous  conduisent  a faire. 
l'analyse  suivante  :  l'action de  creer resulte d'un  engagement 
tres personnel,  determine  par  l'histoire,  les  situations vecues,  les 
motivations  et les experiences  d'un  individu.  La  demarche  de  creation - 309  -
conduit  ensuite  celui-ci  ä  affronter un  univers  complexe,  vaguement 
hostile,  incertain.  11  lui  faut  y  trouver  les  ressources  necessaires 
ä  la construction de  son  entreprise,  puis  une  place  ou  celle-ci  pour-
ra  vivre et se  developper.  Cet  engagement,  cette demarche,  cette cons-
truction sont  des  actes s i  forts qu •  i 1  s sont communement qua l; fiesen  des 
termes  de  biologie  :  la naissance,  la vie,  la mort .•. Or,  ces  actes 
sont  le fait d'une  personne  physique  qui  s'identifie par  son  etre, 
son  avcir et son  savoir ä  la personne  morale  qui  en  est l'objet : 
l'entreprise lui  apparait  d'abord  comme  le produit de  sa  volonte, 
de  ses  capitaux et de  son  experience.  puis  comme  l'organisme  dont 
il est la  t~te et les  bras.  11·1e  contröle autant que  lui-m~me. alors  -· 
qu'il  ne  peut  soumettre  l'environnement.  11  va  donc  tout ramener  ä 
11SOn  affaire"  ressources,  atouts,  valeurs, qu'il  s'emploiera  ä 
consolider  pour  en  tirer ensuite ses  forces.  Ce  comportement  egocen-
trique est necessaire  ä  ce  stade  de  l'evolution de  la jeune  entreprise 
tout  comme  elle l'est, selon  Piaget  (  )  ä  certaines periodes  de  l'en-
fance.  Mais  elle ne  peut  etre isolee  ni  fermee,  car elle s'inscrit 
dans  un  monde  qui  en  est ä  la fois  la source  et le debouche. 
I' 
6.2  - L'univers  multidimensionnel 
- Dans  le tableau ci-dessous  nous  avons  eherehe  ä  representer 
les  relations  positives  qui  s'etablissent entre les diverses  dimensions 
de  l'environnement  d'une  part,  l'engagement  dans  l'acte de  creation 
puis  la construction  de  l'entreprise d'autre part. - 310  -
f-nvironnement  Produit  Engager  1 'action  Construire  l'entreprise 
Culturel 
Social  .. 
Economique 
Determinants  Facteurs  ressources  Facteurs  Entrepr~n~u 
Motivation 
Education  Effet d'exemplarite  Aptitudes 
Experiences  Effet d'exerpplarite  Compftences 
Formations  Personnel  Connaissances 
Situations  Ruptures 
Finance  Capitaux 
Locaux  ()  ~  ~v 
Materiels  Disponibilite  Outil  de  Gestion  strate-
Fournitures  des  ressources  production  gique 
Marches  clientele 
- Les  liensentre l'environnement  economique  et la creation 
d'entreprises apparaissent  comme  relativement  simples  :  les createurs 
interroges  sont  tres  nombreux  a reconnaitre  que  la disponibilite de 
ressources  financieres  ou  l'opportunite d'un  marche  par exemple  sont 
a la  fois  des  determinants  de  leur action et des  facteurs  de  reussite. - 311  -
- Par  contre,  le schema  est trop  grossier pour  traduire 
la  complexit~ des  relations  qui  s'op~rent dans  les dimensions  so-
ciales et culturelles.  D'autre  part,  il  ne  montre  pas  les fcrans 
qui  s'interposent entre  l'environnement et le  cr~ateur.  Enfin,  il 
ne  donne  pas  d'indications  sur les contextes  geographiques.  11  nous 
faut  donc  affiner notre _analyse  sur  ces  trois  points. 
6.2.1- L'alchimie  de  l'esprit d'entreprise 
- Deux  des  determinants  de  l'action d'entreprendre  sont 
reconnus  par  les createurs  comme  etant partiellement lies ä  la 
Societe  dans  laquelle  ils vivent 
La  necessite  de  creer son  emploi  resulte d'une  situation 
de  chömage,  elle-meme  provoquee  par  un  licenciement . 
.  La  credibilite accordee  par  l'entrepreneur lui-meme 
a son  acte  de  creation est  renforcee  par  les exemples  qu'il  a  pu 
observer. 
- L'origine  des  motivations  est plus  confuse,  du  moins 
pour  certaines  : 
.  Legout  de  l'independance  peut  etre cultive par  l'educatio~ 
les  formations  re(ues  et les experiences  vecues . 
.  L'assurance  de  posseder  une  banne  idee  ou  un  bon  produit 
se  fonde  en  partie sur  la  formation  et l'experience  . 
.  La  volonte  de  remporter  un  succes,  en  termes  d'emplois 
ou  d'argent,  sera  encouragee  si  le  succes  est valorise par  la  soci~t~, 
et si  le  systeme  educatif developpe  l'esprit d'initiative et le goüt 
de  l'effort. - 312  -
- Les  connaissanccs,  les  competences  et les aptitudes 
du  cr~ateur-dirigeant scnt,  d'apr~s une  majorit~ d'entre eux,  les 
fruits  de  l'experience  professionnelle  d'abord,  la formation  tech-
nique  est egalement  reconnue  com~e  un  atout. 
- Les  influenc~s positives  de  l'environnement  dans  ses 
dimensions  sociales et culturelles apparaissent  ainsi  comme  deci-
sives  pour  declencher  l'acte de  creation et importantes  pour  fa~on­
ner  des  entrepreneurs  capables  de  reussir.  Elles  renforcent  les 
atouts qualitatifs qui  sont  justement  ceux  que  les createurs pri-
vilegient  pour  compenser  les eventuelles  insuffisances  des  ressour-
ces  economiques.  Elles  jouent donc  un  röle  aussi  determinant  que 
ces  dernieres.  en  se  combinant  dans  une  sorte d'alchimie  produc-
trice de  l'esprit d'entreprise.  Mais  elles s'exercent dans  une 
societe qui  tend  a les  neutraliser. 
6.2.2  - Pour  un  environnement  ouvert et accueillant 
-· Tout  au  lang  de  sa  demarche  de  creation~ l'entrepreneur 
se  heurte  a une  serie d'obstacles que  nous  avons  identifies dans  le 
chapitre  III  :  ils sont,  a des  degres  divers,  construits  par  la 
Societe.  L'entreprise une  fois  creee,  son  dirigeant souffrira 
d'handicaps  lies directement  ou  non  aux  environnements  dans  lesquels 
il  vit  :  le tableau situe dans  la  section 4  de  ce  chapitre en 
donne  la liste. 
- L'insuffisance des  ressources,  notamment  financieres, 
est citee  comme  le premier  handicap  avant et apres  la creation. 
L'Etat et le  syst~me bancaire  en  portent  partiellement  la 
responsabilite.  Mais  celle-ci  est a partager avec  le createur,  parce 
que  celui-ci  investit une  part  fäible  de  son  ~pargne dans  son  entre-
prise, et parce  que  il  a  des  probl~mes de  credibilite et de  communi-
cation qui  ne  lui  facilitent  guere  l'acces  aux  dites  ressources. - 313  -
- Ces  problemes  sont  eux-meme  lies a des  faiblesses  tonda-
mentales  qui  ont  egalement  d'autres effets et dont  les racines  se 
trouvent  taut ä  la  fois  dans  l'education,  la fonmation  re~ue et le 
manque  d'informations.  Ces  racines  plongent  dans  les dimensions 
sociales et culturelles  de  l'environnement: 
.  L'education  est porteuse  de  valeurs  (t)  telles que 
la  securite et le formalisme  qui  sont  dissuasives  de  l'action 
d'entreprendre et dans  le meme  temps  font  obstacle a 1a  comprehen-
sion  de  ceux  qui  ne  les  vivent  plus  par  ceux  qui  en  ont  fait le 
fondement  de  leur existence . 
.  La  formation  aux  techniques  de  gestion financiere et 
commerciale  est reconnue  comme  insuffisante par  une  forte majorite 
des  createurs  interroges.  Cette  carence  devalue  leur credibilite, 
rend  difficile la  communication  avec  les acteurs  institutionnels 
ainsi  que  la conduite  des  demarches,  et,  une  fois  l'entreprise 
~creee, constitueun handicap.pour  acceder  dans  de  bonnes  conditions 
au  marche  comme  aux  sources  de  credit  • 
.  Le  manque  d'informations,  que  les createurs  interroges 
soulignent  en  exprimant  une  forte  demande  dans  ce  domaine,  est a 
la fois  facteur d'isolement eJ  de  peur  du  risque  dans  un  monde  com-
plexe  et incertain.  L'ignorance  peut  conduire  ä  negliger des  ressour-
ces  ou  des  opportunites,  voire  renforcer  un  comportement  egocentriste 
defavorable  ä  1~ croissance. 
- A travers cette analyse,  notre  Societe  n'apparait pas 
comme  particulierement  ouverte  et accueillante pour  les  createurs. 
Pour  reprendre  l'adjectif anglais,  elle n'est pas  "entrepreneurial ... 
Et  ceci  non  par  insuffisance  des  ressources  fournies,  mais  par  manque 
de  transparence  et de  capacites  sinon  ä  susciter du  moins  ä  accepter 
{r)  !wous  en  ai.>On$  ::br;,,-~2  wu  listc  au  chx;.itm III  sect'~On  3. - 314  -
des  valeurs,  des  demandes  et des  comportements  marginaux.  Capable, 
ä  certains egards,  de  donn~r aux  createurs  des  atouts  qualitatifs, 
elle est aussi  conduite  ä  leur imposer  des  handicaps  de  m~me nature 
Mais  en  est-il  ainsi  partout  ? 
6.2.3- Le  petit village 
- Le  createur vit sa  demarche  dans  un  territoire donne  : 
Nous  avons  vu  que  85%  de  ceux  de  l'echantillon  exer~aient leur 
activite dans  la  Region  Nord-Pas-de-Calais,  l'un des  departements  ou 
meme  plus  modestement  dans  un  groupe  de  communes. 
Le  jeu  des  influences  s'exerce donc  en  partie au  niveau 
de  ces  collectivites,  et ceci  dans  les differents domaines  de  l'eco-
nomique,  du  ~ocial et de  la culture. 
La  qualite et le  volume  des  ressources  dependent  ä  la 
fois  du  contexte  national  et du  local  : 
.  les  ressources  financieres  ont  en  partie pour  origine 
des  fonds  dont  le  contröle est centralise soit par l'Etat, soit 
par  les organismes  bancaires  :  aides  publiques  et credits excedant 
certains  plafonds  entrent dans  cette categorie.  Mais  une  autre  partie 
de  ces  ressQurces  est fournie  localement  :  primes  et subventions 
allouees  par  les  collectivites territoriales, epargne  collectee sur 
place,  prets  accorde~ saus  1 'autorite du  chef  d'agence  d'une  banque, 
avantage  en  nature  et exonerations  fiscales  votees  par  les  communes, 
composent  ainsi  un  deuxi~me groupe  de  financements.  Certains  de  ceux-
ci  sont  cependant  subordonnes  a des  lois  ou  a des  mesures  prises  au 
niveau  national. - 315  -
.  Les  ressources  humaines  sont essentiellement  locales. 
Leur  qualite est  li~e aux  formations  di~pensees dans  le territoire, 
au  savoir-faire acquis  et, au-dela,  a  ce  que  certains appellent  la 
"culture  industrielle"  dominante  du  secteur  . 
.  L'outil  de  production  est construit sur  place  avec  un 
batiment  qui  y est loue,  achete  ou  parfois mis  a disposition par 
la collectivite, et des  materiels  le plus  souvent  acquis  a l'exte-
rieur.  Les  matieres  premieres  et autres  approvisionnements  peuvent 
avoir diverses  origines,  les  fournisseurs  locaux  beneficiant de 
l'atout de  la  proximite.  Les  techniques  et technologies  eventuel-
lement  utilisees sont  l'objet dans  certains cas  d'une  assistance 
fournie  par  une  universite  ou  une  ecole  localement  implantee . 
.  Les  marches  pris en  campte  par  ces  petites entreprises 
nouvelles  sont,  le  plus  souvent  et au  moins  dans  une  premiere  phase. 
ceux correspondant  a  une  zone  geographique  regionale  ou  infra-regio-
nale. 
- Les  collectivites territoriales tendent a multiplier 
les  ressources  offertes  aux  createurs  pour  les attirer ou  en  sus-
citer l'emergence.  Nous  etudierons-ce  phenomene  dans  le chapitre  V 
oü  nous  observerons  notamment  l'evolution des  prestations  proposees 
dont  tertaines  incluent maintenant  des  services tres complets. 
-Mais  l 'influence  de  la  Societe  locale  sur la creation 
ne  se  limite  pas,  ellenon plus,  au  seul  domaine  economique.  L'en-
vironnement  social  et culturel  va  egalement  peser  sur les entre-
preneurs  en  les  incitant a agir ou,  au  contraire,  en  les  dissuadant 
de  le faire,  et en  etant  ou  non  capable  de  les former  et de  les 
soutenir. - 316  -
.  Certains  d~terminants de  l'action d'entreprendre  sont 
tres lies au  contexte  local.  L'effet d'exemplarite est ainsi  d'autant 
plus  fort qu'il  s'exerce  au  niveau  d'un  petit territoire comme  nous 
l'avons  observe  dans  le chapitre  I  ä  propos  de  Gnösjo  :  la multipli-
cation des  creations  dans  une  corranune  developpera  l'esprit d'entre-
prise selon  un  phenomene  .. boule  de  neige"  dans  la mesure  ou  les  va-
leurs  localement  dominantes  tendront a devenir celles  de  l'entrepre-
neur.  Plusieurs  des  motivations  communes  aux  createurs trouveront 
leur  source  dans  ces  valeurs  :  le goQt  de  l'independance  par exemple 
ou  la volonte  de  remporter  un  succes  dans  un  territoire qui  les 
valorise  . 
.  Plusieurs  des  obstacles a la  creation peuvent  ~tre leves 
localement  :  les  problemes  d'isolement,  de  credibilite, de  communica-
tion et tous  ceux  lies a la  complexite  des  demarches  doivent trauver 
des  solutions  a ce  niveau  ou  les  relations  s'etablissent entre  des 
personnes  et non  dans  l'anonymat  bureaucratique . 
.  11  est egalement  possible,  ä  l'echelle d'un petit terri-
toir,  de  rendre  l'information plus  transparente  pour  faciliter la 
decouverte  d'opportunit~s ou  de  produits  susceptibles  de  mobiliser 
des  entrepreneurs . 
.  Enfin,  et c'est peut-etre la le  plus  import~nt,  la collec-
t·ivite  locale est celle qui  est le mieux  a meme  de  soutenir les  crea-
teurs  en  veillant a ce  qu'ils  trouvent  sur  place  les  reponses  aux 
demandes  relevant  de  la formation  et  du  conseil  - voire  en  devan~ant 
ces  demandes  pour  assurer  une  certaine prevention ou,  a 1 'inverse, 
susciter le developpement. - 317  -
- La  comrnune,  le  "village",  peut  etre ainsi  ce  lieu d'ac-
cueil  chaleureux  et transparent  oü  les createurs  trouveront a la 
fois  une  atmosphere  propice  ä  leur action,  les  ressources  dont  ils 
ont  besoin  et le  soutien  qui  leur est necessaire.  Les  mesures 
prises a ce  niveau  territorial  peuvent  completer  les dispositions 
relevant  de  l'Etat ou  des  organismes  centraux,  et les  relations 
qui  s'y etablissent faire contre-poids  aux  blocages  generes  par  les 
grandes  institutions.  Les  unes  et les  autres  faciliteront  l'emergence 
puisl'insertion de  l'entrepreneur,  et sa  gestion:  telles sont  bien 
en  effet leurs finalites. 
6.3  - Les  clefs de  l'entree 
- Pour  reussir son  insertion dans  son  environnement,  puis 
gerer  le developpement  de  son  entreprise,  le createur doit ma1triser 
trois "savoirs"  {•)  : 
6.3.1  - Le  savoir-trouver 
Les  composa~ts de  l'entreprise se  trouvent  d'une  part 
dans  le cerveau  et les mains  de  son  createur,  d'autre part dans 
l'environnement. 
- Le  cerveau  et les mains  fournissent  les competences 
techniques  et tous  les fruits  de  la connaissance  du  metier et de 
l'experience  personnelle.  Nous  avons  vu  que  les entrepreneurs  de 
l'echantillon  ESPACE  valorisent  beaucoup  les  unes  et les  autres. 
Ils les  reconnaissent  comme  des  atouts  importants.  Cette  reconnais-
sance  de  ses  propres  ressources  dans  ce  domaine  est l'un des  deter-
minants  de  l'action  :  Nous  avons  pu  observer  que  des  createurs 
potentiels acceptaient  de  s'engager  dans  une  demarche  de  creation 
lorsqu'ils avaient  pris  conscience  que  certaines  de  leurs compe-
tences,  notamment  techniques,  pouvaient  etre exploitees  par et pour 
eux-memes. 
(~i  Nous  utilisons ec.tte  typologic  de  pr•2fcrence a celle de  Churchill 
et Lewis  que  now;  avons  r·appe lee  dans  l 'introduction de ct-:  cf:c~"P  ~· tre. 
Elle nous  Sc.:r0lc  cn cffet mieux convenir pour d6cri-re  la  dC.ma.r·che 
du  cr.5atcw·-d·ir  .. i:g.s.·an t. - 318  -
- L'environnement  est  g~n~ralement en  mesure  de  fournir les 
autres  ressources  que  nous  avons  analys~s dans  ce  chapitre : 
.  Les  financements,  dont  le createur doit identifier les 
sources  et les  modalit~s avant  d'en  gerer  la  demande.  Notre  enquete 
montre  les faiblesses  des  entrepreneurs  dans  ce  domaine . 
.  Le  personnel,  dont  le  recrutement  semble  maitriser par 
les  dirigeants  puisque  les salaries sont  reconnus  comme  l'un des 
premiers  atouts  de  l'entreprise  . 
.  Les  elements  de  l'outil  de  production:  le local, le 
materiel,  les  fournitures,  les  technologies  et les techniques a 
la  recherche  desquelles  48%  des  membres  de  l'echantillon attachent 
beaucoup  d'importance . 
.  Le  marche  sur  lequel  une  entreprise sur  deux  demande  de 
l'information;  une  demande  justifiee ä  la fois  par  la situation de 
..  dependance  envers  un  client et le manque  de.temps  pour  prospecter 
reconnus  respectivement  par  54%  et  48%  des  responsables  interroges. 
6.3.2  - Le  savoir-faire 
Des  competences  operationnelles  sont  requises_pour  reali-
ser les  täches  de  production  et de  vente.  Notre  enquete  a montre 
que  les  createurs  de  l'echantillon s'attribuent une  moyenne  de  deux 
atouts  chacun  pour  ce  qui  concerne  la  fonction  technique,  ä  laquelle 
leur formation  et surtout  leur experience  les ont  generalement 
prepares.  Pour  la fonction  commerciale  les  atouts  sont moins  nom-
breux  puisque  28%  seulement  des  createurs  avaient  des  connaissances 
dans  ce  domaine. - 319  -
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- La  planification est reduite  a la  tenue  des  prfvisions 
a tres court  terme  qu'une  moitie  seulement  des  entrepreneurs  effec-
tuent regulierement.  Par  contre  des  instruments  de  contröle  ont 
~tf le  plus  souvent  mis  en  place,  avec,  une  fois  sur deux,  1 'aide 
de  l'outil  informatique. 
6.4  - Vers  quelle  symbiose  ? 
- A l'issue de  ce  chapitre le createur nous  apparait 
comme  vivant  en  symbiose  avec  un  environnement  a plusieurs  dimen-
sions dans  un  systeme  que  nous  avons  tente de  representer par le 
schema  suivant 
Entrepreneur 
Environnements  Phase  d'engagement  Phase  d'action  --------------
Culturel  '  I  obstacles I 
., 
; l Savoi rs J 
Soc i a  1 
' 
determi nants I 
"  I  ~l  --------
J  ! 
"  I  Ressources I  Economique  \  ..  "' 
t ___  _  I  Producti on 
--
Ce  schema  nous  permet  de  resumer  les principaux  points-
clef qui  se  degagent  de  nos  analyses 
.  L'environnement  n'est pas  seulement  fournisseur  de  res-
sources  mais  aussi  de  savoirs  sans  lesquels le createur ne  pourrait 
assurer  une  exploitation  viable. - 321  -
.  Les  determinants  de  l'action que  sont  les motivations  et 
l'exemple  trouvent  une  partie  d~ leurs  racines  dans  la culture et 
le systeme  social  du  territoire  . 
.  La  Socifte peut  reduire  les obstacles que  doit franchir 
le createur,  des  obstacles  qui  sont  psychologiques,  culturels et 
sociaux  autant  qu'economiques.  Inversement,  elle a  la  possibilite 
d'inciter et de  stimuler ceux  des  entrepreneurs  qui  sont  myopes 
ou  qui  auraient tendance  a s•enfermer  dans  un  comportement  egocen-
trique  par  manque  d'informations  et de  temps . 
.  Le  createur,  pour  sa  part,  est un  acteur qui  s'engage 
progressivement  dans  un  parcours  durant  lequel  il  aura  besoin 
de  tous  ses 'savoirs  pour  explorer  puis  treuver  une  place. Martin Stott,  Oxford 
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Introduction 
This  paper  looks  at  the  development  of  a  UK  co-operative economy,  does 
it exist,  if so  what  is it, can  it be  seen  as  independent  in  any  way  from 
the  economy  as  a  whole.  The  terms  of  reference draw  quite a  narrow  remit, 
that of the  new  workers  co-op  movement.  This  is  because  this  paper  is  part 
of  a  larger  European-wide,  project  on  local  economic  initiatives and  their 
role/potential  in  reducing  unemployment,  particularly youth  unemployment. 
As  such  other parts  of  the  co-operative movement  fall  outside  the  scope  of 
the  larger project,  and  hence  of this  paper.  The  retail  co-operative 
movement,  agricultural  co-ops,  the  old  Co-operative  Productive  Federation 
co-ops,  housing  co-ops,  credit  unions,  and  other  co-operative  financial 
institutions  except  in  so  far  as  they  directly assist  "new  wave"  workers 
co-ops  are all  excluded,  not  because  I  don•t  think  they  are  co-operative, 
nor  because  I  think  they  have  no  economic- relevance,  but  because  for  the 
purposes  of  this  study  they  are  not  "local  economic  initiatives." 
By  the  same  token  most  non-co-operative  local  economic  initiatives are 
also  excluded,  though  as  with  the  other  forms  of co-operation,  they  too  will 
be  touched  on  where  to exclude  them  would  distort  the  perspective of  the 
central  area  of  interest,  new  workers  co-ops.  Thus  I  have  considered,  more 
briefly community-based  businesses  and  community  co-ops  as  expressions  of 
local  economic  initiative. 
The  purpose  of the  paper  is  to  revfew  what  exists  in  the 
11 UK 
co-operative  economy .. ,  look  for  trends  and  suggest  ways  in  which  those 
trends  can  be  built  upon  and  supported  in  order  to  make  the workers
7co-op 
movement  in  Britain  both  stronger economically,  in  itself and,  if this  is 
not  the  same  thing,  encourage  the  creation  of  long  term  secure  and  rewarding 
emp 1  oyment. - 329  -
Chapter  1  What  workers  co-operatives  look  like 
1.  What  is meant  by  a  workers  co-operative 
The  essence  of most  definitions  of  a  workers•  co-operative  is  that it 
is  a  business  that  is  fully  or  primarily  owned  and  contro11ed  by  those  who 
work  in  i t.  The  pri nc i p  1  e  i s  that  Labour  shoul d  hi re  capi ta  l  rather  than 
that  capita1  should  hire  labour.  There  is  no  legal  definition  of  a 
co-operative  though  there  are  stri  ct  legal  forms  whi eh  a  workers • 
co-operative  may  take.  The  phi 1  osophy  of  co-operatives  i s  based  on  three 
cent ra l  va l ues;  those  of  equa l i ty,  equi ty  and  mutual  se  1  f -he  1  p.  These 
val ues  underly  what  are  generally  accepted  as  the  six  basic  co-operative 
principles,  which  are: 
i.  Open  and  voluntary  membership,  i.e.  membership  of  a  co-operative 
should  not  be  artificially  restricted  due  to  social,  political, 
religious  or  racial  discrimination. 
ii.  Democratic  control  - ultimate  control  of  the  co-operative  should 
rest  in  the  hands  of  the  membership  on  the  basis  of  one  member, 
one  vote. 
i ii.  Limited  interest  on  capital.  Share  or  loan  capita1  should  only 
receive  a  limited  rate of interest. 
iv.  Surplus  belongs  to  the  members,  the  economic  returns  of  the 
co-operative  belang  to the members  of the  co-operative,  and  should 
be  distributed  in  an  equitable manner. 
v.  Co-operative  education,  all  co-operatives  should  make  provision 
for  the  education  of  their  members,  officers,  employees,  and  the 
public  in  the  principles  and  techniques  of co-operation. 
vi •  Co-operation  amongst  co-operatives.  . Co-operatives  shou l d  work 
tagether  to  serve  the  best  i nterest  of  thei r  members  and  the 
community. - 330  -
2.  Legal  structures  and  internal  Organisation 
There  are  a  number  of  legal  forms  through  which  workers•  co-operatives 
may  be  formed  in  Britain.  The  legislation  frequently  used  by  co-operatives 
is  the  1965  lndustrial  and  Provident  Societies  Act.  In  order  to  register 
under  the  Act  a  co-operative  must  demonstrate  that  it  is  a  bona  fide 
co-operative  society  and  that  its  business  is  conducted  for  the  benefit  of 
the  community.  At  present  two  sets  of  model  rules  are  avilable  for 
registration  under  this  Act.  The  most  frequently  used  are  those  of  the 
Industrial  Common  Ownership  Movement  (ICOM  1980).  Using  ICOM  model  rules 
membership  of  the  co-op  is  restricted  entirely  to  those  who  work  in  it,  and 
Shareholding  is  restricted  to  a  nominal  f:1  share  for  members.  Second  are 
those  mode l  ru l es  dev i sed  by  the  Nat i ona 1  Co-operative  Deve 1  opment  Agency, 
and  the  National  Council  for  Voluntary  Organizations  (CDA  1982).  These 
allow  three  types  of  member,  full  time  employees,  part-time  employees,  and 
local  volunteers  who  give  help  occasionally. 
A  workers  co-operative  may  also  regi ster  under  the  1948  Compani es 
Act.  This  is  possible  by  setting  restrictions  on  the  voting  rights  and 
transferability  of  shares,  or  more  frequently  by  registering  as  a  company 
limited  by  guarantee;  ICOM  has  also  drawn  upn  model  rules  for  this  method. 
The  Na t i ona 1  CDA  Di rectory  1  tabu  1  ates  the  spec i fi c  types  of  reg istrat  i on 
used  by  co-ops  between  1980-1984  with  the  following  results: 
ICOM  model  rules  for  Industrial  and  Provident  Societies 
ICOM  model  rules  for  1948  Companies  Act 
Miscellaneous  (generally own  rules) 
National  CDA  neighbourhood  co-op  model  rules,  under 
I  & PS  Act 
National  CDA  model  rules,  1982,  under  I  & PS  Act 
Highlands  and  Islands  Development  Board  Community  Co-op 







The  process  by  which  co-ops  make  decisions  internally  bears  no 
relations  to  their  legal  status.  Essentially  one  of  two  types  of  internal 
structure  is  adopted.  For  larger  co-ops,  particularly  lang  established - 331  -
ones,  a  representative  form  of  democratic  structure  is  used.  Typically  an 
annual  general  meeting  of  all  members  (the  workforce)  will  elect  a 
management  committee  or  board  which  is  responsible  for  the  policy  and 
general  direction  of  the  co-op.  This  conmittee  which  will  probably  meet 
fortnightly  or  monthly  will  in  turn  appoint  a  general  manager  who  will  be  in 
charge  of  a  more  or  1  ess  convent i ona 1  management  hi erarchy.  Autocrat i c 
decisions  will  of course  be  tempered  by  the  fact  that  the  workforce,  through 
thei r  e  1  ected  board,  have  the  ri ght  to  hi re  and  fi re.  The  a  1  ternat  i ve, 
whi eh  i s  more  genera 11 y  adopted  by  sma 11  .. new  wave
11  co-ops  i s  that  a  11 
members  participate  directly  in_  decision  making.  This  assumes  that  the 
co -op  remai ns  sma 11  ,  probab 1  y  1  ess  than  fi fteen  members,  wi th  mini ma 1 
division  of  labour,  and  sometimes  the  rotation  of  jobs.  Meetings  might  be 
weekly  or  fortnightly. 
As  some  of  these  newer  co-ops  prosper  and  expand  new  decision  making 
structures  are  having  to  be  formulated.  At  Lithosphere  a  printing co-op  in 
London  whose  workforce  doubled  from  10  to  20  during  1984  and  have  plans  to 
i ncrease  to  32  by  the  end  of  1985  the  structure  has  undergone  s i gni fi cant 
change  and  operates  as  follows. 
11 0n  a  day-to-day  level  people  trust each  other to make  whatever 
decisions  are  necessary  as  they  arise  and  members  are 
encouraged  not  to  be  afraid  to  take  decisions  themselves  or  in 
consultation with  those  directly affected.2 
This  operates  within  a  system  where  Lithosphere  is  divided  into  five 
departments,  (printing,  finishing etc.) each  of  whom  sends  a  "senior member
11 
to  a  co-ordinating  committee  of  about  eight,  which  includes  the  trade  union 
•mothers/fathers  of  chapel •  and  which  meets  at  least monthly  to  co-ordinate 
the  overall  direction  of  the  co-op.  Ultimate  control  remains  with  the 
members  who  elect  this  •senior  member•  and  remain  in  charge  of  their 
department.  Thi s  structure  seems  1  i ke 1  y  to  become  more  common  as  co-ops 
expand. 
3.  Types  and  origins  of  workers  co-ops,  and  the  motivation  for  starting 
them 
The  term 
11WOrkers  co-ops ..  covers  a  number  of  types,  heavi 1  y  i nfl uenced 
by  the  _way  in  which  they  were  formed,  and  the  objectives  of  their 
membership.  Cornforth3  identifies  five  types, -;  332  -
a)  Endowed  Co-operatives.  Firms  that  have  been 
11given  away ..  by  their 
o r i g  i n  a 1  ow n  er  s  t o  t h  e i r  em p  l o  y e  es •  Th i s  i s  k  no wn  a s  •  c  o  n  ver  s i o  n • • 
In  most  cases  the  shares  of the  co-operative  are  held  in  trust  for  the 
workforce.  Such  co-ops  are  usually  well  established  in  financial  and 
market  terms,  but  some  experi ence  di ffi cul ty  in  devel opi ng  genuine 
democratic  control.  These  co-ops  would  not  come  into  the  category  of 
.. new  wave"  co-ops  althought  their  outlook  may  often  be  closer  to that 
of  new  wave  co-ops  than  those  of  the  old  Co-operativen  Productive 
Federation. 
b)  Defensive  co-ops.  Theseare  co-ops  formed  by  employees  in  order  to 
preserve  jobs  on  the  closure  of  a  business.  These  are  often  known  as 
.. Rescue..  co-ops  and  are  formed  as  1  ast  resort,  often  i nheri ti  ng 
d i ff  i cul t  bus i nes s  c i rcumstances.  Rather  more  frequent  are  .. phoen i x  .. 
co-ops,  formed  when  the  company  goes  bankrupt  and  a  new  bus i ness  i s 
c r e a t e d  out  o  f  t h  e  a s h  es  o  f  t h  e  o  1  d  f a i 1  e  d  o  n  e  u  s i n  g  s  om e  o  f  t h  e 
workforce  and  machinery  from  the  old  company. 
c)  •Alternative•  Co-ops.  These  are  co-ops  that  have  arisen  out  of  the 
alternative  movements  of  the  196o•s  and  7a··s.  Their  members  are 
usually  middle  class,  well  educated,  and  share  a  strong  commitment  to 
democratic  ideals  and  producing  for  social  need  rather  than  profit. 
At  present  they  are  the  most  numerous  form  of  worker  co-op  in  the 
U. K.  These  are  sometimes  known  as  .. new  starts  ... 
d)  Job  creation _co-operatives.  In  times  of  highunemployment  increasing 
numbers  of  co-ops  are  bei ng  formed  to  create  jobs.  Some  have  been 
stimulated  by  the  availability  of  government  money  through  job 
creation  schemes,  though  the  motive  is  rarely just job-creation.  More 
recently  the  establishment  of  a  network  of  Co-operative  support 
o  r g  an i z  a  t i o  n  s  h  a  v  e  e n  c  o  u  rage d  u  n  em p  l o  y  e  d  p  e  o  p  l e  t o  s t a r t  t h  e  i r  o  w  n 
co-operatives. 
e)  'Worker  buyout'  co-operatives.  The  national  CDA  has  received 
enquiries  from  workers  wishing  to  buy  their  company  from  its  original 
owner.  This  is  another  potential  way  for  a  co-op  to  be  formed,  but  no 
examples  are  known  to  the  author. - 333  -
Cornforth  and  Lewis  {1985)4  reporting  on  work  under  way  as  part  of  a 
project  entitled  "Creating  successful  co-operative  businesses",  in  a  survey 




new  starts  (i.e.  'alternative'  and  'job creation'  co-ops) 
rescues  {defensive) 
conversions  (endowed) 
[Note:  the  fi gures  for  the  total  number  of  jobs  in  co-ops  woul d  be  rather 
different]. 
The  motivation  for  workers  to  become  involved  in  a  co-operative 
depends  to  a  large  degree  on  its  type. 
creation"  co-ops  come  into  being  to 
Baldly  "defensive  co-ops"  and  "job 
create  or  preserve  jobs,  while 
"alternative  ..  co-ops  are  created  for  much  broader  reasons  such  as  production 
for  social  need,  political  commitment  to  their  product  or  service,  and  a 
commitment  to  the  development  of  non-hierarchical,  democratic  ways  of 
working.  Having  a  job  in  a  satisfying work  environment  is also an  important 
factor.  Although  making  profit,  as  such  is unlikely tobe a major  incentive 
in  the  foundation  of  any  of  these  types  of  co-operative,  profitability is a 
factor  in  thei r  surv i va 1  and  deve 1  opment.  In  thi s  context  •  defensive • 
co-ops  are  in  a  particularly  poor  position,  coming  out  of  firms  which  have 
either  gone  bankrupt  or  have  been  saved  from  bankruptcy  by  the  workforce 
taking  them  over. 
The  principal  aims  found  in  the  CAG  survey6  are  identified  in  Table  I 
below.  Most  important  was  the  provision  of  employment,  with  the  provision 
of  socially useful  products  and  services  as  the  second  most  important. 
Tab 1  e  I 
PRINCIPAL  OBJECTIVES  AMONG  CO-OPERATIVES  (Unprompted) 
Principal  Objectives 
Employment  creation 
Provide  specific  product  service, 
or  promote  a  benefit 
Establish  democratic  and/or 
satisfying work  environment 
Security/viability 
Growth 
Service  to  the  community/customers 
Other 
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With  the  development  of  more  co-operative  support  organizations, 
particularly  the  network  of  local  co-operative  development  agencies,  the 
viability  of  all  three  groups  seems  to  have  improved,  but  as  unemployment 
nationally  continues  to  rise  the  'job  creation/preservation'  impulse  as  the 
motivation  for  starting  a  workers  co-operative  seems  to  be  the  dominant  one, 
although  in  reality  creating  jobs  to  do  something  specific  would  more  fully 
describe  this. 
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Chapter  2  The  Co-operative  Sector  in  the British  Economy 
Historical  development 
Although  precise  statistics  are  difficult  to  obtain  for  the  formation 
of  co-operative  enterprises  until  relatively  recently,  the  period  since 
about  1975  has  seen  the  absolute  number  of  co-operatives  in  existence 
increase  dramatically.  In  1976  there  were  10  common  ownership  companies 
trading,  and  the  total  employment  within  this  group  of  firms  stood  at 
1,208.  The  passing  of  the  Industrial  Common  Ownership  Act  in  1976  and  thr. 
formulation  of  ICOM  Model  Rules  in  1975  resulted  in  a  resurgence  in  the 
number  of  new  co-operative  regi strat  i on.  Duri ng  the  years  1971-1975  ICOM 
had  10  members  and  only  two  new  registrations  took  place  during  those  y~ars, 
though  a  number  of co-operative enterprises  were  being  created  independently 
at  that  time  as  the  idea  of  workers  contro  and  self-management  began  to  have 
more  political  impact  on  the  left,  e.g.  the  creation  of  the  Uhuru  Cafe  and 
shop  in  Oxford  in  1973.  Wi 1  son 1  records  the  numbers  regi stered  wi th  ICOM 
between  1971-80  below: 







No.  of  new  registrations 
each  year 






Source:  Wilson  (1982) 
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He  reports  that  of  the  224  new  co-operative  ventures  registered  with 
ICOM  to  the  end  of  March  1980,  201  have  registered  with  the  Registry  of 
Friendly  Societies.  By  the  autumn  of  1980  Wilson  reckans  that  total 
employment  in  co-operatives  had  risen  to  nearly  6,000  (including 
Co-operative  Productive  Federation  Co-ops),  at most  0.1%  of  the  total  number 
of  persons  employed  in  the  small  business  sector. 
increased  rapidly  from  this  point  on. 
Growth  in  co-ops - 336  -
Table 3 
GROWTH  IN  CD-OPERATIVES  BY  TRADE  SECTOR  1980-1984 
TRADE  SECTOR 
MANUFACTURING 
Crafts,  arts,  carpentry,  furnlture-maklng 
and  j ol nery 
Engineering,  electronics,  chemlcais, 
general  manufacturlng 
Footwear,  clothlng and  textile manufacture 
TOTAL 
SERVICES 
Advisory,  consultative,  educational  and 
offlce services 
Bui lding,  house  renovatlon  and  decoratlon 
cleaning,  waste  recycl lng,  archltecture, 
gardenlng  servlces 
Printing  and  publ ishing 
Provision  and  hlre of transport,  blcycle and 
motor  vehlcle repalrs 
Record,  film  and  music  making,  theatre 
theatrical  agencies,  Ieisure 
Umbrel  Ia  co-operatives,  workspaces, 
Community  servlces 
WHOLESALE/RETAIL 
TOTAL 
Retal I,  distributive,  caterlng and  food 
processlng 
TOT AL  NUr-BER  OF  co-oPS 
Cplease see notes> 
Number  of co-operatives 













































Note:  Due  to alteratlons of  the tabulation the changes  withln  a  particular sector between  1980-1984 
must  not  be  too strlctly  interpreted. 
i>  ln  1980  and  1982  co-operatives engaged  substantlal ly  in  more  than  one  trade are  lncluded  withln 
each  appropriated sector.  ln  1984  each  co-op  is  I isted only once. 
i I>  ln  1984  the trade sectors have  been  expanded  to provlde  a  greater degree of  accuracy.  For 
purposes of  comparison  the sectors have  been  put tagether to approxlmate the prevtous breakdown. 
Source:  National  CDA  Directory  1984. - 337  -
Table 4 
TOTAL  NUMBER  OF  Co-OPERATIVES,  MEMBERS  AND  WORKERS  AS  OF  JUNE  1ST  1984 
Tradlng  Sector  Members  F/T  P/T  No.  of Co-ops 
MI sce I I  aneous  39  35  2  7 
General  Bultding  421  282  61  52 
lnsulation  74  36  18  8  -- -- -- --
BUILDING  AND  CONSTRUCTION  TOTAL  534  353  81  67 
COMMUNITY  SERVICES  TOTAL  1217  213  189  45 
FISHING  AND  AGRICULTURE  TOTAL  73  41  3  7 
Mi sce I I  aneous  549  692  27  29 
Chemieals  270  530  35  1 
Clothlng  and  textiles  778  422  94  43 
Crafts  57  10  23  8 
Food  processing  32  30  5  5 
Footware  936  476  248 
Furnlture and  jolnery  75  70  8  12 
Mechanlcal  engineerlng  213  130  27  18 
Electrlcal  engineerlng  56  250  6  9  -- -- --
MANUFACTURING  TOTAL  2966  2610  249  133 
.. 
Mi sce II aneous  3264  732  106  98 
Archltecture  133  82  29  18 
Business,  professtonal  and  research  320  164  100  44 
Cleanlog  81  24  66  13 
Landscape  and  gardenlog  43  30  12  9 
Educatlon and  training  142  90  49  16 
Media  367  92  80  46 
Performlog  and  other arts  708  283  189  65 
Prtntiog services and  pubfishing  865  407  67  64 
Publlshlog servlces and  publ ishfng  1535  110  63  25 
Repalrs and  restoratlon  123  74  11  20 
Vehlcle repalrs  89  63  17  27  -- -- -- --
SERVICES  TOTAL  7670  2151  789  445 
MI sce I I aneous  5178  133  120  42 
Books  473  132  95  37 
Caterlng  77  20  23  9 
Crafts  96  14  61  9 
Restaurants and  food  1833  690  278  93  -- -- -- --
RETAIL  TOTAL  7657  989  577  190 
TRANSPORT  TOTAL  99  33  9  5 
MI sce I I  aneous  29  60  313  7 
Books  12  8  0  1 
Food  102  86  19  11  -- -- -- --
WHOLESALE  TOTAL  143  154  332  19 
TOTALS  20,359  6,544  2,229  911 
Note:  The  difference between  total  membershlp  and  numbers  employed  is explalned by  the 
existence of co-operative pubs,  musleians  col lectives,  etc.  frequently  wlth  dozens  or 
even  hundreds  of  members  but  perhps one  or  two  workers,  or  even  none. 
Source:  National  CDA  Oirectory  1984. - 338  -
UK  Worker  co-ops  now 
From  a  figure  around  300  at  the  end  of  1980,  the  National  Co-operative 
Oevelopment  Agency  estimated  the  figure  had  risen  to  500  by  the  end  of  1982 
and  to  over  900  by  the  end  of  1984.  The  Nat i ona 1  COA 
11di rectory  and 
resources  guide"  lists  911  workers  co-ops  in  the  UK  by  region,  and  within 
each  region  by  trade  sector,  but  the  global  figures  need  to  be  treated  with 
c  a u  t i o  n •  An  an a  1  y  s i s  o  f  t h  e  c  o-o  p  s  i n  t h  r e  e  r e  g  i o  n  s ,  1  7  7  c  o  -o  p  s  i n  a  11  , 
reveals  14  not  trading,  and  10  unincorporated,  and  while  many  which  were  not 
trading  at  the  time  of  compilation  will  undoubtedly  do  so,  a  proportionwill 
never  get  off  the  ground  or  will  have  negligible  trade.  In  addition 
'unincorporated'  co-ops  are  generally  organizati,ons  like  musicians  co-ops, 
or  local  "alternative  ..  newspapers  which  are  by  no  stretch of the  imagination 
anyone's  livelihood,  even  part-time.  Taking  the  figures  below  as 
representative  of  the  country  as  a  whole  it might  be  inferred  that  perhaps 
1  0%  o  f  t h  e  c  o  -o  p  s  1  i s t e  d  a r e  i n  form a  1  c  o  11 e  c  t i v  es  w  h  i c h  d  o  not  em p  1  o  y 
anyone,  even  part-time,  given  a  total  about  800  co-operatives  trading  in  mid 
1984. 
The  Co-operative  Adv i sory  Group3  report  cons i dered  tha t  ta  k  i ng  i nto 
account  births  and  deaths  of  co-operatives  there were  probably  625-650  fully 
operational  worker  co-operatives  trading  in  the  UK  at  the  end  of  September 
1983,  and  that this  figure  was  growing  by  at  least  125  businesses  per  annum, 
which  would  give  a  figure  of  750  for  mid-1984  and  perhaps  950  for  the end  of 
1985,  and  more  speculatively perhaps  1600  plus  by  the  end  of the decade. 
Table  3  documents  the  growth  of  co-operatives  by  trade  sector  between 
1980-1984  and  Table  4  tabulates  the  total  number  of  co-operatives,  members, 
and  workers  as  of  June  1st,  1984,  according  to  the  National  COA  statistics. - 339  -
The  CAG  report  reveals  worker  co-operatives  are  not  particularly 
geographically  concentrated  but  are  distributed  throughout  the  United 
Kingdom.  The  greatest  concentration  is  in  Greater  london  where  29%  of  all 
known  co-operatives  are to  be  found,  the  south  west  and  the  north  west  have 
11%  each,  the  north  10%  and  the  "Horne  Counties
11  (the  south  east  region 
excluding  Greater  london)  9%. 
Workers  co-operatives  are  to  be  found  in  most  sectors  of  the  economy, 
ranging  from  chemieals  and  high  technology  instrumentation,  to education  and 
breadmaking.  The  principal  concentrations  are  in  the  service  sector,. 
manufacturing  and  retailing.  precise  figures  are difficult to arrive at  but 
the  CAG  report  comes  out  with  the  figures  in  Column  1 and  the  National  CDA 
with  those  in  Column  2. 
Tab l e  5 
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Fishing  and  agriculture 
Sources:  CAG  1984 




















As  can  be  seen  these  are  in  sharp  cantrast  to  the  fi gures  (where 
comparable)  produced  by  the  National  CDA4  report.  The  discrepancies  are 
hard  to  reconcile,  but  presumably  result  from  a  combination  of 
i)  different  dates  of  compilation  (Sept.  1983  and  June  1984) 
ii)  different  definitions  of  which  sector  each  co-op  is  involved  in,  and 
definitions  of  the  sector  in  question 
iii)  The  CAG  report  was  only  a  sample,  but  they  nevertheless  received 
replies  from  one  third  of  co-ops  in  the  UK  having  circulated  every 
co-op  in  the  country  at  the  outset.  The  regional  profiles  of  workers 
co-operatives  according  to  the  CAG5  statistics  are  tabulated  in  Table 
6  be 1  ow. - 340  -
Table 6 
D  I  STR I  BUTI ON  OF  WORKER  CO-OPERAT I  VES:  REGIONAL  PROF I  LES 
<Number  of  co-operatives  in  each  ~ctivity expressed as 
% of total  co-operatives by  reglon> 
Bulldlng &  Transport &  Communlty 
Region  All  Constructlon  Manufacture  Services  Distribution  Retail·  Services 
Greater London  100  8  16  59  3  14 
Horne  Countles  100  43  43  14 
s.  Wales  & s.  West  100  8  8  38  15  23  8 
w.  Midlands  100  10  30  20  40 
E.  Midlands & E.  Anglla  100  9  36  36  18 
North  100  6  13  44  13  25 
North  East  100  42  42  17 
N.  West  & N.  Wales  100  25  25  8  42 
Scotland  100  7  43  7  43 
N.  Ireland  100  14  57  29 
All  100  6  25  39  6  23 
Notes: 
1.  A nil  entry  indicates that there are no  co-operatives  in thls category orthat they are  less 
than  1%  of  the total. 
2.  Al  I  columns  may  not  add  to 100%  due  to rounding. 
Source:  CAG  1984. - 341  -
Employment  in  Co-ops 
The  CAG  report  reveals  that  the  average  number  of  full-time workers  in 
a  co-operative  is  eight,  with  a  range  in  this  sample  from  0-150.  The 
figures  are  heavily  skewed  however  by  a  few  very  large  co-ops.  The  largest 
12%  of  co-ops  account  for  over  50%  of  the  total  of  peopl e  empl oyed  in 
co-ops,  wi th  ha 1  f  of  a  11  co-operatives  emp 1  oyi ng  fi ve  workers  or  1  ess,  the 
most  common  number  bei ng  three.  The  CAG  report  est  imates  tota  1  full-time 
employment  in  workers  co-ops  in  the  UK  to  be  5,500  (National  CDA:  6,544)  or 
0.1%  of  the  total  employment  in  the  "small  firms ..  sector  of  th.e  economy. 
These  figures  are  rather  similar to  the  numbers  quoted  by  Wilson6  (1982}  for 
1980,  and  indeed  for  earlier in  the  decade  too.  The  explanation  for  this  is 
that  a  number  of  l ong  estab  l i shed  co-ops  emp 1  oyi ng  substant  i a  1  numbers  or 
the  recently  established  but  short-lived 
11Benn  co-ops
11
,  Meriden,  KME, 
Scottish  Daily  News,  which  employed  over  1500  people  between  them,  have  gone 
out  of  business,  tobe  replaced  by  many  small 
11new  start  ..  co-ops.  These 
co-ops,  it would  seem,  typically  employ  about  four  people.  The  CAG  authors 
comment  that  "over  7,500  people  will  be  full  time  in  worker  co-operatives  by 
the  end  of  1985
11  and  further,  .. If  growth  conti nues  at _  the  same  pace  the 
figure might  be  25,000  by  the  end  of  the  decade ...  Asuming  a  continuation  of 
present  government  policies  at  least  until  1988,  and  the  abolition  of  the 
Greater  London  Council  and  other Metropalital  Counties,  as  promised  in  1986, 
important  sources  of  support  for  the  development  of workers  co-operatives  in 
the  UK,  I  consider  these  figures  very  optimistic.  However  changes  in 
government  policy  to  something  more  favourable  could  still  produce  a  major 
upsurge  in  employment  in  co-ops,  expecially  if the  question  of  unemployment 
were  to  be  tackled with  vigour. 
Turnever  and  growth  of co-ops 
As  with  numbers  employed  in  co-ops,  their  annual  turnever  is  heavily 
skewed  by  a  few  large  co-ops.  The  CAG  report  reveals  an  average  turn.over 
amongst  co-ops  in  their  sample  of  f165,000  in  their  last  full  trading  year. 
However  the  median  was  only  f60,000,  75%  of  their  sample's  turnever  was 
accounted  for  by  23%  of  the  co-ops,  and  50%  by  the  co-ops  who  were  the 












It  is worth  noting  that  if the  country's  two  largest  co-ops  are  added 
(they  were  not  in  the  CAG  sample},  the  average  turnover  jumps  to  l:250,000, 
and  the  largest  8%  of  co-ops  account  for  70%  of  total  turnover,  the  largest 
co-op  in  the  country,  Scott  Bader,  having  a  turnover  of  .t50m  per  annum.  The 
CAG  authors  estimate  that  by  extrapolating  these  figures,  and  adding  in  the 
figures  for  the  two  largest  co-ops,  workers  co-ops  in  the  UK  in  1983  had  a 
combined  turnover  of  somewhat  over  l:175m  per  annum.  The  age  of  the  co-op  is 
an  important  factor  in  the  size  of  the  turnover  and  the  CAG  report  (1984a)7 
produced  for  the  Greater  London  Enterprise Board  on  Co-ops  in  London  reveals 
that  for  co-ops  aged  two  years  or  less  turnover  averages  l:45,000  p.a., 
rising  rapidly  to  l:l36,000  for  co-ops  3-5  years  old,  and  to  l:l72,000  p.a. 
for  co-ops  over  five  years  old.  This  obviously  has  considerable 
implications  for  the  development  of  a  strong  co-op  sector  in  the  future  as 
it  seems  that  once  established  a  co-op  will  grow  rapidly  after  the  first 
couple  of  years.  88%  of  co-ops  interviewed  for  the  CAG8  report  were 
growing,  and  turnover  was  expected  to  increase  at  10%  per  annum  which  would 
produce  a  total  co-operative  sector  in  the  region  of  .t220  million  by  the  end 
of  1985,  assuming  continuing  growth  in  numbers  of  workers  co-ops  continues 
at  the  present  rate.  While  nine  out  of  ten  co-ops  had  sales  growth  as  an 
ag reed  obj ec t i ve,  the  abi 1  i ty  of  co-ops  to  grow  i s  determi ned  not  j ust  by 
objectives.  Resources  arealso required  and  finance  was  considered  tobe by 
far  the  most  important  constraint,  with  58%  of co-ops  considering this  to  be 
a  major  problem,  followed  by 
11marketing/selling
11  37%,  as  the  next  most 
important  constraint.  See  Table  7.  It  is  noticeable  that  CDA  workers  rate 
finance  as  less  of  a  problern  than  co-op  workers  do,  apparently  because  some 
workers  consider  some  co-ops  use  •financial  problems•  as  an  excuse  for  not 
facing  up  to  other  problems  such  as  unsufficient marketing. - 343  -
Table  7 
PROBLEMS  ENCOUNTERED  IN  WORKER  CO-OPERATIVES 
Problem/Issue 
Lack  of  finance 
Marketing/selling 
Member  relations/dynamics 
Staffing/recruitment 
Premises 
Production  speed/capacity 
Planning 
Financial  control 
Design/identity of  product 
or  service  being  supplied 
Pricing 
Other 
No  problern 
Notes: 















Opinions  of 









2.  Percentage  who  think  these  are  major  problems  in  trading 
co-operatives 
Source:  CAG:  1984. 
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Chapter  3  Steps  towards  the  creation  of  a  co-operative  sector 
Introduction 
As  indicated  by  the  statistics  in  Chapter  2,  the  workers  co-operative 
sector  in  the  U.K.  economy,  while  still  extremely  small,  is  growing  quite 
rapidly  at  a  time  when  the  general  trend  under  present  economic 
circumstances  is  for  business  deaths  to  outweigh  new  business  births, 
producing  as  a  general  trend  a  slow  decline  in  the  stock  of  enterprises 
overall.  This  is  accentuated  by  the  fact  that  co-operatives  seem  to  have  a 
survival  rate  as  good  or  better  than  conventional  small  businesses,1(CAG 
1984)  but  this  conclusion  has  to  be  provisional  in  the  light  of  the 
relatively  short  life  of  most  co-operatives.  What  follows  is  an  appraisal 
of  some  of  the  particular  needs  of  co-ops  as  identified  in  the  previous 
chapter,  the  development  of which  would  go  some  considerable  way  towards  the 
creation  of  a  meaningful  co-operative  sector  in  the  British economy. 
1.  Support  structures  for  worker  co-ops 
The  number  of  workers  co-ops  in  the  U.K.  has  certainly  grown 
substantially  in  the  past  ten  years.  Initially  this  growth  was  stimulated 
by  the  promotional  efforts  of  the  lndustrial  Common  Ownership  Movement  which 
produced  model  rules  for  worker  co-ops,  and  by  the  passing  of the  lndustrial 
Common  Ownership  Act  in  1976  which  provided  funds  to  promote  co-ops  and 
establish a  revolving  loan  fund.  Furtherimpetus  was  given  in  1978  when  the 
Government  set  up  the  National  Co-operative  Development  Agency.  Since  that 
time  there  has  been  a  rapid  growth  in  local  CoA•s  and  other  co-operative 
support  organizations,  the  first  being  set  up  in  Wandsworth  in  1976.  Since 
then  the  number  of  iocal  CDA•s  in  existence  is  thought  to  have  risen  to 
about  100,  of  which  about  half  have  funding  to  employ  full-time  workers.2 
(Cornforth  1984).  It  is  argued  that  a  healthy  worker  co-operative  sector  is 
unlikely  to  develop  without  the  establishment  of  secondary  co-operative 
support  Organisations.  The  main  work  done  in  this  field  has  been  by 
Cornforth3  and  Cornforth  and  Stott4  and  thi s  secti on  wi 11  draw  heavily  on 
those  studies. 
The  general  raising  of  consciousness  about  the  existence  of  a  co-operative 
movement  and  what  its  potential  might  be  has  been  carried  out  for  the 
greatest  length  of  time  by  ICOM,  the  Industrial  Common  Ownership  Movement. 
Founded  in  1958  by  Ernest  Bader  who  set  up  Scott  Bader  as  a  common  ownership - 345  -
company  in  1951,  and  is  now  Britain's  biggest  workers  co-op,  ICOM  has 
developed  to  become  Britain's most  visible organization  for  the  promotion  of 
workers  co-ops.  ICOM's  model  rules  are  used  by  the  overwhelming  majority  of 
new  co-ops.  Based  in  Leeds,  ICOM  has  a  branch  in  London,  and  publishes  a 
regular  newsletter  'The  New  Co-operator•  and  a  series  of  booklets  and 
pamphlets  under  the  imprint  of  • ICOM  Co-publications•  on  various  aspects  of 
co-operative  development.  More  recent  is  the  national  Co-operative 
Development  Agency.  Set  up  in  1978  under  the  provisions  of the  Co-operative 
Development  Agency  Act,  the  national  CDA  operates  as  a  lobbying  organisation 
at  the  nat i ona 1  1  eve 1  in  government  depa rtments  and  Westmi nster.  It  a  1  so 
publishes  introductory material  on  workers  co-ops  and  a  bi-annual  directory 
of  co-ops  in  the  U.K.  Its  fundingwas  recently  extended  by  the  present 
government  for  a  further  six years  but  at  a  reduced  level. 
A  number  of  other  smaller  organizations  are  also  involved  in 
promotion,  education,  research,  publication  and  co-operative  development. 
These  include  SERA,  the  Socialist  Environment  and  Resources  Association,  who 
have  promoted  co-ops  strongly  as  part  of  a  strategy  of  new  ways  of  looking 
at  work,  production  for  need,  socially  useful  production,  social  ownership 
taking  on  new  forms,  and  an  ecological  perspective  on  production.  A private 
promotional  and  consultancy  organization  Job  Ownership  Limited,  was  set  up 
in  1978  in  response  to  11 bera 1  /soc i a l  democrat i c  wri ters  and  thi nkers  in 
co-operatives,  including  Peter  Jay,  Robert  Oakshott  and  former  M.P.  Jo 
Grimond.  Still  closely  linked  to  the  Liberal  Party  it  has  formulated  its 
own  mode 1  ru 1  es,  but  ha s  had  1  i mi ted  success  in  i ts  deve 1  opment  work.  The 
role  of  Beechwood  College,  in  Leeds,  as  the  workers  co-op  college  is 
important  in  this  respect  too.  As  well  as  running  regular  training  courses 
on  all  aspects  of  co-operation  for  workers  in  co-ops,  potential  co-operators 
and  co-operative development  workers,  it has  also  SfXllS:l!Erl  an  annual  "co-ops 
fa i r
11  in  the  summer,  more  of  a  ce 1  ebrat i on  of  co-operat i on  than  a  tradi ng 
event. 
Finally  the  Systems  Group  in  the  Faculty  of  Technology  at  the  Open 
University  has  had  for  some  years  a  'Co-operatives  Research  Unit',  which  has 
published  numerous  pamphlets  and  case  studies  on  aspects  of  co-operatives 
and  the  successes  and  failures  of  individual  co-operatives,  as  well  as 
studying  the  development  of  co-operative  support  organizations,  and 
developing  co-operative  Simulation  games. - 346  -
Second,  at  the  local  level,  the  most  irnportant  catalysts  have  been  the 
local  co-operative  development  agencies.  Local  CDA's  have  their  own  local 
CDA's  network,  and  with  it a  newsletter  'Co-op  Development  News'. 
Cornforth  and  Lewis  (1985)5  report  the  existence  of  36  local  CDA's 
wi t h  fund i ng  to  emp l oy  a  worker  or  workers,  typ i ca 11 y  a  l oca l  CDA  ha.s  3-4 
workers,  with  a  further  four  regional  Co-operative  Support  organizations 
(Scotland,  Wales,  Northern  Region  and  the  GLEB  in  London).  In  addition  ten 
local  authorities  have  co-operative  development  officers  either  in  their 
planning  departments  or  economic  deve1opment  units.  Overwhelming1y  1ocal 
CDA's  are  funded  by  their  local  authorities,  and  the  vast majority  are to  be 
found  in  areas  wi th  the  Labour  Party  in  contro  1 •  A  few  1  oca 1  CDA •  s  have 
received  support  from  the  EEC  via  the  European  Social  Fund,  though  this 
funding  too  is  dependent  on  1ocal  authority  support,  and  a  further  few  have 
received  some  limited  assistance  from  their  local  retail  co-operative 
society.  The  role  of  the  CDA  worker  can  be  divided  into  several  parts. 
First,  developing  new  co-operatives,  undoubtedly  their  major  task  working 
witt1  small  groups  as 
11 new  start  ..  ventures,  or  more  rarely  with  existing 
workforces  on  'rescues'  phoenixes  or  more  occasionally  'conversions•. 
Second,  servicing  existing  co-ops,  an  important  element  in  development  work, 
which  some  CDA's  see  as  becoming  increasingly  important  as  the  number  of 
co-operatives  increases.  Third  is  the  broader  'field  of  creating  a  better 
environment  for  co-operatives  in  their area,  through,  for  instance, 
i)  changing  public  attitudes  and  those  of  key  individuals  and 
institutions  in  the  co-ops  environment 
ii)  creating  links  between  co-ops 
iii)  setting  up  new  infrastructures  to meet  their particular  needs. 
The  setting  up  of  new  infrastructures  to  meet  particu1ar  needs  can  be  done 
at  both  local  and  regional  level.  The  particular  kinds  of  new 
infrastructure  - financial,  marketing,  and  premises,  identified  in  Chapter  2 
at  the  most  pressing  as  well  as  having  the  greatest  potential  for  producing 
results  are  dealt  with  in  greater  detail  below.  Creating  co-ops  themselves 
is  an  important  element  in  developing  links,  the  more  co-ops  there  are  the 
less  isolated  those  that  exist  become,  and  the  greater  potential  for 
creating  an  infrastructure  that  works.  Cornforth6,  Cornforth  and  Stott7 
and  Taylor8  have  all  examined  the  role  of  local  COA's  in  doing  this. - 347  -
Between  1980-1982  co-operatives  increased  from  approximately  300  to 
480.  According  to  Cornforth  this  growth  was  very  geographically 
concentrated.  In  areas  wi thout  CDA •  s  co-ops  grew  in  number  by  24%.  In 
areas  with  a  CDA  the  numbers  grew  by  131%.  Both  Taylor  and  Cornforth  and 
Stott  conclude  that  CDA's  have  been  the  dominant  factor  in  the  recent  growth 
of  co-ops.  Taylor  also  examined  the  effects  of  local  CDA's  on  co-operative 
and  job  creation  nationally.  He  comments: 
11Figures  have  been  collected  for  the  twenty  three  local  CDA's 
whi eh  had  staff  between  1980  and  1982.  They  show  that  on 
average  duri ng  thi s  peri od  each  member  of  staff  hel ped  to 
create  s i xteen  jobs  and  two  and  a  half  co-operatives  a  year. 
This  compares  very  favourab1y  with  other  forms  of  investment  in 
job  creation.  lf average  costs  of  staff salaries and  other  CDA 
expenses  are  borne  in  mind,  this  gives  a  figure  of  about  f750 
of  council  grant  per  job  created,  a  very  impressive  figure." 
Cornforth  and  Stott•s  results  broadly  confirm  these  figures.  Their 
study  of  five  local  CDA's  produced  figures,  of  2.2  co-operatives  per  person 
year  created  by  local  CDA  staff.9  14.2  jobs  per  person  year,  at  a  cost  of 
around  f 1, 300  each.  More  recent  work  by  Cornforth  and  others  at  the  Open 
UniversitylO  indicates  a  fai1ure  rate  amongst  co-ops  in  the  region  of  18%, 
i.e.  that  82%  of  co-ops  started  survive  to first  three years.  Longer  term 
figures  are  unavailable  because  of  the  newness  of  most  co-ops.  They  argue 
that  1  oca l  CDA •  s  are  good  at  sett  i ng  up  sma ll  co-ops,  say  four  or  fi ve 
peop 1  e  in  each,  and  a re  good  at  a  decentra  1  i sed,  .. bottom  up..  approach  to 
development,  where  they  have  difficulties,  mainly  because  of  their  small 
size and  limited  funding,  are  in  setting  up  an  independent  system  of  co-ops, 
in  deve l opi ng  1  arger  co-ops,  and  in  deve l opi ng  any  sectora  l  strategy.  Two 
organi zat i ons  whi eh  are  attempti ng  to  tack l e  these  prob 1  ems  more 
systematically,  are .the  Wales  Co-operative  Development  and  Training  Centre, 
and  the  Greater  London  Enterpri se  Board.  Thei r  phi l osophy  and  act i vi t i es 
are  examined  be1ow.  Initiatives  specific  to  three  key  'infrastructure• 
items  dealt with  in  greater detail  will  be  only  briefly mentioned  here. 
A.  Wales  Co-operative  Development  and  Training  Centrell 
In  September  1981  a  report12  was  published  commissioned  by  the  Wales 
T.U.C.  outlining  the  potential  for  co-operative  development  in  Wales, 
drawing  its  inspiration  from  the  successful  experiments  in  the  Basque  Region 
of  Northern  Spain  (generally  known  as  the  Mondragen  Co-ops).  Subsequent  to 
that  report,  on  the  initiative  of  the  Wales  TUC,  the  Wales  Co-operative - 348  -
Development  and  Training  Centre  was  launched  in  Cardiff  on  April  1983.  The 
role  of  the  centre at that  time  was  seen  as  three-fold: 
1.  to  demonstrate  that  the  trade  union  movement  in  Wales  actively and 
in  very  practical  terms,  backed  establishment  of  co-operatives  as  a 
realistic way  of  creating  new  jobs. 
2.  to  provide  a  resource  centre  with  the  necessary  professional  and 
managerial  skills  •on  tap•  to would-be  co-operators 
3.  to  set  up  an  independent  investment  fund  dedicated  to  the 
provision  of  risk  capital  for  new  co-operative  enterprises  to  run  in 
parallel  with  the  resource  centre. 
So  far  the  third  of  these  aims  has  yet  to  be  realised  but  the  other 
two  are  operating  as  a  two-tier  service,  fieldworkers,  in  four  parts  of  the 
country,  and  specialist  training  courses.13  The  fieldworkers  have  been  put 
into  areas  of  the  country  where  there  has  not  been  a  local  agency  with  a 
particular  interest  in  the  formation  of  workers  co-ops.  They  are  able  to 
call  on  the  centre  for  the  provision  of  specialist skills such  as  marketing, 
finance  and  training.  The  initiative  of  one  fieldworker,  Lucy  Spawton  in 
Lampeter,  in  the  marketing  field  in  promoting  the  beginnings  of  a  better 
linkage  between  existing  co-ops,  is  examined  in  more  detail  below.  The 
Centre•s  training  programme  has  concentrated  on  three  main  areas,  the 
provision  of  an  11  day  course,  held  one  day  per  week  providing  training  in 
basic  business  skills,  at  various  locations  in  Wales,  specialist  training 
courses  for  particular  co-operative  groups  e.g.  costing  and  pricing  for 
sewing  co-ops,  or  marketing  and  selling  for  printing  co-ops,  and  the 
provision  of  courses  for  other  bodies  such  as  trade  unions,  trades  councils, 
schools  and  colle~es.  The  centre•s  financial  strength  and  skill  base 
amongst  its  staff  enables  it  to  tackle  some  of  the  problems  that  a  smaller 
CDA  would  be  unable  to  engage  with.  At  present  they  are  involved  in 
atternpts  to  avert  the  closure  of  a  firm  Borg  Warner,  at  Kenfig  in  S.E. 
Wales,  currently  employing  790  people14.  The  firm  is  not  scheduled  to  close 
until  September  1986  which  allows  the  Centre  to  develop  a  feasibility  study 
and  set  up  co-operative  structures  in  conjunction  with  the  existing  trade 
unions  with  enough  time  to  greatly  increase  the  chances  of  survival  of  the 
firm  as  a  co-operative  enterprise.  D~ring  1984  twenty  five  new  co-ops  were 
started  in  Wales,  bringing  the  total  to  59  with  225  full-time  and  143 
part-time workers,  though  not  all  of  these were  the direct  result  of work  by 
the  Co-op  Centre. - 349  -
B.  Greater  London  Enterprise Boardl5 
The  Greater  London  Enterprise  Board  was  set  up  in  1982  by  the  Labour 
controlled  Greater  London  Council  after their  election  victory  on  a  mandate 
to  put  London's  jobless  back  to work  and  strengthen  the  capital 's  industrial 
base.  GLEB  describes  its  role  thus: 
"Working  in  partnership  with  the  trades  unions,  and  with 
industry,  commerce,  finance  institutions  and  community 
organizations,  the  GLEB  seeks  out  investment  opportunities which 
will  save  or  create  new  lang  term  jobs  in  industries  and  sources 
which  meet  London's  needs.  The  GLEB  takes  a  particular interest 
in  those  a reas,  i ndustri es  and  soc i a  1  groups  whi eh  suffer  from 
h  i g  h  u  n  em p  1  o  yme nt •  Ern p  h  a  s i s  i s  a  1  so  p  1  a  c  e  d  on  i den t i f  y i n  g  new 
technological  products  which  are  socially  useful,  and  linking 
i deas  and  expert i se  through  •  techno 1  ogy  networks'.  The  GLEB 
gi ves  a  high  pri ori ty  to  the  encouragement  of  new  forms  of 
industrial  ownership  and  control  and  increasing  workforce 
participation  in  the  planning  and  development  of  individual 
enterprises.  It  is  able  to  offer  financial  support  in  the  form 
of  loans,  equity,  or  grants,  assistance  with  site  acquisition, 
factory  bui 1  di ng  and  refurbi shment,  and  other  property  re 1  ated 
matters,  and  advice  on  a  wide  range  of  technical  commercial  and 
i ndustri a  1  re 1  at  i ons  i ssues." 16 
The  Board  is divided  into  seven  divisions  which  are: 
a)  Sector  strategy,  which  investigates  particular  industries  of  importance 
to  the  Greater  London  economy  and  deve 1  ops  strategi  es  whi eh  gui de  GLEB 
intervention. 
b)  Investment,  which  provides  financial  and  business management  appraisals. 
c)  St ructura  1  i nvestment  whi eh  concerns  i tse  1  f  wi th  Enterpri se  Pl anni ng, 
liaison  with  trades  unions,  and  the  development  of  co-operatives,  new  forms 
of ownership  and  control  and  industria1  democracy. 
d)  Area  and  property,  whi eh  tack 1  es  the  prob 1  ems  of  dere  1  i ct  i on  and  high 
unemployment  in  parts  of  London  and  is  developing  an  integrated  system  of 
property  development  advice  in  line with  Board  policies 
c)  Techno1ogy,  which  sees  new  product  proposals  through  from  initial  design 
to  the  establishment  of  manufacturing  enterprises,  and  links  academic 
research  to  groups  in  the  community  with  ideas,  through  a  series  of 
'technology  networks'. 
f)  Finance  and  Administration  which  handles  the  internal  Organisation  of  the 
GLEB  and, 
g)  Information  which  promotes  all  aspects  of  the  Board's  work  through  press 
liaison,  publications  and  exhibitions. - 350  -
With  the  funding  the  GLEB  enjoys  i32m  per  annum,  and  the  clear 
political  direction it has  been  given,  its  role  in  the  London  economy  is  of 
some  importance  after  less  than  three  years  operation.  Apart  from  its  own 
initiatives  itemised  under  'finance', 
1marketing
1  and  'premises'  below  the 
GLEB  has  concentrated  on  developing  sector  strategies  which  in  the  context 
of  co-ops  have  included  policiesl7  to  strengthen  co-operative  representation 
in  the  print  field  by  moving  into  the  highly  profitable 
1instant  print' 
market,  challenging  multinational  control  of  this  field  and  bringing  in 
unionised  labour.  Other  areas  being  concentrated  on  include  energy  (through 
energy  networks),  whole  foods  and 
1ethnic  foodS
1
•  The  potential  for  a 
sector  strategy  will  be  dealt  with  in  more  detail  in  the  next  chapter. 
Reflecting  these  priorities  the  GLEB  has  also  developed  an  ambitious 
training  programme,  itself  costing  over  i600,000,  half  from  their  own 
resou rces  and  ha 1  f  from  the  European  Soc i a l  Fund.  The  s i x  ma in  courses  in 
operation  at  the  moment  are: 
1.  For  COA  workers,  to  develop  their  skills  with  new  and  established 
co-ops. 
2.  'The  Co-op  expansi on  programme 
1  whi eh 
110ffers  an  apportuni ty  for 
workers  co-ops  to  plan  and  implement  their  own  expansion ... 
3.  The  London  Co-ops  enterpri se  programme,  for  peop l e  want i ng  to 
start  up  co-ops,  partly funded  by  the  Manpower  Services  Commission. 
4.  Womens  Link-up.  The  specific  needs  of  warnen  in  co-ops,  jointly 
with  London  ICOM  (European  Social  Fund  funded). 
5.  Open  learning  educational  packs,  developed  by  the  Open  University 
and  Co -ops  Research  Uni t,  through  the  Univers i ty 
1 s  Centre  of  Conti nui ng 
Education. 
6.  Warking  ·in  larger  co-ops  - for  co-ops  with  over  20  members,  new 
ways  of  co-operative working  (European  Social  Fund  funded). 
All  these  areastauch  upon  crucial  elements  in  the  consolidation  of  a 
co-operative  economy  in  London.  Their  future  is  however  in  considerable 
doubt  a s  the  i mpend i ng  abo 1  i t i on  of  the  Greater  London  Co und i 1  in  1986 
throws  i nto  doubt  what  sources  of  fi nance  the  GLEB  wi 11  have  for  i ts  work 
after that  date. 
The  GLEB  is  not  the  only  initiative of  this  kind  in  Britain.  A number 
of  other  local  authorities  have  set  up  Enterprise  Boards  or  Economic 
Oevelopment  Units  with  aims  not  dissimilar  to  the  GLEB.  However  their 
funding  is  much  more  limited,  and  hence  so  is  their  impact.  That  of  the - 351  -
spare  capital  available  increases.  The  only  exception  to  this  is  those 
workers  who  find  themselves  unemp1oyed  with  substantial  redundancy 
payments.  Options  two  to  five  inclusive  are  available  to  co-ops  or 
conventional  small  businesses  in  about  the  same  measure.  Co-ops  obtain  no 
special  benefits  per  se.  The  role  of  local  authorities,  and  special 
co-operative  sources  of  finance  are  worth  exploring  further  in  their 
promotion  and  development  as  a  co-operative  sector. 
Probably  the  most  important  source  of  finance  exclusively available to 
the  co-op  sector  is  through  Industrial  Common  Ownership  Finance  (ICOF). 
ICOF  was  established  as  a  subsidiary  of  ICOM  in  1973  as  a  non-profit  loan 
fund.  It  began  with  a  loan  from  Scott  Bader  and  other  supporters  of 
co-operation.  ICOF•s  scale of operations  expanded  considerably  in  1976  when 
it  was  granted  the  status  of  a  .. relevant  body
11  under  the  Industrial  Common 
Ownership  Act,  and  was  able  to  draw  on  funding  of  f250,000  from  the 
government.  Actingas  a  •revolving  loan  fund•  i.e.  the  money  is  paid  back 
into  the  fund  and  paid  out  again  to  new  co-operative  borrowers,  ICOF  had 
according  to  Thornleyl9  lent  f128,733  at  the  end  of  1978,  making  fourteen 
loans  that year.  Between  1973-1980  it had  only  two  bad  debts.  Most  of  the 
loans  made  were  sma1l,  averaging  f7,000,  with  a  maximum  length  of  1oan  time 
of  6  years.  In  1981  the  ICO  Act  funding  ended,  with  f226,000  of  the 
available  f250,000  having  been  lent20,  with,  at  the  end  of  1981,  just  over 
1284,000  bei ng  out  on  l oan  to  29  different  enterpri ses.  Si nce  then  the 
amount  of  money  available  for  initiatives  nationally  being  very  restricted. 
However  the  West  Mi d land s  County  Counc i 1  has  estab  1  i shed  a  revo l v  i ng  l oan 
fund  for  co-operatives  admi nistered  by  ICOF  whi eh  has  been  funded  up  to 
1500,000.  Twenty  six  co-ops  have  had  1oans  in  this  way  amounting  to 
1201,890  by  31st  March  198421. 
The  County  Council  has  also  established  in  October  1984,  West  Midlands 
Co-operative  Finance  Ltd.,  with  a  block  grant  of  f700,000  for  the  first 
year.  Thi s  company  provi des  grant  fundi ng  and  other  ass i stance  to  co-ops 
and  is  administered  through  the  county  councils  Economic  Development  Unit. 
This  has  greatly  increased  the  speed  of  grant  processing  etc.  as  previously 
each  application  had  tobe  approved  by  different  county  council  departments 
and  then  go  through  the  committee  cycle. 
Local  authorities  have  in  various  ways  played  an  important  part  in  the 
deve 1  opment  of  a  co-operative  presence  in  thei r  area,  genera ll y  through 
economic  development  units,  or  local  enterprise  boards,  whose  work  is - 352  -
\\ 
West  Midlands  Enterprise Board  for  example  totalled f8.8m  from  its formation 
in  1982  to  the  end  of  May  1984.  Those  in  Sheffield  and  the  economic 
development  units  in  some  London  boroughs  although  important  in  their impact 
locally  were  smaller  still.  Of  these  funds  only  a  relatively  small 
percentage  was  devoted  to  co-operatives.  Loca 1  authori t i es  can  a  1  so  use 
their  powers  to  intervene  in  the  local  economy  be  adopting  po1icies  of 
purchasing  directly  from  co-ops  providing  a  suitable  product  or  service. 
~his aspect  is dealt  with  in  Chapter  4. 
2.  Finance 
This  seems  to  be  the  key  problern  for  co-ops.l8 A number  of  sources  are 
available  but  even  in  combination  they  are  making  a  relatively  small 
contri but i on  to  the  prob l em.  The  National  Co-operative  Deve 1  opment  Agency 
in  its  introductory  notes 
11Workers  Co-operative  .. ,  identifies  six  ways  a 
worker  co-op  can  raise  finance.  These  are: 
1.  Members  own  resources,  contributions  to  initial  capital  from  personal 
~avings or  borrowing. 
2.  F  ri ends,  re 1  at  i ves,  commun i ty  groups,  chu rches,  trade  uni ons  and  other 
sympathetic  organizations which  may  be  able  to  provide  or  guarantee  loans. 
3.  Banks.  Financing  an  enterprise  in  the  conventional  way.  Generally  this 
is more  difficult  for  co-ops  because  banks  fail  to  understand  their  special 
needs.  The  Co-operative  Bank  (a  wholly  owned  subsidiary  of  the  national 
reta  i l  co-op  movement  organ i zat  i on  the  Co-operative  Who l esa 1  e  So<;: i ety)  now 
claims  to  have  40%  of  worker  co-ops  bank  accounts,  and  to  be  more 
sympathetic  to,  and  understanding  of their needs  than  other  banks. 
4.  Deferred  payments.  Taking  advantage  of  normal  credit terms  with  trades, 
21,  45  or occasionally  90  days  to  pay. 
5.  Leasing.  i .e.  conserving  scarce  capital  resources  by  acquiring  major 
items  on  leasing  or  hire-purchase terms. 
6.  Local  authorities.  Increasingly  local  authorities  are  intervening  in 
their  local  economics  both  by  supporting  local  co-operative  development 
agencies  and  other  support  organizations,  and  by  providing  start  -up  or 
feasibility  or  start  up  grants  to  co-ops.  Financing  local  revolving  loan 
funds  is  another  less  common  option. 
It  is difficult  to  make  much  comment  on  the  question  of  raising  money 
from  the  co-operatives  own  members,  except  to  say  that  it seems  to  become  an 
increasingly  unlikely  source  as  the  number  of  unemployed  with  little or  no - 353  -
reviewed  below.  In  terms  of  financia1  support  for  co-operative  development 
by  far  the  most  significant  developments  have  been  in  London  where  the 
Greater  London  Enterprise  Board,  and  the  more  recently  formed  London 
Co-operative  Enterprise  Board.  Since  the  latter  part  of  1982  over  f4m  has 
been  l ent  by  the  two  organi zat  i ons.  The  Greater  London  Enterpri se  Board 
had,  to mid  January  1985  loaned  f3,430,000  into  46  co-ops  in  Greater  London, 
in  sums  ranging  in  size  from  f5,000  to  .t375,000  creating  470  jobs.  Since 
its  formation  in  April  1984  the  LCEB  has  loaned  just  about  f500,000  to  44 
co-ops.  These  are  a1l  relative1y  sma1l  sums,  anything  over  f25,000  is dealt 
with directly by  GLEB.  Of  the  44  co-ops  in  receipt  of  loans,  there  have  so 
far  been  eight  failures,  significantly five  in  the  bui1ding  trade.22  In  the 
West  Mi dl ands,  the  County  Counc i 1  through  i ts  enterpri se  board  has  made 
similar  provision  though  on  a  smaller  scale,  and  had  to  March  1984  provided 
in  grants  and  l oans  f 363,320  to  42  co-ops,  i nvo 1  vi ng  about  200  jobs. 23 
Loca1  authority  initiatives  in  terms  of  local  economic  development, 
particu1ar1y  co-operative  development  are  now  quite  widespread,  though 
di rect  fi nanci a l  support  i s  1  ess  common  because  budgets  do  not  stretch  to 
i t,  howeve r  a  number  of  l oca l  authori t i es  have  recentl y  gone  i nto 
partnership  wi th  the  Co-operative  Bank  to  provi de  a  1  oan  guarantee  scheme 
whereby  1oca1  authorities  guarantee  a  1oan  to  a  workers  co-op  made  by  the 
bank  at  a  rate  at  interest  lower  than  norma11y  avai1ab1e.  The  first  of 
these  schemes  was  set  up  in  Sheffie1d  in  February  1983,  and  has  since  been 
fo 11 owed  by  s i mi 1  a r  schemes  on  Merseys i de  and  in  the  London  boroughs  of 
Haringey,  Southwark  and  Wa1tham  Forest.24,  25 
Apart  from  the  two  1oan  funds  mentioned,  the  ICOF  1ink-up  with  the 
West  Mi dl ands  County  Counc i l ,  and  the  LCEB  in  London,  seven  other  1  oca 1 
revo1ving  1oan  funds  are  in  existence,  varying  in  size  from  f20,000 
(Cambridge)  to  f100,000  (C1eveland,  Leicester  and  Nottingham).  Table  8 
outlines  those  current1y  in  operation,  and  their method  of operation. - 354  -
3.  Marketing 
In  recognition  of  the  importance  of  marketing  to  the  development  of  a 
streng workers  co-op  sector  in  the  UK  economy,  the  Consumers  United  Group  (a 
co-operative  insurance  company)  and  the  Greater  London  Enterprise  Board 
commissioned  in  mid-1983  a  report  from  the  Co-operative  Advisory  Group  on 
marketing,  published  in  March  1984  as 
11Marketing  in  Worker  Co-ops  in  the 
United  Kingdom.
11 26  Much  of  the  information  in  this  section  is  drawn  from 
that  report. 
Successful  Marketing  assumes  that  the  co-op  in  question  knows  who  its 
customers  are.  As  Table  9  below  indicates  for  almost  half  of  all  co-ops 
'  individual  consumers  are  the  principal  customer  group. 
TABLE  9  PRINCIPAL  CUSTOMER  GROUPS  AMONG  CO-OPERATIVES 
Principal  Customer  Groups  % of Co-operatives 
Individuals 
Retailers 
Non  commercial  Organisations 
Man u  f a  c  tu r er  s 
Wholesalers 
Service  Businesses 
Other 









Sales  to  retailers  and  non-commercial  organisations  are  also  important 
but  only  15%  sell  principally  to  other  manufacturers,  wholesalers,  or 
service  businesses.  As  only  23%  of  co-ops  are  engaged  principally  in 
reta  i l i ng  thi s  suggests  that  many  manufacturi ng  and  servi ce  co-ops  sell 
directly to  the  pub1ic.  As  two  thirds  of  co-ops  trade  primarily with 
customers  coming  from  within  a  10  mile  radius,  the  opportunities  for  trading 
wi th  other  co-operative  bus i nesses  are,  in  a  context  where  co-operative 
businesses  are  widely  scattered  geographically  around  the  country,  rather 
limited. 
As  individual  co-operatives,  frequently  rather  isolated  both 
geographically  and  in  terms  of  industrial  sector,  from  each  other,  the  means 
of  marketing  thei r  products  have  often  been  l imited.  In  this  context  the 
rnost  frequently  used  forms  of  marketing  have  been  informal  customer 
contacts,  (after  sales  service  and  word  of  mouth)  media  advertising,  calls 




































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Agencies  have  acted  for  individual  co-ops  both  in  terms  of  providing  general 
counselling  or  advice,  and  putting  co-ops  in  tauch  with  specialist  sources, 
such  as  market  research  organizations,  advertising  agencies,  or  the  relevant 
trade  association.  In  terms  of  trying  to  create  any  joint  marketing 
programmes  between  co-operatives  as  part  of  strengthening  the  linkages  in  a 
potential  co-operative  economy,  evidence  is  rather  thin.  A number  of  trade 
federations  have  been  formed  which  will  be  dealt  with  later,  but  apart  from 
t hat  such  pro g  ramme s  a r e  1  i m  i t e  d •  Wh a t  s e  em s  t o  b  e  d  e v  e 1  o  p  i n  g  i s  t hat  a 
number  of  the  larger  co-operative  support  organizations  ar~  appointing 
marketing  specialists  to  their  staff who  are  working  with  local  co-ops  both 
individually,  and  more  occasionally,  collectively.  Amongst  local  CDA's, 
Brent  and  Northern  Region  (based  in  Newcastle)  have  appointed  staff  with 
specific  responsibility  for  marketing,  and  some  others  are  in  the  process 
of  setting  up  specialist  agencies.  These  include  Coventry  CDA  which  is 
going  into  partnership  with  the  Coventry-based  Unit  for  the  Development  of 
Alternative  Products,  the  Nottingham  Employment  Resource  Unit,  and  West 
Glamorgan  Common  Ownership  Association.  Three  larger  projects  stand  out, 
a11  sponsored  by  regional/national  co-operative  support  organizations. 
These  are  first  the  GLEB/LCEB  .. Marketing  Resource  Centre"  which  is  currently 
in  the  early  stages  of  development.  Second,  the  initiative of  the  Scottish 
Co-operatives  Development  Committee  (SCDC)  which  has  set  up  an  independent 
rnarketing  arm  .. the  Sales  Division"  which  has  two  full-time  specialist  sales 
representatives  and  describes  itself as: 
.. A  new  concept  in  marketing  and  sales,  the  Sales  Division 
maxirnises  the  sales  potential  of  a  group  of  employee  owned 
businesses  by  joint  representation  and  marketing." 
The  intention  of  the  Sales  Division  is  to  equip  and  generate  themselves  as 
conventional  representatives  concentrating  on  introducing  new  customers.  A 
draft  contract  is  drawn  up  affering  co-operatives  a  range  of  related 
services  and  consultancy  at  cost,  and  involving  a  commission  of  5-7%  on  new 
orders,  and  orders  generated  from  new  customers  by  representatives.  The 
.. Sales  Division  ..  will  help  design  and  produce  promotional  literature  which 
can  then  be  used  by  the  co-ops  themselves.  The  intention  is  that  the  sales 
s t a f f  w  i 11  b  e  so  s u  c  c  es s f u  1  t hat  c  o-o  p  s  w  i 1  1  f i n  d  t h  e i r  c  o  s t  i n  c  omm i s s i o  n 
expensive  and  choose  to  switch  to  their  own  full-time  staff. 
The  third  developrnent  is  one  pioneered  by  the  Wales  Co-operative 
Development  and  Training  Centre.  This  is  in  progress  at  the  time  of 
writing.  An  organization  called  the  "Wales  Co-operative  Consortium"  has - 357  -
been  created  consisting  of  seven  clothing  co-ops  based  in  South  and  South 
West  Wales  who  will  exhibit  at  a  fashion  f-lir  in  New  York  in  March  1985 
sponsored  by  the  Welsh  Development  Agency  and  the  mid-Wales  Development 
Board.  Each  co-op  contributes  five  new  sample  designs  and  the  package  of  35 
items  is  presented  under  the  joint marketing  label  of the  Wales  Co-operative 
Consort i um.  Dependi ng  on  the  success  of  the  venture  the  consort  i um  may 
continue,  attending  future  events  on  behalf  of  the  co-ops  and  bringing  in 
more  clothing  co-ops  in  the  principality.27 
Both  GLEB  and  the  Wales  Co-operative  Development  and  Training  Centre 
have  also  sponsored  along  with  some  co-operative  retail  societies  and  other 
co-operative  promot i ona 1  bod i es  the  fi rst  London  Co-operative  Trade  Fair 
held  in  February  1984.  GLEB  see  this  event  as  part  of  the  process  of 
raising  the  profile,  and  the  image,  or  co-ops  with  both  public  and  private 
sector buyers,  and  so  creating  new  market  opportunities  for  co-ops.  The  two 
day  event  involved  over  100  co-ops  from  London,  the  rest  of Britain  and  some 
from  Europe,  and  is to  be  repeated  again  in  London  in  April  1985. 
4.  Premises 
The  prov1s1on  of  premises  for  co-operatives  has  also  been  identified 
as  a  major  element  in  developing  a  viable  co-operative  sector.  It  has  two 
funct i ons,  fi rst  in  a reas  where  property  i s  at  a  premium  or,  where  i t  i s 
available  in  shapes  and  sizes  unsuitable  for  small  starter  businesses,  (as 
most  co-ops  are)  the  purpese  is  to  locate,  lease  or  purchase  and  convert  to 
suitable  sizes  premises  for  small  enterprises  to  startout  in.  This  is  in 
itself an  important  facilitating  element  in  promoting  co-ops.  Additionally 
premises  schemes  have  a  multiplier  effect,  bringing  co-ops  together 
physically  in  one  building  greatly  increases  the  chances  of  their  working 
tagether  or  gi v  i ng  trade  to  each  other.  In  genera 1  premi ses  projects  are 
expensive.  Probably  the  biggest  and  best  known  is  that  promoted  by  Hackney 
Co-operative  Deve 1  opment,  who  have  created  a 
11 Co-ops  St reet 
11
,  Bradbury 
Street,  London  N16.  H.C.D.  leased  the  street  from  Hackney  Borough  Council 
and  spent  nearly  f300,000  in  a  two-phase  development,  funded  by  Inner  City 
partnership  money.  In  March  1983  10  worke rs  co-ops  emp l oyi ng  41  peop l e 
moved  in,  and  these  were  fo ll  owed  in  December  1983  by  a  further  ei ght, 
employing  45  people.  The  project  itself  was  carried  out  by  consortium  of 
local  building  co-ops,  creating  employment  for  35  building  workers  during 
the  period  of  the  project.  A similar  project  has  been  under  way  in  Lambeth - 358  -
for  some  time.  Due  to  changes  in  the  political  control  of  the  borough  over 
the  past  three  years  (from  Labour  to  Conservative  and  back  to  Labour)  the 
project  has  been  serious1y  delayed  but  is  now  almest  complete.  The  CDA's 
annual  report  quoted  in  Cornforth  and  Stott28  explains  the  need  for  the 
proj ect: 
"In  the  very  early  days  of  the  CDA  as  a  staffed  organization  it 
became  apparent  that  one  of  the  major  difficulties  facing  new 
co-operatives  starting  in  the  borough  was  the  shortage  of 
suitable  premises.  The  borough  as  a  whole  is  short  of 
i n  d u  s t r i a 1  p  r em i s es ,  a n  d  i n  p  a r t i c u  1  a r ,  e a s il  y  a v  a i 1  a b  1  e - ( an d 
easily  disposable)  small  work  spaces  for  new  starts.  It  was 
also  felt  that  it would  be  of  benefit  to  co-operatives  if they 
were  grouped  tagether  in  a  physical  or  geographical  area,  along 
with  the  CDA.  This  would  provide  mutual  support  as  well  as 
close  help  from  the  CDA,  and  enhance  the  possibilities  of 
inter-trading  between  co-operatives." 
Over  fl20,000,  raised  from  inner  city  •rartnership•  money  (money 
deri ved  from  the  Inner  Urban  Areas  Act  1978)  has  been  earmarked  for  thi s 
project. 
The  Grea ter  London  Enterpr i se  Board  recogn i s i ng  the  i mportance  of 
these  projects,  is  deve1oping  the  idea  of  a  "co-op  zone"  primarily  for 
manufacturing  co-ops  "a  manufacturing  equivalent  of Bradbury  Street  .. 29  which 
is  primarily  for  retail  co-ops.  Using  its Area  and  Property  Division  as  the 
I 
promot i ng  agent  GLEB  sees  the  deve l opment  of  such  a  zone  as  important 
because: 
"The  creati  on  of  a  co-op  zone  woul d  strengthen  those  co-ops 
operating  there  through  inter-co-op  trade  open  up  opportunities 
for  reducing  overheads,  through  shared  facilities.  it  would 
also  provide  a  ready  made 
1live  exhibition•  of  the  benefits  of 
worker  co-operatives  and  the  range  of  goods  and  Services  they 
have  to  offe~  ... 30 
Out  of  London  the  availability  of  money  through  Inner  City  Partnership  is 
more  restricted  and  a  different  approach  has  been  adopted.  This  involves 
the  development  of  self-help  initiatives,  bringing  groups  of  businesses 
(some  co-ops,  some  not)  tagether  to  purchase  or  lease  and  convert  premises 
for  their  own  use  which  are  then  co-operatively  managed. 
11Turtles
11  in  Selly 
Oak,  Birmingham  is  an  example,  describing  itself as 
"A  co-operatively  run  building  providing  homes  for  independent 
businesses  including  a  whole  food  shop,  a  bazaar  section,  a 
workshop  providing  joinery,  building  and  decorating  services 
and  a  motor  body  repair  service.  There  is  one  room  available 
for  community  use". 
A similar  project  has  developed  in  Oxford,  the  Old  Bakehause  Trust,  so  named 
after  a  building 
11 Squatted"  by  the  faunder  group  who  were  associated  with - 359  -
'Friends  of  the  Earth•,  which  was  an  empty  bakery.  Converted  by  the  group 
it  provided  10  small  workshops  and  has  sinc~  expanded  and  moved  on  to  two 
s i tes  wi th  21  peop 1  e  emp 1  oyed  in  seventeen  work shops  as  sma 11  bus i nes ses, 
single  craftsmen  or  women  and  co-operatives.  Democratically  constituted, 
the  bui1dings  are  managed  by  the  people  who  work  in  them. 
5.  The  role  of  government 
All  the  foregoing  has  assumed  that  the  development  of  a  co-operative 
sector  in  the  UK  economy  is  either  ignored  or  viewed  as  a  very  low  priority 
by  centra  1  government.  It  goes  wi thout  sayi ng  that  seri ous  government 
commitment  to  the  development  of  a  co-op  sector  would  however  have  a 
significant  impact.  While  all  parties  pay  lip  service  to  a  greater  or 
lesser  degree  to  the  benefits  of  co-operation  the  Labour  Party  seems  the 
most  likely to  do  some  if elected,  if only  because  of  pressure  from  so  many 
labour-controlled  local  authorities  who  are  already  involved  in  co-operative 
promotion.  A Labour  Party  discussion  document31  on  workers  co-ops  developed 
a  number  of  institutional  and  legislative  proposals  to  encourage  a  stronger 
workers  co-op  sector.  These  i nc 1  uded  the  sett  i ng  up  of  a  Co-operative 
Investment  Bank  as  a major  new  source  of capital  reserved  for  co-operatives, 
a  statutory  right  for  a  workforce  to  convert  their enterprise  into a  workers 
co-op,  subj ect  to  the  consent  of  the  government  through  a  Co-operative 
Development  Advisory  Board,  and  a  number  of  budgetary  and- fiscal  changes. 
These  include  Capital  Gains  Tax  and  Capital  Transfer  Tax  exemptions  for  the 
vo 1  untary  convers i on  of  convent i ona 1  compani es,  re-estab  1  i shment  of 
Corporation  Tax  advantages,  and  Income  Tax  relief  on  money  borrowed  by 
members  to  invest  in  their  enterprises.  Additionally  an  expanded  role,  and 
the  financial  support  to  do  it, for  the  national  CDA,  in 
assoc i at  i on  wi th  a  comprehens i ve  network  of  1  oca 1  CDA •  s  i s  advocated.  A 
"Worker  Co-op  Charter"  i s  expected  to  be  1  aunched  by  the  Labour  Pary  in 
April  1985.  This  is  likely to  consolidate  and  extend  these  policy  proposals 
as  the  cl imate  of  support  for  workers  co-ops  has  become  more  favourabl e 
since  the  publication  of  the  discussion  document  in  1980. - 360  -
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Chapter  4  The  development  of  an  independent  co-operative  sector 
Introduction 
As  the  prev i ous  chapter  i ndi cated,  there  i s  a  1  ong  way  to  go  before 
the  support  structures  for  the  creation  of  an  independent  co-operative 
sector  is  in  place,  though  parts  of  that  structure  are  now  being  deve1oped. 
The  creation  of  a  support  structure  needs  to  be  complemented  by  the 
independent  development  of  linkages  between  co-ops  themse1ves.  This  chapter 
examines  progress  made  in  this  direction,  and  the  reactions  of  conventiona1 
companies  to  a  co-operative  presence. 
1.  The  potential  for  the  development  of vertical  integration  through  sector 
strategies 
Perhaps  the  area  of  greatest  potential  for  the  development  of  a 
thriving  co-operative  sector  would  be  the  creation  of  c1ose  trading  links 
between  worker  (producer)  co-ops  and  the  traditional  retail  co-op  movement. 
The  retail  co-op  movement  has  been  in  existence  for  over  140  years,  and  with 
a  combined  annual  turnever  of  over  f3,000m  per  annum  is  still  Britain•s 
bi ggest  s i ngl e  reta i l  trader,  though  Sa i nsburys  overtook  the  co-op  in  the 
f o  o  d  t r a  d  e  f o  r  t h  e  f i r s t  t i me  i n  19 8  2  •  Ho we ver  f o  r  h  i s t o r i c  a  1  r e  a so n  s  t h  e 
retail  movement  has  preferred  to  use  its  own  factories  for  the  manufacture 
of  many  of  its  goods,  and  this  function  has  been  co-ordinated  by  the 
Co-operative  Wholesale  Society,  founded  in  1862.  There  are  a  few  isolated 
examples  of worker  co-ops  selling  to  individual  retail  societies,  but  apart 
from  the  .. competition  with  our  own  co-operative  factories  ..  argument,  the 
retail  movement  has  been  unwilling  in  general  to  trade  with  workers  co-ops 
largely  on  the  grounds  that  they  are  unable  to  produce  in  the  quantities 
required  to  serve  the  movement.  The  CAG  (1984)1  report  comments, 
.. A  hand fu l  of  co-operatives  do  se 11  to  the  con sumer 
co-operative movement,  but  the  proportional  value  of  such  trade 
in  relation  to  the  total  trade  of  co-operatives  as  a  whole  is 
on  the  decline ... 
The  only  sector  where  vertical  integration  amongst  co-ops  seems 
possible  is  the  wholefood  sector.  According  to  an  unpublished  report  by  the 
Co-op  Advisory  Group2  for  the  Greater  London  Enterprise  Board,  on  the 
wholeföod  sector  of  the  food  industry  in  London,  some  12%  of wholefood  shops 
are  co-ops,  but  this  figure  is  declining  as  the  number  of  wholefood  co-ops 
is  static while  the  market,  and  number  of  outlets  is  increasing  rapidly.  In - 363  -
1973  turnover  from  retai l  outl ets  was  130m.  By  1984  thi s  had  ri sen  to 
1220m.  C.A.G.  reckon  that  the  market  for  wnole  and  health  foods  is  growing 
at  20-25%  per  annum.  The  whole  sector  is  expanding  rapidly  with  35%  of 
Britain's  1.1  million  vegetarians  aged  under  25,  the  media  giving  increasing 
prominence  to  everything  from  the  dangers  of  factory  farming,  pesticides  and 
environmental  pollution,  to  the  links  between  certain  kinds  of  diet  and 
hea l th,  and  vegeta ri an  cook i ng.  Some  shops  such  as  organi c  food  shops  in 
London  have  seen  a  five  fold  increase  in  turnover  in  the  past  twelve  moriths, 
However  th i s  i s  mai n  l y  from  a  very  l ow  base.  Per  capi ta  con sumpt i on  of 
yoghurt  in  France  and  Germany  for  instance  is  still  five  times  that  in 
Britain. 
Almost  all  the  14  co-ops  in  London  are  retailers,  though  three  also 
manufacture,  and  one  distributes  nationally other co-ops  also wholesale. 
However  t he i r  proport i on  of  t he  tota  1  in  each  sector  i s  re 1  at  i ve l y 
small.  Amongst  wholesalers  Suma,  based  in  Leeds  is  the  largest  co-op 
suppl yi ng  who 1  e  food  shops  from  Derby  to  the  Scott  i sh  borders.  Suma  has  a 
turnover  of  over  13m  per  annum,  24  staff,  and  over  1300,000  worth  of  stock 
in  their  three  storey  premises  in  Leeds.  Amongst  the  distributors, 
Wholesome  Trucking  based  in  London  serves  over  forty  retail  outlets  in 
London  and  the  south-east,  and  a  new  distributor  Nut  Trucks  serve  a  similar 
number  in  London. 
The  wholefood  coops  in  London  are  overwhelmingly  retailers  but  almost 
all  of  them  have 
11 Side  line  activities  .. ,  running  bakeries,  cafes  or 
restaurants.  Sometimes  other activities are  combined  too,  such  as  wholefood 
retailing  plus  a  cafe  and  bookshop.  A  small  number  are  involved  in 
additional  activities  such  as  typesetting.  One  co-op  in  London  is 
vertically integrated  doing  flour milling  baking  and  retailing  ('Neals  Yard' 
in  Covent  Garden).  However  creating  an  integrated  co-operative  economy  is 
not  necessarily  a  very  high  priority  for  many  co-ops,  not  least  in  this 
sector,  while  wholefood  co-ops  share  common  objectives,  promoting  the 
consumption  of  wholefoods  by  making  them  available  to everyone  at  reasonable 
prices,  and  creating  a  democratic  work  environment,  as  Table  10  below 
i ndi cates,  many  have  other  obj ect  i ves,  and  economi c  success  i s  not  the 
single prime  goal  of  any  of  them. - 364  -
TABLE  10  OBJECTIVES  OF  CO-OPERATIVES 
Encouraging  consumption  of wholefoods 
Creating  domestic  employment 
Supporting  local  community  groups 
Spiritual  development 
Creating  jobs  for  warnen 
1)  Several  gave  more  than  one  response 
Source:  CAG  (1984b) 






CAG's  report  recommends  that  the  GLEB  institute  a  sector  strategy  for  the 
wholefood  sector  of  the  food  industry  in  London.  Arguably  it  is  the  only 
one  where  co-ops  have  a  sufficient  presence  in  all  its  aspects  to  make  this 
a  possibility.  The  only  other  area  where  co-ops  have  been  significant 
.. market  leaders  ..  has  been  in  the  field  offeminist  pub1ishing.  However 
while  co-operative  feminist  publishing  houses  remain  important,  others 
(e.g.  Virago)  have  been  bought  up  by  the  giants  of  the  trade  or  the  major 
publishers  have  instituted their  own  labels.3  Certainly the  CAG  researchers 
see  the  wholefood  sector  going  the  same  way  very  soon  if  a  sector  strategy 
is  not  adopted  quickly  by  the  GLEB.  They  argue  that: 
.. Growth  in  the  UK  health  and  wholefoods  market  has  followed  a 
pattern  set  by  the  United  States.  A decade  ago,  we  were  15 
years  behind  the  US  in  our  consumption  of  whole  and 
hea1thfoods.  Today  that  gap  has  contracted  and  the  situation 
in  the  UK  is  much  as  it  was  in  the  US  in  1979.  The  big 
compani es  are  geari ng  up  to  take  advantage  of  the  new  mass 
interest  in  a  healthy  diet.  We  be1ieve  that  GLEB  now  has  the 
opportunity  to  provide  crucial  one-time  support  to  small 
wholefood  businesses  committed  to  improving  the  UK  diet  and  to 
commercial  success.  In  doing  so,  GLEB  will  create  jobs,  boost 
the  London  economy,  and  provide  a  commercial  counter  balance  to 
the  power  of  .the  food  giants.  Two  years  from  now  we  believe 
thi s  opportunity  wi 11  have  passed  because  the  market  wi 11  have 
been  exploited  by  the  giants ... 4 
Arguing  that  the  rate  of  growth  in  this  sector  can  expect  to  continue 
at  20-25%  per  annum,  the  job  creation  potential  in  terms  of  new  shops  alone 
would  amount  to  200  new  jobs  a  year,  with  perhaps  a  further  100  from  the 
growth  of  existing  shops,  and  that 
11 timely  supportwill  have  a  big  impact  .. , 
with  the  resources  needed  to  improve  efficiency  and  finance  expansion  being 
relative1y modest. - 365  -
2.  Intertrading  amongst  co-ops 
Bearing  in  mind  the  almest  complete  absence  of  any  kind  of  co-op 
11 presence
11  in  all  sectors  with  the  possible  exception  of  the  whole  food 
market,  the  opportunities  for  intertrading  amongst  co-ops  are  inevitably 
small,  though  the  deve1opment  of  such  a  trend  cou1d  be  important  in  terms  of 
ensuri ng  the  greater  economi c  and  tradi ng  stabi 1  i ty  of  co-ops.  The  CAG 
report  identifies  the  extent,  and  the  problems  of  development  quite  clearly 
stating: 
11 lntertrading  amongst  co-operatives  does  not  seem  to  be 
important.  Two  thi rds  of  co-operatives  don •  t  se  11  to  other 
-co-operatives  at  a11.  Intertrading  accounts  for  ha1 f  or  more 
of  the  va1ue  of  annual  sales  amongst  on1y  3%  of  them  ••• 
A number  of  co-operatives  report  that  they  woul d  1  i ke  to  buy 
more  from  other  co-operatives.  Their  biggest  problern  in  doing 
so  is  not  knowing  what  can  be  supp1ied  from  which  enterprises 
in  the  sector  ... 5 
The  fact  that  as  many  as  3%  of  co-ops  do  over  50%  of their trade with 
other  co-ops  is  in  itself  a  surprise,  and  probably  relates  to  wholefood 
who1esalers  dealing  with  co-operative  retai1ers,  and  perhaps  co-operative 
printers  dealing  with  other  co-operative  and  community  print  jobs. 
Nevertheless  as  most  co-ops  see  themselves  as  part  of  a  wider  movement  for 
social  transformation  in  some  way,  and  not just businesses  out  to make  money 
the  desire  to  trade  with  other  co-ops  does  exist.6  Lithosphere,  a  1arge 
printers  in  Centra1  London  don•t  have  a  formal  policy  but  do  try  to  put  work 
the  way  of other  co-ops. 
11Because  we  have  a11  departments  here  the  only  thing  we  do 
outside  i s  we  use  a  co-operative  when  we  send  stuff  out  on  a 
bi ke  [i • e.  motorb i ke  di spatch  ri ders],  and  there  i s  a  co-op 
wi th  a  van  when  we  have  a  1  ot  of  stuff  to  send  out,  but  i t 
doesn •  t  work  on  other  1  eve 1  s,  for  examp 1  e  there  i s  no  co-op 
paper  merchants ... 7 
Another  co-op  in  London  a  1  so  makes  attempts  to  trade  wi th  other 
co-ops.  Brenco  Engineering  in  Brent  are  very  positive  about  using  other 
co-ops: 
11 We  are  always  looking  for  other  co-ops,  all  of  our  printing, 
our  letter heading  was  all  done  by  Adept  Press  which  is  another 
co-op  around  the  corner.  All  of  our  labels which  we  put  on  our 
jacks,  these  were  done  by  Fly  Press  in  Brixton.  To  explain 
something  on  the  telephone  to another  co-operative,  they  knwq  a 
great  many  of  the  problems  that  you•ve  been  faced  with  in  the 
past,  and  its  a  great  asset  to  be  able  to  tal k  to  each  other 
knowing  that  the  background  of  your  business  is  of  a  similar 
nature ... 8 - 366  -
In  both  cases  however  there  i s  more  good  will  than  real i ty,  tradi ng 
with  other  co-ops  is  in  areas  which  are  quite  marginal  to  the  real  business 
I 
of  the  co-op.  In  some  parts  of  the  country  in  limited  sectors  the  level  of 
intertrading  is  higher,  this  is  particularly  the  case  in  building,  priting 
and  cateri ng/who1 efoods,  otherwi se  co-ops  at  thi s  stage  are  too  i sol ated 
both  geographically  and  sectorally.  A  number  of  local  CDA's  have 
I 
endeavoured  to  do  something  to  overcome  this  by  the  production  of  local 
co-op 
11 trade  directories  .. ,  for  instance  in  the  West  Midlands,9  North,lO  and 
other  parts  of  the  country,  and  in  a  few  cases  by  using  posters  with  small 
boxes  advertising  the  products  or  services  of  local  co-ops  with  the 
exhortation 
11 USe  your  local  co-op
11
,  but  these  have  as  much 
educational/promotional  effect  as  real  impact  on  patterns  of  trade. 
3.  Trade  Federations 
The  development  of  co-operative  trade  federations  either  by  the  co-op 
themselves,  or  in  conjunction  with  co-operative  support  organizations  is 
another  element  in  the  creation  of  an  independent  co-operative  sector.  GLEB 
has  been  involved  in  the  creation  of  a  London  Co-operative  Printers 
Association.  Involving  four  of  the  larger  co-operative  printers  in  London 
the  LCPA  describes  itself as  being  set  up: 
11With  the  explicit  aim  of  enabling  the  larger  customer  •••  to 
benefit  from  the  special  advantages  of  dealing  with 
co-operatively owned  printers ... 
They  promote  themselves  as  providing  comprehensive  service,  experience 
bei ng  respons i ve  and  responsi b  1  e,  .. Every  worker  who  handl es  your  work  i s  a 
responsible  worker-director  dedicated  to  meeting  the  customer's  needs  and 
COITTTlitted  to maintaining  quality  on  every  job ... 
A  London  Association  of  Energy  Co-ops  is  now  in  the  process  of 
formation.  This  is  a  group  of co-ops  concerned  with  energy  conservation  and 
is  linked  to  LEEN  (London  Energy  and  Employment  Network).ll 
Nationally  three  trade  federations  exist,  the  Northern  and  Southern 
Federations  of  Wholefood  Collectives,  and  a  Federation  of  Radical 
Booksellers.  Suma  were  instrumental  in  the  creation  of  the  Northern 
Federation.l2  This  is  now  operating  by  imposing  a  voluntary  levy  on  the  shop 
takings  of  individual  retail  outlets  which  raises  some  f7,000+  p.a.  from  50 
shops.  The  money  is  used  to  finance  joint  promotion  efforts.  The  Southern 
Federation  has  establ ished  a  transport  co-op  and  has  lent  money  to  member 
c  o -o  p  s  w  h  e n  n  e  e  d  e  d •  Th ey  c  o  mm e  n  t 
11 we  s e  e  t h  i s  a  s  t h  e  b  e  g  i n  n  i n  g  o  f  a  n  ew 
so c i a  11 y  a  w  a r e  c  omme r c  e ...  The  Federation  of  Radical  Booksellers  is  not - 367  -
exc1usive1y  confined  to  co-ops,  and  it  has  over  50  members,  bockshops  and 
d  i s tri  b  u  t o  r s  w  h  o  a  i m  " t o  promote  t h  e  d  i s t r i b  u  t i o  n  o  f  a  w  i d  e  rang e  o  f 
non-sexist  non-raeist  1iterature  committed  to  radica1  socia1  change ...  The 
main  forum  for  discussion  and  common  action  are  conferences  he1d  3-4  times  a 
year  throughout  the  country.  A regular  newsletter  is  also  produced. 
4.  The  role of the  public  sector 
If  co-operatives  are  to  produce  socia1ly  useful  goods  and  services 
then  the  latent  demand  for  them  needs  to  be  re l eased.  The  purchasi ng 
po1icies  of  1oca1  authorities  and  other  public  bodies  can  play  a  big  part  in 
this.  The  impact  of  1ocal  authorities  in  terms  of  their  purchases  can  be 
enormous,  ranging  as  they  do  over  a  huge  spectrum  of  services  provided  by  a 
loca1  authority.  Frequent1y  council  purchasing  is  chaotic  with  little real 
po1icy  guiding  the  ways  in  which  large  amount  of  money  are  spent.  The  power 
of council  purchasing  can  be  demonstrated  when  a  council  such  as  the  G.L.C. 
implements  a  series  of  guidelines  for  companies  that  it purchases  from,  and 
sets  up  a  contract  compliance  unit,  which  has  caused  a  political  storm. 
The  London  Co-operative  Trade  Fair  in  February  1984  included  a  session 
on  public  sector  purchasing  from  co-ops  ("public  sector  purchasing:  widening 
the  scope").  A reportl3 commissioned  by  the  GLC  into the  reaction  of  buyers 
at the  Co-ops  '84  Fair  revealed  that  what  they  expected  of any  supplier  was 
competitive  price,  reliability  and  continuity  of  supply,  followed  by  quality 
and  good  serv i ce.  However  buyers  were  concerned  that  de 1  i veri es  shou 1  d  be 
made  wi thi n  agreed  t i mes,  and  thi s  i s  l i nked  to  the  need  for  adequate 
production  capacity  and  flexibi1ity  adapting  to  contingencies.  Perceptions 
of  co-operatives  still  tend  to  be  negative  mainly  because  they  are  seen  as 
being  likely  to  be  unable  to  supply  on  a  large  scale,  and  as  being 
inflexible.  The  report  comments: 
"The  pub 1  i c  sector  tends  to  have  more  reservat i ons  about  the 
ability  of  co-operatives  to  supply  and  service  their  needs 
efficiently,  and  advertisig  to  this  sector  should  set  out  and 
stress  that  the  perceived  problems  do  not  exist,  or  that  they 
can  be  readily  overcome ... 
Loca l  authori ty  and  other  pub l i c  sector  custom  has  the  advantage  of 
large  orders  and  regular  throughput  of work,  but  can  also  cause  problems  for 
co-ops.  Contracts  placed  for  po1itical  reasons  can  be  withdrawn  suddenly  if 
a  council  changes  hands,  and  becoming  dependent  on  one  major  supp1ier  needs 
to  be  avoi ded,  cuts  in  a  budget  coul d  bankrupt  a  co-op  overni ght.  In - 368  -
reality  there  is  no  evidence  to  suggest  that  public  sector  purchasers  from 
co-ops  are  of  any  particular  significance  at  the  moment.  The  opportunities 
for  councils  to  give  work  to  co-ops  do  exist,l4  especially  as  co-ops  are 
likely  to  be  able  to  tender  most  successfully  for  smaller  and  more 
specialist  contracts15,  the  very  ones  that  councils  will  have  least 
political  difficulties  about  awarding  as  below  certain  limits  tendering  is 
not  required,  and  in  some  cases  the  particular  product  or  service  required 
is  not  available  elsewhere.  Same  idea  of  the  possible  scale  of  public 
sec t o  r  p  u  r c h  a  s i n  g  however  i s  g  i v  e  n  b  y  t h  e  f a  c  t  t hat  o  n  e  a  u  t h  o  r  ·; t y  t h  e  G  L  C 
has  a  food  purchasing  consortium  supplying  food  for  school  meals, 
meals-on-wheels,  and  local  authority  canteens,  which  buys  over  120m  of  food 
annually. 
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Chapter  5  Is  there  an  alternative  economy? 
In  many  ways  the  question  of  the  existence  of  an  'alternative' 
economic  sector  is  bound  to  be  one  of  the  most  impressionistic  elements  in 
any  examination  of  a  UK  co-operative  economy.  Statistics  are  not  designed 
to  pick  up  and  quant i fy  such  a  concept.  However  there  are  straws  in  the 
wind.  Certainly  the  comments  made  by  public  sector  buyers  about  co-ops  in 
the  last  section  indicate  in  a  negative  way  that  they  think  there  is  an 
alternative  economy,  unprofessional,  marginal,  erratic 
1 
though  this 
perception  is  changing  gradually.  Co-ops  in  the  public  mind  are  certainly 
"different",  though  whether  this  can  be  said  to  be  a  positive  difference  is 
much  more  debatab  1  e.  The  experi ence  of  the  "Tony  Senn"  co-ops  in  the 
1970's,  Meriden,  K.M.E.l  and  Scottish  Daily  News,  tells  us  more  about  "top 
down"  co-op  development,  and  the  importance  of  proper  capitalisation of  such 
ventures,  but  in  the  public  mind  it  says 
11 inefficiency
11
,  "waste  of  public 
money",  .. can't  work ...  This  attitude  is  however  changing.  Although  111_edia 
I 
coverage  of  those  co-ops  was  undoubtedly  hostile,  possibly  because  of  the 
personality  and  politics  of  Tony  Senn  himself,  media  coverage  of  co-ops 
these  days,  especially  in  local  papers  is  much  more  favourable.  Co-ops  are 
newsworthy  again  especially  when  they  create  or  save  jobs-andin  that 
context  are  portayed  in  a  positive  light.  So  much  so  that  the  CAG  study2 
reports  that  "free  media  coverage  was  a  major  source  of  new  orders  for  13% 
of  all  co-operatives"  in  their  survey.  Their  newsworthyness  is  at  least 
partly based  an  the  fact  that  journalists  do  see  them  as  "different".  WHile 
the  media  may  have  a  more  positive  view  of  co-ops  these  days,  co-operators 
themselves  seem  to  be  concerned  that  the  "alternative"  label  can  do  them 
harm  in  the  market  place,  correctly  perceiving  the  prejudices  of  public 
sector  buyers,  and  thei r  counterparts  in  the  private  sector.  To  overcome 
this  prejudice  very  few  co-ops  use  the  term  "co-op"  or  "co-operative  ..  in 
thei r  trading  name.  It  is 
11 Lithosphere  .. ,  "Srenco  Engineering",  or  "The  Lake 
School  of  English  ... 
lt  is  interesting  to  note  that  no  agricultural  co-ops  in  Sritain  use 
the  ward  'co-operative'  in  their  title  either  and  that  the  Co-operative 
Permanent  Suilding  Society  changed  its  name  to  the  Nationwide  Building 
Society  about  twenty  years  ago.3 - 371  -
While  co-ops  generally  avoid  discrimination  against  them  as  co-ops  by 
doing  this,  it  doesn't  enable  them  to  breal<  down  the  prejudices  that  all 
small  businesses,  as  small  businesses  suffer  from.  Although  there  is  much 
political  support  expressed  for  small  business,  reality  is  that  many  feel 
discrimited  against,  in  terms  of  access  to  finance,  on  credit  terms,  by  way 
of  the  sma ll  or  non-existent  di scounts  on  purchases  they  make  whi l e  thei r 
larger  rivals  thrive as  their bulk  orders  are  more  heavily discounted. 
Co-ops  as  small  businesses  (no  more  than  two  or  three  co-ops  in  the  whole 
country  are  so  big  as  no  longer  to  be  in  the  official  "small  business" 
category)  suffer  from  this too. 
Alan  Taylor4  argues  that  while  there  is  no  co-op  alternative  economic 
sector,  there  ..!2_  a  dri ft  towards  many  co-ops  bei ng  part  of  a  separate 
"social  economy".  He  identifies  this  as  being  expressed  in  for  example 
building  co-ops  working  primarily  for  housing  co-ops  and  housing 
associations,  or  printing  co-ops  doing  jobs  for  community  groups,  voluntary 
groups,  and  political  and  campaigning  groups.5  This  is  borneout  in  the  way 
some  co-ops  project 
material  stresses 
themselves,  for  instance  Lithosphere's  promotional 
its  links  with  new  ideas  saying: 
"We  have  a  rapidly  expanding  clientele  increasingly  drawn  from 
the  new  media,  the  avante  garde  and  the  opi ni on  l eaders  of 
today.  They  have  fresh  ideas,  work  in  new  areas  and  won't  take 
no  for  an  answer.  They  have  the  hi ghest  standards,  and  they 
want  pri nterS- on  thei r  wave l ength." 
This  is  also  expressed  in  the  tendency  of  a  high  proportion  of  co-ops 
to discriminate  in  terms  of  price  and  service towards  certain  social  groups, 
such  as  the  unemp l oyed,  c  1  ai mants,  women  or  ret  i red  peop l e.  F  requentl y 
discounts  are  given  to  UB40  card  holders,  or  organizations  to  which  the 
co-op  is  politically sympathetic.  This  is not  surprising,  almost  all  co-ops 
are  in  business  to· do  more  than  make  money  (indeed  in  some  cases  this  may 
hardly  be  a  consideration  at  all ),  promoting  new  ways  of  working,  providing 
a  service  for  politically  sympathetic  movements  ('greens',  women, 
anti-racist,  internationalist,  gay,  lesbian  etc.),  endeavouring  to  change 
peoples  attitudes  - whether  it be  towards  the  food  they  eat  or  the  relations 
between  men  and  women  in  society  are  all  pretty  central  to  many  working  in 
workers  co-ops.  The  other  side  of  this  coin  is  that  a  significant 
proportion  of  co-ops  potential  customers  are  prepared  to  pay  more  for  their 
service  or  product  knowing  it to  come  from  a  sympathetic  and  "ideologically 
sound ..  source.  Quite  apart  from  keeping  a  co-op  in  business  by  paying  'over - 372  -
the  odds'  many  people  see  this  as  an  import.ant  act  of  solidarity  (perhaps 
they  are  in  well-paid  but  traditionally  organized  employment,  and  see  it as 
a  kind  of  'tax'  they  willingly  pay  to  develop  alternatives),  encouraging  the 
payment  of  full  union  rates  for  a  workplace  and'ensuring  proper  health. and 
safety,  maternity/paternity  leave  etc.  or  enabling  disadvantaged  groups  such 
a s  e t h  n  i c  m  i n  o  r i t i es ,  w  om e  n  o  r  d  i s ab 1  e  d  p  e  o  p  1  e  t o  g  a  i n  an  opportun i t y  t o 
train  to  do  a  new  job  in  this  particular working  environment.  This  tendency 
i s  a  11  the  more  marked  in  certa in  sectors  such  as  the  who 1  efood  market, 
where  increasingly large  numbers  of  people  are  prepared  to  pay  substantially 
more  for  food  that  they  know  has  been  produced  organically,  without  the  use 
of  herbicides,  pesticides  or  chemicals,  or  involving  cruelty  to  animals. 
Precise  figures  of  the  proportion  of  the  population  prepared  to  engage  in 
this  'alternative  economy'  are  difficult  to  come  by  but  5%  of  the  adult 
population  might  be  realistic,  r1s1ng  to  about  15%  in  relation  to 
healthy/non-exploitative  food  stuffs. 
Thi s  •  a  1  ternat  i ve  economy •  i s  by  no  means  confi ned  to  worker  co-ops, 
it  includes  community  groups,  community  co-ops,  community  businesses,6 
socialised  business  ventures,  radical  charities,  arts  groups  of  various 
kinds,  political  pressure  groups,  and  their  trading  arms,  development 
education  groups,  'new  age'  businesses,  alternative  health  practioners, 
community  newspapers,  and  Organisations  linked  to wider  social  currents  such 
as  the  peace  movement.  A number  of  organisations,  networks  and  directories 
have  sprung  up  out  of  this  trend  including  the  Federation  of  Radical 
Booksellers  and  the  northern  and  southern  federations  of  wholefood 
collectives  mentioned  earlier,  and  more  recently  the  London-based 
11Business 
Network .. ,  a  forum.  for 
11 new  age  businesses
11
•  The  Business  Network  for 
example  outlines  its  aims  as  follows: 
"the  aim  of  the  Business  Network  is  to  guide  business  towards 
directions  which  are  alternative  yet  complementary  to 
appropriate  traditional  principles;  and  to  encourage  it  to 
channel  its  human,  financial  and  organisational  resources  into 
progressive  social  change,  balancing  the  practical  with  the 
spiritual." 
Recognising  the  desire  of  like-minded  people  to  create  economic  links 
with  each  other  as  well  as  political  alliances,  anci  indeed  the  strength  of 
the  peace  movement  as  a  social  force,  the  Campaign  for  Nuclear  Disarmament 
instituted  a 
11directory  of  CND  members  firms"  called 
11 Not  the  Yellow  Pages
11 
in  1983.  Open  to  CND  members  to  advertise  their  business,  'Not  the  Yellow 
Pages'  runs  as  a  supplement  in  the  campaign's  monthly  magazine 
11 Sanity". - 373  -
While  this  •alternative  economy•  does  exist,  and  is  gradually 
developing  with  new  initiatives  springing  up  all  the  time,  such  as  recently, 
an  interest  in  socially  responsible  uses  of  money,  the  Salisbury-based 
11Financial  Initiative  ..  is  an  example  of  this,  its  scale  and  impact  remain 
extremely  small.  It  is  most  unlikely  that  any  individual,  let  alone 
organization,  could  obtain  even  a  majority  of  his  or  her  need  entirely 
within  this  alternative  economy.  Its  development  has  however  not  gone 
unnoticed, 
11 The  Guardian  ..  newspaper  ran  a  series  entitled 
11 The  Phoenix 
Economy .. 7  in  January  1985  on  precisely this  subject. 
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Chapter  6  Future  prospects  for  a  co-operative  economy 
The  workers  co-op  movement  in  Britain  has  gained  some  political 
support  and  credibility  over  the  past  seven  or  eight  years  by  skillful 
propaganda  on  its  own  behalf,  some  economic  success,  admittedly  from  a  very 
low  base,  and  being  in  the  right  place  at  the  right time- i.e.  in  a  Britain 
in  the  70's  and  80's  which  is  being  rapidly  de-industrialised  and  with 
steeply  rising  unemployment. 
At  the  moment  there  i s  a  tendency  for  co-ops  to  end  up  in  the  1  ow 
c a p  i t a 1  r e  q  u  i r em e n  t  sec  t o  r s ,  b  u  i l d i n  g ,  t e  e -s h  i r t  p  r i n  t i n  g  an d  t h  e  1  i k  e , 
areas  where  other  people  end  up  too  for  the  same  reason,  making  them  highly 
competitive.  This  is  not  the  place  to  create  a  streng  co-operative 
economy.  Much  depends  an  the  commitment  of  the  state  both  local  and 
national  to  co-operative  development.  The  CAG  report1  suggests  that  with 
the  growth  of  existing  co-ops,  and  the  development  of  new  ones~the  numbers 
lf' 
~nployed  in  workers  co-ops  will  reach  7,500  in  1985  and  25,000  by  1990. 
This  makes  a  lot  of  assumptions  about  continuing  support  for  the  sector. 
Will  Pollard  of  London  ICOM  argues2  that  the  abolition  in  1986  of  the  GLC 
and  other  metropolitan  counties,  major  promoters  of  local  economic 
initiatives,  could  be  a  serious  blow  to  co-operative  development,  cutting 
off  the  provision  of  funds  to  local  CDA's  for  feasibility  studies  and  other 
start  up  money,  and  destroyi ng  the  recent  devel opment  of  worker  co-ops 
amongst  more  economically  marginal  groups  like ethnic minorities  and  women.3 
These  groups  rely  on  co-operative  support  Organisations  for  the  development 
of  their  business  ideas,  and  future  co-op  development  may  well  be  restricted 
to  .. middle  class  ..  groups  who  need  that  support  less.  Clarke  (1984)4  takes 
up  this  point  arguing  that, 
11 The  'typical'  member  of  the  urban  working  class  is  no  langer  a 
skilled  toolmaker  in  a  car  factory  waiting  in  anticipation  for 
the  nationalisation  of  the  engineering  and  vehicle  industry. 
The  'typical'  member  of  the  urban  working  class  is  a  young/old 
member  of  an  ethnic  minority,  female,  unemployed  - or  in 
i rrmi nent  danger  of  becomi ng  unemp l oyed,  and  for  her 
co-operatives  are  a  relevant  alternative  holding  out  one  hope 
of  fulfilling work ... 
In  this  context  the  question  of whether  workers  co-ops  are  separate  from,  or 
incorporated  within  the  wider  capitalist  economy  seems  rather  beside  the 
poi nt.  As  a  sector  they  are  too  sma 11  for  the  wider  economy  to  ei ther - 375  -
notice  or  care.  Their  role  within  the  capitalist  economy  is  certainly  of 
i nterest  to  the  workers  themse 1  ves  and  to  the  promoters  of  co-ops  but  as 
Lockett5  points  out  two  views  of  co-operation  can  be  held  by  different 
groups  within  the  movement  without  either  clearly  being 
11 right
11  or 
11Wrong ... 
He  argues  that: 
11Taking  the  incorporation  view,  certain  key  theories  can  be 
identified  which  are  generally  held,  more.or  less  explicitly, 
including: 
(i)  increased,  or  comparable,  potential  efficiency  is 
poss i b  1  e  in  worke rs •  co-operatives  compa red  wi th 
capitalist enterprises,  as  a  result of 
(ii)  participation  in  ownership  some  managerial  decision-making 
leading  to  greater  satisfaction,  commitment  and 
motivation,  and 
(iii)  this  participation  not  interfering  significantly  with  the 
ex i stence  of  manageri a 1  author i ty  in  the  operat  i ons  of 
the  enterprise. 
On  the other  hand,  the  transformation  view  depends  on  theories  that: 
(iv)  it  is  possible  for  co-operatives  to  survive  within  a 
capitalist  environment  with  a  lasting  change  in  power 
relationships  within  the  Organisation,  tagether with: 
(v)  the  experience  of  co-operatives  radicalising  the  workers 
involved,  as  well  as  having  similar  effects  amongst 
others  not  directly  involved ... 
It  depends  on  the  viewe~s  standpoint  as  to  which  of  these  views  is 
adopted,  with  a  number  of middle  positions  also being  possible. 
None  of  this  is  an  argument  against  the  development  of  a  co-operative 
sector,  although  Clarke6  argues  that  its  significance  in  terms  of  a  policy 
of socialist transition  is  short  term.  He  concedes  that while  in  the  context 
of  the  weakness  of  other  socialist  alternatives,  the  developing  interests 
and  experience  in  producer  co-operatives  in  many  countries 
11 invest  in 
co-operatives  a  new  re  1  evance  as  one  means  to  concret  i ze  a  t rans i t i ona l 
strategy  ...  He  nevertheless  considers  that: 
11Contro l  of  the  commandi ng  hei ghts  of  western  economi es  wi 11 
have  to  wrested  from  the  hands  of  capital  by  political  means, 
and  then  subject  to  socialising  strategies  in  which,  although 
democratic  management  should  be  a  priority  co-operatives  will 
have  1  i tt  l e  p  l ace  due  to  the  sca l e  and  importance  of  the 
services  and  industries  concerned.
11 
Whether  thi s  turns  out  to  be  true  or  not,  in  the  shorter  term  the 
creation  of  a  co-operative  sector  is  a  worthwhile  enterprise. 
There  is  a  wide  measure  of  agreement  on  what  are  the  most  important 
areas  where  support  has  to  be  developed  to  promote  a  co-operative  economic 
sector.  Clarke  argues  that  minimally  a  number  of  vital  co-operative 
Services  need  to  be  provided;  banking  and  investment,  management - 376  -
consul tancy,  research  and  devel opment,  techni ca 1  resources  and  market i ng 
services. 
11 Also  essential  is  the  conmitment  of  socialist  political  parties 
to  sustain  and  expand  co-operative  enterprises ...  These  views  are  echoed  by 
the  Greater  London  Enterprise  Board,  who  itemise  access  to:  capital, 
markets,  skills  including  management  expertise,  consultancy,  and  training 
opportunities,  and  political  will.7  Cornforth8  argues  that  an  integrated 
co-operative  sector  is  much  more  likely  to  survive  if  these  strategies  are 
adopted  because: 
.. First,  mutual  support  and  aid  will  decrease  the  dependence  of 
co-operatives  on  an  essentially  hostile  capitalist 
environment.  Secondly  that  co-operatives  will  be  able  to 
ach i eve  some  of  the  economi es  of  sca 1  e,  and  some  degree  of 
horizontal  and  vertical  integration  that  large  capitalist 
companies  achieve  without  individual  co-operatives  growing  so 
large  that  their democracy  is  undermined ... 
Practical  experience  from  the  successful  co-operative  movements  in 
Italy and  Mondragen  Spain  lend  support  to  these  arguments,  and  the  policy of 
the  Wales  TUC  for  substantial  job  creation  through  building  a  sector  of 
interlinked  co-operatives  drawing  on  common  resource  centres  and  investment 
funds  is  strongly  influenced  by  these  examples,  attempting  to  establish  at 
the  regional  level,  "archipelagos  of democratically organised  enterprises.
11 
Certainly  in  the  short  term  the  producer  co-op  form  seems  to  be 
ideally  suited  for  small-scale  service  based,  labeur-intensive  industries 
such  as  agriculture,  crafts,  retailing,  printing,  construction,  media  and 
the  arts.  Clarke9  has  outlined  a  typology  of  industries  and  services  most 
suitable  for  co-operative  development,  which  reveals  both  the  scope,  and  the 
limitations  of  the  develdpment  of  a  co-op  sector.  See  Table  11. - 377  -
Table  11 
TYPOLOGY  OF  INDUSTRIES,  SERVICES  AND  ACTIVITIES  SUITABLE  FOR 
CO-OPERATIVE  DEVELOPMENT 











private  service  sector 
community  based  savings 
light engineering 
micro-computers 
professional  services 
arts/crafts 
recreation 
sports  (e.g.  professional  football  clubs) 
Source:  Clarke  (1984) 
Not  seen  as  possible  for 
co-operative development 
large  scale  production 
capital  intensive technology 
non-divisible  production 
(seen  as  ripe  for  radical 
socialising strategies) 
Nationalised  industries 
public  sector 
(seen  as  ready  for  complete 
overhaul  in  the  direction  of 
more  democratic  management) 
As  this  table  demonstrates,  it would  be  true  to  say  that  the  worker~ 
co-op  sector  in  Britain  is  still  very  small,  but  has  potential  for 
substantial  growth  if  resources  are  directed  towards  supporting  it.  This 
paper  demonstrates  that  whi l e  workers) co-ops  are  generally  too  small,  too 
new,  and  too  isolated  both  geographically  and  sectorally  to  make  up  any 
coherent 
11third  sector  ..  in  the  British  economy,  they  can  with  the  help  of 
local  CDA's  and  larger  regional  bodies  such  as  GLEB  and  the  Wales 
Co-operative  Development  and  Training  Centre,  even  on  their  limited  funding 
and  short  track  record  so  far,  have  some  impact.  There  is  evidence  to  show 
t hat  c  o-o  p  s  w  i t h  t h  e i r  h  e  1  p  a r e  a  t t em p  t i n  g  t o  i n  s  u  1  a  t e  t h  em s  e  1  v  es  a  g  a i n  s t 
some  of  the  vicissitudes  of  the  capitalist  economy,  and  that  although  they 
are  considrably  constrained  by  that dominant  economy  co-ops  are  able  to make 
1  imi ted  choi ces  about  work  processes,  products  etc.  These  choices  and 
constraints  vary  according  to  the  sector  the  co-op  operates  in,  the  more 
they  move  into  mainstream  manufacturing  particularly  labour  intensive 
manufacturing,  the  less  the  range  of  choice,  but  a  small  alternative - 378  -
consciousness  and  economy  does  exist,  one  which  does  not  assume  profit  as 
the  sole  motive  for  business,  but  looks  to  social  needs,  job  creation  and 
preservation,  and  has  a  commitment  to  its  local  community. 
It  is  arguable  that  a  co-op  sector  should  not  get  too  dependent  on  the 
state,  either  at  the  local  or  national  level,  and  the  cso•s  which  are 
largely  or entirely state  funded  may  force  co-ops  to  develop  in  the  way  they 
want.  Certainly  some  of  those  most  closely  involved  in  co-operative 
development  have  expressed  concern  at  the  political  priorities  of  the  GLC 
have  directed  GLEB  into  strategies  that  arenot  necessarily  i-n  the  best 
i nterests  of  co-ops.  The  quest i on  ari ses  about  the  potential  for  the 
development  of  co-op  funded  support  organizations.  Could  worker  co-ops  get 
tagether  to  make  strategic  deci sions  and  then  act  together?  The  model  of 
the  co-operative  retail  movements  mutual  support  organizations  is  at  first 
sight  discouraging,  too  1arge  and  decayed,  bu  the  theory  behind  the  C.W.S. 
and  its  offshoots  could  profitably  be  examined  in  the  context  of  worker 
co-ops.  It  all  depends  on  whether  one  sees  the  interest  of  workers  co-ops 
and  of  the  state  as  being  the  same  in  the  lang  term.  In  the  shorter  term 
such  a  strategy  has  little  mileage  because  of  the  embryonie  scale  of  the 
workers
1  co-ops  sector  in  the  UK  would  preclude  adequate  internal  funding. 
Organizations  like  GLEB  provide  an  important  example  of  the  way  forward, 
combining  local/regional  political  accountability  with  sufficient  size  and 
resources  to  have  an  impact.  The  development  of  regional  co-operative 
support  organizations,  fully  equipped  to  provide  training,  consultancy 
support,  marketing  services,  technical  resources,  access  to  property, 
research  and  development  and  the  ability  to  generate  and  implement  coherent 
sector  strategies,  all  properly  funded  are  a  key  requirement  in  creating  a 
successful  co-opera.tive  economy.  Linked  to  such  regional  cso•s  would  need 
to  be  properly  resourced  and  accountable  co-operative  banking  and  investment 
services.  All  this  presupposes  political  support  at  the  national  level. 
This  is  important,  but  the  activities  themselves  should  be  decentralised  to 
the  regional  level  to  ensure  that  the  co-ops  they  are  intended  for  are  not 
smothered  in  a  bureaucracy  that  is  insufficiently  aware  of  local 
circumstances  to  give  the  appropriate  support,  too  distant,  and  too  large 
for  genuine  accountability. - 379  -
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r~ LA  STRUTTURA  DELLA  COOPERAZIONE  ITALIANA 
CON  RIFERIMENTO  AL 
SETTORE  DELLA  PRODUZIONE  E  LAVORO 
1.  1  PREMESSA 
Nello  seenario  delineato  dalla  erisi del Welfare  Sta-
te  e  dentro  le  pieghe  dei  proeessi  di  deindustrializza-
zione  in atto,  prende  eorpo  e  eonsistenza  in Italia,  la 
tendenza  alla gestione  diretta  dei fattori produttivi, 
attraverso  lo  strumento  eooperativo,  o  altre forme  asso-
eiative.  "  di  fatto,  nelle regioni  meno  favorite  e  in 
preda  al marasma  eeonomieo,  (queste)  eostituiseono forse, 
la  sola  fonte  di  nuova  oeeupazione."  (1). 
Se  si guarda,  in partieolare,  alle  dimensioni  assun-
te  dal  proeesso  di  eonversione  di  preesistenti imprese  di 
eapitale in eooperative,  si puo  affermare  ehe il fenomeno 
ha  aecompagnato  e,  sia  pur  parzialmente  sostenuto,  il vor-
tieoso  proeesso  di erescita delle cooperative  di  produzio-
ne  e  lavoro  italiane. 
Cosicehe,  se  e  vero  ehe  "negli ultimi  einque  anni il 
numero  degli  oecupati nelle cooperative  di  produzione  e 
lavoro  della  C.E.E.  e  quasi  raddoppiato,  passando  da 
290.000  a  540.000  e  il numero  delle  cooperative  esalito 
Note 
(1)  Cfr.  O.C.D.E.  - 1984  - I.L.E.  - (84)  2. - 386  -
da  6.500  a  13.900. 11  (2),  e innegatile il eoneorso  dell'  I-
talia alla  determinazione  della  erescita,  eome  risulta 
dalla  tabella n.1. 
Note 
(2)  Ibidem.  I  dati riehiamati,  del  rapporto  OCDE  (  Organi-
zation  de  eooperation et  de  developpement  eeonomiques)  per 
l'Italia - ehe  e l'area di  massima  eoneentrazione  delle 
cooperative  di  produzione  e  lavoro,  sia  per  numero  di 
soeiet~,  ehe  per addetti  - si riferiseono al1e  sole  coo-
perative aderenti alle eentrali rieonoseiute:  Lega  Na-
zionale Cooperative  e  Mutue(LNCM);  Confederazione  Ge-
nerale Cooperative  Italiane  (CGCI);Assoeiazione  Ge-
-nerale Cooperative  Italiane(AGCI);  Unione  Nazionale 
Cooperative  Italiane(UNCI).  Si  fa  notare  ehe  le ade-
sioni  delle  societ~ di  produzione  e  lavoro  alle  een-
trali cooperative  in Italia,eostituivano al 31-12-84, 
solo il 31,4%  del  totale delle  eooperative  esistenti, 
operanti nello  stesso  settore,eome risulta  dalla  se-
guente  tabella: 
TABELLA  A 
Nill1ERO  DELLE  COOPERATIVE  ADERENTI  E  NON  ALLE  CENTHALI' ISCRITTE  E  NON 
NELLO  SCHEDARIO  GENERALE  DELLA  COOPßRAZIONE.  RIFEHIMENTO:  31-12-84 
PR.LAV.  CONSU.AGRIC.  EDILI.  TRASP.  PESCA.  Niste.  TOTALE 
COOP.ADER.  7251  4204  9926  17549  535  628  4053  44146 
LNCM  3538  2206  2693  5302  215  1"31!  1537  15625 
CGCI  2677  1776  6423  8654  223  422  2140  22315 
AGCI  978  188  628  2539  93  68  295  4789 
UNCI  58  34  182  1054  4  4  81  1417 
NON  Aderenti15814  3883  11596  53852  1442  587  8866  96040 
ISCH.S.G.C.  13716  4905  16062  51427  1055  78o  88'57  96Üo2 
TOT.ARCH.AN.23065  8087  21522  71L1:0 1  1997  1215  12919  140186 387 
TABELLA  N. 1 
DI~~MICHE EVOLUTIVE  DELLE  COOPERATIVE 
DI  PROOUZIONE  E  LAVORO  IN  ITALIA  1988-1983 
A"""'I  AL 
31/12 
I  TOT.COOP. 
I  ESISTENTI 
If\IJICE: 1974=100 
I  VARIAZ.  I  COOP. I SCR.  I  VAR IAZ. 
I  X  I  REG.PREF.  I  Y. 
================:================================== 
1968  7379  I  100.89  I  4258  I  87.572 
=================================================== 
1989  7324  I  100. 14  I  4384  I  90.206 
=================================================== 
1970  7013  I  95.885  I  4370  I  89.918 
=====================================~============= 
1971  6679  I  91.318  I  4626  I  95. 185 
=================================================== 
1972  6428  I  87.886  I  4139  I  85. 165 
=================================================== 
1973  6572  I  89.855  I  4420  I  90.947 
=======:=========================================== 
1974  7314  106  I  4860  I  100 
=================================================== 
1975  7995  I  H~9.  31  I  5377  I  110.64 
========:==============================:=========== 
1976  8572  I  117.2  I  5893  I  121.26 
=================================================== 
1977  I  12040  164.62  I  6696  I  137.78 
=================================================== 
1978  142el7  I  194.24  I  7854  I  161.6 
===:===============:===:============:============== 
1979  16126  I  220.48  I  9ß55  I  186.32 
==========================:======================== 
1986  17880  I  244.46  I  I  2ea.s4 
==:===:============================================ 
1981  19724  I  269.67  I  11203  I  230.51 
=================================================== 
1982  21431  I  293.81  I  12536  I  257.94 
==================:::::============================ 
1983  I  315.35  13716  I  282.22 
=================================================== 
Fonte:  Ministeredel  lavoro  - nostre  elabcrazioni - 388  -
1.2  - LA  CRESCITA  DELLA  COOPERAZIONE  IN  ITALIA. 
Da1la  lettura  della  serie annuale  dei  dati  della  tabel-
la n.  1  si evinee  un netto  ineremento  delle  eooperative 
di  produzione  e  lavoro. 
La  fine  del  prima  quinquennio  degli  anni  '70  puo  esse-
re  assunto  eome  data  di  avvio  di  uno  sviluppo  sostenuto  e 
sostanzialmente  eostante  delle  eooperntive  in  esame. 
Basti,  per  ora,  riehiamare  la  eontemporaneita  eon  la 
quale il manifestarsi  della  prima  crisi petrolifera  ha  ac-
eompagnato  questo  nuovo  fenomeno,determinando  una  inver-
sione  di  tendenza  rispetto agli anni  preeedenti il 1974. 
Pereie  questo  anno  ~  stato assunto,nella nostra anali-
si,eome  anno-base;  per  1a  valutazione  della  intensita ehe 
ha  earatterizzato  la  tendenza  nel medio  periodo. 
Negli  anni  noi  piu vieini  - 1980-1983  :  gli anni  del 
seeondo  shoek petrolifero  - un ulteriore ineentivo alla 
ereazione  di  cooperative  di  produzione  e  lavoro  e venuto 
anche  da  alcune  misure  di  legge,tra  le  qua1i  la  eosidet-
ta  "Visentini bis"  (1),  ehe  ha  facilitato processi  di ri-
eapitalizzazione delle  societa,  portando  i  limiti di  ap-
porto  delle  singole  quote  sociali  da  4  a  40  mllioni  di li-
re  e  ha  garantito una  piu elevata remunerazionedel pre-
sti  to  social.e  •. 
Note 
(1)  Legge  n.  72  del  1983 - 389  -
Un  altro provvedimento  di  indubbio  effetto  e la  pro-
posta  di  legge  "Narcora",  del novembre  1981  (2).  Sebbene  non 
ancora  approvata,  essa,  per  la  qualita  e  l'entita dei benefici 
previsti  a  favore  delle nuove  cooperative  industriali-
tanto  da  essere  considernta  come  punto  di  svolta nell'inter-
vento  dello  Stato  a  sostegno  della  cooperazione  - ha  determi-
nato,  gia  dall'estate dell  •81,  data  della  sua  prospettazione, 
un  "effetto-annuncio",che  ha  operato  quale  motivazione  aggiunti-
va  alla  formazione  di  imprese  autogestite. 
E'stato  come  un  incentivo  ehe  ha  agito  so~rattutto 
sui  lavoratori coinvolti in crisi aziendali,cessazione 
di attivita,  procedure  concorsuali,periquali la  pro-
posta  prevedeva  particolari sostegni finanziari,finaliz-
zati alla  organizzazione  cooperativa. 
Ora,  la  comparazione  del tasso  di natalita  delle  coo-
perative  di  produzione  e  lavoro,  con  quello  di altri tipi 
di  cooperativa,  evedenzia  (vedi  tabeile n.i  2  e  3)  ehe  que--
sto settore ha  manifestato  la maggiore vitalita nell'ulti-
mo  decennio:  a  partire appunto,  dal  1973-74. 
Note 
(2)  D.d.l.n.  3739/Bl:"Misure vigenti  a  salvaguardia  del-
l'occupazione". - 390  -
TABELLA  N.2. 
D It-i=\MICA  DELLA  CONS I STENZA  DELLE 
SOCJETA•  COOPERATIVE  IN  ITALIA  1968-1983 
COOPERATIVE  <ISCRITTE  E  NON  NELLO  SCHED.GEN.DELLA  C00PERAZ10t~) 
ANNI  PR.LAV.  CO~~UMO AGRICOLE  EDILI  TRRSP  PESCA  MISTE  TOTALE 
===================================================================== 
1968  7379  6772  11491  36937  1077  752  3746 




1969  7324  6570  11s2s  37129  1a60  747  3771 




1978  7013  6417  11709  37417  1054  729  3751 




1971  6679  5863  11394  39092  971  717  3758 




1972  6428  5267  11524  35737  946  737  3580 




1973  6572  5293 
x s.5sa87  7.71631 
12211  38817  1149  755  3798 




1974  7314  5404  13025  43364  1235  776  4162 




1975  7995  5583  13731  46545  1259  805  4548 




1976  8572  5667  14123 
X  10.2584  6.78187  16.9014 
48071  1277  837  5614 




1977  12040  6982  16163  59310  1535  941  6531 




1978  14207  7511  17406  62279  1660  1001  7726 




1979  16126  7780 
%  13.4951  6.51073 
18493  65573 
15.476  54.8751 
1746  1065  8712 




tsae  t7sse  790 1  19376 
X  14.2217  6.28445  15.4117 
67781  1824  1129  9832 




1981  19724  8047  2e244  sss77  1886  1177  10813 




1982  21431  ses2  2e973  71136 
%  15.7022  5.89959  15.3666  52.1204 
1866  1196  11790 




1983  23065  8C87  21522  71401  1977  1215  12919  140186 
%  1E.4531  5.7E876  15.3525  50.~?2  1 .4lr27  ~.8SE71  9.21581  ~0~ 
========================================:========:===============:=== 
Fonte:  Mini~tero del  lavoro  - nostre  elaborazioni - 391  -
Si  tenga  eonto  ehe  la  pratiea  della  eaneellazione,eo-
si eome  per  le  soeieta  eommereiali,anehe  per  le eooperative, 
non  e molto  diffusa. 
Ne  eonsegue  ehe  una  eooperativa  iseritta nei registri 
perfettizi  (nello sehedario  generale  della  eooperazione) 
non  sempre  e da  eonsiderarsi una  eooperativa  operante. 
Le  eentrali eooperative  stimano  eome  maggioritarie, 
rispetto al totale delle  eooperative attive,le soeieta 
ehe  ad  esse  aderiseono. 
Alla  fine  del  1983  la  "produzione  e  lavoro"  rappre-
senta,dunque,il  16,4%  del totale delle  eooperative,  a 
fronte  del  9,7%  rilevabile nel  1974,  eome  puo  leggersi 
nella  tabella n.2. 
Le  eooperative  di  produzione  e  lavoro  e  quelle  "miste" 
(eomprendenti,  tra l'altro,  le  banehe  popolari,le easse 
rurali  ed  artigiane  ete.)  sono  i  soli settoriehe vedono 
aumentnre il loro  peso  sul totale delle  societa  cooperati-
ve. 
In  assoluto  e  ,  tradizionalmente,  il settore delle  coo-
perative  di  abitazione  (ehiamate  "edili"  dagli uffici del 
Ministero  del  lavoro,  in ossequio alla  elassifieazione pre-
vista  dall'articolo  13  della  legge  n.  1577  del  14-12-1947) 
a  eostituire la  fetta  piu  ampia  dell'universo eooperativo. 
Anche  queste  ultime  ,tuttavia,vedono  diminuire il loro 
peso  totale,  dal  54  del  1968,  dal  58%  del  1974,  al  51% 
del  1983. 
Se  valutiamo  l~ntit~ dell'incremento verifieatosi tra 
gli anni  1974  - 1983,  notiamo  ehe  le  eooperative  di  produ-
zione  e  lavoro  esprimono il valore  positivo piu marcato:  +  215% 
come  puo  ricavarsi  della  tobella n.3 •• 392 
TABELLA  N.3 
tH~I 01  INCREMENTO  E/0  OECREMENTO  DEI  SETTORI  CDOPERATIVI  1968-1983 
I t-IJ I CE :  19 7 4 =  100 
AN'-1 I  PR. LAV.  CONSUMJ  AGR l COLE  EDILI  TRASP  PESCA  MISTE  TOTALE 
=======================~====================:======================== 
1968  101  125  88  85  87  97  90  91 
===================================================================== 
1969  100  122  89  BS  86  96  91  91 
===:================================================================= 
1970  96  119  90  86  85  94  90 
======================================:============================== 
1971  91  108  87  79  92  90  91 
==============================================:====================== 
1972  88  97  88  82  77  95  86  85 
===================================================================== 
1973  90  98  94  90  93  97  91  91 
=~===================================:=:======:====================== 
1974  100  100  100 
======:=======================:====================================== 
1975  1B9  103  105  107  102  104  189  107 
====:================================================================ 
1976  117  105  108  111  103  108  120  111 
========:=:========================~=====:=========================== 
1977  165  129  124  137  124  121  157  137 
===================================================================== 
1978  194  139  134  144  134  129  186  148 
=:=================================================================== 
1979  144  142  151  141  137  209  159 
==:=======:======:==================~================================ 
1980  244  146  149  156  148  145  236  167 
==:=:=======================================:::::::::================ 
1981  270  149  155  161  153  152  260  175 
==============================================================:====:= 
1982  293  149  161  164  154  154  283  181 
==~==:========================:==========:=========================== 
1983  315  15ß  165  165  180  157  310  186 
===========================================:===~===================== 
Fcnte:  Mi~istero del  lavoro  - no~tre elaborazioni  0 - 393  -
1.3  - L'OCCUPAZIONE  NELLE  COOPERATIVE 
Gli  incrementi verificatisi nella  natalit~ delre  im-
prese,  la  loro  entita,  la  loro  collocazione nel  tempo, 
la  differenza  ehe  ne  caratterizza  l'evoluzione rispetto 
agli altri settori della  cooperazione,  trovano  analoghi 
riscontri,sia  pure  indiretti,  nell'andamento  dell'occu-
pazione. 
I  dati,riportati nella  tabella n.4.  riferiti al nu-
mero  dei  soci,dimostrano  come  l'evoluzione delle  socie-
ta  di  produzione  e  lavoro  abbia  prodotto  una  positiva ri-
caduta  sul piano  dell'impiego  della  forza  lavoro. 
Negli  anni  1979  - 1983  (gli unici per  i  quali  sono  stati 
resi disponibili  i  dati  dall'Archivio  del Ministero  del 
lavoro),  l'occupazione  in  queste  societa  e cresciuta  del 
30%. 
Sono,tuttavia,dati meramente  indicativi della  con-
sistenza  occupativa nelle cooperative,in quanto  si rife-
riscono al numero  dei  soli soci  esistenti al  momento  della 
costituzione della  societa. 
Mancando  rilevazioni sulla  consistenza  degli  occu-
pati complessivi  (soci-addetti  ed  eventualmente  soci  e 
addetti) nelle  imprese  cooperative  "a  regime",  ci si limi-
ta  a  segnalare  uno  schema  riassuntivo,  solo  per gli anni 
1979  e  1983. - 394  -
TAB EL.LA  N. 4 
t~MERO DEI  SOCI  DELLE  COOPERATIVE  RILEVATO  DAGLI  ATTI  COSTITUTIVI 
Af\1'-.ll  1979  E  1983 
A~I PR.LAV.  CONSUMJ  AGRlCOLE  EDILI  TRASP  PES  CA  MISTE  TOTALE 
===========================================:=================:======= 
1979  256901 











521140  2739658 
19  100 
===================================================================== 
1983  336815 
%  11 
383969 
12 
746713  H~10154 





572323  3099956 
l8  100 
=====================~==============================:================ 
Fcnte:  Ministere  del  lavoro  - nostre  elaborazioni - 395  -
1.  4  - DISTRIBUZIONE  TEPRITORIALE  DELLE  COOPEHATIVE  DI 
PRODUZIONE  E  LAVORO. 
ma 
Il mezzogiorno  d'Italia  - ed  e  qui  eompreso il siate-
insulare  - eome  indieano  le tabelle n.i 5,6,7 e tra  le altre 
aree,quella  ehe  registra  i  maggiori  inerementi  sia  per 
numero  dei  soei  ehe  per  quello  delle  cooperative  e  ,  in 
partieolare delle  eooperative  di  produzione  e  lavoro. 
Il fenomeno  puo  essere  eompreso  se  si pensa  ai mar-
gini pid  ampi  esistenti nel meridione,per  l'affermazione 
dell'esperienza  eooperativa  e  autogestionaria.  Esso  va 
eollegato  ad  aleune  peeuliarita ricondueibili alla  gene-
rale  situazione  eeonomieo-istituzionale  del Mezzogiorno: 
- Le  eondizioni  del mereato  del  lavoro. 
Il pid aeeentuato  squilibrio tra  domanda  e  offerta  di 
lavoro  crea  anehe  una  maggiore  domanda  di  eooperazione; 
- Gli  spazi  di  intervento  della  piceola  imprenditorialita. 
Sono,  in gran parte,  determinati  dalle  eeonomie  intersti-
ziali  {"eode  produttive,  eontoterzismo,attivita resi-
duali,  ete.")  e  da  base  barriere  all'entrata nell'atti-
vita  imprenditoriale.  Anehe  se  tutto eio  determina  bas-
si livelli di  produttivita  e  di  effieienza  media  del tes-
suto  delle  imprese; 
- La  politiea qell'intervento straordinario. 
I  vantaggi  offerti dagli  interventi  di  sostegno  finan-
ziario,  o  sotto  forma  di  ineentivi reali  (servizi alle 
imprese),  o  ,aneora,  in infrastrutture;  e,  infine,  le 
partieolari agevolazioni  tributarie  e  tariffarie,eoneor-- 396  -
rono  a  determinare  un  sistema  di  eonvenienze  ehe  abhat-
te  numerose  voei  di  eosto.  Un  ulteriore risultato del-
l'intervento straordinario sulle strutture eooperative, 
~  eostituito dall'effetto indotto  dalre politiehe delle 
eommesse  e  dei  lavori pubbliei. 
Tuttavia,la crescita del  fenomeno  nelre  regioni  meno 
sviluppate  va  anche  ricondotta  ai piu aeeentuati riverbe-
ri ehe  la crisi ha  qui  prodotto:  segni manifesti  di  que-
sta  sono  stati,  in prima  luogo,  il blocco  pressoehe  assolu-
to  di  nuova  oceupazione  e  l'espulsione  dai  processi  produt-
tivi di  decine  di  migliaia· di addetti. 
Cosicche,  nel meridione,piu  ehe  altrove,la  coope-
razione,  laddove  ha  atta~hito,  ha,  in primo  luogo,inte-
so  svolgere  la  specifiea  funzione  di  tampone  anticrisi. - 397  -
TABELLA  N.  5 
COOPERATIVE  DI  PRODUZIOt~ E  LAVORO  DIVISE  PER  AREE  E  COHPARAZIONE  CON  I 
TOTALl  DELL'UNlVERSO  COOPERATlVO  NEGLI  At~I  1979  E  1983 
At..J'..JI  AREE  N.COOP.  TOT.COOP.  % COOP.  SOCI  COOP  TOT  SOCI  /.  SOCI 
PROD.LAV.  PROD.LAV  PROD.LAV.  COOP.VE  PROD  LAV 
======================================================================= 
1979  f\CIRD 
CENTRO 
SUD+ I SOLE 

























1883  t-l:JRO 
CENTRO 
SUD-+ I SOLE 

























Nostre  elaborazioni  su  dati  del  Ministero  del  Lavoro - 398  -
TABELLA  N.  5 
COOPERATIVE  DI  PRODUZIONE  E  LAVORO  DIVISE  PER  AREE  E  COMFARAZIONE  CON  I 
TOTALl  DELL•UNIVERSO  COOPERATIVO  t~GLI  ANNI  1973  E  1983 
AREE  N.COOP.  TOT.COOP.  % COOP.  SOCI  COOP  TOT  SOCI  % SOCl 
PROO.LAV.  PROD.LAV  PROD.LAV.  COOP.VE  PROD  LAV 
===:===============================:========~=====:==================== 






TOT  1  TAL l A '  1  6 12 6 
4ß690  12. 1332 
34049  10.42909 
44756  17.06587 




1 i36403  6.439 
580828  10.8461 
1e22427  tt.8a83 
256901  2739658  9.37712 
===========================:=========================================== 
1983  ~"()RO 
CENTRO 
SUD+ I SOLE 





44901  13.34714 
38209  13.88155 
57076  20.81812 




1184476  7.838ß5 
733918  11.2342 
1181562  14.4725 
336815  3099956  10.8652 
===============================:======================================= 
Ncstre  elaborazioni  su  dati  del  Mini~tero del  La~oro - 399  -
TABELLA  N.  6 
DlSTRIBUZIONE  TERRITORIALE  PER  GRAt~I  AREE 
DELLE  COOPERATIVE  DI  PRODUZlONE  E  LAVORO  E  DEI  LORD  SOCI 
RAFFRONTO  1979-1983 
=  =  =  =  =  =  = =  =  =  =  =  =  =  = =  = =  =  =  =  =  =~'(~ =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  =  = 
I  ICOOP.OI  PROD.E  LAV.I  X SOCI  I 
I  AREE  I=======================================I 
I  I  1979  I  1983  I  1879  I  1983  I 
!============I======================================= I 
I  I  I  I  I  I 
I  t-IJ R  0  I  3 1  I  2 6  I  2 8  I  2 5  I 
I  I  I  I  1  I 
I  CE t,JTR 0  I  2 2  I  2 3  I  2 4  I  2 4  I 
I  I  I  I  I  I 
I  SUO+ISOLE  I  47  I  51  I  47  1  51  I 
I  I  I  I  I  I 
I============I=========I=========I=========I=========I 
I  I  I  I  I  I 
I  TOT.ITALIA  I  100  I  tee  I  lßß  I  tee  I 
I  I  I  I  I  I 
====================================================== 
Fonte:Ministero  del  Lavoro  - no~tre elaborazioni - 400  -
TABELLA  N.  7 
DISTRIBUZIONE  TERRITORIALE  PER  GRAt~l  AREE  DEL  TOTALE 
DELLE  COOPERATIVE  ESISTEtiTI  E  DEI  LORD  SOCI 
RAFFRONTO  1879-1983 
====================================================== 
I  I  X COOP.  ESlSTENTI  I  % SOCI  I 
I  AREE  I=======================================I 
I  I  1979  I  1983  I  1979  I  1983  I 
I==;========= I======================================= I 
I  I  I  I  I  I 
I  I'DRD  I  34  I  32  I  4 1  I  38  I 
I  I  I  I  I  I 
I  CE t"'TR 0  I  2 8  I  2 7  I  2 1  I  2 4  I 
I  I  I  I  I  I 
I  SUO+ISOLE  I  37  I  41  I  37  I  38  I 
I  I  I  I  I  I 
I============I=========I=========I=========I=========I 
I  I  I  I  I  I 
I  TOT. ITALIA  I  1e0  I  1e0  I  100  I  100  I 
I  I  I  I  I  I 
=================::::================:===========:==== 
Fcnt~:Ministero del  Lavoro  - nostre  elaborazioni - 401  -
1.5  - PRIME  CONCLUSIONI. 
Gli  elementi  ehe  avvalorano  l'ipotesi ehe  assume  la 
cooperazione  come  risposta alla crisi  (in particolare nel 
settore industriale),possono essere,in  estrema  sintesi, 
cosi declinati: 
- Le  cooperative  di  produzione  e  lavoro  sono  quelle  ehe  segna-
no  una  piu marcata  crescita tra le  forme  associative  con 
fini sociali diversi: 
- La  dinamica  di crescita  puo  essere datata:  a  partire dal-
la fine  della  prima  meta  degli  anni  '70  essa  inizia  a 
delinearsi,dapprima  quale  fenomeno  congiunturale,come 
risposta alle morse  recessive. 
Da  questi  anni  ,precisamente  dal  1974  ad oggi,i posti di 
lavoro nell'agricoltura  sono  diminuiti  di  quasi  un  milione 
(da  3,5  a  2,5  milioni),  pari al 30%  circa.  Nello  stesso 
periodo gli occupati nell'industria  sono  diminuiti  di  230.000 
unita.A  creare  occupazione  e rimasto  solo il settore terziario 
ehe  ha  portato  i  posti  di  lavoro  da  8,5  a  10,7 milioni  (+2,2%). 
Nel  complesso  i  posti  di  lavoro  sono  aumentati  di  1,1 milione. 
A  fronte  di  questo  aumento,la  disoccupazione  e pero  sa-
lita:  qui  emerge  la  seconda  grande  componente  del  feno-
meno- l'onda  demografica.  La  forza  lavoro  ehe  era  di 
20,5  milioni nel  1975  e salita nel  corso  di  dieci  anni - 402  -
a  23,3  milioni  con  un  incremento  di  3  milioni. 
Sono  ora  chiari  i  dati  del  problema:l'andamento  demo-
grafico  ha  portato  sul mercato  del  lavoro negli ultimi 
10  anni  3  milioni  in piu  di  persone;  l'economia  invece 
non  e riuscita  a  ereare  ehe  poco  piu  di un  milione  di 
posti  di  lavoro."(2). 
- Il Mezzogiorno  d'Italia  (le regioni  meno  sviluppate) 
registra  un  incremento  delle  cooperative  in genere  e 
di  quelle  di  produzione  e  lavoro  in particolare,  piu 
accentuato  di  quello  gi~ elevato  del resto  del  Paese  (2). 
Note 
(1)  La  creazione  di  impresa  e  lo  sviluppo  dell'occupazio-
ne11  - Bologna  17  febbraio  1985-dalla  relazione  intro-
duttiva  al  convegno,di  Claudio  Dematte. 
(2)  E'opportuno,tuttavia,rilevare  ehe  la  crescita  quan-
titativa delle  cooperative  localizzate nel  Sud  e  del 
relativo numero  di  soci  (negli ultimi  quattro  anni  con-
siderati- vedi  tabeile n.l6  e  7- il peso  numerico  del-
le  eooperative  di  produzione  e  lavoro  del Mezzogiorno 
e  quello  dei  loro  soci,  e  aumentato  sul totale nazia-
nale  di  ben  4  punti  percentuali,passando  dal  47  al  51%) 
non  e  stata  accompagnata  da  un  analogo  sviluppo  del 
valore  aggiunto  edel fatturato  (cfr.:  "La  eooperazione 
nell' industria"  di  N.  D' Ambrosia  e.  H •.  Stc.tlnelli  - Roma 
1983.  Editrice  cooperativa.  Indiee  questo  del  divario 
di  produttivita  ehe  caratterizza non  solo  le  coopera-
tive meridionali  - ehe  ,eomunque,esprimono  una  tenden-
za  al recupero  - ma  l'intera struttura produttiva nel 
Nezzogiorno. - 403  -
II- LA  COOPEHAZIONE  DI  PHODUZIONß  E  LAVORO 
2. 1  IL  CONTHIBUTO  DEI  VARI  CO:r-1PAHTI  ALLA  DBLINEAZIONE 
DEL  SETTOHE 
La  tnbella n.8 si incarichera  di  porre  in evidenza, 
riportando  la  stessa  classificazione governativa  e  consi-
derando  gli anni  1980  - 1983,  il concorso  dei  comparti  di 
attivita nei  quali  la  "produzione  e  lavoro"  si articola, 
alla  formazione  di  questa  particolare struttura  cooperati-
va. - 404  -
TABELLA  N.  8 
CONCORSO  DEI  OIVERSJ  COMPARTl  ALLA  FORMAZIONE  DEL  TOTALE  DELLE  COOPERATIVE 
01  PRODUZIONE  E  LAVORO 























-estrazione  di  mineral i  156 
-produ2 ione  d i  derra-te  al imentar i  91 
-panificazione  e  pastificazione  117 
-macellazione  bes.tiame,lav. ,cons.carni  272 
-prod.bevande,ghiaccio,birra,rr~lti,etc.  33 
-prcd.e  lav.pell i  e  cucio  127 
-prod .tessut i ,fabbr .cordami  e  s imil i  173 
-prod .vest iar io ,ab~ igl. ,c.rredamer.to ,affin i  562 
-lavorazione  legno,sughero  e  affini  389 
-prod.e  lav.  carta,attivita'carto-tecniche,  421 
ed itor· ial i ,pol i9ra.f ic~.e  e  affin i 
-attivita'foto-fono-ci~ema-tipografiche  413 
- 1 a  1.•  • me c c an i c a  e  me t a 1 1  ·  .. H  g i c a  4 9 4 
-traf  o r ma z i o n e  m  in er a 1 1  non  me: t a l 1 i f er i  492 
<petre,marmi,late~izi,=olle,vetro,etc.) 
-prcduzioni  chimiche,affini  e  della  gomma  69 
-cctruzicni  edil i,stra~al i  e  ~ffi~i  5919 
- i n s t a 1 1 a 2  i o n e  i ~  i a n t  1  d i  r  i ~- c a l d ö. me n t o  4 7 1 
v e n t  i 1 a 2  i o rj e .: t r· a s p  • 9 a s  ~ a c q u a , e t c • 
-servizi  telegrafici,radiotelegrafici,  1e7 
telefonici 
-19 ier.e ,pu 1 iz i a  e  ser v ::  i  vc,.r  i  1077 
-a  t t i v i t a 'c  u l tu  r a 1 i  , ar ~ 1 ~- t  ich  e , r  i c r e a 1 i v e  2 118 
- a t t  i v i t a  ' 1 e 9 a 1 i  , c c rrtr~ r c i a 1 i  , t e c n i c h e ,  1  2 7 5 
a  ~- ~- i s t e n z i a l  i  e  p r e ...  i j  e n z i a l  i 
-produzione  e  lavoro  i~  genere  1167 
e~erciia.nti  c,.nche  att~ta'comm.(ccn::~mo) 
-ider::  agr icole  223 
-idem  tras~crio-facchl~aggio  Ccarc~ane) 
-idE:r;.  pesca  E4 
161  162  167 
91  97  103 
122  120  121 
278  278  281 
38  44  49 
142  156  175 
190  197  218 
621  774 
405  413  421 
476  506  553 
450  475  488 
534  564  595 
493  503  51€1 
76  83  88 
6173  6580  6788 
522  575  5cl 
110  110  115 
1251  1628 
2573  2919  3C.35 
1607  1943  2C.10 
1316  1442  1614 
336  359  378 
1649  1725  185€1 
56  71  1 14 
=================:================~======~================================ 
T  0  T  A  L  l  17ES~  19724  21431  23~65 
Fante:  Mini::tero  dE:l  Lavoro  - ro::tre  e!atcrazioni - 405  -
2.2  - LE  COOPERATIVE  INDUSTRIALI 
Ferma  restando  la  clnssificazione delle  imprese  di 
produzione  e  lavoro  desunta  dall'Archivio Anagrafico,pos-
siamo  opportunamente  individuare le cooperative  industria-
li in quelle  corrispondenti  ai"numeri  di  categoria"  (ve-
di  tabella n.8)  1,2,3  e  da  5  a  14  ;  manifatturiere  ed 
estrattive. 
Vediamo  dunque  (tabella n.9)  riaggregando  i  dati, 
qual'e il peso  delle  cooperative industriali in rapporto 
al totale,la  loro  distribuzione territoriale,la  loro  e-
voluzione  dal  1980,  la  loro  consistenza al  1983. 
Si  estrapoleranno,inoltre,i totali riferiti alle im-
prese  di  costruzione  ehe,  comLe  noto,rappresentano il 
comparto  piu consistente.  Cio  anche  al fine  di  comparar-
ne  l'andamento  con  quello  delle  imprese  piu propriamente 
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TABELLA  N.S 
OISTRIBUZIOt~ TERRITORIALE  PER  GRANDl  AREE  DELLE 
COOPERAT I VE  I  ~-IJUSTR I AL I , 0 I  COS TRUZ 1  ONE  E  ALTRE 
RAFFRONTO  1980  - 1983 
========================:==================================================== 
I  N.COOP  I  I  N.COOP  I  I  N.ALTRE  I  I  I  I 
I  Fl~l  I  AREE  I  It-DUSTR  I  %  I  COSTRUZ  I  X  I  COOP.  I  /.  I  TOTALE  I  X  I 
I======I=========I=========I====I=========I====I=========I====I========I====I 
I  I  I  I  I  I  I  I  I  I  I 
I  1980  !NORD  I  1134  I  32  I  1503  I  25  I  2507  I  30  I  5144  I  29  I 
I  -I CE NTR 0  I  9 5 1  I  2 7  I  8 3 1  I  14  I  2 2 8 5  I  2 7  I  4 e  6 7  I  c  3  I 
I  ISUD+ISOLEI  1452  I  41  I  3585  I  60  I  3632  I  43  I  8669  I  48  I 
I----------------1---------I----I---------I----I---------I----I--------I----I 
I  TOTALE  ITALIA  I  3537  1100  I  5919  1100  I  8424  1100  I  17880  I100  I 
I  I  I  I  I  I  I  I  I  I 
I=========================================================================== I 
I  I  I  I  I  I  I  I  I  I  I 
I  1883  INJRD  I  1319  I  31  I  1445  I  21  I  3229  I  27  I  5993  I  28  I 
I  I CENTRO  1  1129  I  26  I  906  1  13  I  3269  I  27  I  53e4  I  23  I 
I  I SUD t  I SOLE I  1824  I  43  I  4437  I  65  I  5507  I  46  I  11768  I  51  I 
I----------------I---------I----1---------I----I---------I----I--------I----I 
I  TOTALE  ITALIA  I  4272  1100  I  6788  !100  I  12005  I100  I  23e65  I1C0  I 
I  I  I  I  I  I  I  I  I 
===================================================:=======:================= 
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Lv  disaggregazione  ehe  mostriamo  nella  tabella n.9 
ci permette  di  evidenzinre  ehe il fenomeno  analizzato si-
nora  per  le  cooperative  in genere  e  per  quelle  di  produ-
zione  e  lavoro  in particolare,trova una  conferma  mar-
cata  nell'andamento  e  nella  consistenza  delle  cooperative 
piu propriamente industriali. 
Ad  esempio,queste ultime  segnalano  mutamente  di pesi 
nella  loro  distribuzione territoriale,con una  crescita 
a  vantaggio  delle aree  meridionali. 
Possiamo  affermare,con particolare riferimento alle 
cooperative  industriali,che pur  crescendo  in quantita 
assoluta  e  nella  quota  relativa nel Mezzogiorno  (tab.  n.  9) 
vedono  tuttavia  diminuire il loro relativo in ragione  di 
una  crescita  ancora  piu accentuata  delLe  cooperative  di 
costruzione  e  di  servizi,come risulta dalla  tabella 
n.  10. - 408  -
TABELLA  N. 1  el 
COWOSIZlONE  PERCENTUALE  OEL  SETTORE  uPROOUZIONE  E  LAVORO• 
CON  RlFERIMENTO  ALLE  COOPERATIVE  INOUSTRIALI  E  01  COSTRUZIONE 
RAFFRONTO  1980-1983 
% COOP 





TOT  COOP 
PROD  LA,V 
================================================ 
1980  19,7  33, 1  47, 1  100 
1983  18,5  37,9  52,0  100 
================================~=============== 
Fonte:  Ministere  del  L~voro  - nostre  elaborazioni Jürgen Daviter,  Bremen 
VERGLEICHENDE  BETRACHTUNGEN  ZU  DEN  OBERLEBENSBEDINGUNGEN 
DER  SELBSTVERWALTUNGSWIRTSCHAFT  UNTER  BESONDERER 
BERÜCKSICHTIGUNG  VON  ITALIEN - 411  -
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Vergleichende  Betrachtungen  zu  den  Überlebensbedingungen  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  unter  besonderer  Berücksichtigung 
von Italien 
1.  Zur  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Bedeutung  der 
Produktionskooperativen 
Es  ist längst  keine  Frage  des Theorienstreits mehr,  daS  die 
westlichen  Industrienationen  in einer  schweren  und  lang  anhal-
tenden  Krise  stecken.  Bei  dem  verständlichen  Wunsch,  die  Ge-
genwart  historisch  einzustufen,  insbesondere  einen  möglichst 
klaren  Blick  in  die  Zukunft  zu  werfen,  hat  die  Theorie  der 
langen  Wellen  eine  Renaissance  erlebt  1.  Diese  Theorie,  viel-
leicht  am  bekanntesten  unter  dem  Namen  Kondratieff-Zyklus, 
unterstellt  eine  regelm"äß ige  Wiederkehr  langer  Wellen  wirt-
schaftlicher Prosperität  und  Depression  im  Zeitraum  von  unge-
fähr  60  Jahren.  Während  diese  Ansicht  als  Beschreibung  der 
Vergangenheit  weitgehend  unangefochten  ist,  ist der Streit da-
rüber,  ob  die  Regelmäßigkeit  dieses  Ablaufs  theoretisch  zwin-
gend  und  empirisch  überzeugend  "bewiesen"  werden  kann,  neu 
entbrannt.  Auch  in  diesem  Streit  gibt  es  wiederum  eine  von 
vielen  geteilte  Version  über  das  Muster  der  Entwicklung.  Um 
willkürlich  an  einem  Kettenglied  der  Entwicklung  anzufangen: 
Es  gibt  einen  lang  anhaltenden  und  mehrere  Konjunkturzyklen 
überlagernden  Aufschwung,  in  dem  auf  der  Grundlage  bestimmter 
Techniken  ein  Ensemble  von  Produktionsformen  und  Konsumkultur 
den  "Charakter  einer  Epoche"  prägt.  Die  Entwicklungsmöglich-
keiten  geraten  nach  Ausschöpfung  auch  von  Verbesserungs- und 
Scheininnovationen  an  ihre  Grenze.  Es  beginnt  ein  lang  anhal-
tender  Abschwung,  in  dem  das  "alte  Kapital  ..  abgenutzt  wird. 
Bereits  seit  1 ängerer  Zeit  mehr  oder  weniger  kontinuierlich 
entdeckte  Basisinnovationen,  von  der  vorhergehenden  Produk-
tions- und  Konsumkult ur  aufg rund  von  "Unverträgl ichkei  ten"  ab-
gestoßen,  formieren  sich  zu  einem  neuen  Ensemble,  das  im  Laufe 
der  Zeit  an  Akzeptanz  gewinnt.  Wenn  dann  durch  die  Zerstörung 
des  Alten  genügend  Raum  im  psychologi sehen,  technischen  und 
finanziellen  Sinne  geschaffen  ist,  kann  eine  neue  lange  Welle 
ihren Aufschwung  beginnen. 
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Man  sieht:  Man  kann  diese  innere  Logik  der  Entwicklung  für 
überzeugend  halten,  ohne  gleichzeitig  eine  eherne  Regelm"äßig-
keit  des  Zeitplans  für  erwiesen  zu  halten.  Es  ist gleichgül-
tig,  ob  wir  uns  unter  strenger  Einhc_ltung  eines  beweisbaren 
Zeitplans  im  Augenblick  in einer Depressionsphase  der  Umstruk-
turierung  von  Produktions- und  Konsumkultur  befinden  oder 
"nur"  durch  einen  weiteren  historischen  Zufall  in  das  Zeit-
schema  von  Kondratieff  passen.  Die  innere  Logik  soll  im  weite-
ren  allerdings  als  überzeugend  vorausgesetzt  werden.  Tatsäch-
lich  prägen  negative  Aspekte  des  Umstrukturierungsprozesses  in 
Form  von  Zerstörung  alten Kapitals  und  in  Form  von  sie beglei-
tender  Arbeitslosigkeit  die  Gegenwart  und  sind  andererseits 
mögliche  und  wahrscheinliche Elemente  einer  neuen Produktions-
und  Konsumkultur  in  Umrissen  erkennbar.  Um  Hubers  Aufzählung 
zu  folgen,  zählen  dazu  u.a.  die  Biotechnologie,  Gentechnolo-
gie,  alternative  Energietechnik,  Umweltschutztechnologie  und 
nicht  zuletzt  die  Mikroelektronik  und  neue  Materialtechnolo-
gie,  die  vor  allem  in  Form  von  Computern,  Robotern  und  Tele-
kommunikationstechnik  auftreten2. 
Besonders  die  letzten Techniken  führen  zu  einer  Miniaturi-
sierung  der  Produktionsmittel.  Während  früher  die  techni sehe 
Entwicklung  in  immer  größere Ökonomische  Mindestbetriebsgrößen 
hineinführte,  dreht  sich  diese  historische  Tendenz  jetzt  of-
fenbar  um.  Dadurch  erhalten  Kleinbetriebe  wenigstens  von  der 
Produktionskostenstruktur  her  wieder  reelle  Marktchancen. 
Spielt  sich  dieser  Bedeutungszuwachs  der  kleinen  und  mittel-
großen  Betriebe hier  zunächst  einmal  im  Industriesektor  selber 
ab,  so  tritt er darüber  hinaus  dadurch  auf,  daß,  beispielswei-
se  besonders  deutlich  im  Kommunikationsbereich  erkennbar,  ein 
moderner  Dienstleistungssektor  entsteht  (für  den  in  Italien· 
der  Begriff terziario  avanzato bereits gängige  Münze  ist), der 
ebenfalls  dem  kleinen Unternehmen  neue  Tätigkeitsfelder eröff-
net.  Geht  man  in  der  langen  Zeitdimension  von  einem  weiteren 
Wohlstandsanstieg  aus,  dann  werden  in  der  neuen  Konsumkultur 
vermutlich  die  standardisierten  Konsumgüter  nicht  mehr  so 
wichtig  sein  wie  heute  und  demgegenüber  die  nicht  standardi-
sierbaren  Dienstleistungen  an  Raum  gewinnen:  ein  weiteres  Ele-
ment,  das  den  kleinen  Betrieben Entwicklungsraum  gibt. - 415  -
Geht  man  von  den  soeben  beschriebenen  teils  erkennbaren, 
teils  hypotheti sehen  Entwicklung  aus,  dann  zeichnet  sich  so-
wohl  für  die  Phase  des  fjbergangs,  der  "Krise",  als  auch  für 
die  Zeit  danach  recht  deutlich  die  Rolle  der  Produktionsko-
operativen  ab.  Auch  diese  Rolle  ist  teils  bereits  erkennbar, 
teils muß  sie  als  plausibel  unterstellt  werden,  teils ist  sie 
eine  Frage  der  gesellschaftspolitischen  Entscheidung.  Erkenn-
bar ist die  zahlenmäßige  Entwicklung  der  Produktionskooperati-
ven  in  dem  10-Jahresabschnitt  von  1974  bis  1983  in  Italien: 
Während  die  Zahl  in den  6  Jahren  vor  1974  absolut  stagnierte, 
war  sie  am  Ende  des  folgenden  Jahrzehnts  ungefähr  dreimal  so 
groß3.  Wie  meistens,  wenn  die  Entwicklung  von  einer  kleineren 
Basis  ausgeht,  sind  die  Zuwachsraten  in  Großbritannien  noch 
eindrucksvoller:  Die  dem  ICOM-Modell  entsprechenden  Kooperati-
ven  wuchsen  von  1977  bis  1980,  also  innerhalb  von  4  Jahren, 
von  27  auf  22 4,  also  auf  mehr 
für  "seine"  Kooperativen  für 
ein  Wachstum  von  gut  300  auf 
als das  Achtfache, 
den  Zeitraum  von 




CDA  gibt 
bis  1984 
Verdrei-
fachung4.  Selbst  wenn  man  der  Empfehlung  von  Stott  folgt  und 
sich  an  revidierte,  vorsichtigere  Schätzungen  hält,  bleibt es 
bei  einer  beachtlichen  Entwicklung,  für  die  auch  in  jüngster 
Zeit  noch  kein  Ende  ihrer  Dynamik  abzusehen  ist. 
Ist  man  zunächst  geneigt,  das  stürmische  Wachstum  der  Ko-
operativenwirtschaft  allein  im  Zusammenhang  mit  der  oben  be-
schriebenen  Wirtschaftskrise  der  Industriegesellschaften  zu 
sehen,  so  tut  man  gut  daran,  sich  zu  vergegenwärtigen,  daß 
sowohl  in  Italien  als  auch  in  England  (mit  Abstrichen  auch  in 
der  BRD)  die Aufwärtsentwicklung  zusammenfällt  mit  staatlichen 
Förderprogrammen.  In  Italien  wurde  in  den  70er  Jahren  den 
Regionen  eine  größere  Wirtschaftsautonomie  gewährt,  die  zu 
lebenhaften  wirtschaftspolitischen  Aktivitäten  der  Regionen 
zugunsten  der  Kooperativen  führte  (siehe  unten).  In  Großbri-
tannien  wird  ICOM  und  den  National  Co-operative  Development 
Agencies  (CDA),  die  hauptsächlich  von  den  Kommunen  finanziert 
werden,  eine  starke  Schubkraft  für  die  Kooperativenwirtschaft 
z ugesprochen5. 
In  den  staatlichen  FÖrderprogrammen  spiegelt  sich  das  in - 416  -
den  einzelnen  Ländern  unterschiedliche  Bewußtsein  von  der 
wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Rolle  der  Kooperati-
venwi rtschaft.  Einerseits  haben  auch  in  Italien  die  Produk-
tionskooperativen lange  Jahrzehnte  ei~ Schattendasein geführt, 
aus  dem  sie erst in der  sich verstärkenden  großen  Strukturkri-
se  der  70er  Jahre  herausgetreten  sind,  andererseits  ist  ihnen 
in dieser  Entwicklungsphase  aber  auch  ihre  besondere  Veranke-
rung  in  der  italienischen  Verfassung  und  dem  Rechtssystem 
Italiens  zugute  gekommen.  Grundstein  aller  italienischen 
gesetzlichen  Regelungen  und  staatlichen  Förderung  der  Koopera-
tivenwirtschaft  ist  der  Artikel  45  der  italienischen  Verfas-
sung:  "Die  Republik  erkennt die gesellschaftliche  Funktion der 
Kooperation  an,  die  sich  durch  gegenseitige  Hilfe  und  dadurch 
auszeichnet,  daß  sie  keine  privaten  Gewinne  anstrebt.  Das  Ge-
setz  fördert  und  begünstigt  ihr  Wachstum  mit  den  am  besten 
geeigneten  Instrumenten  und  stellt durch  angemessene  Kontrolle 
sicher,  daß  sie  ihren  Charakter  und  ihre  Zielsetzung  behält." 
Eben  diese  Beteuerung  hat  auch  Eingang  in  nachrangige  Ge-
setzeswerke  gefunden,  wo  es  z.B.  heißt:  "Die  Region  erkennt 
die  fundamentale  Bedeutung  der  Kooperation  für  die  soziale, 
kulturelle  und  wirtschaftliche  Entwicklung  und  für  die  Moder-
nisierung  und  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft,  des  Hand-
werks,  des  Tourismus,  des  Konsums  und  des  Einzelhandels  an."6 
Diese  Fassung  ist ein  schöner  Ausdruck  für die "richtige Über-
zeugung,  daß  die  staatliche  Aktivität  - und  offensichtlich 
auch  die der  Region  - sich  wird  nach  den  inspirierenden  Prin-
zipien  des  Artikel  45  der  Verfassung  richten  müssen ....  "7  Bei 
aller  Vielfältigkeit  staatlicher  und  insbesondere  regionaler 
Wirtschaftsförderung  wird  dennoch  das  Fragmentarische  der  Be-
mühungen  beklagtBundseit  langem  auf  den  großen  Wurf  einer 
"organischen  Reform"  gedrängt9.  Doch  auch  noch  in  den  Klagen 
über  die  Unvollkommenheit  der  Einbettung  der  Kooperativenwirt-
schaft  in  das  staatliche  Rechtssystem  und  in  der  grundsätzli-
chen  Anerkennung  der  Notwendigkeit einer  solchen  Reform  drückt 
sich die Lebendigkeit des  Gedankens  der Kooperativenwirtschaft 
in  Italien aus. 
Die  grundsätzlich  positive  Bewertung  des  Kooperationswesens 
ist  in  der  anhaltenden  Strukturkrise  der  Gegenwart  wiederbe-
lebt  worden,  was  ja deutlich  in  dem  soeben  zitierten Regional-- 417  -
statut  zum  Ausdruck  kommt,  wo  der  allgemeine  Sinn der Verfas-
sung  konkretisiert  und  ein  praktischer  Bezug  zu  den  gegenwär-
tigen  Herausforderungen  der  Wirtschaft  hergestellt  wird.  Die 
Produktionskooperativen  werden  für  besonders  geeignet  gehal-
ten,  auf die  strukturellen Veränderungen  und  Herausforderungen 
zu  reagieren: 
Im  Rahmen  der  sich  abzeichnenden Verkleinerung  der  rentab-
len  Betrieb  sg r"öße  ( "Miniat uri  sier.ung"  der  Betr iebseinhe i-
ten)  können  die  Kooperativen  besonders  gut  die  Vorteile 
der  Dezentralisierung  und  ihrer  gr"ößeren  Flexibilität  aus 
den  Grundsätzen  ihrer  Bewegung  heraus  mit  den  Vorteilen 
der  überbetrieblichen  Kooperation  verbinden10. 
In  welchem  Umfang  auch  immer  ein  Wertewandel  das  Bedürfnis 
nach  größerer  Unabhängigkeit  im  Arbeitsleben  mit  sich 
bringt - die Kooperativen  kommen  ihm  entgegen  11. 
Aus  ihrer gesellschaftlichen Verantwortung  heraus  und  weil 
sie  insbesondere  ein  ausgewogeneres  Verhältnis  zwischen 
dem  Willen  zum  wirtschaftlichen Oberleben  und  der  FÜrsorge 
für  den  arbeitenden  Menschen  herstellen,  werden  die  Koope-
rativen für  besonders gut geeignet gehalten,  einen  krisen-
haften  Strukturwandel  mit  den  kleinstmöglichen  Friktionen 
zu  bewältigen.  In  Kreisen  der  Kooperativenwirtschaft  sel-
ber  spricht  man  gern  von  der  "antizyklischen  und  stabili-
sierenden  Funktion  des  dritten  Sektors"12.  FÜr  diesen 
letzten Aspekt  legt  insbesondere die Vielzahl  von  gelunge-
nen  Betriebsfortführungen  in  Italien  und  die  kleine  Kon-
kursquote  unter  den Produktionskooperativen  Zeugnis  ab13. 
Young  und  Rigge  sehen  in  dieser  stärkeren  gesellschaftlichen 
Verantwortung  ei'n  Element,  das  sich  gerade  auch  im  engeren 
örtlichen  Umkreis  stabilisierend  auswirkt  und  für  den  Staat 
gerade  auf  den  unteren  gebietskörperschaftliehen  Ebenen  ein 
Grund  ist,  die  Koooerativen  inhaltlich  umfassend,  also  durch 
Subventionen  im  weitesten  Sinne  wie  auch  durch  Aufträge,  zu 
fördern:  Die  Kooperativen  könnten  nicht  durch  ferne  Unterneh-
menseigner  geschlossen 
Wahrscheinlichkeit  die 
werden  und  sie  würden  mit  größerer 
örtlichen  Verpflichtungen  respektie-
ren14,  und  zwar  eben  besonders  in  dem  Sinne,  daß  sie bei  dem 
Gedanken  an  Betriebsschließung  immer  auch  an die direkten  Fol-
gen  für  den  örtlichen  Arbeitsmarkt  und  die  Kommunen  als 
Lebensgemeinschaft  denken.  Dieser  Aspekt  verflüchtigt  sich  in - 418  -
dem  Maße,  wie  die  Kooperativenwirtschaft  sich  in  ganz  andere 
Größendimensionen  hinein  entwickelt,  als  die  britischen  Ver-
fasser  hier  im  Auge  hatten,  und  wie  z.B.  in  Italien  mehr  und 
mehr  auch  große  Unternehmen  umfaßt,  deren  Schicksal  dann  ver-
mutlich  eher  von  der  "fernen"  zentralen  Verbandsorganisation 
besiegelt  werden  dürfte.  Aber  es  ist  zu  erwarten,  daß  auch  in 
Italien der  vorherrschende Typus  der  Kooperativen  wie  in Groß-
britannien  und  insbesondere der  BRD  im  kleineren  und  mittleren 
Größenbereich  liegen bleiben  und  der  erwähnte  lokale  Bezug  ein 
bleibendes  Element der  Koopertivenwirtschaft  sein  wird. 
Die  erörterte  gr"oßere  gesellschaftliche  Verantwortung  ist 
ein  markttheoretisch  besonders  interessantes  Phänomen,  das 
hier  nur  angeschnitten  werden  kann.  Es  handelt  sich darum,  daß 
bei  Betriebsübernahmen  ebenso  wie  bei  nicht  vorgenommenen 
Entlassungen  oder  gar  Betriebsschließungen  - Konkurrenzschwä-
che  aus  der  Sicht  des  Unternehmens  nicht  externalisiert wird, 
also  nicht  an  den  privaten  Lebensbereich  in  Form  von  Arbeits-
losigkeit  und  an  den Staat  in  Form  von Verpflichtungen  im  Rah-
men  der  sozialen  Sicherung  abgegeben  wird.  Die  Folgen der  Kon-
kurrenzschwäche  wären  vielmehr  internalisiert,  z.B.  in  Form 
von  niedrigeren  LÖhnen,  so  wie  in  der  BRD  die  noch  schwache 
Wirtschaftskraft  der  selbstverwalteten  Betriebe  intern  auf 
eine  Weise  aufgefangen  wird,  daß  viele  von  einem  System  der 
Selbstausbeutung  sprechen.  Anhänger  des  konservativen  Wirt-
schaftsliberalismus tun  sich  schwer,  solche  Motive  unternehme-
rischen Verhaltens  aus  volkswirtschaftlicher  Sicht  positiv  zu 
beurteilen;  sie  sind  überzeugt,  daß  dadurch  in  erster  Linie 
konkurrenzuntüchtige  Strukturen  aufrechterhalten  werden,  also 
eine  der  Gesellschaft  nur  schädliche  unteroptimale  Allokation 
der Ressourcen  zementiert  wird.  Dem  muß  man  aber  drei  wichtige 
Argumente  entgegenhalten. 
In  früheren  Zeiten  der  kapitalistischen  Entwicklung  der 
Industriegesellschaften,  als  die  Gewerkschaften  noch  nicht 
ihre  heute  Übliche  starke  Stellung  hatten,  gab  es  noch  nach 
unten  hin  flexible  LÖhne.  Die  Unternehmer  konnten  auf  Gewinn-
schmälerungen  ganz  einfach  mit  niedrigeren  Löhnen  reagieren 
und  dadurch  die  Marktschwächen  aus  der  Sicht  des  Unternehmens 
internalisieren;  jedenfalls  war  es  nicht  zwingend,  Leute  zu 
entlassen  oder  Unternehmen  zu  schließen.  Das  heißt:  In  einem - 419  -
viel  liberaleren  Ordnungssystem  der  Wirtschaft  unterlagen  die 
Unternehmer  weniger  dem  Zwang,  Marktschwächen  zu  externalisie-
ren,  als  das  heute  in  den  privatkapitalistischen  Unternehmen 
der  Fall  ist.  Und  wohl  niemand  unter den  Konservativ-Liberalen 
hätte  aus  markttheoretischer  Sicht  etwas  einzuwenden  gegen 
flexible  Löhne. 
Entlassungen  und  Betriebsschließungen  bringen  selber  hohe 
gesellschaftliche  Kosten  mit  sich,  nicht  nur  in  Form  von  kon-
kreten  Zahlungsverpflichtungen  des  Staates,  sondern  auch  auf 
weniger  erkennbare  Weise  in  Form  von  Verschwendung  oder  gar 
Zerstörung  menschlicher  Arbeitskraft  - von  den  rein  menschli-
chen  "Kosten"  einmal  ganz  zu  schweigen.  Eine  Nutzen-Kosten-
Analyse,  die  alle  diese  Aspekte  berücksichtigen  würde,  müßte 
FÜrsprecher  eines  radikalen  Strukturwandels  in  Verlegenheit 
bringen. 
Schließlich muß  man  noch  einmal darauf  hinweisen,  daß  eben 
nicht  die  Gewinnerzielung,  sei  es  aus  der  Sicht  des  einzelnen 
Unternehmens  oder  aus der  Sicht der  Wirtschaft  als  Ganzer,  das 
Hauptmotiv  der  Kooperativenwirtschaft  ist,  sondern  die  Sorge 
um  den  arbeitenden  Menschen,  auch  wenn  dabei  nicht  in  jedem 
Fall  und  zu  jeder  Zeit  die  wachstumsträchtigste  Unternehmens-
politik herauskommt. 
Es  ist besonders dieser letzte  Aspekt,  der  in  dem  Gütesie-
gel  der  gesellschaftlichen Verantwortung  zum  Ausdruck  kommt. 
Will  man  die  Bedeutung  der  Produktionskooperativen  für  die 
weitere  Wirtschaftsentwicklung  in  Europa  richtig  einschätzen, 
ist ein  Blick  auf  Italien  deswegen  so  wichtig,  weil  man  hier 
die  vielgestaltigste  und  historisch  am  weitesten  entwickelte 
Kooperativenwirtschaft  vorfindet  - auch  wenn  unter  italieni-
schen  Experten  klar  ist,  daß  sie  am  Anfang  einer  neuen  Ent-
wicklungphase  steht.  In  Italien ist alles  das,  was  in  anderen 
Ländern  als  Aufgabe  von  den  Kooperativen  übernommen  werden 
könnte,  bereits  in  einem  so  großen  Umfang  herrschende  Praxis, 
daß  man  von  einer  bestandenen  Bewährungsprobe  sprechen  kann. 
Ein  solches  Urteil  gewinnt  noch  an  Gewicht,  wenn  man  die  be-
klagte  Unvollkommenheit  der  Gesetzgebung,  besonders  hinsicht-
lich  der  staatlichen  Wirtschaftsförderungsmaßnahmen,  in  Rech-
nung  stellt.  Denn  trotzdem  waren  die  Kooperativenverbände  in - 420-
der Lage,  Betriebsfortführungen  in  nennenswertem  Umfang  durch-
zuführen,  eine  große  Zahl  neuer  Kooperativen  zu  gründen  und 
sich  dem  technologischen Fortschritt  zu  stellen  {siehe  unten), 
was  nur  in  einer  Kooperativenwirtschaft  möglich  ist, die  eine 
gewisse  quantitative  Dimension  und  einen  gewissen  Organisa-
tionsgrad bereits erreicht hat.  Genau  das ist in Großbritanni-
en  und  der  BRD  nicht  der  Fall.  Außerdem  gibt  es  in  der  BRD 
praktisch  keine  und  in  Großbritannien  keine  besonders  große 
Hilfe  von  außen.  Aber  es  gibt  dieselben  Tendenzen  in  den 
Strukturwandlungen  der  Industrie  und  des  Dienstleistungssek-
tors  sowie  ähnliche  Entwicklungen  des  Wertesystems15  und  folg-
lich prinzipiell die gleichen  Chancen  für die  Kooperativenöko-
nomie. 
Setzt  man 
1 ung sprobl  eme 
die 
der 
oben  beschriebenen  strukturellen  Entwick-
westlichen  Industrienationen  voraus  und 
argumentiert man,  daß  die Produktionskooperativen  sie  zum  Teil 
besonders  gut  bewältigen  können,  dann  muß  geklärt  werden, 
unter  welchen  organisatorischen  und  finanziellen  Rahmenbedin-
gungen  sie  sich  am  besten  den  neuen  Herausforderungen  stellen 
können.  Die  Analyse  des  Entwicklungsgrades  der  Organisations-
struktur der  Produktionskooperativen  sowie  Stand  und  Problema-
tik ihrer Finanzierung  in Italien soll  für  diese  beiden  Fragen 
eine verallgemeinerungsfähige  Einschätzung möglich machen. - 421  -
2.  Zur  Bedeutung  der  organisatorischen  Vernetzung  unter  den 
Produktionskooperativen 
Ein  Teil  der  Grobstruktur  des  nationalen  Organisations-
netzes  der  italienischen  Kooperativen  wird  der  Einfachheit 
halber  in  einem  kleinen  Schaubild dargestellt16. 
Schaubild 
Grobe  Organisationsstruktur der 
italienischen Kooperativen 
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= Associazione  Generale  Cooperative  Italiane 
= Confederazione Cooperative  Italiane 
= Lega  Nazianale  Cooperative  e  Mutue 
= Unione Nazianale  Cooperative  Italiane 
=  Associazione  Italiana  Cooperative  di  Pro-
duzione  e  Lavoro 
= Associazione  Nazianale  Cooperative di  Pro-
duzione  e  Lavoro 
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Die  wichtigsten  Organe  sind  die  in  der  oberen  Reihe  genannten 
nationalen  Kooperativenverbände,  in  denen  jeweils  alle  Arten 
von  Kooperativen  vereinigt  sind.  Das  es  mehrere  nationale  Ko-
operativenverb~nde  gibt,  liegt  an  der  Tatsache,  daß  sie 
jeweils  mit  bestimmten  politischen  Parteien  verbunden  sind. 
Dieses  Verb~nde sind  in  eine  ganze  Reihe  von  Unterorganisati-
onen  gegliedert,  von  denen  hier  in  erster  Linie  die  drei  ge-
nannten  Produktionskooperativen  interessieren.  Man  sieht,  daß 
die  CONFCOOP  insgesamt  mehr  Kooperativen  auf  sich  vereinigt, 
jedoch  die  Lega  im  Bereich  der  Produktionskooperativen  der 
st~rkste Verband  ist.  Während  es  sich bei  den  beiden  genannten 
Verbandsebenen  eher  um  Interessenvertretungsorgane  mit  ge-
mischten  Aufgabenbereichen  handelt,  steht  den  Kooperativen 
weiterhin  eine Vielzahl  von  Konsortien,  auch  Kooperativen  der 
"zweiten  Generation"  genannt,  zur  Verfügung,  die  rein  wirt-
schaftlichen  Zielen dienen17.  Weitere  Strukturelemente der  Ge-
samtorganisation lassen sich  am  besten  im  Zusammenhang  mit  der 
Schilderung  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Aktivitäten 
e rw~hnen. 
Die  große  Bedeutung  der  Kooperativenverbände  für  die  Koope-
rativenwirtschaft  in  Italien  liegt  in  dem  1947  erlassenen 
"!egge  Basevi"  begründet.  Darin  erhalten die  nationalen  Reprä-
sentanz-,  Hilfs- und  Schutzverbände  {gemeint  sind  die  heutigen 
vier  oben  genannten  nationalen Kooperativenverbändel  das  Recht 
und  die  Pflicht,  über  die  ihnen  angeschlossenen  Kooperativen 
und  deren  Konsortien  Aufsicht  zu  führen18.  Hauptinstrument 
sind  alle  zwei  Jahre  Kontrollen  der  Geschäftsführung  in  Form 
ordentlicher  Buchprüfungen.  Es  ist selbstverständlich,  daß  die 
Verbände  über  den  Beitritt  und  damit  oft  auch  über  die  Grün-
dung  von  Kooperativen  entscheiden.  Auch  ob  kapitalistischen 
Krisenunternehmen  in  Kooperativen  umgewandelt  werden  und  ihnen 
die meist dringend  notwendige  finanzielle  und  organisatorische 
Unterstützung  der  Belegschaften  gewährt  wird,  hängt  meist  von 
den  Entscheidungen  der  kooperativen  Verb~nde  ab.  Ein  stattli-
cher  Teil  von  Kooperativen  wird  von  den  Verbänden  selbst  ge-
gründet19.  Außerdem  treiben die Verbände  den  weiteren  institu-
tionellen  Ausbau  der  Gesamtorganisation voran.  So  sind  im  Ver-
ein  mit  den  Gewerkschaftsverb~nden  in  den  letzten Jahren  z.B. 
Coopsind  {Lega)  und  Cenasca  (Confcoop)  gegründet  worden,  zwei - 423  -
Stabsorgnisationen,  die  den  Verbänden  angeschossene  Kooperati-
ven  in  fast  allen  Belangen  fördern  sollen;  die  Aufgaben  rei-
chen  von  allgemeiner  Forschung  und  D0kumentation  zugunsten  der 
Kooperativen  bis  hin  zu  Bestrebungen,  die  beruflichen  Fähig-
keiten  der  Mitglieder  der  Kooperativen  direkt  zu  fördern20. 
Oder  man  denke,  um  einmal  nur  im  Zuständigkeitsbereich  der 
Lega  zu  bleiben,  an  die  Umwandlung  eines seit  1972  bestehenden 
Instituts  in  ein  intersektorales  Institut  für  angwandte  For-
schung,  um  den  technologischen  Forschritt  den  Kooperativen 
nutzbar  zu  machen21,  an die  Gründung  eines  nationalen  Informa-
tikkonsortiums22,  an  die Gründung  der  Kapitalgesellschaft Pro-
mosviluppo,  deren  Genossen  die 
nationalen  Unternehmen  sind  und 
wichtigsten  Konsortien  und 
die  ebenfalls  intersektoral 
für  technischen  Fortschritt,  Marktforschung,  Geschäftsführung 
und  Finanzierung  sorgen  soll23  und  als  Hilfsorganisation  von 
Hilfsorganisationen  (den  Konsortien)  zu  den  "Konsortien  der 
dritten  Generation"  gezählt  wird,  oder  an  die  Gründung  von 
Kapitalgesellschaften  nach  dem  Gesetz  "Visentini  bis"  aus  dem 
März  1983,  die  im  Rahmen  der  unten  noch  zu  erörtenden  Ge-
setzesinitiative, die  unter  dem  Namen  Marcora bekannt  geworden 
ist,  zur  Kapitalbeteiligung  an  Kooperativen  dienen24. 
Im  Rahmen  des  zweiten,  nicht  weniger  wichtigen  Aufgabenkom-
plexes,  der  politischen  Repräsentanz,  ist  zunächst darauf  hin-
zuweisen,  daß  die  vier Verbände  ihre Vertreter  zu  der  dem  Ar-
beitsministerium beigeordneten  zentralen  Kommission  und  zu  den 
Provinzkommissionen  wählen,  die  man  als  intermediäre  Institu-
tionen  zwischen  den  Kooperativenverbänden  und  dem  Staat  be-
zeichnen  kann25.·  Die  allergrößte  Bedeutung  haben  die  Verbände 
als  politische  Repräsentanten  jedoch  in  ihrer  Funktion,  gegen-
über  Parteien  und  Regierungen  ständig  auf  Gtsetze  und  Erlasse 
zu  drängen,  die  die  Kooperativenwirtschaft  begünstigen.  Was 
diese  Lobbyfunktion  angeht,  können  die  Verbandsorganisationen 
wohl  kaum  unterschätzt  werden.  Auf  diesem  Feld  arbeiten  die 
drei  wichtigsten  Verbände  auch  regelmäßig  zusammen26.  Um  nur 
das  letzte  große  Ereignis  der  Kooperativen-Gesetzgebung  zu 
nennen,  das  Gesetz  aus  dem  Februar  1985  zur  Aufrechterhaltung 
des  Beschäftigungsniveaus,  insbesondere  zur  finanziellen 
Unterstützung  von  Betriebsfortführungen  durch  Kooperativen, 
bekannt geworden  unter  dem  Namen  Marcora-Gesetz27:  Es  hat  zwar - 424  -
lange  gedauert28,  aber  man  darf  daran  zweifeln,  ob  das  Gesetz 
ohne  das  beharrliche  Insistieren der  drei  Verbände  jemals  er-
lassen worden  wäre. 
Diese  knappe  Schilderung  des  Aufbaus  und  der  Funktion  der 
Verbandsorganisation  der  Kooperativen  in  Italien  sollte  für 
sich  selbst  sprechen.  Ein  Vergleich  zwichen  Italien  und  der 
BRD  läßt die  beiden Länder  als  zwei  einander  gegenüberliegende 
Pole  erscheinen.  Alles,  was  Italien hat  und  auszeichnet,  fehlt 
in  der  BRD,  in  der  ja  eine  empirische  Analyse  der  Kooperation 
ergeben  hat,  daß  wirkungsvolle  Verbandsstrukturen  zur  Verfol-
gung  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Ziele  fehlen.  Aus 
einer  Zwischenbilanz  Über  die  Kooperation  in  Italien  lassen 
sich  gleichzeitig  strategische  Aspekte  zum  Aufbau  von  Ver-
bandsorganisationen  ableiten. 
Als  eine erste Erkenntnis drängt  sich  auf,  daß  eine  starke 
Verbandsorganisation  als  ein  zentrales  Instrument  zum 
Überleben  und  zur  Entfaltung  der  Kooperativenwirtschaft 
beiträgt,  wenn  nicht  nötig  ist. 
Damit  erscheint  der  Ruf  nach  dem  Aufbau  und  der  Stärkung 
von  Verbandsorganisationen  in  anderen  Ländern  wie  der  BRD 
und  Großbritannien über  die  plausible  und  theoretische  Be-
gründung  hinaus  durch  ein  lebendiges  Beispiel  zusätzlich 
g erech tfe rtigt. 
Der  Aufbau  von  Organisation ist oft  kein  leicht  zu  lösendes 
Problem,  wie  insbesondere die  empirische  und  theoretische  Ana-
lyse der  Kooperation  in der  BRD  zu  zeigen versucht  hat.  Können 
aus  dem  Beispiel  Italiens  strategische  Lehren  gezogen  werden, 
besonders  wo  doch  Italiens  Kooperativenverbände  bestanden 
haben,  lange  bevor  sie  in  den 70er Jahren  eine  so  große  Bedeu-
tung  für  die  schubartige  Entwicklung  der  Kooperativenwirt-
schaft erhielten? 
Einen  ganz  wesentlichen  Beitrag  zur  praktischen  Bedeutung 
und  Entwicklungsmöglichkeit  der  Kooperativenverbände  lei-
stete der  Staat  durch  einen  Hoheitsakt,  indem  er  den  Ver-
bänden  die  in  der  Verfassung  als  Kehrseite  zu  seiner  FÖr-
derung  vorgesehene  Oberwachung  der  Kooperativen  in  die 
eigene  Autonomie  übertrug.  Mit  dieser  Überwachung  war  auf 
natürlicher  Art  und  Weise  Hilfe  und  Schutz  verbunden 
( vigilanza,  assistenza,  tutela);  die  Buchprüfungen  und, 
wenn  nötig,  Verbesserungsvorschläge  in  der  Geschäftsfüh-
rung  und  -poli  tik  sind  starke  selektive  Anreize  für  den 
Beitritt  zu  den  Verbänden29. - 425  -
Außerdem  erhalten  die  Verbände  Zuschüsse  vom  Staat:  In 
fast  allen  Regionen  sind  Zuschüsse  entweder  zur  Finanzie-
rung  der  normalen  Geschäftstätigkeit  oder  von  bestimmten 
Unterstützungs- und  Ausbildungsprogrammen  üblich30. 
Solche  Subventionen  sind  aus  folgenden  Gründen  zu  empfehlen31. 
Erstens  stärken  sie die Verbandsorganisationen,  weil diese die 
staatlich  finanzierten  Leistungen  als  selektive  Anreize  an 
(potentielle)  Mitglieder  weitergeben  können  und  dadurch  d.i:e 
Beitrittschwelle  senken. 
Zweitens  sind  diese  Subventionen,  da  sie  nicht  direkt  an  Ko-
operativen  gezahlt  werden,  so  weit 
11 Vom  Markt  entfernt  ..  ,  daß 
sie  kaum  wettbewerbsverzerrend  wirken  können:  Die  Staatslei-
stungen  werden  durch  den  Filter  der  Ökonomisch-rational  han-
delnden  Organisationen  an  deren  Mitglieder  weitergegeben,  und 
das  ohnehin meist  nur  in  Form  von Dienstleistungen,  die  keinen 
direkten  Einfluß  auf  das  Kostengefüge  der  Betriebe  haben  kön-
nen. 
Man  kann  die  strategische Lehre  in  zwei  Sätzen  zusammenfas-
sen:  Wenn  der  Staat  Organisationen  für  gesellschaftlich  wün-
schenswert  hält,  dann  sollte er  es  als  seine  Aufgabe  ansehen, 
zu  prüfen,  ob  er  sie  in  ihrem  Aufbau  durch  Gesetz  und  materi-
ell  unterstützen  kann.  Diese  Unterstützung  sollte die  Autono-
mie der  Verbände  nicht verletzen,  sondern  stärken. 
Ein  kurzer  Blick  auf  die  Lage  in  Großbritannien  bestätigt 
das bisher gewonnene  empirische  Bild  und  die  Schlußfolgerungen 
daraus.  Der  positive  Beitrag  unterstützender  Organisationen  zu 
der  Entwicklung  der  Kooperativen  erscheint  durch  viele  Zahlen 
belegt.  Überzeugend  ist  der  Hinweis  bei  Stott  auf  eine  Er-
kenntnis  von  Cornforth,  wonach  die  zahlenmäßige  Entwicklung 
von  Kooperativen  in  den  Jahren  1980  bis  1982  in  Gebieten  mit 
CDA  fünf  Mal  so  hoch  war  wie  in  den  anderen Gebieten32.  Ebenso 
überzeugend  ist Stotts  Hinweis  auf  die  Wirkung  eines  Walliser 
Entwicklungs- und  Ausbildungszentrums,  nach  dessen  Gründung 
1983  im  Jahre  1984  sich  die  Zahl  der  Kooperativen  in  Wales 
fast verdoppelte,  wenn  auch  nicht  alle Neugründungen  der Orga-
nisation  zugeschrieben  werden  konnten33.  Dementsprechend  fal-
len die Urteile über die  fördernde  Wirkung  von  Unterstützungs-
strukturen  positiv  aus34  und  wird  ihr  Aufbau  und  Ausbau gefor-- 426  -
dert3 5.  Und  schließ  1 ich  kommt  Statt  zu  ein  er  begründeten  Ab-
neigung  gegen  staatlichen  Einfluß36;  die  dem  Parlament verant-
wortlichen  CDA,  so  sehr  sie  zur  Entwicklung  der  Kooperativen-
wirtschaft  beigetragen  haben,  werden  folglich  von  Young  und 
Rigge  nicht  als  der  Kern  angesehen,  aus  dem  heraus  sich  ein 
stärkstens  empfohlenes  zentrales britisches Pepräsentationsor-
gan der Kooperativenwirtschaft  entwickeln  sollte37. 
Wenn  nach  alledem  die Verbandsbildung  in  einem  so  positiven 
Licht  erscheint:  Warum  ist dann  die  Mitgliedschaft  in  Italien 
nicht  größer?  Tatsächlich  sind  von  den  23.065  Produktionsko-
operativen,  die  in der  Gesamtstatistik des  Arbeitsministeriums 
für  das  Jahr  1983  gezählt  werden,  "nur"  7.251  Mitglied  in 
einem  der vier  Kooperativenverbände,  das  sind  46%38.  Da  jedoch 
die  in  den  Statistiken  des  Arbeitsministeriums  geführten  Ko-
operativen bei  weitem  nicht  alle  existieren,  darf  eine  höhere 
Quote  des  Organisationsgrades  unter  den  Kooperativen  angenom-
men  werden;  Picozza gibt eine  durchaus  realistisch erscheinen-
de Schätzung  der  Verbände  selber  an,  nach  der  ihnen  "die  Mehr-
zahl"  der  existierenden Kooperativen  angeh5ren39.  Wie  dem  auch 
sei  - es  bleibt  ein  relativ  großer  und  für  die  Verbandsfunk-
tionäre  unbefriedigend  hoher  Rest  an  nicht orgnisierten  Koope-
rativen.  Nach  einer  Schilderung  der  Vorteile,  die  aus  der 
Sicht der  Verbandsfunktionäre  den  Beitritt  zu  einer  Verbands-
organisation geraten  erscheinen lassen,  wird  festgestellt,  daß 
"ein  agnostischer  und  schädlicher  Isolationismus  nicht 
mehr  begreiflich"40  sei  - eine  Klage,  die  nicht  ohne  Anlaß 
erhoben  worden  wäre.  Doch  die  oben bereits  erwähnten  individu-
ell  zuteilbaren Vorteile  der  Betriebsprüfung  müssen  nicht  für 
alle  Kooperativen  Vorteile  sein:  Im  Land  der  verbreiteten 
Schattenwirtschaft  mögen  auch  Kooperativen  existieren,  die  das 
Licht  einer  im  Hoheitsauftrag  ausgeführten  Buchprüfung  scheu-
en.  Im  übrigen  muß  nicht  für  jede  Kooperative  die  Bilanz  von 
Nutzen  und  Kosten  (in  Form  von  Beiträgen)  positiv  sein,  manch-
mal  auch  nur  subjektiv  nicht,  wenn  sie  den  Empfehlungen,  die 
praktisch  Anweisungscharakter  haben,  nicht  folgen  möchten41. 
Doch  was  noch  wichtiger  ist:  Eine  Reihe  von  Motiven,  die  aus 
der  Sicht der  Verbände  den  Beitritt wichtig  erscheinen lassen, 
näm lieh  das  größere  Gewicht,  wenn  es  darum  geht,  pol  i ti  sehe 
Ziele  zu  verfolgen,  ist aus der  Sicht der  einzelnen  Kooperati-- 427  -
ven  überhaupt  kein  Grund  zum  Beitritt.  Wenn  politische  Ziele, 
z. B.  neue  Gesetze  oder  wirtschaftliche  Förderungen,  erreicht 
werden,  kommen  sie als öffentliche Güter  allen  zugute;  niemand 
kann  von  den  positiven  Wirkungen  ausgeschlossen  werden42.  An-
gesichts  der  Wirtschaftsförderungsmaßnahmen  der  Region  sei  es 
für  eine  Reihe  von  Kooperativen  wichtiger,  gute  Kontakte  zu 
regierenden  Parteien  zu  haben  als  zu  den  Kooperativenverbän-
den.  Diese  beiden  letzten  Aspekte  weisen  noch  einmal  auf  die 
Bedeutung  der  selektiven  Anreize  hin  und  darauf,  wie  wichtig 
es  ist,  daß  der  Staat  seine  wirtschaftsfördenden  Leistungen, 
wo  immer  es  geht,  nicht  direkt  an  die  Kooperativen  verteilt, 
sondern  auf  dem  Umweg  über  die  Kooperativenverbände.  Diese 
sollten  allerdings  nicht  versuchen,  ihren  Organisationsgrad 
dadurch  zu  erhöhen,  daß  sie  den  Beitritt  zu  einem  Kooperati-
venverband  zur  gesetzlichen Pflicht machen,  wie  es  noch  zu  Be-
ginn  der  80er  Jahre  im  Rahmen  der  organischen  Reform  ange-
strebt  wurde43.  Glücklicherweise  ist diese  Vorstellung  in  der 
neueren  Vorlage  zur  organischen  Reform  durch  die  MÖglichkeit, 
daß  auch  Nichtmitglieder  freiwillig  sich  von  einem  Verband 
prüfen  lassen  können,  ersetzt  worden44;  Verbandsmacht  würde 
1 eicht  und  nicht  zu  Unrecht  mit  Staatsmacht  identifiziert  -
ein  in  den  Kooperativenwirtschaften  aller  europäischen  Länder 
vermutlich  fatales  Ereignis.  Tatsächlich gibt es durchaus  auch 
in  Italien  noch  Möglichkeiten,  die  selektiven wirtschaftlichen 
An reize  der  Verbände  zu  erhöhen  - womit  die  Kapi talversor-
gungsprobleme  ins  Zentrum  der  Oberlegungen  rücken. 
3.  Zum  Problem  der Kapitalversorgung  der Kooperativen 
Die  Ergebnisse,  zu  denen  die  Analyse  der  Kapitalversor-
gungsinstitutionen  der  Selbstverwaltungswirtschaft  in  der  BRD 
geführt  hat,  sind  arn  Ende  des  entsprechenden  Berichts  auf 
wenigen  Seiten  zusarnmengefaßt;  sie  sollen  deswegen  an  dieser 
Stelle nur  noch  einmal  stichpunktartig  wiederholt  werden.  Die 
neuen  selbstverwalteten  Betriebe  haben  meist  nur  sehr  wenig 
Eigenkapital.  Unter  anderem  deswegen  haben  sie  nur  selten die 
Chance,  die  Kreditwürdigkeitsprüfung  einer  privaten  Bank  zu 
überstehen.  Weil  diese  Kreditwürdigkeitsprüfungen  auch  im  Rah-
men  von  normalen  staatlichen  FÖrderprog rammen  für  kleine  und 
mittelgroße  Unternehmen  vorgenommen  werden,  kommen  die  selbst-- 428  -
verwalteten  Betriebe  also  normalerweise  weder  an  Kredite  von 
privaten  Banken  noch  an  allgemeine  staatliche  Fördergelder  für 
die  Startphase  von  Kleinunternehmen  heran.  Alle  bisher  exi-
stierenden  Versuche,  in  den  eigenen  Reihen  der  Selbstverwal-
tungswirtschaft  oder  mit  Hilfe  sympathisierender  Institutionen 
oder  Parteien genügend  Finanzkapital  zu  schaffen,  haben  keinen 
zufriedenstellenden Erfolg  gehabt.  Selbst die  geplante  Ökobank 
wird  für  sich  allein  genommen  die  Finanzmisere  nicht 
beseitigen  können,  weil  das  Problem  der Kreditsicherheiten  von 
der  Bank  nicht  gelöst  werden  kann.  Um  diese  letzte  LÜcke  zu 
schließen,  drängte  sich  der  Gedanke  an  Haftungsfonds  auf,  die 
allerdings  nicht  ohne  staatliche  Hilfe  aufgebaut  werden 
können.  Diese  dann  von  der  Selbstverwaltungswirtschaft verwal-
teten  Haftungsfonds  im  Verein  mit  der  Ökobank  wurden  aller-
dings  als  ein  Gesamtfinanzierungssystem -eingeschätzt,  das  bei 
Unabhängigkeit  vom  Staat den  Fremdkapitalbedarf beseitigen  und 
gleichzeitig  die  Verbandsorgnisation  und  folglich  die  gesamte 
Selbstverwaltungswirtschaft  stärken dürfte. 
Es  ist besonders  reizvoll,  ein  solches  für  eine  sich  ent-
wickelnde  Kooperativenwirtschaft  vorgeschlagenes  Konzept  mit 
den  faktischen  Finanzierungsinstrumenten  in  Italien  als  einem 
Land  mit  voll  entfalteter  Kooperativenwirtschaft  zu  verglei-
chen.  Die  interessante  Frage  ist,  ob  trotz  unterschiedlicher 
Ausgangssituation  für  die  Entwicklungen  der  Kooperativenwirt-
schaft  in  den  beiden  Ländern  in den  letzten  10  Jahren  dennoch 
Xhnlichke i ten  in  der  Problemlage  zu  erkennen  sind. 
Für  einen  Aspekt,  der  in  keinem  Länderbericht  ausführlich 
erörtert  worden  ist,  kann  auch  hier  nur  kurz  ein  Ergebnis 
festgehalten  ~rden45.  Die  Selbstfinanzierung  und  die  Anwer-
bung  von  Eigenkapitel  sind  in der  Geschichte der  Kooperativen-
wirtschaft  in Italien  immer  sehr  begrenzt  gewesen.  So  war  bei-
spielsweise  bis  vor  kurzem  die  Obergrenze  für  die  Eigenkapi-
taleinlage  der Genossen  sehr  niedrig  und  ist erst  im  März  1983 
durch  das  Gesetz  Visentini  bis  mit  20  Mio.  Lire  auf  ein  Viel-
faches  heraufgesetzt  worden;  bei  den  Produktionskooperativen 
liegt  die  Obergrenze  allerdings  bei  3  Mio.  Lire46.  Trotzdem 
waren  in  der  langen  Geschichte  der  Kooperativenwirtschaft  die 
Genosseneinlagen  das  Hauptfinanzierungsinstrument47.  Späte-- 429  -
stens mit  dem  Einsetzen des  neuen  Entwicklungsschubes  Ende  der 
60er  Jahre  reichte das  nicht  mehr  aus.  Aber  auch  die  Gründung 
von  nationalen  Finanzierungskonsortien  wie  z.B.  der  Fin-
cooper48  reichte  nicht aus:  Nach  wie  vor  werden die  Finanzpro-
bleme  als  "herausragende  Fessel"  bezeichnet  und  wird  die  Ver-
sorgung  mit  Kapital  als  "eines  der  delikatesten  Probleme"49 
bezeichnet.  ßs  ist  auch  nicht  verwunderlich,  daß  in  einer  ex-
plosionsartig  sich entwickelndenKooperativenwirtschaft  und  an-
gesichts  nicht  nur  von  Neugründungen,  sondern  auch  von  Be-
triebs  übernahmen  im  größerem  Umfang,  die  Finanzprobleme mitge-
wachsen  sind50. 
Was  das  private  Bankwesen  angeht,  kann  eine  Beschreibung 
ihres  Beitrages  zur  Finanzierung  der  Kooperativen  ebenfalls 
recht  kurz  ausfallen.  Zu  den  "normalen"  Banken  haben  die  Ko-
operativen  in  Italien  vergleichbar  schweren  Zugang  wie  in 
anderen  Ländern.  Die  casse  rurali  sind  zwar  Genossenschafts-
banken,und  kämen  deswegen  für  die  Finanzierung  von  Kooperati-
ven  in  Frage:  Sie  sind  aber  satzungsgemäß  an  einen  sehr  engen 
räumlichen  Wirkungskreis  gebunden  und  sind  nicht  überall  vor-
handen.  Die  wichtigste  Position  unter  den  Banken  nimmt  die 
Banca  Nazianale  del  Lavoro  {BNL)  ein.  Für  die  ersten  neun  Mo-
nate des Jahres  1983  gibt die  BNL  ein  an  über  4.000  Kooperati-
ven  ausgeteiltes  Kreditvolumen  von  über  1.000  Mrd.  Lire  an, 
darunter  13%  an  den  Süden51.  Das  Verhältnis  der  Kreditsumme 
zwischen  Nord  und  Süd  erhellt ein  ondit,  daß  die  BNL  auch  in 
ihrer  Spezialabteilung  lieber  Kredite  an  die  kapitalstarken 
Kooperativen  des  Nordens  gibt  als  an  die  schwächeren,  so  daß 
auch  sie  im  Rahmen  ihrer  normalen Geschäftstätigkeit als  Kred-
itgeber  für  Kooperativen  mit  dürftigen  Sicherheiten  keine 
"gute  Adresse"  zu  sein  sehe int.  Obwohl  sie  1 91 9  einmal  als 
"Banca  del  Lavoro  el  della  coooerazione"  gegründet  wurde52, 
hat  sie  heute  nur  noch  eine  "Spezialabteilung  für  Kredite  an 
die  Kooperativenwirtschaft";  die  Kreditaufnahmemöglichkeiten 
für  Kooperativen  waren  bis  zu  Beginn  dieses Jahres  jedoch  auf 
. niedrigem  Niveau  plafondiert;  erst das  am  27.  Februar  1985  er-
1 assene Gesetz  Nr.  49,  "Vorkehrungen  für  den  Kredit  an  die  Ko-
operativenwirtschaft  und  dringende  Maßnahmen  zur  Aufrechter-
haltung  des  Beschäftigungsniveaus"53,  hat  die  BNL  für  die  Ko.:.. 
Operativenwirtschaft  neu  belebt.  Bevor  die  Regelungen  dieses - 430  -
Gesetzes  erörtert  werden,  soll  ein  Blick  auf  die  staatliche 
Wirtschaftsförderungspolitik  zugunsten  der  Kooperativenwirt-
schaft geworfen  werden. 
Im  1984  erschienenen  Führer  für  Produktionskooperativen der 
Lega  werden  unter der  Rubrik  "Krediterleichterungen  und  Finan-
zierungsinstrumente"  knappe  10  Gesetze  (von  1965  an)  aufge-
zählt,  die  mal  räumlich  gebundene  (Mezzogiorno),  mal  struk-
turelle  Wirkungen  (technische  Neuerungen  und  angewandte  For-
schung)  erzielen  sollen,  mal  den  Unternehmen  direkt,  mal  Kon-
sortien  zugute  kommen,  mal  für  bestimmte,  mal  für  alle  Bran-
chen  gelten54.  Des  weiteren  gibt  es  eine  Reihe  von  Steuerer-
leichterungen,  die  ausschließlich  für  Kooperativen  gelten55. 
Von  besonderer  Bedeutung  seit  den  70er  Jahren  sind  die  ver-
schiedensten  regionalen  Fördermaßnahmen  zugunsten der  Koopera-
tivenwirtschaft.  Bei  der  Durchsicht  einer  Reihe  von  Beschrei-
bungen  solcher  regionalen  Gesetzgebungen56  mit  vielen  Verwei-
sen  auf  weitere  regionale  Gesetzgebungen  gewinnt  man  folgenden 
Eindruck.  Teils  werden  die  Produktionskooperativen  bevorzugt 
gefördert,  teils  werden  sie  stiefmütterlich behandelt;  es  han-
delt  sich  ziemlich  regelmäßig  um  zeitlich begrenzte  FÖrderpro-
gramme;  teils handelt  es  sich  um  sehr  kleine  Subventionen  ohne 
Prüfung  der  Notwendigkeit,  teils  um  etwas  präzisere  Nennung 
von  Bedingungen;  im  Regelfall  handelt  es  sich  um  Kredite  und 
verlorene  Zuschüsse;  teils  werden  auch  hier  die  Konsortien, 
teils die  Kooperativen  direkt gefördert;  teils  wird  die  beab-
sichtigte  Wirkung  des  Gesetzes  praktisch  dadurch  erheblich 
eingeschränkt,  daß  bei  Zinssubventionen die  Kooperativen  schon 
an  den  Kreditwürdigkeitsprüfungen  der  privaten  Banken  schei-
tern,  "die  nur  selten Darlehen  an  Kooperativen  geben,  die  sich 
oft  in  prekären Vermögensverhältnissen  befinden"57. 
Bewertende  abschließ ende  Bemerkungen  in  den  erwähnten  Be r ich-
ten  fallen  in  der  Tendenz  kritisch  aus.  Neben  dem  Charakter 
des  Fragmentarischen  (siehe  oben)  wird  auch  die  Qualität  der 
Förderungsmaßnahmen  kritisiert,  was  in  dem  folgenden  Zitat be-
sonders  klar  zwn  Ausdruck  kommt.  Abgesehen  von  einigen Einzel-
fällen,  die  als  Vorbild  für  andere  Regionen  gelten  könnten, 
wird  von  den  übrigen  Maßnahmen  gesagt:  "Der  Rest  der  Interven-
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gesetzgebungen  einzuordnen,  die  in  der  Förderung  nach  dem 
"Gießkannenprinzip"  ( agevolazioni  "a  pioggia",  der  Verf.)  ihr 
hervorstechendstes  Merkmal  haben."58  Derselbe  Verfasser 
spricht  von  der  Gefahr,  daß  der  Staat  einfach  nur  "eminent 
viel  verteilt" . "Wer  an  die  Kooperativenwirtschaft  glaubt,  muß 
das  für  tödlich  halten."59  An  diesen  Gesichtspunkt  schließt 
eine  andere  des  öfteren  auftauchende  Kritik  an,  die  in  dem 
Begriff  vom  "assistenzialismo"  auf  einen  Nenner  gebracht 
wird.  Damit  ist  die  reine  Zuweisung  staatlicher  Mittel  ge-
meint,  an  die  leicht  heranzukommen  ist  und  die  an  keinen  in 
die  Zukunft  weisenden  Versuch  der  strukturellen  Verbesserung 
der  Lage  des  Empfängers  geknüpft ist,  also bei  Unternehmen die 
~tarktgesetze  dauerhaft  aus  den  Angeln  zu  heben  droht.  Marcora 
sprach  in  einer  Begründung  seines  Gesetzesvorschlages  von 
einer  "perversen  Logik  des  Assistenzialismus60,  und  in  einem 
Bericht  Über  das  Jahrestreffen  1984  eines der  Kooperativenver-
bände  steht  zu  lesen,  daß  die  Verbände  die  Kooperativen  auf 
eine  "nicht-assistenzialistische"  Weise  helfen  würden,  um 
funktionstüchtige  Unternehmen  zu  schaffen61.  Es  ist gar  nicht 
erstaunlich,  sondern  plausibel,  daß  sich  in  dem  Bekenntnis  zur 
Vermeidung  des  Assistenzialismus  staatliches Interesse  und  In-
teresse  der  Kooperativenorganisationen  überschneiden.  Nur 
durch  staatliche  Subventionen  am  Leben  erhaltene  Kooperation 
sind  unter  dem  rein  wirtschaftlichen  Aspekt  nicht  nur  gesell-
schaftliche Verschwendung  von  Ressourcen,  sondern  drohen  immer 
auch  den  Verbänden  zur  Last  zu  fallen.  Die  Verbände  können 
kein  Interesse  daran  haben,  durch  besondere  und  undifferen-
zierte  Freigebigkeit  des  Staates  Kooperativen  gegründet  und 
erhalten  zu  sehen,  um  deren  Lebensinhalt  sie  sich  selber  dann 
zusätzlich mit  großem  ideellen  und  materiellen  Einsatz  kümmern 
m"üssen. 
Deswegen  soll  nun  geprüft  werden,  ob  nicht  in  dem  erwähnten 
Gesetz  Nr.  49  vom  27.  Februar  1985  Elemente  einer  günstigeren 
finanziellen  Förderung  der  Kooperativenwirtschaft  zu  finden 
sind.  Dieses  Gesetz  besteht  aus  zwei  Teilen  :  Der  Einrichtung 
eines  Rotationsfonds  (Foncooper)  bei  der  BNL  zugungsten  der 
Kooperativenwirtschaft  mit  einem  Ursprungskapital  von  90  Mrd. 
Lire  {Art.  1  ff.)  und  der  Einrichtung  eines  Spezialfonds  zur 
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teiligung  an  Umwandlungen  von  Krisenunternehmen  in  Kooperati-
ven  {Art.  14  ff).  Während  der  erstgenannte  Rotationsfonds  bei 
der  Bank  angesiedelt bleibt,  also  Zinsen  und  Rückzahlungen  so-
wie  zusätzliche  RÜckzahlungen  aus  anderen  Kreditprogrammen 
(Art.  2)  gespeist  wird,  werden  die  Gelder  des  zweiten  Fonds 
als  verlorene  Zuschüsse  an  Finanzgesellschaften  ausgezahlt, 
wenn  diese  sich mit  den Geldern des  Fonds  an  den  Betriebsüber-
nahmen  in  Kooperativenhand  durch  Zeichnung  von  Eigenkapital 
beteiligen.  Diese  Finanzgesellschaften  müssen  ihrerseits  zu 
wenigsten  80%  in der  Hand  von  Produktionskooperativen  sein  und 
könnnen  von  den  anerkannten  Kooperativenverbänden  gegründet 
werden  (62). 
An  diesen  Gesetzen  sind  aus  der  Sicht  eines  allgemeinen 
Konzepts  zur  Finanzierung  der  Kooperativenwirtschaft  beson-
ders  zwei  Dinge  interessant.  Erstens  übernehmen  faktisch  die 
Finanzgesellschaften  als  Organe  der  Kooperativenverbände  die 
Verteilung  der  Gelder;  sie  entscheiden,  an  welchen  Betriebs-
fortführungen  sie  sich beteiligen wollen  und  an  welchen  nicht. 
Genau  das  lag  selbstverständlich  auch  in der  Absicht  von  Mar-
cora,  dem  Urheber  des  Gesetzes:  "Die  Finanzgesellschaften  der 
Kooperativenbewegung  werden  kontrollieren,  daß  die  Investi-
tionsvorhaben  den  technischen  und  finanziellen  Anforderungen 
genügen,  die  dem  rekonstruierten  Unternehmen  reale  Chancen 
.•. garantieren."63 
Damit  wird  darauf  vertraut,  daß  die  Organe  der  Kooperativen-
verbände  im  Sinne  des  Gesetzes  und  im  Sinne  eines  wirtschaft-
lichen  Umgangs  mit  Staatsgeldern  funktionieren.  Diese  Erwar-
tung  ist  um  so  gerechtfertigter,  als  - zweitens  - die  ihnen 
gezahlten  Gelder  in  ihrem  Eigentum  bleiben;  man  wünscht  sich, 
daß  gerettete  Unternehmen,  die  sich  wirtschaftlich  erholt 
haben,  den  Finanzgesellschaften  ihre  Kapitalbeteiligungen 
wieder  zurückzahlen,  so  daß  diese  dann  selber  im  Besitz  eines 
Rotationsfonds  wären,  aus  dem  heraus  sie  im  Idealfall  ständig 
neue  Betriebsübernahmen  finanziell  unterstützen  könnten. 
Genau  diese  zweite  Funktion  ist  jedoch  ganz  unsicher;  denn 
die  finanzierten  Unternehmen  haben  keinen  wirtschaftlichen 
Grund,  die  Kapitalanteile  der  Gesellschaften  zurückzuzahlen, - 433  -
es  sei  denn,  sie  werden  rechtlich  dazu  gezwungen.  Jedenfalls 
ist  angesichts  des  einen  oder  anderen  Fonds  aus  dem  neuen 
Gesetz  von  einem  Haftungsrotationsfonds  die  Rede64.  Ist  der 
erste  Fonds  gemeint,  dann  ist  der  Begriff  Haftungsfonds 
falsch:  Es  ist  ein  reiner  Kreditfonds.  Ist  vom  zweiten  Fonds 
die  Rede,  dann  läßt  sich  das  Prinzip  "Haftung"  dadurch  prak-
tisch  denken,  daß  mit  Hilfe  der  Kapitalbeteiligungen  seitens 
der  Finanzgesellschaften  die  übernommenen  Betriebe  größeres 
haftendes  Eigenkapital  haben  und  leichter  an  externe  Kredite 
herankommen65,  aber  er  ist nicht  von  Natur  aus  ein  Rotations-
fonds!  Selbst  wenn  er  die  Wirkung  eines  Rotationsfonds  voll 
entwickeln  würde,  wäre  das  Kreditpotential  dieses  Fonds  nie-
mals  größer  als  sein  Kapitalbestand.  Zumindest  in  einer 
wachsenden  Kooperativenwirtschaft  steht  zu  befürchten,  daß 
auch  dieser  Fonds  bald  nicht  mehr  den  quantitativen  Anforde-
rungen  genügen  kann,  wenn  er  denn  jemals  groß  genug  war.  Wäre 
der  Fonds  - wie  das  im  Finanzkonzept  für  die  BRD  vorgeschlagen 
wurde  - tatsächlich ein  Haftungsfonds,  mit  dem  nur  für  ander-
weitig  zu  beschaffende  Kredite  gebürgt  würde,  könnte  er  ent-
sprechend  den  italienischen  Bankgesetzen  ebenso  wie  in der  BRD 
im  Umfang  eines  Vielfachen  seines  Bestandes  Kredite  sicher-
stellen.  Das  als  8rgänzung  eines  solchen  Haftungsfonds  eine 
"bewegungseigenen"  Bank  nützlich ist,  weil  dann  beispielsweise 
das  Zinsniveau  etwas  niedriger  sein  könnte  (vgl.  den  Deutsch-
landbericht,  gilt  selbstverständlich  auch  für  Italien.  Ob 
allerdings bei  dem  fortgeschrittenen  Stadium  der  quantitativen 
Entwicklung  der  Kooperativenwirtschaft die Gründung  einer  Bank 
mit  einem  ausreichend  großen  Geschäftsumfang  noch  möglich ist, 
ist  nicht  sicher.  Immerhin  ist  mindestens  auf  einem  Kongreß 
der  Lega  jüngst einmal die  Gründung  einer  Kooperativenbank er-
wogen  wo rden6 6. 
Blickt  man  auf  Großbritannien  und  geht  man  damit  zurück  zu 
einem  Land,  das  gegenüber  Italien eine  ähnlich  unterentwickel-
te  Kooperativenwirtschaft  hat  wie  die  BRD,  jedoch  ein  ent-
wickelteres  System  von  nationalen  und  lokalen  Unterstützungs-
organisationen  und  -maßnahmen,  dann  erkennt  man  dennoch  prin-
zipielle  Ähnlichkeiten  in  der  Problemlage  der  Finanzierung  zu 
Italien  und  der  BRD.  Der  Bericht  von  Stott  (in  diesem  Band) 
läßt  sich  so  zusammenfassen67.  Es  gibt  ein  bewegungseigenes - 434  -
Finanzierungsinstitut  (ICOF),  dessen  Finanzkraft  zwischenzeit-
lich durch  Staatszuschüsse  erhöht  wurde.  Da  es  als  Rotations-
fonds  arbeitet,  braucht  nicht  zu  verwundern,  daß  der  Fonds 
Ende  1981  praktisch  leer  war.  Die  finanzielle  Unterstützung 
ist  in  London  mit  dem  Greater  London  Enterprise  Board  und  dem 
London  Co-operative  Enterprise  Board  am  größten.  Daneben  gibt 
es  7  kommunale  revolvierende  Kreditfonds,  über  die  in  fast 
allen  Fällen  CDA,  also  staatsgebundene  Institutionen,  ent-
scheiden.  Die  Staatsabhängigkeit der  Kooperativen  wird  mit  der 
bevorstehenden  Abschaffung  des  Greater  London  Council  im  Jahre 
1986  gefährlich,  weil  dann  die  Finanzierungsbasis  des  GLEB 
ernsthaft  in  Frage  gestellt  ist.  Also  ist  auch  in  Großbri-
tannien  die  Finanzierung  der  Kooperativen  regional  unter-
schiedlich  gut,  insgesamt  nicht  ausreichend,  entbehrt  wegen 
starker  staatlicher Einflüsse  nicht einer  gewissen  Willkür  und 
wirkt  dadurch  weder  langfristig  konsolidierend  auf  die  Koope-
rativenwirtschaft  selbst  noch  auf  deren Verbandsbildung. 
Bei  Young  und  Rigge  findet  sich ein konkreter Vorschlag  zur 
Lösung  des  Finanzproblems  in  Großbritannien.  Zunächst  einmal 
sollte  es  nicht  überraschen,  daß  auch  sie  ihren Vorschlag  zur 
Lösung  des  Finanzproblems  in  einem Kapitel  über  "Die  Rolle  des 
Staates" 6 8  unterbringen  und  damit  zu  erkennen  geben,  daß  auch 
sie  an  eine  Lösung  unter  Mithilfe  des  Staates  denken.  Nachdem 
sie  andere  Institutionen als  Träger  einer  Bankfunktion  aus  den 
verschiedensten  Gründen  abgelehnt  haben,  halten  sie  die  CDA 
für  am  besten  geeignet,  ebenfalls  aus  Gründen,  die  hier  nicht 
erörtert  werden  sollen.  In  ihren  abschließenden  Bemerkungen 
wird  allerdings .deutlich,  daß  sie  die  CDA  die  Bankfunktion 
unter  der  Bedingung  übernehmen  lassen  wollen  (besser:  müssen, 
denn  woher  sollte  das  Geld  sonst  kommen)  ,  das  vom  Staat  nicht 
nur  jährlich  2  Mio.  Pfund  an  Beratergehältern gezahlt,  sondern 
bereits  im  ersten Geschäftsjahr  mindestens  20  Mio.  Pfund  Kapi-
tal  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen69.  Von  Einlagen  ist 
nicht  die  Rede,  so  daß  es  sich  praktisch  nicht  um  eine  Bank, 
sondern  um  einen  durch  einen  Beraterstab  erweiterten  Kredit-
fonds.  handelt,  der  mindestens  in  den  ersten  Jahren  ständig 
aufgestockt  werden  rn"üßte,  ehe  er  nach  .Jahren  als  Rotations-
fonds  arbeiten  könnte.  Sie  zweifeln  selber  an  der  Fi nanzie-
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zierungsinstrument,  weil  es  eine  Staatsinstitution  bleibt, 
keine  emanzipatorische  Wirkung  auf  die  Entwicklung  von  Ver-
bandsstrukturen  haben.  Ein  Haftungsfonds  wäre  demgegenüber 
billiger  (die  20  Mio.  Pfund  würden  als  Haftungskapital  wahr-
scheinlich  schon  überdimensioniert  sein  ) und  hätten  den  Vor-
teil, die  Verbandsorganisation der  Kooperativen  zu  fördern. 
Fassen  wir  die  Schlußfolgerungen  und  Empfehlungen  kurz  zu-
sammen. 
1.  Strukturelle  Wirtschaftsentwicklungen  und  ein  Wertewandel 
in  den  westlichen  Industrienationen  geben  Raum  für  eine 
moderne  Kooperativenwirtschaft. 
2.  Mit  ihr  zusammen  kann  die  Entwicklung  friktionsloser  und 
menschenfreundlicher  verlaufen. 
3.  Zu  ihrem  Gedeihen  braucht  die  Kooperativenwirtschaft  eine 
starke  und  lebendige  Organisationsstruktur. 
4.  Außderdem  braucht  die  Kooperativenwirtschaft  finanzielle 
Hilfe,  um  strukturelle Nachteile  im  herrschenden  System des 
Kapitalismus  ausgleichen  zu  können. 
5.  Zum  Aufbau  der  Organisationsstrukturen  kann  der  Staat  bei-
tragen,  in  dem  er  den Verbänden  beispielsweise Hoheitsfunk-
tionen  und  Verfügungsmacht  über  Finanzmittel  gibt:  Beides 
kann  wirksam  als  Anreiz  zum  Beitritt  zu  den  Verbänden  ge-
nutzt  werden. 
6.  Ein  Finanzierungssystem,  das  mög liehst  viele  Vorteile  für 
die  Kooperativenwirtschaft mit  sich bringt  und  gleichzeitig 
unter  normalen  Umständen  ausreichend  sein sollte, 
darf nicht  in der  Hand  des  Staates  liegen,  weil  dann  insbe-
sondere  keine  hinreichende Garantie  für  die  wirtschaftliche 
Mittelverwendung  gegeben  ist, 
sollte  Beratung  und  Geldvergabe  in  eine  Hand  legen,  weil 
dann  den  Erfordernissen  der  wirtschaftlichen  Lenkung  am 
besten genüge  getan  werden  kann, 
braucht  aber  die  Hilfe  des  Staates,  weil  die  Eigenkapital-
schöpfung  in  den  eigenen  Reihen  zu  schwach  ist,  und 
sollte  an  Stelle  von  verlorenen  Zuschüssen  und  Kreditfonds 
aus  Haftungsfonds  bestehen,  weil  diese  mit  einer  gleichen 
Basisausstattung  um  Potenzen  mehr  Kreditpotential  schaffen 
als  Kreditfonds,  also billiger  sind,  und  weil  sie ein Eini-
gungs- und  Stärkungsinstrument  sind  und  die  Kooperativen-
wirtschaft  nicht  wie  verlorene  Zuschüsse  und  Kredite  ent-
solidarisieren würden. - 436  -
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